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EDITORIAL/152: Die Quelle (SB)
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Die Quelle

"Geh doch geschwind an die Quelle,

wasch den Lehm dir aus dem Gesicht.

Siehe, es wird um dich helle

und die Schmerzen, die spürst du nicht."

Dieser Refrain eines christlichen Liedes, welches auf die Heil- und
Reinigungskraft jenes Nazareners verweist, der im Laufe der
fortgeschriebenen Geschichte als Jesus Christus zum Mittel- und
Ausgangspunkt einer weltumspannenden Glaubensgesellschaft in
unterschiedlichsten kirchlichen Erscheinungsformen wird, gemahnt
geradezu an das noch ältere animalisch-instinktive Wissen aller Wesen,
das sich mit seinem großen Durst an sprudelnden und sickernden Brüchen
und Aufwallungen der Erde wie an glucksenden Felsspalten orientiert,
denen gewöhnlich das trinkbare, lebensspendende Naß entrinnt.

Wie die Absicht den Willen speist und der Wille die Tat, sollten nicht
gerade auf diese Weise, besonders mit Blick auf umweltfreundliche
Technologien und die neue Art des Nutzens und Gebrauchs unserer
Ressourcen, die Augen, die Sinne und der Rest unseres Mühens ohne
jeden Vergleich fest auf den Boden unserer Herkunft und unseres
Fortbewegungsapparates geheftet bleiben, bis wir uns noch wesentlich
verlustärmer über verbleibende Hindernisse hinwegsetzen können?

In Anbetracht der Gefahr, derartiges möglich werden lassen zu können,
werden sich wahrscheinlich die Fragen unserer wie aller Zeiten ganz
gewiß an den Ermüdungsfolgen kurzer Pausen oder langer Rasten
antwortgestützter Bruchstellen mit keinem größeren Aufwand, als er für
uns zu reklamieren wäre, bis zu ihrer zugespitztesten und genauesten
Wirkung und Erfüllbarkeit entfalten.

Ihre Schattenblick-Redaktion



11. Oktober 2019
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ATOM/228: Halbwertzeit - Laufzeitverlängerung belgischer Atommeiler ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 10. Oktober 2019

BBU gegen längere AKW-Laufzeiten in Belgien / Urantransport auf der A 31
/ Demonstration am 26. Oktober in Lingen



(Bonn, Brüssel, Düsseldorf, Hannover) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) lehnt mögliche längere Laufzeiten
belgischer Atomkraftwerke generell ab. Von den Landesregierungen in NRW
und Niedersachsen, sowie von der Bundesregierung, fordert der BBU ein
sofortiges Exportverbot für Uran- und Brennelementelieferungen aus den
Uranfabriken in Gronau und Lingen. Überörtlich wird für eine
Anti-Atomkraft-Demonstration am 26. Oktober in Lingen mobilisiert.

Die Aachener Zeitung hat am Mittwoch (9. Okt. 2019) berichtet, dass der
neue Vorstandschef des AKW-BetreiberkonzernsEngie-Electrabel, Johnny
Thijs, für eine Laufzeitverlängerung belgischerAtom-Meiler plädiert.
Konkret halte er eine "um 20 Jahre verlängerte Laufzeit von drei der
sieben belgischen Atommeiler in Tihange und Doel" für "sinnvoll".Im
Gespräch sind dabei offenbar die Reaktoren Tihange 1 und 3 und Doel 4.

Der BBU lehnt derartige Gedankenspiele generell ab und spricht sich für
die sofortige Stilllegung der belgischen Atomkraftwerke aus. Udo
Buchholz vom Vorstand des BBU betont, dass nur "die Stilllegung aller
Blöcke zur Sicherheit der Bevölkerung in Belgien und weit darüber hinaus
beitragen kann. Außerdem würde durch die Stilllegung die Produktion
weiterer Atommüllmengen verhindert, für die es auch in Belgien kein
sicheres Endlager gibt."

Der BBU, in dem auch Bürgerinitiativen aus dem Münsterland sowie aus dem
Emsland organisiert sind, kritisiert, dass die Uranfabriken in Gronau
und Lingen zur Versorgung auch belgischer Atomkraftwerke angereichertes
Uran und Brennelemente produzieren. "Es ist höchste Zeit, dass die
Landesregierungen in Düsseldorf und Hannover, und auch die
Bundesregierung, alle Hebel in Bewegung setzen, um die Versorgung der
strittigen Atomkraftwerke in Belgien, aber auch in anderen Ländern, mit
Nuklearbrennstoff aus NRW und Niedersachsen zu stoppen. Der
konsequenteste Schritt wäre die unverzügliche Aufhebung der jeweiligen
Betriebsgenehmigungen der Uranfabriken in Gronau und Lingen", erklärt
Udo Buchholz.

Neuer Urantransport am 10.10.19 auf der A 31 gesichtet

Der Betrieb der Uranfabriken in Gronau und Lingen ist nach wie vor mit
zahlreichen gefährlichen Atomtransporten verbunden. So wurde heute
(Donnerstag, 10. Oktober 2019) wieder ein französischer LKW mit
Nuklearfracht auf der Emslandautobahn A 31 gesehen. Er fuhr mit
Fahrtrichtung Ruhrgebiet bei Gronau auf die Autobahn auf. Da der LKW mit
Gefahrgutzeichen für radioaktive und ätzende Stoffe gekennzeichnet war,
ist anzunehmen, dass er hochgefährliches Uranhexafluorid aus der
Gronauer Urananreicherungsanlage Richtung Frankreich transportiert hat.
"Der Transport wurde gegen acht Uhr beobachtet und erfolgte mitten im
Berufsverkehr ohne jeglichen Polizeischutz. Auch dazu darf die
Landesregierung in Düsseldorf nicht schweigen", so Udo Buchholz.
Gemeinsam mit dem Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, dem AKU Schüttorf,
dem Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen und weiteren
Initiativen fordert der BBU grundsätzlich das Verbot von Atomtransporten.

Überörtliche Anti-Atomkraft-Demonstration am 26. Oktober 2019 in
Lingen

Gegen die Atomanlagen in Lingen, aber auch in Gronau und anderswo, sowie
gegen Atomtransporte, richtet sich eine Demonstration, die am 26.
Oktober in Lingen stattfinden wird. Sie beginnt um 12 Uhr am Bahnhof in
Lingen. Organisiert wird die Demonstration von Anti-Atomkraft- und
Umweltschutzinitiativen im Emsland und Münsterland. Gemeinsam mit
weiteren Organisationen ruft auch der BBU zur Teilnahme auf.




Weitere Informationen:

https://3rosen.eu 

http://urantransport.de

https://bbu-online.de

https://atomstadt-lingen.de/demo

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 10.10.2019

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Oktober 2019 
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7278: Nürnberg - "Lange Nacht der Wissenschaften" an der Technischen Hochschule, 19.10.2019


Technische Hochschule Nürnberg

Schaum mit Steakgeschmack und Fortunas gezinkte Würfel

Die "Lange Nacht der Wissenschaften" an der TH Nürnberg bietet
Wissenschaft zum Staunen und Erleben



Die TH Nürnberg präsentiert auch bei der neunten "Langen Nacht der
Wissenschaften" wieder viele spannende Programmpunkte aus Wissenschaft und
Forschung. Am Samstag, 19. Oktober 2019, öffnet die TH Nürnberg von 18.00
bis 1.00 Uhr ihre Türen für alle interessierten Besucherinnen und
Besucher. Die Standorte am Keßlerplatz und in der Bahnhofstraße sowie "Auf
AEG" und im "LEONARDO - Zentrum für Kreativität und Innovation" bieten
zahlreiche spektakuläre Shows, Mitmachaktionen und Experimente.

Nürnberg, 10. Oktober 2019. Die TH Nürnberg steht für angewandte Forschung
und Wissenstransfer - bei der inzwischen neunten "Langen Nacht der
Wissenschaften" können sich die Besucherinnen und Besucher vor Ort
informieren, wie vielfältig die Forschungsbereiche der TH Nürnberg sind.
Über 50 spannende Programmpunkte laden zum Mitmachen und Staunen ein, von
Physikexperimenten und mobiler Robotik über spektakuläre Blitzshows bis
hin zu virtuellen Welten. Dazu sind auch dieses Jahr wieder zahlreiche
Gäste aus Wirtschaft, Wissenschaft und Bildung zu Gast an der TH Nürnberg
und präsentieren ihre spannenden Arbeitsbereiche.

Zwischen Industrieeinsatz und Rettungsmissionen

Die künstliche Intelligenz und die Robotik sind interdisziplinäre
Forschungsfelder an der TH Nürnberg. Das Labor für mobile Robotik der
Fakultät Elektrotechnik Feinwerktechnik Informationstechnik (efi)
demonstriert seine Forschungsroboter für industrielle Anwendungen und
Katastrophenszenarien. Die Rettungsrobotik kann bereits Rettungskräfte in
echten Krisenszenarien bei der Suche und Bergung von Verletzen
unterstützen. In der Fakultät Maschinenbau und Versorgungstechnik liegen
die Forschungsschwerpunkte auf der intuitiven Roboterprogrammierung, der
Roboter-Roboter-Kooperation und der Roboteranwendung mit Sensoreinsatz und
Bildverarbeitung. Bei der "Langen Nacht der Wissenschaften" zeigen die
Industrieroboter ihr Können beim Einbrennen individueller Botschaften auf
Holzuhren, die die Besucherinnen und Besucher selbst diktieren können. Am
Nuremberg Campus of Technology können sie in unseren Räumlichkeiten gegen
Roboter spielen oder die Montagelinie der Zukunft erproben und mit dem
Kollege Roboter in einer Fertigungszelle zusammenarbeiten.

Mit den Augen sprechen

Ein weiteres zukunftsorientiertes Forschungsfeld an der TH Nürnberg ist
das Thema Gesundheit. Und plötzlich ist man sprachlos - die invasive
Beatmung in Kliniken rettet Leben, doch die Patientinnen und Patienten
können in dieser Zeit nicht mehr sprechen. Studierende der Fakultät efi
haben dafür eine eigene App entwickelt, durch die sich die Patientinnen
und Patienten verständigen können - nur durch die Bewegungen ihrer Augen
und mithilfe eines Tablets. Der virtuelle Blindenstock der Fakultät
Bauingenieurwesen, der in Zusammenarbeit mit der Fakultät Informatik und
dem Institut für Energie und Gebäude der TH Nürnberg entstanden ist,
ermöglicht sehbeeinträchtigen Menschen einen virtuellen Rundgang in
unbekannten Umgebungen. Durch die VR-Anwendung können sie sich im Vorfeld
mit realen Gebäuden vertraut machen.

Molekulare Speisekarte

Wie kann weißer Schaum nach einem perfekten Steak schmecken? Wie wird
heißes Eis hergestellt, das beim Abkühlen schmilzt? Und wie kann man einen
festen Mojito trinken? Die Molekularküche und -cocktailbar der Fakultät
Angewandte Chemie bietet die Möglichkeit, neue Variationen von Essen und
Trinken in ungewöhnlichen Erscheinungsformen zu kreieren. Neben Speisen
und Getränken können die Besucherinnen und Besucher ihren eigenen Duft
herstellen. Sie finden heraus, was ein gutes Parfum von einem schlechten
unterscheidet und wie durch die Mischung verschiedener Stoffe der
Geruchseindruck verändert wird.

Sonnenkraft vs. Mensch

Fortuna - die Glücksgöttin in der römischen Mythologie. Doch spielt
Fortuna mit gezinkten Würfeln? Bei einem einfachen Spiel mit
unterschiedlichen Würfeln können die Besucherinnen und Besucher
ausprobieren, wie schwierig es sein kann, dabei zu gewinnen. In der
Fakultät Angewandte Mathematik, Physik und Allgemeinwissenschaften bietet
sich den Besucherinnen und Besuchern außerdem die Gelegenheit, gegen die
Sonnenkraft anzutreten. Auf einem Ergometer versuchen sie, eine Tasse
Wasser schneller zum Kochen zu bringen als ein Photovoltaik-Modul.

Hexenflug und Lichtschwertkampf

Die Flugschule für Hexen und Zauberer! Ein Lagesensor erkennt die eigenen
Körperbewegungen, wodurch die Besucherinnen und Besucher einen Flug auf
dem Hexenbesen durch eine virtuelle Landschaft steuern können. Inzwischen
erlauben es moderne Technologien sogar, dass sich mehrere Akteure
gleichzeitig in einer virtuellen Umgebung aufhalten und miteinander
interagieren können - was ist da naheliegender als ein Lichtschwertkampf
nach Star Wars Manier? Die virtuelle Realität ist inzwischen nicht nur auf
visuelle Sinneseindrücke beschränkt, sondern bindet auch den Tastsinn, das
Temperaturempfinden und Luftbewegungen mit ein. Mit der Fakultät efi
tauchen die Besucherinnen und Besucher der "Langen Nacht der
Wissenschaften" in virtuelle Welten ein.

Alle Veranstaltungen finden in den Hörsälen, Laboren und Seminarräumen der
TH Nürnberg statt:

Standort K, Keßlerplatz 12

Standort B, Bahnhofstraße 90

Auf AEG, Nuremberg Campus of Technology, Fürther Straße 246 b

LEONARDO, Karl-Grillenberger-Straße 3a


Weitere Informationen finden Sie unter:

https://www.th-nuernberg.de/lange-nacht

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution132

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Nürnberg, 10.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4474: Magdeburg - Fotografien "Afrika - ein Kontinent, viele Gesichter" bis 12.1.2020


Stadt Magdeburg

Afrika - ein Kontinent, viele Gesichter

Foto-Ausstellung in den Gruson-Gewächshäusern bis zum 12. Januar



Seit Mitte September wird die Fotoausstellung "Afrika - ein Kontinent,
viele Gesichter" in den Gruson-Gewächshäusern bis zum 12. Januar 2020
gezeigt. Sie ist täglich außer montags von 9.00 bis 17.00 Uhr in
mehreren Bereichen der Gruson-Gewächshäuser zu sehen.

Die Bilder von Gisela Tegtmeier vermitteln einen kleinen Einblick in
die Vielfalt der Natur Afrikas. Dabei stehen nicht die "big five"
nicht im Vordergrund, sondern die Vogelwelt und die Landschaften.
Schon als Schulkind war Gisela Tegtmeier mit dem Fotoapparat in der
Natur unterwegs, besonders interessierte sie die Vogelwelt. Erst viel
später kam ihre Begeisterung für den afrikanischen Kontinent. Die
Fotografien entstanden auf bisher fünf Reisen nach Tansania, Kenia,
Namibia, Botswana und Südafrika.

Der Eintritt für die Foto-Ausstellung kostet 3,50 Euro, ermäßigt 2,00
Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, September 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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KURSUS/5067: Hanau - Foto-Workshop zur Industrie- und Maschinenfotografie am 26. Oktober 2019


Stadt Hanau

Foto-Workshop zur Industrie- und Maschinenfotografie

Neue Perspektiven entdecken am Samstag, 26. Oktober, im Museum
Großauheim



Einen exklusiven Foto-Workshop zum Thema Industrie- und
Maschinenfotografie mit Fotograf Detlef Sundermann bieten die
Städtischen Museen am Samstag, 26. Oktober 2019 im alten E-Werk des
Museums Großauheim an. Der Kurs richtet sich an Erwachsene, die
zumindest Grundkenntnisse der Fotografie haben, beginnt um 11 Uhr und
dauert rund drei Stunden.

Fotobegeisterte haben die Möglichkeit, sich von den dort ausgestellten
historischen Dampfmaschinen und der einzigartigen Atmosphäre
inspirieren zu lassen und mit der Kamera die alte Industrietechnik zu
erkunden. Dies geschieht unter Einbeziehung ungewöhnlicher
Perspektiven und geschickter Nutzung von Licht sowie mit packenden
Aufnahmen von Details. Abschließend gibt es eine Bildbesprechung mit
Tipps zur Nachbearbeitung.

Mitgebracht werden können DSLR-, System-, Bridge- oder eine gehobene
Kompaktkamera, verschiedene Objektive, ggf. Blitz, Taschenlampe und
Stativ. Die Kosten betragen 15 Euro zzgl. Museumseintritt. Aufgrund
der begrenzen Plätze ist eine Anmeldung unbedingt erforderlich.
Interessierte melden sich bitte direkt beim Kursleiter Detlef
Sundermann unter der E-Mail-Adresse sun-info@t-online.de an.

Weitere Termine finden sich im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau
unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim - Kunst und Industriegeschichte

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Oktober 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4380: Braunschweig - Autorenlesung mit Samuel Björk und Lars Lenth am 22.10.2019


Stadt Braunschweig

Autorenlesung mit Samuel Björk und Lars Lenth 



Braunschweig. Die norwegischen Bestsellerautoren Samuel Björk und Lars
Lenth lesen im Rahmen des Braunschweiger Krimifestivals am Dienstag,
22. Oktober, um 19.30 Uhr, in der Stadtbibliothek im Schloss,
Schlossplatz 2, aus ihren neuen Krimis. Die deutschen Passagen liest
Sönke Möhring, die Moderation und die Übersetzung übernimmt die
Journalistin Anouk Schollähn. Lars Lenth wird die Lesung zusätzlich
mit ein paar musikalischen Einlagen begleiten. Eintrittskarten zum
Preis von 18 Euro, ermäßigt 16 Euro gibt es in der Buchhandlung Graff.
An der Abendkasse gibt es Restkarten zum Preis von 22 Euro. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 0531/470-6833.

Im Roman "Bitterherz" von Samuel Björk wird in einem Bergsee die
Leiche einer jungen Frau in einem Kostüm einer Balletttänzerin
gefunden. Am Ufer steht eine Kamera, in deren Linse die Zahl vier
eingeritzt ist. Kommissar Holger Munchs steht in seinem dritten Fall
vor einem Rätsel, denn es taucht eine weitere Kamera und ein weiteres
Opfer auf.

Im Roman "Schräge Vögel singen nicht" von Lars Lenth wird ausgerechnet
im Gewässer vor dem Haus, wo Leo Vangen lebt, ein menschliches Ohr
gefunden. Dieses gehört einem eingereisten polnischen Bauarbeiter, der
mit einbetonierten Füßen auf dem Grund des Oslofjords gefunden wird.
Leo gerät in einen Kleinkrieg zwischen Vogelschützern und eiskalten
Immobilienspekulanten. Doch einen Lichtblick gibt es: seine
Jugendliebe Mariken ermittelt in diesem Fall.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/4379: Mönchengladbach - Bartholomäus Grill "Wir Herrenmenschen" am 22.10.2019


Stadt Mönchengladbach

Bartholomäus Grill "Wir Herrenmenschen" - Lesung und Gespräch



Wir halten uns für tolerant und weltoffen. Aber sind wir es wirklich?
Immer noch prägt häufig ein "kolonialer Blick" unsere Sicht auf die
Welt. Deutschland war bis 1918 (drittgrößte) Kolonialmacht: ein
unbewältigtes Kapitel unserer Geschichte - und beunruhigend aktuell.
Etwa in den Klischees von "hilflosen Entwicklungsländern", von
bedrohlichen Afrikanern in "Flüchtlingswellen" oder angesichts der
Diskussion um koloniale Kulturraubgüter in den europäischen Museen.
"Wir Herrenmenschen" sucht die Spuren deutscher Herrschaft in Afrika,
China und der Südsee. Im Gespräch mit Zeitzeugen und deren Nachkommen
wird koloniale Erfahrung greifbar. Und ein Katalog nicht erkannter und
unaufgearbeiteter Schuld erkennbar - denn die Schatten der Geschichte
sind länger als gedacht.

Bartholomäus Grill (geb. 1954), Journalist und Bestsellerautor,
berichtet seit 1993 aus Afrika, viele Jahre für DIE ZEIT, seit 2013
als Korrespondent des SPIEGELs. Er veröffentlichte zahlreiche
Reportagen, Bücher, darunter " Ach, Afrika" (2003) und "Um uns die
Toten" (2014). Grill lebt und arbeitet in Kapstadt. Er hat sich dieser
Thematik angenommen.

In der Reihe Text I stationen Bartholomäus Grill: Wir Herrenmenschen -
Eine Reise in die deutsche Kolonialgeschicht ist er mit einer Lesung
und anschließendem Gespräch in der Stadtteilbibliothek Rheydt am
Dienstag, 22. Oktober, 19.30 Uhr, zu Besuch. Veranstalter ist der
Förderverein der Stadtbibliothek Lust am Lesen e.V. in Kooperation mit
der Heinrich-Böll-Stiftung NRW, gefördert vom Kulturbüro
Mönchengladbach.

Hinweis: Aktuell ist der Aufzug zur Stadtteilbibliothek defekt.
Aufgrund von Schwierigkeiten mit Ersatzteilen dauert die Reparatur
länger an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TREFF/724: Kassel - "Tag der Bibliotheken" am 24. Oktober 2019


Stadt Kassel

Tag der Bibliotheken



Zum "Tag der Bibliotheken" am 24. Oktober sind alle Neuanmeldungen in
den Errichtungen der Stadtbibliothek für Erwachsene und Kinder
kostenfrei. Um in der Stadtbibliothek Bücher, Zeitschriften, DVD- und
CD-Rom, Hörbücher, Filme und weitere Medien entleihen zu können und um
die E-Medien des Onleihe-Verbund-Hessen nutzen zu können, benötigt man
einen gültigen Bibliotheksausweis. Zur Anmeldung muss ein gültiger
Personalausweis oder ein Pass mit Meldebescheinigungen vorgelegt
werden. Gegebenenfalls ist noch ein Nachweis über eine mögliche
Ermäßigung (Schülerausweis, Teilhabecard o.ä.) aus
verwaltungstechnischen Gründen notwendig. Kinder und Jugendlichen
unter 16 Jahren benötigen eine Einverständniserklärung der Eltern.

Ein Bibliotheksausweis kann nur vor Ort ausgestellt werden. Eine
Online-Anmeldung ist nicht möglich. Die Öffnungszeiten der
Einrichtungen der Stadtbibliothek am 24. Oktober: Zentralbibliothek,
Obere Königsstraße 3 bis 5, Victoria-Haus, Haltestelle
Rathaus/Fünffensterstraße, von 11 bis 18 Uhr; Jugendbücherei, Oberste
Gasse 24, Dr. Aschrott-Wohlfahrtshaus, von 13 bis 18 Uhr;
Stadtteil- und Schulbibliothek Niederzwehren, Leimbornstraße 14,
Johann-Amos-Comenius-Schule, von 9 bis 13 Uhr; Stadtteil- und
Schulbibliothek Oberzwehren, Mattenbergstraße 52,
Georg-August-Zinn-Schule, von 9 bis 14 Uhr und 15 bis 18 Uhr;
Stadtteil- und Schulbibliothek Waldau, Stegerwaldstraße 45, Offene
Schule Waldau, von 8.45 bis 12.45 Uhr und 13.30 bis 18 Uhr.

Der "Tag der Bibliotheken" findet seit 1995 am 24. Oktober statt. Er
wurde vom damaligen Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker ins Leben
gerufen. Er lenkt alljährlich die Aufmerksamkeit auf die rund 10.000
Bibliotheken in Deutschland und macht auf ihr umfangreiches Angebot
neugierig. In vielen Bibliotheken wird seit Einführung des Tages auf
ihre Bedeutung als unverzichtbare Kultur- und Bildungsstätte
hingewiesen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Oktober 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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EUROPA/665: Spanien - Lange Haftstrafen für katalanische Politiker


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

Lange Haftstrafen für Politiker

Keine gemeinsame Zukunft für Katalonien und Spanien



Der befürchtete heiße Herbst Kataloniens hat begonnen: Heute hat der
Oberste Gerichtshof Spaniens lange Haftstrafen für führende
katalanische Politiker verkündet. "Das Urteil ist ein Skandal",
erklärt Jan Diedrichsen, Bundesvorsitzender der Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV). "Spanien ist dabei, sich seine eigenen
politischen Gefangenen zu schaffen." Die Wut und Verzweiflung vieler
Katalaninnen und Katalanen wachse täglich. Es bleibe zu hoffen, dass
die Proteste, die als Reaktion auf das harte Urteil zu erwarten sind,
wie bisher friedlich bleiben. "Auch, wenn man Ziele und Mittel der
katalanischen Politiker missbilligt: Das Urteil ist in seiner Härte
nicht hinnehmbar. Es geht hier um das Grundrecht auf freie
Meinungsäußerung, die Möglichkeit, sich politisch zu engagieren und
die herrschende Situation infrage zu stellen", so Diedrichsen.

Hintergrund ist das Referendum über die Unabhängigkeit Kataloniens,
das die Regionalregierung in Barcelona für den 1. Oktober 2017
ausgerufen hatte. Das spanische Verfassungsgericht erklärte die
Abstimmung für rechtswidrig. Trotz des teilweise brutalen Vorgehens
der spanischen Sicherheitskräfte gingen Millionen von Katalaninnen
und Katalanen an die Wahlurnen und entschieden sich mehrheitlich für
eine Unabhängigkeit. "Die Katalanen haben ihren Wunsch auf
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit immer gewaltlos artikuliert.
Keiner der Verurteilten hat jemals zu Gewalt aufgerufen. Die Stimmung
in Katalonien ist jetzt enorm angespannt. Es bleibt zu hoffen, dass
der Protest auch weiterhin friedlich verläuft", so Diedrichsen.

Weil es bisher nie zu Gewaltanwendung kam, war eine Verurteilung
wegen Rebellion, wie von der Staatsanwaltschaft gefordert, unmöglich.
Mit bis zu 13 Jahren Haft sind die Urteile trotzdem außergewöhnlich
hart ausgefallen. Zum Teil sitzen die Verurteilten bereits seit zwei
Jahren in Untersuchungshaft. Die meisten von ihnen gehörten der frei
und demokratisch gewählten katalanischen Regionalregierung an. Ende
Oktober 2017 wurden sie von der Zentralregierung in Madrid abgesetzt
und verhaftet.

"Nicht nur in Katalonien, auch in Schottland gehen derzeit
hunderttausende Europäer auf die Straßen. Sie demonstrieren für ihr
völkerrechtlich verbrieftes Recht auf Selbstbestimmung. Man muss kein
Befürworter dieser Unabhängigkeitsbewegungen sein, um zu erkennen,
dass Europa sich endlich politisch mit diesen regionalen und
Bewegungen beschäftigen muss", erklärt Diedrichsen. "Die
Katalonien-Frage kann nur politisch gelöst werden. Das Urteil des
Obersten Gerichtshof macht eine politische Einigung für den Moment
allerdings unmöglich."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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NAHOST/355: Protest gegen türkische Militär-Intervention in Syrien


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

Protest gegen türkische Militär-Intervention in Syrien

Kriegsverbrechen ahnden - Zivilbevölkerung schützen - Druck auf
Türkei erhöhen



Mit einer von einer von Präsident Erdogan gesteuerten Panzer-Attrappe
hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) in heute Berlin gegen
die türkische Invasion in Nordsyrien protestiert. "Nach den
wortreichen Verurteilungen der Militärintervention muss die Politik
nun Taten folgen lassen, den wirtschaftlichen Druck auf die Türkei
erhöhen, um den völkerrechtswidrigen Einmarsch zu stoppen", forderte
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Montag in Berlin. Die internationale
Staatengemeinschaft versage beim Schutz der Zivilbevölkerung in
Nordsyrien. Statt Krisenprävention zu betreiben, habe man Erdogans
Kriegsvorbereitungen ignoriert, vonseiten der US-Regierung sogar
begünstigt. "Seit sich die internationale Staatengemeinschaft im Jahr
2005 mit überwältigender Mehrheit zur Schutzverantwortung für die
Zivilbevölkerung bekannt hat, ist dies eines ihrer folgenschwersten
Versagen", so Delius.

Mehr als 130.000 Menschen seien bereits auf der Flucht. Nicht nur
Kurden und Araber müssten massenhaft flüchten, sondern auch tausende
Angehörige der christlichen Minderheiten. Der Erzbischof von
Hassaké-Nisibi, Jacques Behnan Hindo, warnte am Wochenende vor einem
Massenexodus von Christen aus den Städten Qamishli und Hassaké. In
vielen Orten ist die Wasserversorgung durch Angriffe der
Invasionstruppen unterbrochen, sodass sich die humanitäre Lage der
Zivilbevölkerung schnell massiv verschlechtern wird. Internationale
Helfer mussten sich aus Sicherheitsgründen zurückziehen.

Nachdrücklich forderte die Menschenrechtsorganisation eine
Aufarbeitung und Bestrafung der Kriegsverbrechen. Mindestens neun
Zivilisten seien seit Beginn der Invasion völkerrechtswidrig getötet
worden. Die Morde seien südlich der Stadt Tel Abyad mutmaßlich von
Milizen begangen worden, die mit dem türkischen Militär verbündet
sind. Am meisten Aufsehen erregte die standrechtliche Erschießung der
kurdischen Politikerin Hevrin Khalaf und ihres Fahrers am letzten
Samstag. Auch die Angriffe auf Krankenhäuser, Entführungen von
Ärzteteams sowie gezielte Schüsse auf fliehende Zivilisten seien als
Kriegsverbrechen zu werten, erklärt die GfbV.

"Wenn Präsident Erdogan auf internationale Appelle nicht hört, muss
der wirtschaftliche Druck auf die Türkei erhöht werden.
Völkerrechtswidrige Besetzungen und Kriegsverbrechen dürfen nicht
tatenlos hingenommen werden", erklärte Delius. Hermes-Bürgschaften
für Geschäfte mit der Türkei müssten eingestellt werden. Dazu brauche
es gezielte Finanz- und Reise-Sanktionen gegen den türkischen
Präsidenten und führende Mitglieder seiner Regierung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen
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NAHOST/354: Verfolgung religiöser Minderheiten im Jemen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 13. Oktober 2019

Verfolgung religiöser Minderheiten im Jemen

Todesurteil und Verbot der Bahai'i-Religion drohen



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) warnt vor der
Aufrechterhaltung des Todesurteils gegen den Bahai'i Hamed bin
Haydara. Denn die Entscheidung im Berufungsverfahrens, die am 15.
Oktober 2019 verkündet werden soll, wird weitreichende Folgen für die
Bahai'i im Jemen haben: "Neben dem Todesurteil gegen Haydara fordert
die klagende Staatsanwaltschaft Maßnahmen, um den Bahai'i die
Ausübung ihrer Religion im Jemen gänzlich zu verbieten", erklärt Lina
Stotz, GfbV-Referentin für ethnische, religiöse und sprachliche
Minderheiten und Nationalitäten. "Damit droht die Abschiebung
sämtlicher Bahai'i aus dem Jemen sowie die Beschlagnahmung ihrer
Besitztümer." Zudem sei der Fall richtungsweisend für 25 weitere
derzeit laufende Strafverfahren gegen jemenitische Bahai'i.

Haydara ist Angehöriger der religiösen Minderheit der Bahai'i, die
seit der Islamischen Revolution im Iran 1979 systematisch verfolgt
werden. Unter der vom Iran unterstützten Herrschaft der Huthis in
Teilen des Jemen hat sich diese Verfolgung auch dort ausgebreitet.
"Das drohende Todesurteil macht das Ausmaß der systematischen
Verfolgung der Bahai'i im Jemen greifbar. Eine solche Verfolgung
aufgrund von Religionszugehörigkeit ist absolut inakzeptabel", so
Stotz. "Wir fordern die sofortige Freilassung von Hamed bin Haydara
und den anderen willkürlich inhaftierten Bahai'i."

Haydara befindet sich seit Dezember 2013 in Haft. Seit dem 2. Januar
2018 liegt ein Todesurteil gegen ihn vor. Die offizielle Anklage
basiert auf unbegründeten Vorwürfen der Apostasie und der Spionage
für Israel. Faktisch geschah seine Verurteilung durch ein
Huthi-Sondergericht aufgrund seines religiösen Glaubens.
Huthi-Führer Abdel-Malek al-Houthi denunzierte den Glauben der
Bahai'i in einer Rede im Jahr 2018 als teuflische und islamfeindliche
Sekte. Willkürliche Verhaftungen und Folter sind der traurige Alltag
dieser religiösen Minderheit. Die Sondergerichte der Huthis sind
nicht Teil der international anerkannten Regierung von Präsident Abd
Rabbo Mansur Hadi.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Oktober 2019
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MELDUNG/1035: Petition zum Angriff der Türkei auf Nordsyrien - Offener Brief an Bremer Bundestagsabgeordnete (Bremer Friedensforum)


Bremer Friedensforum - Pressemitteilung vom 11. Oktober 2019

Bremer Friedensforum:

Petition zum Angriff der Türkei auf Nordsyrien/Offener Brief an Bremer
Bundestagsabgeordnete



Bremen. Der Angriff der Türkei auf Nordsyrien ist ein weiterer Verstoß
eines NATO-Staates gegen das Völkerrecht. Er führt zu einer neuerlichen
Eskalation der Situation in Syrien und gefährdet die Zivilbevölkerung in
den überwiegend kurdisch besiedelten Gebieten.

Das Bremer Friedensforum unterstützt eine Petition an die Bundesregierung
und den Bundestag der Kampagne "Macht Frieden. Für zivile Lösungen in
Syrien", in deren Trägerkreis das Friedensforum mitarbeitet. Darin wird
gefordert, dass Deutschland als nicht ständiges Mitglied im
UN-Sicherheitsrat die türkische Regierung mit allen diplomatischen Mitteln
zum sofortigen Stopp des Militäreinsatzes verpflichtet. Zudem fordert die
Petition, dass deutsche Rüstungsexporte in die Türkei umgehend und
vollständig gestoppt werden [1].

Darüber hinaus fordert das Bremer Friedensforum: Keine Verlängerung des
Bundeswehrmandats für Syrien!

Die Bundesregierung hat beschlossen, das Bundeswehrmandat für Syrien bis
März 2020 zu verlängern. Und das, obwohl das Kabinett im Oktober 2018
bereits das Ende des Bundeswehreinsatzes beschlossen hatte. Auch das Mandat
für den Irak soll um ein weiteres Jahr verlängert werden. Das möchte das
Bremer Friedensforum nicht hinnehmen und fordert die Bremer
Bundestagsabgeordneten auf, standhaft zu bleiben und der Regierung
gegenüber nicht nachzugeben.

In einem offenen Brief heißt es: ... "der Bundestag hat im vergangenen
Oktober beschlossen den bewaffneten Einsatz der Bundeswehr in Syrien und im
Irak zum 31. Oktober 2019 auslaufen zu lassen. Nun soll das
Bundeswehrmandat für Irak bis Oktober 2020 und für Syrien bis März 2020
verlängert werden. Die deutsche Beteiligung am (völkerrechtswidrigen)
Militäreinsatz in Syrien ebenso wie der Ausbildungseinsatz im Irak sind für
uns zentrale Themen. Wir erwarten, dass die deutschen Truppen zum
ursprünglich beschlossenen Zeitpunkt aus Jordanien und dem Irak abgezogen
werden. Ein Verbleib der Bundeswehr in der Region bedeutet unter anderem,
dass unsere Soldat*innen an einem möglichen Krieg zwischen den USA und Iran
beteiligt werden könnten.

Sie entscheiden mit Ihrer Stimme unmittelbar über Leib und Leben der dort
stationierten Soldat*innen - nicht zu vergessen der syrischen Bevölkerung.
Unzählige Zivilistinnen und Zivilisten kamen bei - von Deutschland
militärisch unterstützten - Luftangriffen ums Leben. Wir bitten Sie, wie
bei der letzten Mandatsabstimmung im Bundestag beschlossen, gegen eine
Verlängerung des Bundeswehreinsatzes in Syrien und Irak zu stimmen!"


Link zur Petition:

http://www.macht-frieden.de/jetzt-1 unterschreiben-tuerkische-militaeroffensive-syrien-stoppen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2019

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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NACHRUF/023: Zum Tode von Prof. Wolf-Dieter Narr (Grundrechtekomitee)


Komitee für Grundrechte und Demokratie

Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

Zum Tode von Prof. Wolf-Dieter Narr



Wolf-Dieter Narr - ein in menschenrechtlicher Absicht radikaler Kritiker
bundesdeutscher Verhältnisse ist tot.

Das Komitee für Grundrechte und Demokratie trauert um seinen Mitbegründer,
Wolf-Dieter Narr.

Wolf-Dieter Narr, wohl einer der wichtigsten kritischen Intellektuellen des
Nachkriegsdeutschlands, geboren am 13. März 1937 in Schwenningen, ist am
Samstag, den 12. Oktober 2019, in Berlin nach langer und schwerer Krankheit
gestorben. Impulsgebend für sein lebenslanges politisches Engagement war
seine auch biographisch begründete radikale Auseinandersetzung mit der Zeit
des Nationalsozialismus. Seine Sensibilität für gesellschaftliche
Verhältnisse, in denen Menschen erniedrigt, am aufrechten Gang gehindert,
in ihrer körperlichen Unversehrtheit oder gar in ihrer physischen Existenz
bedroht werden, ist auch der ständigen Präsenz der Opfer des
Nationalsozialismus in seinem Denken und Fühlen geschuldet. Das "Nie
wieder!" nahm er ernst: Verhältnisse mit zu schaffen, die solche
Herrschaftsabgründe nicht mehr zulassen.

Wolf-Dieter Narr lehrte von 1971 bis 2002 als Professor für empirische
Theorie der Politik am Otto-Suhr-Institut (OSI) der Freien Universität
Berlin und hat Generationen von Studentinnen und Studenten in ihrem
beruflichen sowie politisch intellektuellen Werdegang kritisch begleitet
und unterstützt. Ein lernender Hochschullehrer mit großem Herzen.

Als akademischer Lehrer, stets emanzipatorisch praktisch orientiert, hat er
viele Organisationsversuche der außerparlamentarischen, undogmatischen
Linken in der Bundesrepublik Deutschland begleitet, u.a. das Sozialistische
Büro seit 1969 sowie das Komitee für Grundrechte und Demokratie, das er vor
vierzig Jahren 1980 mitbegründete und das er über viele Jahre als Sprecher
wirkungsvoll vertreten hat. So oft er konnte, mischte er sich wortmächtig
in die bundesrepublikanischen Verhältnisse ein, kritisierte sie und legte
ihre demokratischen sowie menschenrechtlichen Defizite offen. Zu seiner
herrschaftskritischen Haltung gehörte auch die Gründung des "Instituts für
Bürgerrechte & öffentliche Sicherheit" 1978 und dessen Zeitschrift
"Bürgerrechte & Polizei (CILIP)", die Berichte, Analysen, Nachrichten zu
den Themen Polizei, Geheimdienste, Politik der "Inneren Sicherheit" und
Bürger- und Bürgerinnenrechte herausgibt.

Zugleich sind viele praktisch demonstrative Initiativen von ihm mit
ausgegangen: die bis heute unternommenen Demonstrationsbeobachtungen, um
die Deutungshoheit über das Versammlungsgeschehen nicht der Polizei und den
Medien zu überlassen (zuletzt 2007 in Heiligendamm und im Jahr 2013 bei
Blockupy in Frankfurt/M.); der Volkszählungsboykott (1987), Protest und
Bundestagsblockade gegen die Asylgrundrechtsdemontage (1993) und viele
weitere Aktionen von Platzbesetzungen bis zum Versuch, eine
Abschiebehaftanstalt in Worms zu entzäunen (1994) oder das Abschiebelager
in Bramsche/Hesepe einer öffentlichen gewaltfreien Inspektion zu
unterziehen (2005).

Wolf-Dieter Narr hat als Intellektueller, nimmermüder Pazifist und
radikaler Humanist die Geschichte der sozialen Bewegungen in Deutschland
tat- und wortkräftig mitgestaltet. Seine Leidenschaft galt auch der
Weiterentwicklung einer kritischen und undogmatischen Sozialwissenschaft.
Demokratie und Menschenrechte waren für ihn zwei Seiten einer Medaille.
Wolf-Dieter Narr begriff Menschenrechte als emanzipatorische
Menschheitsansprüche und -bedürfnisse, als "reale Utopien", die
Orientierung bei der Kritik herrschaftlich durchtränkter Verhältnisse zu
geben vermögen. Davon zeugt eines seiner letzten umfangreichen Werke:
"Trotzdem: Menschenrechte! Versuch, uns und anderen nach
nationalsozialistischer Herrschaft Menschenrechte zu erklären." (2012) Dem
Ziel, Menschen wirklichkeits- und urteilsfähig zu machen, galt sein
lebenslanges politisches und wissenschaftliches Engagement.

Auf der von Dr. Fabian Georgi betreuten Website https://wolfdieternarr.de/
finden sich alle Informationen über Wolf-Dieter Narr sowie eine umfassende
Bibliographie seiner Arbeiten und politischen Interventionen, die zum
größten Teil auch online zugänglich sind.

Köln, den 14. Oktober 2019

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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STANDPUNKT/381: Brief des Frauenrats Nord- und Ostsyrien (Cenî)


Cenî - Kurdisches Frauenbüro für Frieden e.V. - 13. Oktober 2019

Brief des Frauenrats Nord- und Ostsyrien

vom 11. Oktober 2019



An alle Frauen und Freiheit liebenden Menschen auf der Welt,
als Frauen verschiedener Kulturen und Glaubensrichtungen senden wir
unsere wärmsten Grüße vom historischen Boden Mesopotamiens.

Wir rufen euch dazu auf, euch dem internationalen Aktionstag am 12.
Oktober mit der Entschlossenheit anzuschließen, den türkischen
Besatzungskrieg in Nord- und Ostsyrien zu stoppen und den Faschismus
und das Patriarchat weltweit zu zerschlagen!

Wir schreiben an euch mitten aus dem Krieg in Nord- und Ostsyrien der
unserer Heimat durch den türkischen Staat aufgezwungen wurde. Seit drei
Tagen leben wir und leisten unter den Bombardierungen türkischer
Kriegsflugzeuge und Granatenfeuer Widerstand. Wir haben gesehen wie
auf Mütter in unseren Nachbarschaften gezielt wurde, wenn sie aus ihren
Häusern gehen um Brot für ihre Familie zu kaufen; wie die Explosion einer
NATO-Granate die Beine der 7 Jahre alten Sara in Teile riss und ihren
12-jährigen Bruder Mohammed tötete. Wir erleben wie christliche Viertel und
Kirchen bombardiert werden und unsere christlichen Schwestern und
Brüder, deren Großeltern den Völkermord von 1915 überlebt haben,
gerade von der Armee des neuen osmansischen Reichs Erdogans ermordet
werden. Vor zwei Jahren haben wir gesehen wie Erdogan eine 620 km
lange Mauer mit Finanzierung durch die UN und der EU gebaut hat, um die
Teilung unseres Landes physisch zu festigen und um zu verhindern, dass
mehr Flüchtlinge nach Europa kommen. Jetzt erleben wir, wie der
türkische Staat Teile dieser Mauer wieder entfernt, damit ihre Panzer,
Soldaten und jihadistischen Killergruppen in unsere Städte und Dörfer
eindringen können. Wir erleben, wie die Nachbarschaften, Dörfer, Schulen,
Krankenhäuser und das kulturelle Erbe der Kurd*innen, Jezid*innen,
Araber*innen, Suroyo, Armenier*innen, Tschetschen*innen,
Tscherkess*innen, Turkmen*innen und anderer Kulturen, die hier
gemeinsam leben, von Luftangriffen und Artilleriefeuer getroffen werden.

Wir erleben wie Tausende von Familien gezwungen sind, aus ihren Häusern
zu fliehen, um Zuflucht zu suchen, ohne einen sicheren Ort zu haben.
Gleichzeitig erleben wir neue Angriffe von IS-Killerkommandos auf Städte
wie Raqqa, die vor zwei Jahren mit dem gemeinsamen Kampf unserer
Völker vom IS-Terrorregime befreit wurden. Wieder einmal erleben wir die
gemeinsamen militärischen Angriffe der türkischen Armee und ihrer
dschihadistischen Söldner auf unsere Städte Serekaniye, Girespi und
Kobane. Dies sind nur einige Beispiele für Ereignisse, mit denen wir
konfrontiert sind, seit Erdogan am 09. Oktober 2019 den Kriegsbeginn
erklärt hat

Während wir die ersten Schritte bei der Umsetzung der
völkermörderischen ethnischen Säuberungsaktion der Türkei erleben,
erleben wir auch den mutigen Widerstand von Frauen, Männern und
Jugendlichen, die ihre Stimme erheben und ihr Land und ihre Würde
verteidigen. Seit drei Tagen kämpfen Kämpfer*innen der Demokratischen
Kräfte Syriens (SDF) zusammen mit YPJ und YPG erfolgreich an der
vordersten Front, um die Invasion und die Massaker der Türkei zu
verhindern. Frauen und Menschen jeden Alters sind Teil aller Bereiche
dieses Widerstands zur Verteidigung der Menschheit und der
Errungenschaften und Werte der Frauenrevolution in Rojava.

Als Frauen sind wir entschlossen, bis zu unserem Sieg für ein Leben in
Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit zu kämpfen. Um unser Ziel zu
erreichen, verlassen wir uns auf die internationale Solidarität und den
gemeinsamen Kampf aller freiheitsliebenden Frauen und Menschen auf der
ganzen Welt.

Wir wissen, dass die Vorbereitungen für den türkischen Besatzungskrieg
offen und in Zusammenarbeit mit den Hegemonialmächten der Welt wie
den USA und Russland durchgeführt wurden. Auch internationale
Institutionen wie die UNO haben die Kriegsdrohungen der Türkei ignoriert.
Sie haben versagt zu handeln und wurden so zu Komplizen.

Jetzt müssen wir überall und viel lauter als je zuvor unsere Stimme
erheben, um weitere Völkermorde, Feminizide und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit im 21. Jahrhundert zu verhindern. Deshalb fordern wir alle
unsere Schwestern und Freund*innen im Nahen Osten und auf allen
Kontinenten auf, unseren Aufruf zu verbreiten und Druck auf alle Frauen
und Menschenrechtsorganisationen, Gewerkschaften, politischen Parteien
und Akteure zu machen, die UN und den UN-Sicherheitsrat zur
Durchführung dringender Maßnahmen aufzufordern.

Unsere Forderungen sind:


	Stoppt die Invasion und Besatzung Nord- und Ostsyriens durch die Türkei

	Einrichtung einer Flugverbotszone zum Schutz des Lebens der Menschen in Nord- und Ostsyrien

	Verhinderung weiterer Kriegsverbrechen und ethnischer Säuberungen durch türkische Streitkräfte, ISIS, Al Nusra und andere jihadistische Killerorganisationen

	Sicherstellung der Verurteilung aller Kriegsverbrecher nach dem Völkerrecht

	Stopp des Waffenhandels mit der Türkei

	Umsetzung politischer und wirtschaftlicher Sanktionen gegen die Türkei

	Sofortige Schritte für eine politische Lösung der Krise in Syrien unter Einbeziehung aller verschiedenen nationalen, kulturellen und religiösen Gesellschaften in Syrien zu unternehmen



Gemeinsam werden wir den Kreislauf von Schweigen und Krieg,
Ungerechtigkeit und Straflosigkeit durchbrechen!

Lasst uns den Aufruf "Frauen verteidigen Rojava" verbreiten und unsere
Kämpfe gegen Faschismus, Kolonialismus und Patriarchat überall vereinen!

Frauenrat von Nord- und Ostsyrien, Ayn-Isa, 11. Oktober 2019

Und seine Mitgliedsorganisationen und Mitglieder von
Kongra Star, Syriac Women's Union, Women's Council in Raqqa, Women
Council in Manbej, Women's Council in the Tebqa, Women's Council in Deir
Ezzor, Women's Council in Shahba, Women Council in Tal Abyad (Girê Sipî),
Women 's Committee for Northern and Eastern Syria, The Legislative
Council of Autonomous Administration, The Armenian Community,
Chaldean Community, Chechen Community, The Circassian Community,
The Turkmen Community, Union of Young Women

Frauenorganisationen der politischen Parteien

Democratic Union Party, Kurdish Democratic Peace Party is Syrian, Future
Syria Party, Kurdistan Green Party, Syrian Kurdish Democratic Accord
Party, Free Patriotic Union Party, Kurdistan Workers Party, Syriac Union
Party, Democratic Change Party, Arab National Commission, National
Alliance, Kurdistan Future Movement, Kurdish Democratic Party in Syria,
Kurdistan Brotherhood Party, Kurdistan Renewal Movement, Kurdish
Democratic Unity Party in Syria (Yekiti), Democratic Conservative Party,
Free National Union, Liberal Union, Modernity and Democracy for Syria
Party, Syrian Kurdish Democratic Party, Syrian Kurdish Left Party, Kurdish
Left Party in Syria

Zivilgesellschaftliche Organisationen

Women stand free, Women's Bureau of the Democratic Society Movement
TEV-DEM, Jineolojî Academy, Union of Teachers, Mala Ezîdî, Sara
Organization against Violence against Women, Union of Intellectuals,
Women's Democratic Network, Federation of Women Lawyers, Peace
Leaders Network, Shawishka Association, Women's Culture Movement the
Golden Crescent, Platform for Women's Status in Islam

 * 

Quelle:

Cenî - Kurdisches Frauenbüro für Frieden e.V.

Postfach 101805, 40009 Düsseldorf

E-mail: ceni_frauen@gmx.de

http://www.ceni-kurdistan.com
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PREIS/226: Thomas Meinecke erhält den Berliner Literaturpreis 2020 der Stiftung Preußische Seehandlung (idw)


Freie Universität Berlin - 11.10.2019

Thomas Meinecke erhält den Berliner Literaturpreis 2020 der Stiftung
Preußische Seehandlung



Die Stiftung Preußische Seehandlung hat auf Beschluss ihrer Preisjury den
Autor Thomas Meinecke mit dem Berliner Literaturpreis 2020 ausgezeichnet.
Thomas Meinecke nimmt die mit dem Preis verbundene Berufung der Freien
Universität Berlin auf die Gastprofessur für deutschsprachige Poetik im
Sommersemester 2020 an.

Der mit 30.000 Euro dotierte Berliner Literaturpreis zeichnet Autorinnen
und Autoren aus, die mit ihrem literarischen Werk in den Gattungen
Erzählende und Dramatische Literatur sowie Lyrik einen wesentlichen
Beitrag zur Entwicklung der deutschsprachigen Gegenwartsliteratur
geleistet haben.

Mit der Preisvergabe geht das Angebot einer Berufung auf die Gastprofessur
für deutschsprachige Poetik der Stiftung Preußische Seehandlung am
Peter-Szondi-Institut für Allgemeine und Vergleichende Literaturwissenschaft
der Freien Universität Berlin einher.

Die Gastprofessur bietet jeweils im Sommersemester ein Forum für
Textarbeit mit Studierenden der Universitäten und Hochschulen in den
Ländern Berlin und Brandenburg.

Bisherige Preisträger und Dozenten waren Herta Müller, Durs Grünbein,
Ilija Trojanow, Ulrich Peltzer, Dea Loher, Sibylle Lewitscharoff, Thomas
Lehr, Rainald Goetz, Lukas Bärfuss, Hans Joachim Schädlich, Olga
Martynova, Feridun Zaimoglu, Ilma Rakusa, Marion Poschmann und
Clemens J. Setz.

Der Jury des Berliner Literaturpreises 2020 gehören Prof. Dr. Claudia
Albert, Prof. Dr. Michael Gamper, Dr. Jutta Person, Stephan Wetzel und
Ernest Wichner an.

In der Begründung für die Preisvergabe heißt es: "Der 1955 in Hamburg
geborene Schriftsteller, Musiker und Radio-DJ Thomas Meinecke erhält den
Berliner Literaturpreis der Stiftung Preußische Seehandlung für das Jahr
2020. Mit Thomas Meinecke ehrt die Preisjury einen Autor, der nach eigenem
Bekunden schreibt, worüber alle reden. Seine Romane und Erzählungen verhandeln ein
breites Themenspektrum, das von aktuellen politischen
Debatten über Gender-Diskussionen bis hin zu Identitätskonstruktionen
reicht. Es geht um Inter- und Transsexualität, um Queerness,
um popkulturelle Selbstentwürfe und um Formen von Uneigentlichkeit, die in
die 'normale' Lebenswelt eindringen und sie erweitern.

Thomas Meinecke hat den Diskursroman als erzählerischen Theorieessay neu
begründet. Seine montierten und gesampelten Texte eröffnen auf so kluge
wie unterhaltsame Weise einen Zugang zu popkulturellen Theorien, zitieren
klassisch-akademische Sprechweisen und verwenden dabei eine Fülle von
Anekdoten und historischen Reminiszenzen. Den Erzählgang dynamisiert
Meinecke durch geschickt gesetzte Schnitte - was nicht zuletzt auch dem
Handwerkszeug des DJs und Musikers entspricht."

Der Berliner Literaturpreis wird am 24. Februar 2020 vom Regierenden
Bürgermeister und Vorsitzenden des Rates der Stiftung Preußische
Seehandlung, Michael Müller, im Berliner Rathaus verliehen. Der Präsident
der Freien Universität Berlin, Prof. Dr. Günter M. Ziegler, wird die
Berufung des Preisträgers auf die Gastprofessur vornehmen.
Die Laudatio hält Barbara Vinken, Professorin für Allgemeine und
Französische Literaturwissenschaft an der Ludwig-Maximilians-Universität
München.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, 11.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/6513: Stuttgart - zwischen/miete, Miku Sophie Kühmel, Kintsugi, 27.10.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Oktober 2019

Sonntag, 27.10.19, 20.00 Uhr

Kintsugi

Miku Sophie Kühmel

Veranstaltungsreihe: zwischen/miete. Junge Literatur in Stuttgarter
WGs

Lesung und Gespräch



Für die Reihe zwischen/miete werden Stuttgarter WGs zur Lesebühne:
Autor*innen aus der jüngsten Schriftstellergeneration mieten sich
ein, um aus ihren Texten zu lesen und sie ins Gespräch zu bringen.
"Kintsugi" lautet der Titel des Romans von Miku Sophie Kühmel und
beschreibt zugleich ein japanisches Kunsthandwerk, in dem
zerbrochenes Porzellan mit Gold gekittet wird. Diese Tradition lehrt,
dass Schönheit nicht in der Perfektion zu fi nden ist, sondern im
guten Umgang mit den Brüchen und Versehrtheiten. "Kintsugi" ist ein
flimmernder Roman über die Liebe in all ihren Facetten und den Trost,
den wir im Unvollkommenen finden. Und darüber, dass es weitergeht.

Miku Sophie Kühmel wurde 1992 in Gotha geboren. Sie hat an der
Humboldt-Universität zu Berlin und der New York University studiert,
unter anderem bei Roger Willemsen und Daniel Kehlmann. "Kintsugi" ist
ihr erster Roman, für den sie mit dem Literaturpreis der Jürgen
Ponto-Stiftung 2019 ausgezeichnet wurde.

Ort: Landhausstraße 20, 70190 Stuttgart

Eintritt: Euro 5,- inkl. Bier & Brezel

(Nur Abendkasse ab 19.30 Uhr, begrenzte Platzzahl)

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Oktober 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6512: Braunschweig - Hardy Crueger "Der Herzog, der Räuber und die Tochter des Goldschmieds", 18.10.2019


Stadt Braunschweig

Hardy Crueger liest: "Der Herzog, der Räuber und die Tochter des
Goldschmieds"



Braunschweig. Aus seinem Historischen Roman "Der Herzog, der Räuber
und die Tochter des Goldschmieds" liest der Autor Hardy Crueger am
Freitag, 18. Oktober, ab 19:30 Uhr in der Buchhandlung Benno Goeritz,
Breite Straße 20. Eintritt frei. Reservierungen unter 0531 70 189 317.
Veranstalter ist das Raabe-Haus:Literaturzentrum Braunschweig.

Zum Inhalt: Nachdem Karl Otto von Salzdahlum, unehelicher Sohn des
Herzogs Anton Ulrich, mit seiner Räuberbande jahrelang das
Braunschweiger Land unsicher gemacht hat, wird er endlich gefangen
genommen. Aber anstatt Karl in einen Kerker zu sperren, lässt der
Regent den Querulanten in der fürstlichen Bibliotheks-Rotunde zu
Wolfenbüttel anketten, um ihn dort als Faktotum seinen erlauchten
Gästen zu präsentieren. Gleich zu Beginn ist eines klar: die Bücher
sind nicht seine Freunde.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/1258: Frankfurt - Literaturpreis 2019 der Jürgen Ponto-Stiftung an Miku Sophie Kühmel, 29.10.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2019

Di 29.10., 19.30 h

Literaturpreis 2019 der Jürgen Ponto-Stiftung an Miku Sophie
Kühmel für "Kintsugi"

Miku Sophie Kühmel: Kintsugi - Shortlist des Deutschen Buchpreises
2019

Laudatio: Hauke Hückstädt (Literaturhaus Frankfurt)



Laudatio, Preisverleihung und Lesung mit der Autorin von
"Kintsugi"

Die Jürgen Ponto-Stiftung zur Förderung junger Künstler vergibt seit
1978 jährlich einen Förderpreis an junge deutschsprachige Autoren,
die an ihrem ersten Buchmanuskript arbeiten und eine besondere
literarische Begabung erkennen lassen. Er ist mit 15.000 Euro
dotiert. Zu den bisherigen Preisträgern zählen unter anderen Einar
Schleef, Sasha Marianna Salzmann und zuletzt Philipp Weiss. 2019
zeichnet die Jürgen Ponto-Stiftung die Autorin Miku Sophie Kühmel für
ihren Roman "Kintsugi" aus, der bei S. Fischer erscheint. Dieses
Debüt, das danach fragt, wie wir heute lieben und leben können,
beeindruckte die Jury durch seine Perspektiven, seine
Menschenkenntnis, die Stilsicherheit und die Dramatik, die in der
Beiläufigkeit vibriert.

Ein Abend mit einer Laudatio von Hauke Hückstädt, mit Preisverleihung
und mit einer Lesung von Miku Sophie Kühmel.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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AUSSICHTEN/8771: Und morgen, den 15. Oktober 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.10.2019 bis zum 16.10.2019 +++






[image: Jean-Luc 8771 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Neu auf dem Tisch

für Jean, den Quarker,

Wettergemisch,

Hüpfsprung mit Parka.
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STELLUNGNAHME/023: Zum Urteil gegen die Politiker und Aktivisten der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin


Stellungnahme zum Urteil gegen die Politiker und Aktivisten 
der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung

Pressemitteilung der Regierung von Katalonien, 14. Oktober 2019






[image: Straßenszene, im Mittelpunkt ein Plakat, das sich für katalanische Politiker einsetzt - Bild: © Reto Thumiger, Pressenza]

Bild: © Reto Thumiger, Pressenza



Wien / Barcelona - 14.10.2019. Der Oberste Gerichtshof des Königreichs
Spanien hat heute das Urteil gegen neun katalanische Politiker und
Aktivisten mit Haftstrafen von zwischen 9 und 13 Jahren bekannt
gemacht.

Oriol Junqueras, Jordi Turull, Raül Romeva, Dolors Bassa, Joaquim Forn
und Josep Rull waren Mitglieder der früheren Regierung von Katalonien;
Carme Forcadell war Präsidentin des katalanischen Parlaments und wird
zu 11,5 Jahren Haft verurteilt, und die Bürgerrechtler Jordi Cuixart
und Jordi Sánchez, Vorsitzende von zivilgesellschaftlichen
Organisationen, bekommen 9 Jahre Haft.

Der Oberste Gerichtshof befindet die Angeklagten in Bezug auf das
Referendum über die Unabhängigkeit Kataloniens, das am 1. Oktober
stattfand, der Volksverhetzung, der Unterschlagung öffentlicher Gelder
und des Ungehorsams schuldig.

Angesichts der Veröffentlichung des Urteils gegen die zwölf
katalanischen Politiker und Bürgerrechtler, die dafür verurteilt
werden, weil sie den Bürgern von Katalonien ermöglicht haben, über
ihre politische Zukunft abzustimmen, erklärt der Minister für
Auswärtiges der katalanischen Regierung, Dr. Alfred Bosch, Folgendes:

- Es handelt sich hier um ein politisches Verfahren, bei dem Personen
einzig aufgrund ihrer politischen Überzeugungen verurteilt werden.

- Das Urteil, das 9 der 12 der katalanischen Leader zu Gefängnis
verurteilt, ist ein Fehler historischen Ausmaßes, der das Problem
nicht löst, sondern verschärft.

- Der spanische Ministerpräsident Pedro Sánchez hat sich nicht dafür
eingesetzt, diese Situation auf dem Weg des Dialogs zu lösen, was die
Strafen beweisen, die von der Staatsanwaltschaft und dem Rechtsdienst
des spanischen Staates gefordert wurden (beides Ämter, die direkt von
der Regierung besetzt werden).

- Das Urteil über die Gefangenen ist weit davon entfernt, eine Lösung
zu bewirken; vielmehr trägt es diesen Konflikt nach Europa und in die
internationalen Gerichte hinein.

- Die internationale Gemeinschaft muss aktiv zur Lösung des Konflikts
zwischen Katalonien und Spanien beitragen. Niemand sollte angesichts
dieser Verletzung von Grundrechten schweigen.

Die Regierung von Katalonien hat immer die Auffassung vertreten, dass
der Konflikt nicht durch mehr Konflikt gelöst werden kann, und ruft
deshalb international zu Dialog und einer demokratischen Lösung auf.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ITALIEN/281: Gesetz über Parlamentsreform umstritten - Sozialdemokraten wollen Referendum (Gerhard Feldbauer)


Rom

Gesetz über Parlamentsreform umstritten


Sozialdemokraten wollen Referendum


Sterne-Partei streitet über weiteren Weg

von Gerhard Feldbauer, 14. Oktober 2019



Am 10. Oktober war die Regierung der Fünf-Sterne-Partei (M5S)
mit den Sozialdemokraten (Demokratische Partei - PD) einen Monat im
Amt. M5S war vorher seit Juni 2018 mit der faschistischen Lega an der
Regierung, hatte diese auf Druck ihrer Basis verlassen. Premier
Giuseppe Conte - auch er stand an der Spitze der alten Regierung -
nannte als wichtigstes Ergebnis der Arbeit das Gesetz über die
Parlamentsreform, das mit der für eine Verfassungsänderung
erforderlichen absoluten Mehrheit von Abgeordnetenhaus und Senat
angenommen wurde. Danach werden dessen Mitglieder von derzeit 630 auf
400 bzw. von 315 auf 200 reduziert. Ein Milliarde Euro soll damit
jährlich eingespart werden.

M5S hatte das Projekt nach ihrem Wahlsieg im März 2018 (mit 32,6
Prozent stärkste Partei) eingebracht und feiert es als seinen
"historischen Erfolg". Der Mailänder Corriere della Sera
vermerkt, die Reduzierung "gereicht M5S zum Vorteil, da sie ihre knapp
mehrheitliche Position im Senat stärkt". Die PD war ursprünglich
dagegen, stimmte jetzt zwar zu, möchte aber, da es um eine
Verfassungsänderung geht, dass darüber zusätzlich in einem Referendum
abgestimmt wird. Damit, begründete das PD-Sprachrohr La
Repubblica, werde die Reform den "legitimen Konsens der Bürger"
erhalten. Die PD setzt aber wohl eher auf eine Ablehnung.

Unter Conte dürfen Schiffe mit Flüchtlingen wieder italienische Häfen
anlaufen. Der Premier besteht jedoch darauf, dass die Dubliner Regeln
geändert werden, nach denen das Land, in dem ein Migrant das erste Mal
europäischen Boden betritt, für das Asylverfahren zuständig ist.

Mit einer Klima-Verordnung, einem sogenannten "Green New Deal", will
Italien in Brüssel punkten und, wie Conte auf The Hydrogen Challenge:
2019 Global ESG Conference erklärte, "eine führende Rolle übernehmen"
und "Protagonist einer Energiewende" werden.

Eine Wende soll auch im Kampf gegen Steuerbetrüger vollzogen werden.
Laut dem Präsident des Statistikamtes (ISTAT), Gian Carlo Blangiardo,
haben Steuerhinterziehungen im Dreijahreszeitraum 2014-2016 eine
Gesamtlücke von rund 109,7 Milliarden Euro ausgemacht. Künftig soll
Steuerhinterziehung bereits ab 150.000 Euro mit Gefängnis geahndet,
das Vermögen von Steuerflüchtlingen beschlagnahmt, die Digitale
Steuererfassung eingeführt werden. Loyale Steuerzahler sollen, so bei
Benutzung der Kartenzahlung, finanzielle Anreize erhalten.

Um dem Ruf seiner aus etwa einem Fünftel von der PD abgespalteten
Parlamentariern gebildeten Italia Viva (Lebendiges Italien) als
Rechtspartei entgegen zu wirken, hat ihr Gründer Ex-Premier und
Ex-PD-Chef Renzi ihr ein "sozialistisches" Outfit verpasst. Sie tritt
unter dem Symbol der einst im Korruptionssumpf untergegangenen
Sozialistischen Partei PSI an und hat auch ein paar Rest-Sozialisten
aufgefangen. Mit der Abwerbung der Senatorin Amaria Parente, einer
früheren leitenden CISL-Gewerkschafterin und Vizepräsidentin des
Senats-Ausschusses für Arbeit und Soziales, hat er seiner früheren
Partei einen weiteren Hieb versetzt.

In der Sterne-Partei hat eine "Versammlung der Dissidenten" Anfang
Oktober in der Hauptstadt der Toskana eine "Charta von Florenz"
verabschiedet, die den Einfluss der Basis auf die Führung
wiederherstellen will. Wie ANSA berichtete, wurde die Teilnahme
an einer Regierung mit der Lega kritisiert und eine "Überwindung der
Figur des politischen Führers" Luigi Di Maio gefordert.
Aufschlussreich, dass auch eine "klare Kontrolle der Finanzen" der
Bewegung verlangt wird.

Ein erster Test, wie die neue Regierung beim Wähler ankommt, dürften
die Wahlen zum Präsidenten und zum Parlament der Region am 27. Oktober
in Umbrien (Mittelitalien), die bisher von einer Mitte-Links-Koalition
regiert wird, sein. Nach anfänglicher Ablehnung hat M5S dem
PD-Vorschlag zur Nominierung eines gemeinsamen Kandidaten
zugestimmt. Antreten wird der parteilose Unternehmer der
Tourismus-Branche und Präsident von Federalberghi Umbria, Vincenzo
Bianconi.

Salvini will mit der Lega, den Brüdern Italiens (FdI) von Georgia
Meloni und Berlusconis Forza Italia (FI) in einer faschistischen
Allianz antreten, um die "linke Hochburg " zu schleifen.

M5S hat am Wochenende in Neapel verspätet den 10. Jahrestag seiner
Gründung (am 4. Oktober 2009) gefeiert. Mit seiner Teilnahme
bekräftigte Premier Conte, dass die Sterne seine bevorzugte Partei
sind. Die Veranstaltungen waren von Auseinandersetzungen über den
weiteren Kurs der Partei gekennzeichnet, die durch die "Charta von
Florenz" der Dissidenten ausgelöst wurden. Dahinter verberge sich laut
ANSA "das aktuelle Dilemma der Bewegung", das darin besteht,
dass ein Teil die Regierung mit der PD ablehnt. Di Maio kündigte an,
einen starken Parteiapparat aufzubauen, um versuchte "Aufstände und
Desertionen niederzuschlagen".

Mit der Bekundung "Wir sind postideologisch und das bedeutet, nach
einem dritten Weg zu suchen", wandte sich Di Maio gegen Forderungen
der Dissidenten/Basis, die Sternepartei links auszurichten. Die Linie
laute, "viele Menschen einzubeziehen". Conte reagierte, "Wir müssen
mit denen zusammenarbeiten, die da sind" und appellierte, mit
"Transparenz und Fairness" zusammenzuarbeiten.

Der führende M5S-Mann Davide Casaleggio sprach sich dagegen aus und
betonte, die "gegenwärtige Regierungsallianz solle stabiler sein als
die vorherige". Dazu müssten "klare Signale einer Wende" gegeben
werden. Zu den Regionalwahlen am 26. Oktober in Umbrien, wo ein
gemeinsamer parteiloser Kandidat von M5S-PD antritt, korrigierte
Di Maio, das bedeute "keine Allianz mit der PD". Kammerpräsident Fico
bemerkte, "wer immer Recht haben wolle", begünstige "Spaltungen und
Gegenspaltungen". Es bleibe aber laut ANSA beim "inneren
Waffenstillstand an der Spitze".

 * 

Quelle:

© 2019 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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PARTEIEN/388: Brexit - Austritt ohne Abkommen, ein gewolltes Risiko? ... (SB)


Brexit - Austritt ohne Abkommen, ein gewolltes Risiko? ...



Zehn Wochen nach Boris Johnsons Einzug in die Number 10 Downing Street
weiß niemand, vermutlich nicht einmal Großbritanniens neuer
Premierminister selbst, wie er sich aus dem Brexit-Schlamassel zu 
befreien vermag, in den er sich aufgrund seines überbordenden
Opportunismus hineinmanövriert hat. Die Verhandlungen mit der
Europäischen Union über das Austrittsabkommen für das Vereinigte
Königreich verlaufen Medienberichten zufolge ungemein schwierig,
obwohl der eigentliche Austritt schon am 31. Oktober in Kraft treten
soll. Wenngleich am 17. Oktober die Regierungschefs aller 28
EU-Mitgliedsstaaten in Brüssel zusammentreffen werden, dürfte der
Austrittsvertrag bis dahin noch lange nicht zustimmungsreif sein.
Deswegen ist bereits von einem unplanmäßigen Krisengipfel am 29.
Oktober die Rede.

Statt mit Brüssel eine tragfähige Einigung auszuarbeiten, hat Johnson
August und September damit verplempert, einen Streit mit Legislative
und Judikative im eigenen Land anzuzetteln, den er nur verlieren
konnte. Weil er über keine Mehrheit im Unterhaus verfügt, schickte
Johnson die Abgeordneten in eine Zwangspause, damit die Opposition
seine Drohung, den ungeordneten Brexit zu vollziehen, nicht vom Tisch
nehmen konnte. Daraufhin haben 21 Abgeordnete der regierenden
Konservativen Johnson die Gefolgschaft aufgekündigt, wofür sie mit der
Verbannung aus der Fraktion bestraft wurden. Kurz danach hat der
Oberste Gerichtshof Johnsons Begründung für die Zwangsunterbrechung
der parlamentarischen Arbeit für fadenscheinig und damit illegal
erklärt. Als das Parlament wieder tagte, hat das Unterhaus mit den
Stimmen der oppositionellen Sozialdemokraten, Liberaldemokraten,
Grünen, Tory-Rebellen sowie schottischen und walisischen Nationalisten
ein Gesetz verabschiedet, das die Regierung anweist, im Falle einer
fehlenden Einigung mit der EU bis Ende Oktober Brüssel um eine weitere
Verschiebung des Austrittsdatums zu bitten.

Bis heute weigert sich Johnson offen zu erklären, daß er sich an jenes
Gesetz gebunden fühlt und es im Notfall auch auszuführen gedenkt. Das
Gegenteil ist der Fall. Bei Unterhausdebatten haben Johnson und die
Tory-Ultras das Withdrawal (Number 2) Act zum "Kapitulationsgesetz"
erklärt und seine Unterstützer zu "Verrätern" am britischen Volk
gestempelt. Am ersten Oktoberwochenende soll Johnsons Chefberater
Dominic Cummings, Chefarchitekt der erfolgreichen Brexit-Kampagne der
EU-Gegner im Jahre 2016, dem rechtsgerichteten Boulevardblatt Mail on
Sunday durchgestochen haben, daß die Verfasser des besagten Gesetzes
dafür Gelder aus Frankreich und Deutschland erhalten hätten. Wegen der
Verbreitung dieser infamen Geschichte hat der ehemalige konservative
Justizminister Dominic Grieve den von seiner eigenen Genialität stets
eingenommenen Cummings einen "schamlosen Lügner" genannt.

Immer wieder behauptet Johnson, die Drohung mit dem ungeordneten
Austritt aus der EU - ein Szenario, das nach Meinung aller Experten
verheerende wirtschaftliche Folgen aller Beteiligten, für
Großbritannien, die Republik Irland und Nordirland am meisten, hätte -
diene lediglich dazu, Brüssel und die EU-27 zu Zugeständnissen zu
zwingen. Da darf man Zweifel an der Ernsthaftigkeit dieser Behauptung
haben. In den letzten Tagen haben sowohl Philip Hammond, bis vor
kurzem Schatzmeister der Regierung von Theresa May, als auch Johnsons
Schwester Rachel, die Journalistin und Fernsehmoderatorin ist, dem
Premierminister öffentlich unterstellt, er wolle den No-Deal-Brexit
provozieren bzw. herbeiführen, weil diejenigen Hedgefonds-Manager in
der Londoner City, die im Sommer seinen Aufstieg zum Tory-Chef
finanzierten, 4,6 Milliarden Pfund auf einen Absturz der britischen
Währung an den internationalen Börsen zum 1. November gewettet hätten.

Man mag von einer solchen "Verschwörungstheorie" halten, was man will.
Fest steht jedenfalls, daß sich Johnson als heldenhafter
Brexit-Verfechter positioniert in der Hoffnung, aus den baldigen
Unterhauswahlen als Sieger hervorzugehen. Da sich die größte
Oppositionspartei, Labour, selbst in der Brexit-Frage zu keiner
einheitlichen Position hat durchringen können, hofft Johnson mit einer
Kampagne unter dem Motto "die wahren Patrioten gegen die
EU-Apologeten" und einem Wahlbündnis mit der Brexit-Partei von Nigel
Farage eine deutliche Mehrheit der Sitze im Unterhaus zu erobern. Zu
diesem Kalkül gehört natürlich die Notwendigkeit, London als die
kompromißbereite Seite in den Verhandlungen mit Brüssel zu
präsentieren. Dies jedoch fällt Johnson sichtlich schwer.

Sein erstes Verhandlungsangebot sah als Lösung für das leidige Problem
der möglichen Grenze zwischen Nordirland und der Republik Irland das
Hinzufügen einer weiteren Grenze - in der Irischen See -
zwischen Großbritannien und der Grünen Insel. Obwohl Brüssel und
Dublin sofort die Idee verworfen haben, hatte sie einen positiven
Nebeneffekt. Erstmals hat sich Nordirlands 
protestantisch-fundamentalistische Democratic Unionist Party (DUP), 
auf deren Unterstützung von zehn Abgeordneten im Unterhaus Johnson
noch angewiesen ist, bereiterklärt, die Einführung bestimmter
Kontrollen im Schiffs- und Flugverkehr zwischen Ulster und
Großbritannien zu akzeptieren. Ende letzter Woche traf sich Johnson im
nordenglischen Wirral mit dem irischen Premierminister Leo Varadkar.
Auch wenn der Inhalt des Gesprächs geheim blieb, sollen beide Männer
einen Durchbruch erzielt haben, der auf eine Seegrenze zwischen Irland
als Ganzes und Großbritannien hinausläuft und damit die Installierung
einer harten Grenze auf der grünen Insel vermeidet.

In Nordirland wittern die Unionisten bereits den Verrat und machen
Stimmung dagegen. Ihnen ist auch nicht entgangen, daß praktisch
zeitgleich mit dem Treffen Johnson-Varadkar in der Nähe von Liverpool
im Daily Telegraph, dem traditionellen Sprachrohr der konservativen
Partei, ein Leitartikel erschienen ist, in dem Nordirland als lästige
Bürde dargestellt wurde, die dem britischen Steuerzahler seit 1921
weit mehr als alle Einzahlungen in den EU-Haushalt gekostet hat und
von der sich Großbritannien endlich befreien soll, um die
vermeintlichen Vorteile des Brexit im vollen Zügen genießen zu
können. Am Wochenende haben sich sogar Vertreter der loyalistischen
Paramilitärs zu Wort gemeldet und für den Fall einer "Sonderregelung"
für Nordirland am Ende aller Brexit-Verhandlungen mit einer Kampagne
des zivilen Ungehorsams - sozusagen als Mindestreaktion - gedroht.
Johnson und die Brexiteers setzen seit längerem gezielt auf den
Populismus und vergiften damit die politische Atmosphäre im
Vereinigten Königreich. In Nordirland könnte ihr verantwortungsloses
Verhalten zu einem erneuten Ausbruch der Troubles führen.

14. Oktober 2019
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UNTERNEHMEN/222: Brüssel genehmigt Rettungsbeihilfe für Condor (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 14. Oktober 2019

Brüssel genehmigt Rettungsbeihilfe für Condor



Mit der heutigen Genehmigung hat die Europäische Kommission bestätigt,
dass der Überbrückungskredit der KfW an Condor in Höhe von 380 Mio.
Euro beihilferechtskonform ist. Die Maßnahme entspricht den Vorgaben
der Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfeleitlinien der Europäischen
Kommission.

Nach Zustellung der Entscheidung an die Bundesregierung und Schwärzung
etwaiger Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse wird die Entscheidung der
Europäischen Kommission im Amtsblatt der EU veröffentlicht werden.

Die Bundesregierung hatte am 24.9.2019 entschieden, der Condor
Flugdienst GmbH mit Sitz in Hessen ein zu 100 Prozent vom Bund
garantiertes KfW-Darlehen als Massedarlehen in Höhe von 380 Mio. Euro
zu gewähren. Das Land Hessen beteiligt sich mit einer 50 prozentigen
Rückgarantie gegenüber dem Bund am Risiko. Der Überbrückungskredit
stand unter dem Vorbehalt der nun erfolgten beihilferechtlichen
Genehmigung.

Die Condor Flugdienst GmbH hatte bei der Bundesregierung einen
Überbrückungskredit beantragt, nachdem die Konzernmutter Thomas Cook
Group plc mit Sitz in London in akute finanzielle Schwierigkeiten
geraten war. Der Überbrückungskredit gibt dem Unternehmen die
Möglichkeit, den Geschäftsbetrieb und den Flugbetrieb fortzusetzen und
gibt auch den fast 5.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine
Perspektive. Die Fortsetzung des Flugbetriebs kommt zudem den
zahlreichen Verbrauchern und Verbraucherinnen zugute, die Flugreisen
mit Condor gebucht haben.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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ALTERTUM/027: Archäogenetik - Soziale Ungleichheit in bronzezeitlichen Haushalten (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 11.10.2019

Archäogenetik - Soziale Ungleichheit in bronzezeitlichen Haushalten



Neue Analysen ermöglichen Einblicke in soziale Ungleichheit vor 4000
Jahren: Wohlhabende Familien lebten mit zugezogenen Frauen und sozial
niedriger gestellten Personen im selben Haushalt zusammen.

Soziale Ungleichheit gab es in der Vorgeschichte Süddeutschlands bereits
vor 4000 Jahren, und das sogar innerhalb eines Haushalts. Das ergab
jedenfalls eine neue Studie die im Fachjournal Science veröffentlicht
wurde. Archäologische und archäogenetische Auswertungen von
bronzezeitlichen Gräberfeldern im Lechtal bei Augsburg zeigen, dass
Familien biologisch miteinander verwandter Personen mit höherem Status
zusammenlebten mit nichtverwandten Frauen, die aus der Ferne kamen und den
Grabbeigaben nach zu schließen ebenfalls einen hohen Status innehatten.
Zusätzlich fanden sich eine größere Anzahl von Einheimischen, aber
offensichtlich armen Individuen in den Gräberfeldern. Die Forscher
schließen daraus, dass es in den Haushalten dieser Zeit und Region bereits
soziale Ungleichheit gab. Ob es sich bei den ärmeren Individuen um Gesinde
oder Sklaven handelt, lässt sich nur spekulieren.

Das archäologisch-naturwissenschaftliche Projekt an der Heidelberger
Akademie der Wissenschaften wurde von Philipp Stockhammer von der LMU in
München zusammen mit Johannes Krause und Alissa Mittnik vom
Max-Planck-Institut für Menschheitsgeschichte in Jena und der Universität
Tübingen geleitet. Die Ausgrabungen südlich von Augsburg ermöglichen es den
Archäologen, auf bislang ungeahnte Weise tief in die Bronzezeit herein zu
zoomen und zu untersuchen, wie sich der Umbruch von der Steinzeit zur
Bronzezeit auf die Zusammensetzung der damaligen Haushalte auswirkte.
"Reichtum korrelierte entweder mit biologischer Verwandtschaft oder
Herkunft aus der Ferne. Die Kernfamilie vererbte ihren Besitz und Status
weiter. Aber in jedem Bauernhof haben wir auch arm ausgestattete Personen
lokaler Herkunft gefunden", sagt Philipp Stockhammer, Professor für
Prähistorische Archäologie an der LMU und einer der Leiter der Studie.
Dieser Befund spricht für eine komplexe Sozialstruktur von Haushalten, wie
sie aus dem klassischen Griechenland und Rom bekannt ist. So waren zu
römischer Zeit auch die Sklaven Teil der Familie, hatten aber einen
anderen sozialen Status. Aber diese Menschen im Lechtal lebten über 1500
Jahre früher. "Das zeigt erstmals, wie lang die Geschichte sozialer
Ungleichheit in Familienstrukturen zurückreicht", so Stockhammer weiter.

Die Bronzezeit umfasst in Mitteleuropa den Zeitraum von 2200 bis 800 vor
Christus. Damals erwarben die Menschen die Fähigkeit, Bronze zu gießen.
Dieses Wissen führte zu einer frühen Globalisierung, da die Rohstoffe
durch Europa transportiert werden mussten. In einer früheren Studie hatte
das Team gezeigt, dass die Mehrheit der Frauen im Lechtal vor 4000 Jahren
aus der Fremde kam und ihnen beim Transfer von Wissen eventuell eine
entscheidende Rolle zukam. Überregionale Netzwerke wurden offenbar durch
Heiraten und institutionalisierte Formen von Mobilität gepflegt.

Stabile soziale Strukturen über 700 Jahre hinweg

Bislang war bereits bekannt, dass sich in der Bronzezeit die ersten
größeren hierarchischen Strukturen entwickelten. Für Überraschung sorgte
bei der aktuellen Studie, dass soziale Unterschiede innerhalb eines
einzelnen Haushalts existierten und über Generationen hinweg
aufrechterhalten wurden.

Die Grabbeigaben verraten Archäologen heute noch den Status der
Verstorbenen. Im Lechtal wurden Waffen und aufwendiger Schmuck nur eng
verwandten Familienmitgliedern sowie Frauen, die aus 400 bis 600km
Entfernung in die Familie kamen, ins Grab gegeben. In der Studie ist es
erstmals für die Vorgeschichte gelungen, aus Gräberfeldern
Familienstammbäume abzulesen, die vier bis fünf Generationen umspannen.
Diese Generationen umfassten überraschender Weise aber nur die männlichen
Verwandtschaftslinien. Die weiblichen Nachkommen mussten offensichtlich
den Hof verlassen, wenn sie das Erwachsenenalter erreicht hatten. Bei den
Müttern der Söhne handelte es sich hingegen stets um zugezogene Frauen.
"Die Archäogenetik gibt uns hier einen völlig neuen Blick in die
Vergangenheit. Wir hätten es bis vor Kurzem nicht für möglich gehalten,
dass wir einmal Heiratsregeln, soziale Struktur und Ungleichheit in der
Vorgeschichte untersuchen können", sagt Johannes Krause, Direktor des
Max-Planck-Instituts für Menschheitsgeschichte in Jena.

Die Archäologen konnten den Grad der Verwandtschaft mit den Beigaben im
Grab und der Lage der Gräber vergleichen und zeigen, auf welche Weise
Ehepaare und ihre Kinder bestattet wurden. Möglich wurde dies durch
genomweite Daten, die nun auch aus prähistorischem Knochen weitreichende
Verwandtschaftsrekonstruktionen ermöglichen. Arm bestattet wurden allein
die nichtverwandten, einheimischen Mitglieder eines Haushalts. "Wir können
leider nicht sagen, ob es sich bei diesen Individuen um Knechte und Mägde
oder vielleicht sogar eine Art von Sklaven gehandelt hat", sagt Alissa
Mittnik. "Sicher ist, dass über die männlichen Linien die Bauernhöfe über
viele Generationen hin vererbt wurden und dieses System über 700 Jahre
stabil war. Das Lechtal zeigt, wie tief in die Vergangenheit die
Geschichte sozialer Ungleichheit innerhalb einzelner Haushalte tatsächlich
zurückreicht."


Originalpublikation:

Alissa Mittnik, Ken Massy, Corina Knipper, Fabian Wittenborn, Ronny
Friedrich, Saskia Pfrengle, Marta Burri, Nadine Carlichi-Witjes, Heidi
Deeg, Anja Furtwängler, Michaela Harbeck, Kristin von Heyking, Catharina
Kociumaka, Isil Kucukkalipci, Susanne Lindauer, Stephanie Metz, Anja
Staskiewicz, Andreas Thiel, Joachim Wahl, Wolfgang Haak, Ernst Pernicka,
Stephan Schiffels, Philipp W. Stockhammer, Johannes Krause:

Kinship-based social inequality in Bronze Age Europe

Science 2019

https://science.sciencemag.org/content/early/2019/10/09/science.aax6219

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, 11.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/395: Neue Datenbank zur antiken Weltkarte "Tabula Peutingeriana" (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 11.10.2019

Neue Datenbank zur antiken Weltkarte "Tabula Peutingeriana"



Im Rahmen eines von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten
Projekts erforscht der Lehrstuhl für Alte Geschichte (Prof. Dr. Michael
Rathmann) der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt (KU) seit 2017
die "Tabula Peutingeriana". Diese um 1200 entstandene Kopie einer antiken
Vorlage ist die einzige erhaltene Weltkarte aus der Antike.
Außergewöhnlich ist das Format der Pergamentrolle, die auf einer Länge von
fast sieben Metern bei gut 30 Zentimetern Breite einen Bereich von Spanien
bis Indien extrem verzerrt abbildet.

Eine internationale Tagung in der Wiener Nationalbibliothek versammelte
nun 30 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus neun Ländern mit dem
Forschungsschwerpunkt "Antike Geographie", um aktuelle Forschungsansätze
und Ergebnisse zu diskutieren. Vorgestellt wurde dabei auch eine neue
Online-Datenbank des Lehrstuhls für Alte Geschichte, welche die auf der
Karte vermerkten Angaben kommentiert.

Seit ihrer Publikation 1598 wirft die Tabula Peutingeriana, die von der
UNESCO im Jahr 2007 zum Weltdokumentenerbe erklärt wurde, zahlreiche
Fragen auf und befeuert damit den wissenschaftlichen Diskurs über antike
und mittelalterliche Geographie. Dabei zeigen viele Publikationen der
letzten Jahrzehnte, dass dieses einzigartige Zeugnis der
Kartographiegeschichte bisher mehr be- als erforscht wurde. Der Lehrstuhl
für Alte Geschichte der KU befasst sich deshalb im Zuge des DFG-Projektes
mit der Kommentierung der Tabula. Ziel dieser Arbeit ist ein ausführlicher
Kommentar der ca. 3500 Toponyme (Orte, Inseln, Berge, Flüsse, etc.) sowie
die digitale Aufarbeitung und Bereitstellung der Ergebnisse in einer frei
zugänglichen Online-Datenbank.

Bei der Tagung in Wien wurden die Arbeit des Lehrstuhls sowie die
aktuellen Forschungsansätze und neuen Ergebnisse einem breiten
akademischen Publikum präsentiert und diskutiert. Die Tagungsteilnehmer
befassten sich dabei nicht nur mit der Darstellung einzelner Gebiete der
antiken Welt auf der Tabula Peutingeriana selbst, sondern besonders auch
mit Fragen zum Kopierprozess von der antiken Vorlage bis hin zur deren
mittelalterlichen Kopie.

Im Fokus der Diskussion stand vor allem die Frage nach der Datierung der
antiken Vorlage. Mit Richard Talbert (Chapel Hill), Ekkehard Weber (Wien)
und Michael Rathmann (Eichstätt) waren dabei die Vertreter der drei
zentralen Entstehungsthesen an einem Ort versammelt. Während Talbert die
Vorlage der Tabula in die Spätantike einordnet (ca. 300 n. Chr.), sieht
Weber ihre Entstehung im Kontext der Agrippa-Karte (ca. 13 v. Chr.),
Rathmann dagegen hält sie für ein Produkt des Frühhellenismus (ca. 250 v.
Chr.). Aufgrund dieser stark differierenden Entstehungstheorien rückt die
Forschung derzeit davon ab, nur nach der exakten Datierung der Vorlage zu
fragen und richtet ihren Blick stärker auf die Herausarbeitung der
einzelnen antiken Bearbeitungsstufen der Karte, die immer mehr als ein
"work in progress" gedeutet wird.

Den Höhepunkt der Tagung bildete für alle Teilnehmer deshalb die
Besichtigung der Tabula Peutingerina im Original, die sich seit 1738 im
Besitz der Wiener Hofbibliothek befindet. Über eine Stunde lang durften
sich alle Teilnehmer selbst vom Erhaltungszustand überzeugen und erhielten
Einblick in die Arbeit der Restauratoren der Nationalbibliothek.

Den Abschluss der Tagung bildete schließlich die Präsentation der
Eichstätter Datenbank http://tp-online.ku.de, die nun frei verfügbar ist
und Informationen zu sämtlichen Toponymen auf der TP liefert wie
Belegstellen bei antiken Autoren, Datierungsvorschläge, weiterführende
Literatur und ausführliche Kommentare zu den Toponymen selbst.


Weitere Informationen unter:

http://tp-online.ku.de

- Online-Datenbank zur Tabula Peutingeriana

https://www.ku.de/ggf/geschichte/altegesch/dfg-projekt-tabula-peutingeriana/

- Homepage zum DFG-Projekt "Kommentar zur Tabula Peutingeriana"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt, 11.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/767: Essen - Was heißt liberale Migrationsethik? Vortrag & Diskussion, 23.10.2019


Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Was heißt liberale Migrationsethik? Vortrag & Diskussion mit Reinhard
Merkel und Volker Heins

am 23.10.2019 ab 18:30 Uhr

im Kulturwissenschaftlichen Institut Essen (KWI)

Goethestraße 31, 45128 Essen



"Was heißt liberale Migrationsethik?" Diese Frage steht im Mittelpunkt
einer kontroversen Diskussion, die in der weiteren philosophischen
Öffentlichkeit geführt wird und nun auch öffentlich am KWI Essen geführt
werden soll:

Gibt es ein Freiheitsrecht auf globale Personenfreizügigkeit oder muss
dieses Recht der Souveränität liberaler Nationalstaaten weichen, die ein
Recht beanspruchen ihre Grenzen im Interesse des Gemeinwohls zu schließen?
Gibt es eine spezifisch liberale Antwort auf diese Frage? Oder vielleicht
gleich mehrere?

Volker Heins (KWI Essen) und Reinhard Merkel (Deutscher Ethikrat)
diskutieren das Für und Wider möglicher Antworten auf diese Fragen. Um der
Vielschichtigkeit philosophischer Perspektiven und Positionen Resonanz zu
geben, ist das Publikum herzlich eingeladen, das öffentliche Gespräch
aktiv mitzugestalten. Moderiert wird die Diskussion von Anja Weiß (UDE),
ein Grußwort wird Staatssekretär Andreas Bothe (MKFFI NRW) sprechen.


Weitere Informationen unter:

https://kulturwissenschaften.de/veranstaltung/vortag-diskussion-was-heisst-liberale-migrationsethik/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 10.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSE/510: Vreden - Kunst-Workshops für Kids und Teens am 19. und 26. Oktober 2019


Kreis Borken

Herbstferien als Kreativferien nutzen: Kunst-Workshops im kult
Westmünsterland in Vreden am 19. und 26. Oktober 2019



Am 19. und am 26. Oktober 2019, also an den beiden Samstagen in den
Herbstferien, findet im kreiseigenen Kulturzentrum kult
Westmünsterland in Vreden jeweils ein ganz besonderer Kunst-Workshop
statt: In der Zeit von 11 bis 15 Uhr können sich dort dann
interessierte Kids (ab 10 Jahren) und Teens aus der ganzen Region
kreativ betätigen. Dafür, dass dabei der Spaß im Vordergrund stehen
wird, sorgt das Team von "ARTivity Borken". Nach eigenem Bekunden
möchten dessen Mitglieder mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern
Kunstwerke kreieren und das sogar mitten in der aktuell laufenden
kult-Ausstellung "DUCKOMENTA - Ent-liche Grenzgeschichten".
Anmeldungen nimmt das kult unter der Telefonnummer 02564/9899-100 oder
per E-Mail an kult@kreis-borken.de entgegen. Der Teilnahmebeitrag pro
Termin beträgt je Person 8 Euro. Hinzu kommen 4 Euro Materialkosten.

"Kunst macht schlau und glücklich!" Davon sind die Aktivisten von
"ARTivity Borken" überzeugt. Und diese Überzeugung möchten sie nun in
ihren beiden Workshops weitergeben. "Wir entführen euch in die Welt
des 'Veränderns' und geben dabei Frida Kahlo, eine der bekanntesten
Malerinnen Lateinamerikas, ein neues Gesicht", sagen sie. Ganz
praktisch bedeutet dies: Die Feinmotorik aller Beteiligten ist
gefordert. Mehr noch, sie wird durch das Arbeiten mit verschieden
Werkzeugen wie Pinseln und Spachteln gefördert. Die eigenen
künstlerischen Fähigkeiten kommen so auf Touren und es wird sich - so
prophezeien es die Veranstalter - ein Glücksgefühl einstellen, wenn
eigene Kunstwerke Form und Gestalt annehmen.

Bei alledem ist Teamwork ausdrücklich erwünscht. Der Workshop soll
schließlich auch dem Kennenlernen von Gleichgesinnten dienen - neue
Freundschaften sind also nicht ausgeschlossen. Im Blick genommen wird
zudem der Museumsbereich des kult. "Auch so was kann für junge Leute
richtig spannend sein", so das ARTivity-Team.

Infos zum kult Westmünsterland gibt es im Internet unter
https://www.kult-westmuensterland.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Oktober 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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KURSE/509: Braunschweig - Workshop für Spiele-Erfinder in der Stadtbibliothek am 17.10.2019


Stadt Braunschweig

Workshop für Spiele-Erfinder in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Einen Workshop für 9- bis 14-jährige Spiele-Erfinder
bietet die Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, in den
Herbstferien, im Rahmen von FiBS, Ferien in Braunschweig, am
Donnerstag, 17. Oktober, von 10 bis 15 Uhr an. Dabei können eigene
Spiele-Ideen unter fachkundiger Anleitung umgesetzt werden. Die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer arbeiten mit verschiedenen Materialien
und gestalten mit den Händen und Kleister. Das fertige Spiel wird
später mit nach Hause genommen. Es entsteht ein Kostenbeitrag von fünf
Euro für Material. Da die Teilnehmerzahl begrenzt ist, ist eine
Anmeldung bis Mittwoch, 16. Oktober, unter der Telefonnummer 470-6834
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 10. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/1916: Braunschweig - "Zombert und der mutige Angsthase" am 17. Oktober 2019


Stadt Braunschweig

Kinderbuchkino in der Weststadt: "Zombert und der mutige
Angsthase"



Braunschweig. Als Kinderbuchkino ist die Geschichte "Zombert und der
mutige Angsthase" von Kai Pannen am Donnerstag, 17. Oktober, um 11 Uhr
und 16.30 Uhr, in der Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek,
Rheinring 12, zu sehen. Eingeladen sind Kinder ab sieben Jahren und
ihre Eltern. Im Anschluss gibt es ein Malangebot. Der Eintritt ist
frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Informationen
unter der Telefonnummer 470-6857.

In der Geschichte geht es um Konrad, der eine Mutprobe bestehen muss,
weil die großen Jungs aus seiner Straße ihn sonst für einen Angsthasen
halten. Einsam und verlassen liegt der urururalte Friedhof am Rande
der Stadt. Kein Mensch traut sich darauf. "Denn dort spukt es", sagen
die Leute. Konrad traut sich trotz der Gefahr auf den Friedhof. Es
dauert nicht lange, bis er dort auf Zombert, einen waschechten Zombie,
trifft. Das nächste Kinderbuchkino findet in der Weststadt am
Donnerstag, 14. November, statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 10. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSTELLUNG/9748: Leer - "Auf Augenhöhe", Malerei und Fotografie, 25.10. bis 10.1.2020


Landkreis Leer

Malerei und Fotografie bei der neuen Sonderausstellung "Auf Augenhöhe"
im Schloss Evenburg

Ausstellungseröffnung am 25. Oktober um 18 Uhr



Ab dem 26. Oktober ist in den Räumen des Schlosses Evenburg eine neue
Sonderausstellung zu sehen: Fotografin Katharina John und Maler
Manfred W. Jürgens präsentieren ihre Werke in der Ausstellung "Auf
Augenhöhe". Eröffnet wird die Ausstellung am Freitag, 25. Oktober, ab
18 Uhr im Schlosshof der Evenburg, gefolgt von einer gemeinsamen
Besichtigung der Werke.

Malerei und Fotografie - ein Gegensatz? Für John und Jürgens ergänzen
sich beide Genres. Das ästhetische Empfinden ist seit Jahrhunderten
von der Malerei beeinflusst, während die Fotografie seit ihrer
Erfindung in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts mit ihrer
perspektivischen Verzerrung und dem Spiel von Schärfe und Unschärfe
die Malerei inspiriert.

John und Jürgens - zwei Traditionalisten, analog arbeitend in
schwarz-weiß mit der Kamera und farbig auf der Bildtafel. Im Fokus der
Ausstellung 'Auf Augenhöhe' steht das menschliche Portrait - direkt,
fordernd, verstörend.

Anmeldungen zur Vernissage sind unter Telefon 0491 99756000
erforderlich. Die Ausstellung ist bis zum 10. Januar 2020 täglich von
11 bis 17 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Oktober 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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DAS BLÄTTCHEN/1934: Über die Idee, eine Mauer zu bauen


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 20 | 30. September 2019

Über die Idee, eine Mauer zu bauen

von Erhard Crome



Die DDR war eine eigene Antwort auf das Hitler-Reich. Antifaschismus und
die proklamierte Lösung der sozialen Frage in ihrer realsozialistischen
Gestalt sollten ihr Legitimität geben. Aufmerksame Beobachter von außen
zweifelten jedoch schon früh an der Dauerhaftigkeit der deutschen
Zweistaatlichkeit. So sagte der Erste Sekretär der Polnischen Staatspartei,
Wladyslaw Gomulka, bereits im März 1969 zu KPdSU-Generalsekretär Leonid
Breshnew, es werde letztlich "zum Verschlingen der DDR durch die BRD"
kommen, und zwar aus inneren Gründen: "Nach unserer Erkenntnis gibt es in
der DDR stärkere Vereinigungstendenzen, als in der Bevölkerung der BRD.
Dort spricht nur die Spitze von der Wiedervereinigung und der Bevölkerung
ist es egal. Das Problem der Wiedervereinigung wird in immer schärferer
Form die neue Generation in der DDR betreffen. Sie wird die Probleme lösen,
aber nicht unbedingt im Geiste des Sozialismus und unserer
Staatsinteressen".

In der BRD hatten Ende der 1980er Jahre jedoch viele eine staatliche
Vereinigung nicht mehr für realistisch gehalten. Der sehr kluge Autor
Sebastian Haffner sah 1987 die Zweistaatlichkeit als abschließende Antwort
auf die deutsche Frage an. Auch die BRD-Regierung wollte nur noch die
Fassade ihrer deklarativen Politik aufrecht erhalten. So hieß es in einer
geheimen Information der DDR-Staatssicherheit vom 24. November 1987 über
eine interne Rede von Wolfgang Schäuble, damals Chef des Kanzleramtes von
Helmut Kohl, "dass die Überwindung der Teilung Deutschlands als Bestandteil
der europäischen Teilung auf absehbare Zeit nicht auf der Tagesordnung
stehe. Der fortbestehende ideologische Konflikt zwischen Ost und West müsse
die BRD veranlassen, 'unverbrüchlich im Lager der Freiheit eines westlichen
Europas' zu verbleiben. Daher halte sie auch an der Präambel des
Grundgesetzes fest, dass eine Lösung der deutschen Frage nur durch 'Einheit
in Freiheit' möglich ist. Das aber sei heute und in nächster Zukunft nicht
realisierbar."

Am Ende sollte Gomulka recht behalten, es war die dritte Generation, es
waren die in der DDR Aufgewachsenen, die den Ausgang des Herbstes 1989
maßgeblich bestimmten. Ohne auf eine Genehmigung der Behörden zu warten,
hatten sie in der Nacht des 9. November 1989 die Berliner Mauer
aufgedrückt. Erst später hieß es in offiziösen Geschichtsbüchern, das sei
dem bundesdeutschen Kanzler Kohl zu verdanken gewesen.

Zu den Fehlern bei den obligatorischen Betrachtungen der DDR, die uns
dreißig Jahre nach der "Wende" wieder allenthalben umzingeln, gehört, sie
von ihrem Ende her zu denken. Am Anfang stand jedoch die große Euphorie,
ein neues Deutschland zu bauen, das auf den Trümmern des vom 
Hitler-Faschismus, seinen Verbrechen und des von ihm geführten und verlorenen
Krieges errichtet wird. Beide deutsche Staaten waren Alternativen zum
Nazi-Staat, die ihrerseits in Konkurrenz zueinander standen. Das entsprach
der Logik der Anti-Hitler-Koalition: Die sozialistische UdSSR und die
kapitalistischen USA und Großbritannien, erweitert durch Frankreich, hatten
den Zweiten Weltkrieg geführt und gewonnen, waren dann aber in den Kalten
Krieg gegeneinander geraten. Insofern wurden die vier Besatzungszonen in
Deutschland, die nach den Treffen der drei Haupt-Siegermächte in Jalta und
Potsdam 1945 eigentlich der gemeinsamen Verwaltung des besetzten
Deutschlands nach seiner bedingungslosen Kapitulation dienen sollten, zu
Brückenköpfen des Kalten Krieges auf deutschem Boden. Deutschland wurde zu
einem der Hauptaustragungsfelder des Kalten Krieges.

Die Gründung der DDR am 7. Oktober 1949 war mit drei historischen Problemen
belastet: Erstens war die Sowjetunion unter Stalin bestrebt, territorial
die Größe Russlands wiederherzustellen und die durch Ersten Weltkrieg und
Revolution verlorenen Gebiete weitestmöglich zurückzuerobern. Deshalb hatte
die Sowjetunion in den Verhandlungen mit den USA und Großbritannien über
die Nachkriegsordnung alles getan, um die in den Vereinbarungen mit
Deutschland 1939 erreichten Gebietszuwächse zu erhalten. Das hatte zur
Folge, dass Polen seine alten Ostgebiete verlor und durch ehemals deutsche
Gebiete entschädigt wurde. Ergebnis war die Oder-Neiße-Grenze zwischen
Polen und Deutschland, die in Potsdam 1945 zunächst als provisorische
festgehalten wurde. 1950 wurde sie von der DDR als verbindlich anerkannt,
1970 beziehungsweise 1972 auch von der BRD und vom vereinigten Deutschland
1990 und 1992. Die in den östlich davon gelegenen Gebieten beheimatete
Bevölkerung wurde nach Deutschland - westlich der Oder-Neiße-Grenze -
ausgesiedelt. Das hatte zur Folge, dass die DDR auf das Gebiet zwischen
Oder-Neiße und Elbe begrenzt war. Die früher im alten Osten Deutschlands
gelegenen Kohlegruben und Stahlwerke lagen nun in Polen, während die
europäisch bedeutsame westdeutsche Schwerindustrie zur BRD gehörte. Die BRD
hatte bei ihrer Gründung etwa 50 Millionen Einwohner, die DDR 18,3
Millionen. Damit war das bevölkerungsmäßige und wirtschaftliche
Ungleichgewicht vorgegeben.

Zweitens war die deutschlandpolitische Konzeption der Sowjetunion darauf
gerichtet, eine gesamtdeutsche politische Lösung zu erreichen, das heißt
nicht einen westdeutschen und einen ostdeutschen Staat zu gründen, sondern
ein vereintes Deutschland, das neutral und bündnispolitisch unabhängig sein
sollte. Dabei ging Stalin durchaus davon aus, dass dieses Deutschland
kapitalistisch und politisch als bürgerliche Republik, wie die Weimarer
Republik von 1919 bis 1933, verfasst sein sollte. Insofern war bereits mit
der Schaffung der BRD 1949 auf Betreiben der USA und Großbritanniens das
ursprüngliche strategische Konzept der Sowjetunion gescheitert. Die
Gründung der DDR war die ungewollte Ausweichvariante, die in Moskau erst im
September 1949 beschlossen wurde. Mit der Stalin-Note 1952 war nochmals der
Versuch unternommen worden, zeitnah einen Friedensvertrag und ein vereintes
Deutschland zu erreichen. Dafür war die Sowjetunion bereit, die
"sozialistische Entwicklung" der DDR zur Disposition zu stellen und auch
die Grenzen nochmals zu verhandeln. Das wurde von westlicher Seite
abgelehnt. Damit war die deutsche Zweistaatlichkeit zementiert.

Hinzu kam drittens, die UdSSR war sich jahrelang nicht schlüssig, was sie
mit ihrer Besatzungszone eigentlich anfangen wollte. Zunächst war diese
Grundlage für Reparationen und Demontage von Industrieanlagen. In Jalta und
Potsdam hatten die Siegermächte beschlossen, dass die Reparationen
vornehmlich in Sach- und Arbeitsleistungen erbracht werden sollten, aber
auch in Gestalt von Demontagen. Die Forderungen der UdSSR waren mit 10
Milliarden Dollar (in Preisen von 1933) in Ansatz gebracht worden, was etwa
10 Prozent des auf ihrem Territorium durch die Deutschen angerichteten
Schadens entsprach. Zugleich verpflichtete sich die Sowjetunion, 15 Prozent
ihres Reparationsanteils an Polen abzutreten. Die deutschen Kommunisten
hatten bereits im Februar 1946 gebeten, die Demontagen einzustellen, um den
Wiederaufbau zu erleichtern. Das erfolgte nicht. Erst mit Wirkung vom 1.
Januar 1954 wurde die DDR von der Sowjetunion und von Polen von weiteren
Reparationszahlungen befreit. Derweil die Sowjetunion bis dahin stets
entnommen hatte, hatten die USA seit 1948 mit dem Marshall-Plan Geld und
Kapital nach Westdeutschland transferiert. Während also in der Propaganda
die DDR den Systemwettbewerb mit der BRD führen sollte, hatten die USA
ihren deutschen Staat gut darauf konditioniert, und die Sowjetunion die
wirtschaftlichen Grundlagen ihres deutschen Staates bis 1953 geschwächt.
Nach einer Schätzung aus dem Jahre 1989 leisteten die sowjetisch besetzte
Zone und die DDR Reparationen in Höhe von 99,1 Milliarden DM (in Preisen
von 1953), die BRD in Höhe von 2,1 Milliarden DM. Die
Marshall-Plan-Zahlungen betrugen 1948 bis 1953 über 1,4 Milliarden
US-Dollar; die Zahlungen für die zu diesem Zweck geschaffene "Kreditanstalt
für Wiederaufbau" (KfW), die als Bank der Bundesrepublik Deutschland noch
heute besteht, sicherten dieser ein Startkapital in Höhe von 3,7 Milliarden
DM.

Im Jahre 1961 wurde mit dem Bau der Berliner Mauer sichtbar, dass der
Sozialismus in der DDR bei offenen Grenzen nicht funktionieren konnte,
weiterhin waren tausende Menschen Jahr für Jahr in die BRD geflüchtet. In
diesem eingemauerten Zustand blieb die DDR bis zu ihrem Ende 1989. Die
Mauer, die 1961 eine Notmaßnahme war, galt nach außen fortan als Sinnbild
eines Sozialismus, der nicht funktionsfähig war.

Allerdings wird die Entscheidung dazu fälschlicherweise Walter Ulbricht
zugeschrieben, inzwischen in der kabarettistischen Variante der derzeitigen
Staatspropaganda gern als Zitat: "Niemand hat die Absicht, eine Mauer zu
bauen", - ha, ha. Der Historiker Siegfried Prokop hat die damaligen
Entscheidungswege anhand der verfügbaren Quellen vor einiger Zeit
rekonstruiert. Der inkriminierte Satz Ulbrichts ist aus dem Zusammenhang
gerissen. Er stammt aus einer Pressekonferenz vom 15. Juni 1961. In den
längeren Ausführungen Ulbrichts ging es um das Verhältnis der beiden
deutschen Staaten und um die Lösung der mit Westberlin verbundenen Fragen.
Der anhaltende Flüchtlingsstrom aus der DDR in den Westen drohte diese zu
destabilisieren, was eine unkalkulierbare Situation im Zentrum Europas zur
Folge gehabt hätte. Zugleich bestand der Rechtsstandpunkt der Sowjetunion
und der DDR darin, dass ganz Berlin zur sowjetischen Besatzungszone gehörte
und die Anwesenheit der Westmächte in Westberlin an die Tätigkeit des
Alliierten Kontrollrates und die gemeinsame Verfügung über Deutschland
gebunden war. Das war mit der Einführung der D-Mark auch in Westberlin und
der Gründung der BRD erledigt.

Der sowjetische Partei- und Regierungschef Nikita Chruschtschow und 
US-Präsident John F. Kennedy hatten sich am 3. und 4. Juni 1961 in Wien
getroffen. Die Gespräche verliefen ergebnislos. Chruschtschow hatte Kennedy
jedoch am Ende ein Memorandum überreicht, in dem ein Ultimatum von sechs
Monaten gestellt war. Danach drohte die Sowjetunion, mit der DDR einen
separaten Friedensvertrag abzuschließen. Danach sollten alle
Besatzungsrechte in Berlin - also nicht nur im sowjetischen Sektor, der
Hauptstadt der DDR - erlöschen. Alle Fragen der Benutzung der
Verbindungswege auf dem Lande, zu Wasser und in der Luft, die über das
Territorium der DDR führen, sollten nur noch auf der Grundlage von
Übereinkommen mit der DDR lösbar sein.

Kennedy, der erst seit Januar 1961 im Amt war, stand in Washington unter
großem politischen Druck. Im April 1961 war das "Schweinebucht"-Abenteuer
in Kuba, um Fidel Castros Revolutionsregierung zu stürzen, grandios
gescheitert. Am 12. April 1961 war mit Juri Gagarin der erste Mensch ins
All geflogen, was die USA als strategische Niederlage im Konkurrenzkampf
mit der UdSSR ansahen. Deshalb wurde Kennedy Schwäche vorgeworfen. Hier
also musste er sich als harter Bursche erweisen. Nach dem ergebnislosen
Treffen in Wien hatten die USA daher der Sowjetunion angedroht, im Falle
einer Luftsperre zum Zwecke der Erzwingung der Kontrolle der Zugangswege
nach Westberlin den Abwurf einer Atombombe auf einen sowjetischen
Truppenübungsplatz in der DDR vorzusehen. Ende Juli 1961 hatte sich
Chruschtschow mit Kennedys Sonderbotschafter John J. McCloy auf der Krim
getroffen. Über dieses Treffen gibt es bis heute keine Mitteilungen. Aus 
US-amerikanischer Sicht gab es jedoch nur noch drei Essentials: die
Anwesenheit der Westmächte in Westberlin, das ungestörte Zugangsrecht und
die eigenständigen Rechte der Westberliner.

Nachdem so die Luftkontrolle zur Grenzschließung ausfiel, blieb nur noch
die Landkontrolle, also der Mauerbau, um den Flüchtlingsstrom zu beenden.
Als Ulbricht am 15. Juni 1961 erklärte, er habe nicht die Absicht, eine
Mauer zu bauen, hatte er die Luftkontrolle im Sinn, er wollte keine Mauer
bauen. Auf der Beratung der Staats- und Regierungschefs des Warschauer
Vertrages vom 3. bis 5. August 1961 in Moskau überraschte Chruschtschow
auch Ulbricht im Plenum des Treffens mit der Mitteilung, Ulbricht habe
darum gebeten, um Westberlin eine Mauer zu errichten. Wieder zu Hause,
erzählte Ulbricht Gerald Götting, damals Vorsitzender der DDR-CDU und
stellvertretender Vorsitzender des Staatsrates, er sei "wie vom Donner
gerührt gewesen. Einen solchen Vorschlag hatte er nie gemacht. Er habe
allerdings schlecht in dieser Runde aufstehen und Chruschtschow
widersprechen oder gar dementieren können." Am Ende war der 13. August 1961
ein historischer Kompromiss zwischen den USA und der Sowjetunion. Beide
wollten nicht wegen Berlin, wegen der Deutschen in einen großen Konflikt
geraten.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 20/2019 vom 30. September 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GRASWURZELREVOLUTION/1904: Stichworte zum Postanarchismus - Institutionen


graswurzelrevolution 441, September 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Institutionen

Bremsklötze oder Behälter emanzipatorischer Entwicklungen? 

Stichworte zum Postanarchismus 15

von Oskar Lubin



Eine wirklich demokratische Gesellschaftsordnung ist eine, die sich
im permanenten Wandel befindet. Demokratie ist kein Zustand, sondern
ein Prozess. Sie ist, wie der Philosoph Jacques Rancière es formuliert
hat, "nur der Konstanz ihrer eigenen Handlungen anvertraut".(1) Das
soll heißen. nur wenn die Menschen konstant, also ständig demokratisch
handeln, gibt es Demokratie.


Sie lässt sich nicht in Institutionen gießen und institutionell
auf Dauer stellen, Demokratie ist Praxis.

Rancière formuliert damit letztlich auch eine anarchistische Haltung.
Gegen die Bestehende Ordnung, gegen Institutionen wie den
kapitalistischen Markt, die bürgerliche Kleinfamilie und den
bürgerlichen Rechtsstaat gibt es nur radikale Praxis.

Ein sozialistischer Anarchismus wird, wie Gustav Landauer es 1909 als
"Sozialistisches Beginnen" beschrieb, getragen von Leuten, "die auf
Grund einer menschlich-guten, ehrenhaften, rücksichtsvollen Gesinnung
vernünftig und zweckmäßig die gemeinsamen Angelegenheiten betreiben
wollen".(2)

Selbst anarchistische Kritiker*innen der Demokratie - immerhin
bedeutet das Griechische "demos" nicht nur Volk/Bevölkerung, sondern
bedeutet "kratos" auch Herrschaft - halten ihr eine freie, gleiche und
praktisch zu verwirklichende Grundausrichtung zugute. So definiert das
CrimethInc-Kollektiv in seinem aktuellen Buch "From Democracy to
Freedom" Demokratie als das "Streben nach einer egalitären, inklusiven
und partizipativen Form der Politik".(3)

Dass das mit der Wirklichkeit in den sogenannten demokratischen
Staaten der Gegenwart recht wenig zu tun hat, ist augenfällig.

Dieses Auseinanderklaffen von Behauptung und Realität ist von
anarchistischer Seite auch immer wieder kritisiert worden.

Dennoch ist es an der Zeit, die Institutionskritik des Anarchismus" zu
überdenken! Denn es gibt zwei fundamentale Einwände (aus
postanarchistischer Sicht) gegen die anarchistische Verwerfung von
Institutionen.

Der erste Einwand richtet sich gegen eine einseitige Interpretation
dessen, was Institutionen sind und ausmacht. Institutionen sind in der
anarchistischen Tradition immer nur als Bremsklötze und Verhinderungen
emanzipatorischer Entwicklungen gedacht werden, nie als deren
Aufbewahrungsorte und Verstetigungen.

Aber gerade jetzt, wo in Österreich der Zwölf-Stunden-Arbeitstag
wieder eingeführt wurde, wo in Brasilien und der Türkei linke soziale
Bewegungen zu Terrororganisationen erklärt werden, wo die USA unter
Trump als eine der ersten Amtshandlungen die finanzielle Unterstützung
von Organisationen aufgekündigt haben, die sexuelle Aufklärung
betreiben (und damit Millionen von Frauen das Selbstbestimmungsrecht
auf ihre Körper entziehen) usw. usf., wäre es an der Zeit, die - auch
staatlich - institutionalisierten Errungenschaften sozialer Bewegungen
wertzuschätzen. In Institutionen verstetigen sich Praktiken, sie
nehmen darin eine relativ beständige Form an. Diese Form tendiert
sicherlich zu Verkrustung und Stillstand, aber sie ermöglicht es auch,
dass einmal Erkämpftes zumindest nicht jeden Tag neu erkämpft werden
muss.

Der zweite postanarchistische Einwand gegen das
traditionsanarchistische Verständnis von Institutionen betrifft die
Praxis als Gegenmodell. Die Betonung der Praxis führt nämlich nicht
selten zu voluntaristischen Politikmodellen: Es wird so getan, als sei
Handeln bloß vom eigenen Willen abhängig und nicht auch von
Sozialisation und aktuellen sozialen Einbindungen. Der freie Wille
entscheidet dann über Gedeih und Verderb von individuellen
Lebensläufen und kollektiven Anliegen. Institutionelle Förderungen
werden als unnötig, gar hinderlich für die emanzipatorische
Entwicklung angesehen.

Diese traditionsanarchistische (und Rancìere'sche) Position geht von
einer grundsätzlichen Gleichheit aller aus und damit auch von
grundsätzlicher Chancengleichheit, die unterstützende Institutionen
letztlich überflüssig macht.

Rancière formuliert dieses Credo in seinem antipädagogischen Buch "Der
unwissende Lehrmeister" mustergültig: "Die Methode der Gleichheit war
zuallererst eine Methode des Willens. Man konnte, wenn man es wollte,
allein und ohne erklärenden Lehrmeister durch die Spannung seines
eigenen Begehrens oder durch den Zwang der Situation lernen."(4)

Der Duktus dieser anti-institutionellen Haltung Rancières ist vom
neoliberalen "fordern statt fördern" schließlich kaum mehr zu
unterscheiden.

Hätte es keine (oft staatlichen) Stipendien und Förderprogramme, keine
institutionellen Quotenregelungen und keine affirmative
action-Programme für benachteiligte Minderheiten gegeben, der Anteil
von Frauen und Menschen aus Arbeiter*innenfamilien in Universitäten
und öffentlichen Einrichtungen wäre um einiges geringer, als er es
ohnehin ist; Diskriminierungen und Ungleichheiten wären heute um
einiges größer als sie es eh schon sind.

Das libertäre Argument gegen solche Programme lautet meist: Sie binden
die Leute ein, die sonst aufstehen und aufbegehren würden.

Aber das ist ein verelendungstheoretisches Argument und so historisch
unerfüllt geblieben wie eben jede Verelendungstheorie. Die Elenden
begehren nicht auf, nur weil es ihnen elendig ergeht! Sonst müsste es
tagtäglich Revolutionen geben. (Aufstände und Revolten finden statt,
wenn Erwartungen nicht erfüllt werden, nicht wegen objektiver
Notlagen.)

Diese postanarchistische Position für Institutionalisierungen mag
reformistisch erscheinen, aber sie reagiert vor allem auf eine
fundamentale Illusion, die konstitutiv für den traditionellen
Anarchismus ist:

Die Illusion besteht darin zu glauben, dass die Bevölkerung von sich
aus und in ihrer großen Mehrheit schon für Freiheit und Gleichheit
votieren und eintreten würde und nur Institutionen, allen voran der
Staat, sie (im Dienste der herrschenden Klassen) davon abhalten.
Angesichts des gegenwärtigen Aufstiegs des rechten Nationalismus in
Europa und den Amerikas büßt diese - schon immer fragliche -
Grundannahme endgültig ihre Plausibilität ein.

Auch nach der Kürzung der Mindestsicherung, der Streichung von Geldern
für feministische Organisationen, der Verschärfung des Fremdenrechts
und der Einführung des Zwölf-Stunden-Tages genießt die österreichische
Rechtsregierung die Unterstützung weiter Teile der Bevölkerung
(unverändert rund 60 Prozent).

Es gibt also, entgegen der traditionsanarchistischen Grundannahme,
historische Situationen wie die gegenwärtige, in denen bestehende
(auch staatliche) Institutionen emanzipatorische Errungenschaften vor
der Mehrheit der Bevölkerung schützen und bewahren helfen.

Sicherlich hat das CrimethInc-Kollektiv auch Recht, wenn es auf den
aktuellen Aufstieg des rechten Nationalismus reagierend schreibt, dass
überall "der Aufbau repressiver Regime und fremdenfeindlicher
Nationalismus durch die Sprache der Demokratie und durch demokratische
Verfahren legitimiert wird".(5)

Es ist kaum von der Hand zu weisen, dass das Wort Demokratie ein
relativ leerer Signifikant ist, also mit allem möglichen gefüllt
werden kann und wenig Substanz hat - wie im Übrigen auch die Worte
Freiheit, Menschenrechte, u.v.a.

Es lässt sich dann diskutieren, ob die Strategie sein muss, entweder
die Demokratie mit neuem (radikalen) Inhalt zu füllen, wie Rancière es
tut, oder sie als positiven Bezugspunkt fallen zu lassen, wie
CrimethInc es vorschlagen.

In dieser Hinsicht scheint Rancières Vorschlag der plausiblere. Denn
Begriffe sind schließlich immer umkämpft und müssen ständig mit
Bedeutung aufgeladen werden. Warum sollte Demokratie diesbezüglich die
weniger brauchbare Worthülse sein als Freiheit? Wer hat nicht alles
den Begriff der Freiheit für sich in Anspruch genommen, den CrimethInc
stark machen wollen?

Es gilt allerdings, Rancières Vorschlag der Neufüllung auch auf die
Institution oder die Institutionalisierung selbst hin auszudehnen.
Begriffe neu zu füllen heißt schließlich nicht unbedingt, bestehenden
Institutionen neues Leben einzuhauchen. Es kann auch bedeuten, sich
für neue, andere Institutionen stark zu machen.

Rancière will die Demokratie radikal auf Praxis gründen. Aber ohne
funktionierende institutionelle Fixpunkte - seien es nun
Bildungswerkstätten, feministische Archive oder Redaktionen
alternativer Zeitschriften, Veranstaltungshäuser wie der Mehringhof in
Berlin oder das Amerlinghaus in Wien -, wären auch soziale Bewegungen
kaum dauerhaft zu etablieren. Und selbst eine libertär-sozialistische
Demokratie ist ohne institutionelle Arrangements wie Versammlungen und
ohne Institutionen wie Veranstaltungsorte nicht zu denken.

Bei aller Sympathie für die institutionskritischen,
anti-institutionellen anarchistischen Praktiken von Dada bis Punk:
Nicht zuletzt angesichts der Stärke der gegnerischen Netzwerke ist die
radikale Ablehnung von Institutionen heutzutage der falsche Weg.
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Ein Brexit, ein Königreich für einen Brexit

von Johann-Günther König



In seinem Stück "Richard III." hat William Shakespeare diesen von 1483
bis zu seinem Tod in der Schlacht von Bosworth (1485) herrschenden
König von England mit dem Ausruf verewigt: "a horse, a horse, my
kingdom for a horse". Und mit welchem Spruch wird dereinst der
gegenwärtige Premierminister Boris Johnson verewigt, dessen Absicht,
das Vereinigte Königreich in der Halloween-Nacht der Europäischen
Union endgültig abspenstig zu machen, auf erbitterten Widerstand des
Unterhauses stößt? Das Vereinigte Königreich würde im Falle eines wie
auch immer gearteten Brexits jedenfalls ein schlechter Tausch sein
- es wäre dann ja nicht nur tief gespalten, sondern bald darauf wohl
auch um Schottland ärmer.

Nun haben die Briten spätestens seit Shakespeares Zeiten für großes
Drama einen guten Nerv. Bislang schätzten die meisten auch die
Tradition, im Parlament nicht nur allseits bereits bekannte Meinungen
möglichst beherrscht zu vertreten, sondern auf den engen Bänken in
heftigen Debatten neuartige Positionen überhaupt erst zu entwickeln.
Das ändert sich gerade. Zum einen raubt das Brexit-Drama vielen Leuten
die Zuversicht und schlimmer noch: den Humor. Zum anderen verriet der
laute, wütende und rüde Ton bei der ersten Sitzung nach der am
24. September vom obersten Gericht aufgehobenen Zwangspause, dass die
"klassische" Debattenkultur in Westminster gerade vor die Hunde geht.

Bevor der Tory Boris Johnson seine Vorgängerin Theresa May als
Partei- und Regierungschef im Juli 2019 beerbte, hatte sie mit der EU
einen Aufschub des nach Artikel 50 des Lissabon-Vertrages eigentlich
am 29. März zwingenden Austritts des Vereinigten Königreichs erwirkt.
Folglich musste das Unterhaus den im britischen Gesetz als
Austrittsdatum festgeschriebenen 29. März mit der erforderlichen
Mehrheit ändern und tat das auch - inzwischen steht der 31. Oktober
2019 im Gesetz. Zusätzlich verabschiedeten die Abgeordneten ein
Gesetz, das den Premierminister zum Beantragen einer weiteren
Verlängerung der Brexit-Frist verpflichtet, wenn bis zum 19. Oktober
kein Abkommen ratifiziert ist. Ob Boris Johnson, der lieber "tot im
Graben" liegen will, als in Brüssel um einen weiteren Aufschub zu
bitten, mit seiner Regierung einen Weg finden wird, die gesetzliche
Auflage auszuhebeln? Wer weiß.

Theresa May scheiterte - trotz einer knappen Mehrheit der
Tory-Regierungspartei und der sie stützenden nordirischen DUP - mit
ihrem mit der EU ausgehandelten Austrittsabkommen dreimal an dem gegen
das Abkommen mehrheitlich abstimmenden Unterhaus. Sie scheiterte vor
allem deshalb, weil die in der European Research Group (ERG)
zusammengeschlossenen harten konservativen Brexiteers um Jacob
Rees-Moog ihrer Premierministerin die Gefolgschaft verweigerten. Auch
ihr Nachfolger Boris Johnson, das ist so sicher wie die
Kompromisslosigkeit der EU-Verhandler, wird im Unterhaus keinen Stich
bekommen. Dafür sorgt seit längerem nicht zuletzt der durch seine
"Order, Order"-Rufe zu medialem Ruhm gekommene Sprecher des britischen
Unterhauses John Bercow. Er drohte Johnson umgehend an, dass er das
parlamentarische Regelwerk so lange "auseinandernehmen" und
"zusätzliche rechtliche Kreativität" zulassen werde, bis jeglicher
Versuch gestoppt sei, das Vereinigte Königreich ohne Deal am 31.
Oktober aus der EU zu torpedieren. Für Bercow, der zweifellos ein
Remainer ist, kann es nur einen Brexit geben, den das Parlament vorher
ausdrücklich gebilligt hat - also erst mal keinen.

Premierminister Boris Johnson hat seit seinem Amtsantritt eine
bemerkenswerte Niederlagenserie im Unterhaus eingesteckt - sprich, er
hat mit seiner Regierung noch keine einzige Abstimmung gewinnen
können. Von der vom Supreme Court gerade wieder ungeschehen gemachten
fünfwöchigen Zwangspause des Parlaments ganz zu schweigen. Nachdem im
frühen September bereits zwei Anträge des Premiers auf Neuwahlen
abgelehnt wurden, weil die Oppositionsparteien erst die Verhinderung
des No-deals sichergestellt sehen wollten, lehnten am 26. September
die Abgeordneten mit 306 zu 289 Stimmen den Antrag der Regierung ab,
vom 30. September bis zum 2. Oktober 2019 - also während der
Tory-Parteikonferenz in Manchester - nicht zu tagen. Und das, obwohl
das Unterhaus bislang während der Parteitage im September und frühen
Oktober immer Sitzungspause hatte.

Die Niederlagenserie von Boris Johnson wird sich schon deshalb
fortsetzen, weil die Tories und die DUP aufgrund von Rücktritten,
Abwahlen und Rausschmissen keine Regierungsmehrheit mehr im Parlament
haben. Erschwerend kommt hinzu, dass Premier Johnson nach seiner
ersten Abstimmungsniederlage 21 prominente Abgeordnete aus seiner
Fraktion ausgeschlossen und ihre zum Teil jahrzehntelange
Parteimitgliedschaft jäh beendet hat. Da sie fast alle - nicht zuletzt
Kenneth Clarke und Philip Hammond - einst als mächtige Minister oder
auch Staatssekretäre fungierten, dürfte der Premier gegen diese ihn
und seinen No-deal-Kurs bekämpfenden Rebellen im Unterhaus keinen
alternativen Austrittsvertrag mehr durchbekommen. Wie es scheint auch
keinen No-deal.

Bleiben drei große Fragen:

Erstens: Was passiert nach dem 19. Oktober, zu dem gewiss kein neues
Brexit-Abkommen vom Parlament abgesegnet worden ist. Ein Schreiben an
EU-Ratspräsident Donald Tusk, das Johnsons Regierung bei einem
Verfehlen der Einigungsfrist abschicken müsste, liegt bereits
vorformuliert bereit. Darin beantragt das Vereinigte Königreich eine
"weitere Verlängerung" der Frist für den Austritt bis zum 31. Januar
2020. Der Austritt soll freilich auch vor diesem Datum erfolgen
können, wenn zuvor ein Abkommen mit der EU ratifiziert wurde.

Zweitens: Was entscheiden die Staats- und Regierungschefs beim
nächsten EU-Gipfel am 17. und 18. Oktober in Brüssel? Gibt es
womöglich einen oder mehrere Mitgliedstaaten, die sich gegen einen
weiteren Aufschub aussprechen und damit quasi einen ungeregelten
Brexit über das Unterhaus in Westminster hinweg erzwingen?

Drittens: Der Londoner Supreme Court hat zwar die Zwangspause
(Prorogation) des Parlaments für nichtig erklärt, damit aber nicht die
Probleme des britischen Regierungssystems gelöst. Der Eingriff wird
hierzulande als Sieg des Parlamentarismus gefeiert, weil unser
Verfassungsstaat eben aus Gewaltenteilung und
Verfassungsgerichtsbarkeit besteht. Im Vereinigten Königreich liegen
die Dinge anders, beruht der Begriff von Verfassung eben nicht auf der
Gewaltenteilung, sondern auf der Mischung gesetzgebender und
exekutiver Macht in einer parlamentarisch verantwortlichen Regierung
und ihrer unablässigen öffentlichen Kontrolle durch die
Oppositionspartei(en). Den seit 2009 vom neu gegründeten Supreme Court
und seit 2011 vom Fixed-term Parliaments Act (der Rechte des
Premierministers beschnitt) in Gang gesetzten Zerfall dieses
tradierten Regierungssystems erleben wir gerade - offenbar
gewährleisten die herkömmlichen Institutionen und Verfahren des
parlamentarischen Regierens in Westminster keine Lösung von
zugespitzten Krisen mehr. Und wie weiter?

In der Bevölkerung des Vereinigten Königreichs hofft übrigens nach wie
vor ein nicht kleiner Teil darauf, den nach dem Referendum 2016 in
Aussicht gestellten "Unabhängigkeitstag" zu erleben. Und noch etwas.
Bei der entscheidenden Abstimmung auf dem gerade beendeten Parteitag
der Labour Party in Brighton waren die EU-Anhänger plötzlich in der
Unterzahl, lehnte die Mehrheit den Antrag ab, die Partei auf den
Verbleib in der Union festzulegen. Parteichef Jeremy Corbyn konnte die
zuvor drohende Niederlage im partei-internen Brexit-Streit also
abwenden. Labour hat sich darauf festgelegt, nach dem Sieg bei den
notwendigen Neuwahlen erst einen "vernünftigen Brexit" auszuhandeln,
um dann in einem zweiten Referendum den Briten zwei Alternativen zur
Abstimmung vorzulegen: entweder den neuen Deal oder den Verbleib in
der Europäischen Union. Vor allem aber beschloss der Parteitag den
"Socialist Green New Deal" - und ergänzend dazu ein sozialistisches
Paket voller politischer Überraschungen. Darüber das nächste Mal mehr.


"BREXIT ANTE PORTAS" - ein britischer Abend mit
Johann-Günther König: 29. Oktober, 19 Uhr in der Buchhandlung
Kamloth+Schweitzer, Ostertorstraße 25-29 I in Bremen, Eintritt
frei.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2431: Feminist Futures now!


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 10 · Oktober 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Feminist Futures now!

Großer Zulauf zum feministischen Festival in Essen

von Petra Stanius



Seit einigen Jahren erleben wir, dass die feministische Bewegung
weltweit wächst. Auch an Deutschland geht diese Entwicklung
erfreulicherweise nicht vorbei.


Ein Ausdruck davon ist das Feminist Futures Festival, das vom
12. bis 15. Juli 2019 in Essen stattgefunden hat. Eine vergleichbare
Veranstaltung hat es hier jahrzehntelang nicht gegeben. Und sie
beschränkte sich nicht auf "Frauenthemen". Das Verständnis von
Feminismus, das hier geteilt wurde, ist vielmehr ein Feminismus der 99
Prozent: Ein Feminismus, der für die Interessen aller Menschen
weltweit eintritt, die ausgebeutet und unterdrückt werden.

Veranstaltet wurde das feministische Festival von der
Rosa-Luxemburg-Stiftung, dem Netzwerk Care Revolution und dem
Konzeptwerk Neue Ökonomie. Dass darüber hinaus zahlreiche Menschen an
der Vorbereitung und Durchführung beteiligt waren, wurde durch das
umfangreiche Angebot mit seinen mehr als hundert Podien und Workshops
deutlich.

Das Interesse an der Veranstaltung war so groß, dass die
Organisatorinnen letztlich die Anmeldung schließen mussten, um nicht
ihre räumlichen und infrastrukturellen Grenzen zu überschreiten: 1.500
Teilnehmende aus über 40 Ländern hatten sich angekündigt.

Ziel des Festivals war, dass die Teilnehmenden ihre
Unterschiedlichkeit als Stärke begreifen, um feministische und
queerfeministische Anliegen mit konsequenter Kapitalismuskritik und
Klassenpolitik zu verbinden. Was eine antirassistische und
internationalistische Haltung ebenso einschließt wie die Anerkennung
der Geschlechtervielfalt.

Namensgeber für den inhaltlichen Auftakt, der auf große Zustimmung
stieß, war das von Cinzia Arruzza, Tithi Bhattacharya und Nancy Fraser
verfasste Manifest "Feminismus für die 99 Prozent". Feminismus ist
nach diesem Verständnis antikapitalistisch und verbündet sich mit
allen anderen fortschrittlichen, widerständigen Bewegungen, um
gemeinsam für ein gutes Leben für alle zu kämpfen.

Nicht nur das Event selbst war etwas Besonderes, sondern auch der Ort,
an dem es stattfand: Die Zeche Zollverein in Essen, UNESCO-Welterbe
und Denkmal der - männlich geprägten - Industriegeschichte des
Ruhrgebiets. Auch dieser Ort und seine Bedeutung waren Thema
verschiedener Workshops.

Ansonsten konnten die Teilnehmenden lernen vom Beispiel, das die
autonome kurdische Frauenbewegung lebt. Lernen auch von der Ruhrjugend
und ihren praxisnahen Vorschlägen zum Thema "Intersektionalität und
Raus aus der Szene". Oder selbst einen Festival-Podcast machen. Filme
anschauen. Sich informieren und diskutieren über Altersarmut,
(Frauen-)Streiks im Krankenhaus, Queer und Landwirtschaft, globale
Sorgeketten, das Menschenrecht "Wohnen", Ökologie und Feminismus,
feministisch streiken gegen Rechts...

Die Feier des fünfjährigen Bestehens von Care Revolution unter dem
Motto "Füreinander sorgen. Solidarisch kämpfen. Und zwar jetzt!" fand
im Rahmen des Festivals statt. Ebenso eine Solidaritätsdemonstration
mit der Demo "Der Pott bleibt unteilbar" in Essen-Steele, an der sich
über 500 Teilnehmende des Festivals beteiligten. Nicht zu vergessen
die Vorbereitungstreffen für den Frauen*streik 2020. Auch eine Party
am Samstagabend fehlte nicht.

Während der Abschlussveranstaltung gab es die Möglichkeit, Projekte
vorzuschlagen und MitstreiterInnen dafür zu gewinnen. Mehr als dreißig
Vorschläge kamen dabei zusammen: örtliche Angebote zur Vernetzung, die
Vorbereitung eines politischen Musikfestivals, ein queerfeministischer
Aktionsverteiler, Schulungen zu Awareness...

Das beeindruckende und ausgesprochen gelungene Festival endete am
Sonntag mit dem gemeinsamen Skandieren der Parole:

What do we want? - Feminist Futures!

When do we want it? - Now!

 * 
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INTERNATIONAL/227: Der Ecuadorianische Staat zensiert Pressenza Radio International - En la Oreja (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Ecuadoe vom 12. Oktober 2019

Der Ecuadorianische Staat 
zensiert Pressenza Radio International - En la Oreja



Quito - Buenos Aires - Santiago de Chile - Putumayo, 12.10.2019. Wir
wurden zensiert. Sie haben mich zensiert. Das Programm, das wir seit
fünf Jahren auf dem Radiosender Pichincha Universal machen, darf im
Auftrag von Präsident Lenin Moreno nicht mehr ausgestrahlt werden.

Dieser Affront ist der Endpunkt, nachdem die Anweisung erlassen wurde,
ausschließlich das wiederzugeben, was im nationalen öffentlichen Radio
gesendet wird. Der Grund dafür ist, die Realität weiterhin verfälscht
darzustellen und zu verbergen. Nicht nur im Land, sondern auch vor der
Welt.

Unser Format hat immer die internationale kontrahegemoniale Agenda in
den Vordergrund gestellt und engagierten Aktivist*innen, Analyst*innen
und Journalist*innen, die über transformative und anklagende Aktionen
auf der ganzen Welt berichten, Stimme und Sichtbarkeit gegeben. Wir
können uns rühmen, Protagonist*innen der Kämpfe auf allen Kontinenten
interviewt zu haben.

Die Fähigkeit, dem Publikum von Pichincha Universal die Themen von
verborgenen Orten näher zu bringen, die aber mit dem Alltagsleben und
Werk der Ecuadorianer zu tun hatten, ließ unser Programm immer
populärer werden und die Zuhörerschaft immer weiter wachsen.

Eine Kolumbianerin, ein Argentinier, ein Italiener, eine Spanierin und
ein Brite haben die internationalen Freitage von "En la Oreja" [1]
geprägt. Verbunden mit Quito, aber auch von Buenos Aires, Santiago de
Chile und anderen Orten, aus nah oder fern, aber immer mit einem
Blick, der über die Kurzsichtigkeit des konventionellen Journalismus
hinausgeht.

Pichincha Universal vertraute uns vor fünf Jahren und tut dies auch
weiterhin, trotz der Höhen und Tiefen und Komplikationen, denen die
Station im Laufe der Jahre begegnet ist. Ich selbst habe mich um die
Rubrik "Die Welt" gekümmert, die einen universalistischen Blick auf
den Newsroom und die Nachrichten bietet. Nach dem Versuch, den Sender
Anfang dieses Jahres zum Schweigen zu bringen, haben wir es geschafft
zu überleben und sind weiterhin im Äther. Aber die Befehle bleiben die
gleichen: Schikanen und Zensur.

Solidarität und Engagement mit dem ganzen großartigen Team von
Fachleuten, die in Universal Pichincha arbeiten, und auch mit dem
großen Publikum, das uns immer Ermutigung, Dank und sehr interessante
Beiträge geboten hat. Niemand gibt hier auf.

Eine sehr große Umarmung, aus tiefstem Herzen,

Mariano Quiroga und die Kolleg*Innen von "Pressenza Internacional - En
La Oreja" Nelsy Lizarazo, Domenico Musella und Blanca Diego.


Übersetzung aus dem Spanischen von Jairo Gómez


Anmerkung:


[1] https://www.pressenza.com/es/tag/en-la-oreja-es-2/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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FILM/1670: Kinozeit - Debüt im WDR Fernsehen, 25.10.-26.11.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 11. Oktober
2019

Kinozeit: Debüt im WDR Fernsehen

"Sommerhäuser" von Sonja Maria, 15.10.2019, 23.40 Uhr, WDR Fernsehen

"Babai" von Visar Morina, 22.10.2019, 23.40 Uhr, WDR Fernsehen

"Zwei im falschen Film" von Laura Lackmann, 29.10.2019, 23.40 Uhr, WDR Fernsehen 

"Freistatt" von Marc Brummund, 05.11.2019, 23.40 Uhr, WDR Fernsehen

"Jetzt.Nicht." von Julia Keller und Janis Mazuch, 12.11.2019, 23.40 Uhr, WDR Fernsehen

"Marija", von Michael Koch, 19.11.2019, 23.40 Uhr, WDR Fernsehen

"Zwischen den Jahren" von Lars Henning, 26.11.2019, 23.40 Uhr, WDR Fernsehen



In diesem Herbst präsentiert der WDR die neue Staffel Kinozeit: Debüt
mit sieben zum Teil preisgekrönten Debütfilmen, die ab 15. Oktober
immer dienstags um 23.40 Uhr im WDR Fernsehen laufen.

Der erste lange Film ist ein entscheidender Schritt ins Berufsleben
als Regisseur*in und quasi eine Visitenkarte, auf die die Branche und
die Zuschauer*innen schauen. Hier muss man sich das erste Mal
beweisen, Eindruck hinterlassen, sich abheben von allen anderen. Das
erfordert Mut, Engagement, Hartnäckigkeit - eine Vision. All dies
haben die sieben Regisseur*nnen der diesjährigen Staffel Kinozeit:
Debüt mit ihren Filmen bewiesen, und das wurde auch mit zahlreichen
Preisen anerkannt und gewürdigt. Für den WDR ist die Förderung des
filmischen Nachwuchses mit diesem Sendeplatz eine wichtige Aufgabe.

Die Debütstaffel wird eröffnet mit "Sommerhäuser" von Sonja Maria
Kröner. Sommer 1976. Es ist Hochsommer. Ein Jahrhundertsommer. Alle
schwitzen. Und ganz eindeutig sind die Wespen dieses Jahr noch
lästiger als sonst. Das Portrait einer Familie, die den Sommer - wie
jeden Sommer - in ihrem Gemeinschaftsgarten verbringt. Doch der Tod
der herrischen Mutter Sophie lässt nach und nach subtile Risse im fein
gesponnenen Familiengeflecht zu Tage treten.

Es folgt "Babai" von Visar Morina. Der zehnjährige Nori und sein Vater
Gezim verkaufen zusammen Zigaretten auf den Straßen des
Vorkriegskosovo der 90er Jahre. Auf Noris Mutter möchte Gezim nicht
angesprochen werden. Der Vergangenheit zu entfliehen gehört zur Stärke
des Vaters. Nun will er dem Kosovo entfliehen, ohne Nori. Doch der
Sohn stellt sich quer und versucht mit allen Mitteln ihn davon
abzuhalten. Es kommt zu einem Unfall. Der entsetzte Vater bringt er
seinen Sohn ins Krankenhaus. Als Nori entlassen wird, ist sein Vater
heimlich gegangen. Voller Wut und Entschlossenheit folgt er ihm auf
diese gefährliche Reise und findet tatsächlich seinen Vater in
Deutschland wieder. Mit kindlicher Konsequenz konfrontiert er ihn mit
seiner Tat, die er ihm nicht verzeihen kann.

"Zwei im falschen Film" von Laura Lackmann nimmt die Bedingungen der
romantischen Liebe ins Visier: Heinz, die eigentlich Laura heißt, und
Hans sind ein ganz normales Paar. Um ihren Jahrestag zu feiern, gehen
sie ins Kino - ein Liebesfilm steht auf dem Programm. Nur so recht
will die romantische Stimmung von der Leinwand auf die beiden nicht
überspringen. Was ganz beiläufig beginnt, wird zur Existenzfrage der
Beziehung, denn sie stellen fest: nichts ist mehr wie im Film!

Der Film "Freistatt" von Marc Brummund basiert auf wahren
Begebenheiten und erzählt über den erbitterten Kampf eines Jungen um
den letzten Rest an Menschlichkeit und Würde in einem repressiven
Gesellschaftssystem. Der 14-jährige, rebellische Wolfgang wird 1968 in
das Fürsorgeheim der Diakonie Freistatt abgeschoben, wo er zu einem
anständigen Jungen "erzogen" werden soll. Wolfgang leistet Widerstand
gegen die unmenschlichen Arbeitsbedingungen und die perfiden
Erziehungsmethoden des Heimleiters, lässt sich nicht von ihm
unterkriegen. Doch wie lange kann er sich noch gegen dieses System von
Gewalt und Unterdrückung wehren, ohne dabei selbst zu verrohen?

Was sollen die Koordinaten eines Lebens sein, wenn Arbeit und Leistung
nicht mehrdas Maß aller Dinge sind? Dieser Frage geht der Film
"Jetzt.Nicht." von Julia Keller und Janis Mazuch nach: Seine Tage sind
lang, sein Terminkalender voll - ein hochtourig getaktetes Leben in
der Marketingabteilung eines Kosmetikherstellers. Als Walter (45)
völlig unerwartet gekündigt wird, verliert er jeglichen Halt. Die
erzwungene Auszeit bringt existenzielle Fragen hervor. Auf der Suche
nach Antworten flüchtet sich Walter in die Identität eines anderen
Mannes.

Um die Fragen von Leistung und Arbeit, um Träume und den Preis dafür
geht es auch in "Marija", von Michael Koch. Marija, eine junge
Ukrainerin, putzt in einem Hotel in Dortmund, träumt jedoch von einem
eigenen Friseursalon. Entschlossen ihren Traum in die Tat umzusetzen,
ist sie bereit, ihren Körper, ihre sozialen Beziehungen, zuletzt die
eigenen Gefühle dem erklärten Ziel unterzuordnen.

Und schließlich begeben wir uns in "Zwischen den Jahren" von Lars
Henning auf eine Reise in die Dunkelheit. Becker, ein wortkarger,
etwas grobschlächtiger Mann, ist nach einer lebenslangen Haftstrafe
aus dem Gefängnis entlassen worden. Sein altes Leben liegt genau so
weit hinter ihm wie die schreckliche Tat, die er damals begangen hat.
Jetzt will er nur noch seine Ruhe, sein neues Leben führen. Doch als
der Mann auftaucht, dessen Leben er damals zerstört hat, holt ihn
seine Vergangenheit schnell wieder ein...

 * 
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FEATURE/1329: Deutschlandfunk Kultur - Reset im Regenwald, 15.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Menschen und Substanzen

Reset im Regenwald

Der Hype um Ayahuasca

Von Lorenz Rollhäuser

Deutschlandfunk Kultur/NDR 2019/ca. 55'

(Ursendung)

Feature

Dienstag, 15. Oktober 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ayahuasca ist ein psychedelisch wirkender Pflanzensud aus dem
Amazonas-Tiefland. Seine zeremonielle Einnahme ist bei Hipstern wie
Managern aus dem Silicon Valley zunehmend beliebt und verspricht auch
bei der Behandlung von Depressionen und Sucht gute Erfolge. Mit
Zentren und Retreats wird Ayahuasca zunehmend international verfügbar.
Der Autor macht sich auf die Reise. Findet er eine neokoloniale
Aneignung vor? Einen Egotrip gestresster Großstädter? Oder doch: einen
Gegenentwurf zum Materialismus des Westens - eine spirituelle
Erfahrung?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1970: Deutschlandfunk - Der Kabarettist Sven Kemmler, 16.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Kabarettist Sven Kemmler

Der amtierende Außenminister des Kabaretts

Von Roland Söker

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 16. Oktober 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Bevor Sven Kemmler sich selbst auf die Bühne wagte, war er schon lange
Co-Autor des Comedian Michael Mittermeier. Im Vergleich dazu waren
dann seine eigenen Programme wie "MoralCarpaccio" und "Die 36 Kammern
der Nutzlosigkeit" nicht immer auf die schnelle Pointe aus. Aus den
philosophischen Betrachtungen ragte aber schon früh sein Talent
heraus, skurrile Typen mit seltsamen Dialekten zu verkörpern, zum
Beispiel einen japanischen Auftragskiller, der deutsche Märchen
rezitiert. Aus diesem Talent erwuchs Sven Kemmlers wahre Berufung.
Seither nimmt er sein Publikum mit auf die Reise, die Innenansichten
seltsamer Völker zu erkunden. In "Englischstunde" geht es um britische
und anglo-amerikanische Eigenarten und in seinem jüngsten Programm
"Die neue Mitte" macht er sich augenzwinkernd auf den Weg, China zu
verstehen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/3027: Deutschlandfunk Kultur - Bachs dritter Leipziger Jahrgang, 16.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Universum JSB

Musikalische Grenzgänge auf der Chorempore

Bachs dritter Leipziger Jahrgang

Von Michael Maul

Alte Musik

Mittwoch, 16. Oktober 2019, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ab dem Sommer 1725 schuf Johann Sebastian Bach nicht mehr für jeden
Sonntag eine neue Kantate und begann auch sporadisch, Werke anderer
Komponisten im Gottesdienst aufzuführen. Fehlende Motivation war nicht
der Grund für diesen Paradigmenwechsel. Denn die Kantaten, die er
zwischen 1725 und 1727 zu Papier brachte und die heute als sein
"Dritter Leipziger Jahrgang" bezeichnet werden, bieten die vielleicht
größte Bandbreite in Bachs Oeuvre. Jedenfalls lässt der Thomaskantor
hier die Grenzen zwischen geistlicher und weltlicher Musik regelmäßig
verschwimmen. Die experimentellen Grenzgänge Bachs in diesem Zyklus
und die vielen damit verbundenen Fragen zur Aufführungspraxis und den
beteiligten Textdichtern sind Gegenstand des 18. Teils der Sendereihe
"Universum JSB".

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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TALK/1683: Deutschlandfunk - Konflikte in Familien, 15.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Immer die gleichen Streitereien

Warum Konflikte in Familien entstehen und wie man sie löst

Gast: Dr. med. Filip Caby, Chefarzt der Klinik für Kinder- und
Jugendpsychiatrie am Marien Hospital Papenburg Aschendorf,
Stellvertretender Vorsitzender der Dt. Gesellschaft für Systemische
Therapie, Beratung und Familientherapie e.V.

Hörertel.: 0 08 00 44 64' 44 64

sprechstunde@deutschlandfunk.de

Sprechstunde

Dienstag, 15. Oktober 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Familienleben verläuft nicht immer harmonisch. Vieles kann zu
Streitigkeiten führen, von der Kindererziehung über den
Geschwisterzoff bis hin zu Trennungskonflikten. Hat sich die Wut erst
einmal aufgestaut, lassen sich die Probleme nur noch schwer lösen,
professionelle Hilfe ist oft die letzte Rettung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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DER FILM/465: Braunschweig - Dokumentarfilm über den Fotografen Peter Lindbergh am 17.10.2019


Stadt Braunschweig

Dokumentarfilm über den Fotografen Peter Lindbergh



Braunschweig. In der Reihe "DOKfilm im Roten Saal" zeigt das
städtische Kulturinstitut am Donnerstag, 17. Oktober um 19:30 Uhr
"Peter Lindbergh - Women's Stories" über den Anfang September dieses
Jahres verstorbenen, weltberühmten deutschen Fotografen. Lindbergh
brachte als erster Fotograf die Models Linda Evangelista, Naomi
Campbell, Tatjana Patitz, Cindy Crawford und Christy Turlington für
ein Bild zusammen und läutete damit den Beginn der Supermodel-Ära ein.

Eine telefonische Kartenbestellung im Kulturinstitut unter
0531 470-4848 oder online www.braunschweig.de/dok wird empfohlen.

In seinem Dokumentarfilm widmet sich Regisseur Jean Michel Vecchiet
dem Leben des 1944 als Peter Brodbeck im heutigen Polen geborenen
Künstlers - von seiner Kindheit, die vom Zweiten Weltkrieg geprägt
war, bis zum Höhepunkt seines Schaffens. Dabei erhält der Zuschauer
nicht nur außergewöhnliche Einblicke in Lindberghs tägliche Arbeit.
Der Regisseur widmet sich auch der Frage, warum ein Mensch zum
Künstler wird und was ihn antreibt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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KURSUS/1958: Unna - Grundlagenworkshop für "Microsoft - Word" am 22./23. und 24.10.2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Grundlagenworkshop für das Textverarbeitungsprogramm
"Microsoft - Word"



Kreisstadt Unna. Word ist ein leistungsfähiges
Textverarbeitungsprogramm von Microsoft. Ein neuer VHS-Kurs zu Word
vermittelt ab Dienstag, 22. Oktober 2019 Grundlagenwissen, um das
Programm für die professionelle Texterstellung und -bearbeitung zu
nutzen. Neben Textbearbeitung und -korrektur sowie Zeichen- und
Absatzformatierung beschäftigen sich die Teilnehmenden des Kurses auch
mit der individuellen Textgestaltung. In dem Kurs wird viel Raum für
Übungen gegeben.

Das Seminar "Word - Grundlagen" mit der Kursnummer 192-4264 findet am
22. Oktober, 23. Oktober, und 24. Oktober 2019 zwischen 17:45 Uhr und
20:45 Uhr im Raum 003 im zib statt. Die Gebühr inklusive für den Kurs
beträgt 64,- Euro. Darin enthalten sind die Lehrmittelgebühr in Höhe
von 13,10 Euro. Rrmäßigt beträgt die Gebühr 50,- Euro. Voraussetzung:
Grundlegende Windows-Kenntnisse.

Detaillierte Kursbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 44 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV für den Beruf - Word" zu finden.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Oktober 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1957: Herten - "Smartphone und Tablet für Anfänger" am 21. und 23.10.2019


Stadt Herten

Smartphone und Tablet für Anfängerinnen und Anfänger



Der Kurs richtet sich an Besitzerinnen und Besitzern eines Smartphones
oder Tablets mit dem Betriebssystem Android, die Grundlagen für den
alltäglichen Umgang mit dem Gerät erlernen wollen. Es geht dabei unter
anderem um Funktionsweise von Touchscreen und Tastatur, Nachrichten
versenden, Kalender nutzen und Kontakte verwalten, Fotografieren,
Verbindungen mit dem Internet und Apps herunterladen
Bitte bringen Sie Ihr eigenes, aufgeladenes Gerät zu dem Kurs mit.

3072

Renate Lünenberger

Montag, 21. Oktober, 9 - 12.15 Uhr,

Mittwoch, 23. Oktober, 9 - 12.15 Uhr

(2 Termine, 8 UStd)

Rathausanbau

24,- Euro (erm. 18,- Euro/HP 14,- Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft:

VHS Herten

Resser Weg 1

45699 Herten

Tel.: (0 23 66) 303 510

www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Oktober 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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ALTERNATIVMEDIZIN/257: "Australischer Report" - Ermutigende Evidenz für eine Wirkung der Homöopathie (DZVhÄ)


Deutscher Zentralverein homöopathischer Ärzte e.V. - 10. Oktober 2019

Ermutigende Evidenz für eine Wirkung der Homöopathie! 

Stellungnahme des DZVhÄ zum kürzlich veröffentlichten ersten "Australischen Report"



Berlin, 10.10.2019. Der 2012 verfasste erste "Australische Report" zur
Wirkung der Homöopathie wurde lange Zeit unter Verschluss gehalten und
gelangte erst vor kurzem, Ende August 2019, durch Druck eines
internationalen Konsortiums von Wissenschaftlern, Patientenverbänden
und Ärztevereinigungen und einem Ombudsmann Verfahren an die
Öffentlichkeit. Wie erwartet zeigt dieser Bericht ein weit positiveres
Bild zur Wirkung der Homöopathie als der 2015 veröffentlichte zweite
"Australischen Report":

"There is encouraging evidence for the effectiveness of homeopathy"
bei Fibromyalgie, Mittelohrentzündung, postoperativem Darmverschluss,
Atemwegsinfektionen und Nebenwirkungen von Krebstherapien.

Warum dieses eher positive Resultat zur Homöopathie aktiv unter
Verschluss gehalten wurde, und warum ein zweiter "Australischer
Report" folgte, der 2015 veröffentlicht wurde, ist aus
wissenschaftlichen Gründen nicht nachvollziehbar. Der zweite Bericht
schlug international hohe Wellen, führte weltweit zu negativen
Schlagzeilen und hat der Homöopathie maßgeblich geschadet. Er ist
wissenschaftlich umstritten, zum Beispiel weil 171 von 176 Studien für
unzuverlässig erklärt wurden, weil sie weniger als 150
Studienteilnehmer hatten. Dieses Kriterium für die Beurteilung der
Studienqualität war völlig willkürlich und entsprach keinem
anerkannten wissenschaftlichen Prozedere. Für die abschliessende
Beurteilung der Homöopathie hat man schliesslich lediglich fünf
Studien untersucht. Ende August 2019 korrigierte sogar NHMRC Chief
Executive Prof Anne Kelso's offiziell in Bezug auf den zweiten
Bericht: "Contrary to some claims, the review did not conclude that
homeopathy was ineffective".

Reputation der Homöopathie nachdrücklich geschädigt

Da die Empfehlungen des Dachverbandes der europäischen Akademien der
Wissenschaften (EASAC) auf dem umstrittenen zweiten Bericht aus
Australien basieren, führte dies ungerechtfertigterweise zu negativen
Auswirkungen in der öffentlichen Wahrnehmung der Homöopathie auch in
Europa. Unter anderem wurde eine Empfehlung gegen Homöopathie in der
Human- sowie Veterinärmedizin abgegeben.

"Der Australische Report ist nichts anderes als die Widerlegung der
vielzitierten Aussage der Homöopathie-Kritiker, dass die Unwirksamkeit
der Homöopathie wissenschaftlich belegt sei. Der Report gibt wichtige
wissenschaftliche Belege, dass eher das Gegenteil der Fall ist. Damit
müssen viele wissenschaftliche Papiere (bspw. EASAC), die auf den
falschen Ergebnissen des zweiten Reports beruhen, neu geschrieben
werden. Der Report ist einmal mehr ein Beispiel dafür, dass
Wissenschaft mit wirtschaftlichen und politischen Interessen vermengt
wird", kommentiert Michaela Geiger, 1. Vorsitzende, Deutscher
Zentralverein homöopathischer Ärzte e.V. (DZVhÄ).

Wirksamkeit der Homöopathie nachgewiesen - mehr Forschung gefordert

Viele weitere wissenschaftlich valide Studien belegen die Wirksamkeit
der Homöopathie. Zusammen mit den positiven Erfahrungen von Tausenden
von Ärztinnen und Ärzten und Millionen von Patientinnen und Patienten
weltweit ergeben sich daraus nach dem Evidenzbegriff von David Sackett
starke Argumente für die Homöopathie. Als Evidenz-basierte Medizin
greift die Homöopathie in der medizinischen Versorgung individueller
Patientinnen und Patienten auf die gegenwärtig jeweils beste, externe
Evidenz zu. Die Entscheidungen homöopathischer Ärztinnen und Ärzte
beruhen dabei stets auf drei Säulen: dem aktuellen Stand der
klinischen Forschung, der individuellen klinischen Erfahrung der
Ärztin bzw. des Arztes sowie auf den Werten und Wünschen der
Patientinnen und Patienten.

"Wir fordern mehr Forschung. Wir fordern mehr Forschung über Therapien
und Arzneimittel der integrativen Medizin an deutschen Hochschulen und
eine Anerkennung der Homöopathie in der medizinischen Grundversorgung
und die Förderung von Homöopathie nach dem Schweizer Modell - also die
Finanzierung über das GKV-System.", schließt Michaela Geiger, 1.
Vorsitzende, Deutscher Zentralverein homöopathischer Ärzte e.V.
(DZVhÄ).

Weitere Informationen zum Geschehen in Australien findet man unter:
 

www.HRI-research.org

 * 

Quelle:

Deutscher Zentralverein homöopathischer Ärzte e.V.

Pressemitteilung vom 10. Oktober 2019

Geschäftsstelle:

Axel-Springer-Straße 54 B, 10117 Berlin

Tel: 030 - 325 97 34 0, Fax: 030 - 325 97 34 19

E-Mail: info(at)dzvhae.de

www.homoeopathie-online.info



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





ARBEITSMEDIZIN/495: Gefährdungen durch körperliche Fehlbelastungen einfach ermitteln (idw)


Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 10.10.2019

Gefährdungen durch körperliche Fehlbelastungen einfach ermitteln



Seit Jahrzehnten stehen die Ausfalltage aufgrund von
Muskel-Skelett-Erkrankungen an erster Stelle in den Statistiken für Arbeitsunfähigkeit.
Ob akute Beschwerden oder Verschleißerkrankungen - Fehlbelastungen des
Körpers spielen hier eine bedeutende Rolle im Erkrankungsgeschehen. Umso
wichtiger ist es, Gefährdungen durch körperliche Tätigkeiten am
Arbeitsplatz zu beurteilen, um die Gesundheit der Beschäftigten durch
präventive Maßnahmen zu schützen. Gemeinsam mit der Deutschen Gesetzlichen
Unfallversicherung (DGUV) führte die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin (BAuA) das Projekt "MEGAPHYS - Mehrstufige
Gefährdungsanalyse physischer Belastungen am Arbeitsplatz" durch.

Im Rahmen des Projektes wurden insgesamt sechs Leitmerkmethoden
entwickelt. Sie stehen jetzt der betrieblichen Praxis zur Verfügung, um
mit ihnen Gefährdungen durch verschiedene Formen körperlicher Belastung zu
ermitteln und zu beurteilen.

Die BAuA hat jetzt Band 1 des Projektes MEGAPHYS veröffentlicht. Auf rund
1.000 Seiten erläutert er die Entwicklung, Erprobung und Evaluation der
Methoden, mit denen sich die Gefährdung durch verschiedene Belastungsarten
des Körpers beurteilen lässt. Der Bericht beschreibt detailliert und
nachvollziehbar, wie die sechs Leitmerkmalmethoden erarbeitet wurden. Es
handelt sich dabei um drei weiterentwickelte Methoden zu den
Belastungsarten "Manuelles Heben, Halten und Tragen von Lasten",
"Manuelles Ziehen und Schieben von Lasten" sowie "Manuelle
Arbeitsprozesse". Neu entwickelt wurden die Methoden zu den
Belastungsarten "Ganzkörperkräfte", "Körperfortbewegung" und
"Körperzwangshaltung". Alle haben eine umfangreiche Prüfung von
Gütekriterien durchlaufen und werden zur Anwendung und zum Test in der
Praxis empfohlen. Ergänzend liegt ein Konzept für eine mögliche Bewertung
von Mischbelastungen über die gesamte Arbeitsschicht vor.

Die Leitmerkmalmethoden sollen auf möglichst einfache Art und Weise die
wesentlichen Belastungsmerkmale dokumentieren und eine überschlägige
Beurteilung ermöglichen. Dazu ist eine gute Kenntnis der zu beurteilenden
Tätigkeit unabdingbar. Methodisch werden im ersten Schritt die
Leitmerkmale der Tätigkeit wie beispielsweise Dauer/Häufigkeit,
Lastgewicht, Körperhaltung und Ausführungsbedingungen erfasst.
Anschließend wird aus den Einschätzungen der Leitmerkmale mathematisch ein
Risikowert berechnet, aus dem sich die weitere Herangehensweise nach der
Gefährdungsbeurteilung ergibt. Dabei bedient sich die Methode des
Ampelmodells, die von Grün oder "keine Überbeanspruchung" bis hin zu Rot
oder "wahrscheinliche Überbeanspruchung" reicht. Die Formblätter der neuen
Leitmerkmalmethoden gibt es in Deutsch und in Englisch im Internetangebot
der BAuA unter 

www.baua.de/leitmerkmalmethoden

"MEGAPHYS - Mehrstufige Gefährdungsanalyse physischer Belastungen am
Arbeitsplatz. Band 1"; Dortmund, Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin 2019; 1. Auflage; 986 Seiten

doi:10.21934/baua:bericht20190821. Den Bericht im PDF-Format gibt es zum
Herunterladen im Internetangebot der BAuA unter

www.baua.de/publikationen


Forschung für Arbeit und Gesundheit

Die BAuA ist eine Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des
BMAS. Sie betreibt Forschung, berät die Politik und fördert den
Wissenstransfer im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit.
Zudem erfüllt die Einrichtung hoheitliche Aufgaben im Chemikalienrecht und
bei der Produktsicherheit. An den Standorten Dortmund, Berlin und Dresden
sowie in der Außenstelle Chemnitz arbeiten über 700 Beschäftigte.

www.baua.de

Originalpublikation:

www.baua.de/dok/8820522

 Direkter Link zum Bericht "MEGAPHYS - Mehrstufige Gefährdungsanalyse physischer Belastungen am Arbeitsplatz.
Band 1"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1087

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 10.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





MIKROBIOLOGIE/023: Tuberkulose - Neue Einblicke in den Erreger (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 09.10.2019

Tuberkulose: Neue Einblicke in den Erreger



Forscher der Universität Würzburg und des spanischen
Krebsforschungszentrums haben neue Erkenntnisse über den Erreger der
Tuberkulose gewonnen. Die in Nature veröffentlichte Arbeit liefert die
Grundlage für einen neuen Ansatzpunkt in der Antibiotikatherapie.




[image: Abbildung: © Sebastian Geibel]

Modell des jetzt entschlüsselten Sekretionssystems des Mycobacteriums tuberculosis. Gut zu erkennen ist in seinem Zentrum die Pore der Nanomaschine.

Abbildung: © Sebastian Geibel



Tuberkulose ist eine hochansteckende Infektionskrankheit, die über den
Luftweg übertragen wird und hauptsächlich die Lunge befällt. Laut
Weltgesundheitsorganisation WHO sterben jedes Jahr geschätzte 1,7
Millionen Menschen weltweit an einer solchen Infektion. Zudem trägt ein
Viertel der Weltbevölkerung eine Form der Tuberkulose in sich, die über
lange Zeit im Verborgenen schwelt. Sie zeigt zunächst keine Symptome, kann
aber zu einem späteren Zeitpunkt ausbrechen.

Nanomaschinen in der Zellhülle

Bei einer Ansteckung scheidet der Erreger der Tuberkulose, das
Mycobacterium tuberculosis, über sogenannte Typ VII-Sekretionssysteme eine
Vielzahl an spezialisierten Effektorproteinen aus. Diese kleinen, aus
Proteinen bestehenden Nanomaschinen in der Zellhülle sorgen dafür, dass
das Mycobacterium beispielsweise die Immunabwehr bekämpfen oder die
Aufnahme von Nährstoffen sicherstellen kann, um sich im Wirt zu vermehren.
Die Funktionsweise dieser zentralen Sekretionssysteme ist bisher wenig
verstanden.

Wissenschaftlern der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) und vom
spanischen Krebsforschungszentrum CNIO (Centro Nacional de Investigaciones
Oncológicas) ist es jetzt gelungen, die molekulare Struktur dieser
Nanomaschinen zu entschlüsseln. Federführend bei diesen Arbeiten war Dr.
Sebastian Geibel, der eine vom Elitenetzwerk Bayern finanzierte
Arbeitsgruppe am Institut für Molekulare Infektionsbiologie leitet und
gleichzeitig mit dem Rudolf-Virchow-Zentrum der JMU affiliert ist. In der
aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift Nature haben die Wissenschaftler die
Ergebnisse ihrer Arbeit veröffentlicht.

Messungen bei Tiefsttemperaturen

Die Arbeitsgruppe um Sebastian Geibel hat in den vergangenen fünf Jahren
intensiv daran gearbeitet, eine dieser Sekretionsmaschinen stabil zu
rekonstituieren und die empfindliche Probe für Messungen am
Kryo-Elektronenmikroskop vorzubereiten. Dazu müssen die Proteinkomplexe
zunächst unter definierten Bedingungen schockgefroren werden.

In Zusammenarbeit mit der spanischen Arbeitsgruppe um Oscar Llorca, die in
Madrid in einem aufwendigen Verfahren dreidimensionale Karten des
Proteinkomplexes generierte, konnten die Würzburger Forscher ein Model der
Molekülstruktur erstellen. Es gelang, wichtige Elemente der Nanomaschine
zu identifizieren, die die Transportpore formen, als auch Elemente zu
bestimmen, die chemische Energie in Bewegung umwandeln und dadurch den
Transport der Effektorproteine durch die Pore antreiben.

Neuer Ansatz für neue Wirkstoffe

Die Erkenntnisse der Forscher führen zu einem tieferen Verständnis der
Funktionsweise von Type VII-Sekretionssystemen. Da es momentan noch keinen
umfassenden Impfschutz gegen Tuberkulose gibt und gleichzeitig immer mehr
Tuberkulose-Erreger Resistenzen gegen gängige Antibiotika entwickeln,
schaffen die Erkenntnisse der Forscher die Grundlage für die Entwicklung
neuer Wirkstoffe in der Antibiotikatherapie.


Originalpublikation:

Architecture of the mycobacterial type VII secretion system. Nikolaos
Famelis, Angel Rivera-Calzada, Gianluca Degliesposti, Maria Wingender,
Nicole Mietrach, J. Mark Skehel, Rafael Fernandez-Leiro, Bettina Böttcher,
Andreas Schlosser, Oscar Llorca & Sebastian Geibel. Nature, 9. October
2019

DOI 10.1038/s41586-019-1633-1.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41586-019-1633-1

(Link zur Originalpublikation)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 09.10.2019
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HYGIENE/137: Am 15. Oktober ist Welthändewaschtag - Tipps für gründliches Händewaschen (BZgA)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 10.10.2019

Am 15. Oktober ist Welthändewaschtag - BZgA-Tipps für gründliches Händewaschen



Besonders in Herbst und Winter erkranken viele Menschen an Infektionen der
Atemwege. Richtiges Hygieneverhalten hilft, sich vor Ansteckungen zu
schützen. Zum Welthändewaschtag am 15. Oktober 2019 erinnert die
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) an regelmäßiges und
gründliches Händewaschen zum wirksamen Schutz vor Infektionen.

Viele Infektionskrankheiten werden über die Hände übertragen; beim
Händeschütteln oder über gemeinsam genutzte Gegenstände werden
Krankheitserreger leicht von Hand zu Hand weitergereicht. Berühren
anschließend die ungewaschenen Hände das Gesicht, können die Erreger über
die Schleimhäute von Mund, Nase oder Augen in den Körper gelangen und zu
einer Infektion führen.

Dr. med. Heidrun Thaiss, Leiterin der BZgA, erklärt: "Die Hände regelmäßig
und gründlich zu waschen kann den Übertragungsweg leicht unterbrechen und
das Infektionsrisiko deutlich verringern. Für wirksames Händewaschen ist
es wichtig, die empfohlene Dauer von 20 bis 30 Sekunden beim Einseifen
einzuhalten. Im Alltag nehmen sich die Menschen jedoch oft nicht genug
Zeit. In unserer Repräsentativbefragung zum Thema Hygiene gab knapp die
Hälfte der Befragten an, dass sie für das Waschen der Hände sogar weniger
als 20 Sekunden Zeit verwenden."

Damit der Schutz vor Infektionskrankheiten am Waschbecken gelingt, gibt
die BZgA Tipps, worauf es beim Händewaschen ankommt. Als erstes sollten
die Hände unter fließendem Wasser nass gemacht werden. Die Temperatur kann
dabei so gewählt werden, dass sie angenehm ist. Eine gründliche Reinigung
der Hände mit Seife dauert 20 bis 30 Sekunden. Im Anschluss werden die
Hände unter fließendem Wasser abgewaschen. Keime, die danach eventuell
noch an den Händen haften, lassen sich durch gründliches Abtrocknen mit
einem sauberen Tuch entfernen.

Mehr zum Thema Infektionsschutz:

Informationen über richtiges Händewaschen unter:

www.infektionsschutz.de/haendewaschen

Tipps zu Hygienemaßnahmen im Alltag unter:

www.infektionsschutz.de/hygienetipps

Broschüren und weitere Printmaterialien, Filme wie "Schütz Dich und
andere: Richtig Händewaschen" und Infografiken sowie Fragen und Antworten
rund um den Infektionsschutz unter: www.infektionsschutz.de/mediathek

Der Forschungsbericht der BZgA-Studie "Infektionsschutz durch Hygiene -
Einstellungen, Wissen und Verhalten der Allgemeinbevölkerung 2017" steht
unter: www.bzga.de/forschung/studien-untersuchungen/studien/impfen-und-hygiene

Bestellung der kostenlosen BZgA-Materialien unter:

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung,

50819 Köln

Online-Bestellsystem: www.bzga.de/infomaterialien

Fax: 0221/8992257

E-Mail: order@bzga.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 10.10.2019
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STELLUNGNAHME/223: Zum Notfallsanitätergesetz (Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie)


Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie - 11. Oktober 2019

Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie (DGOU) zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Notfallsanitätergesetzes (Bundesrat, Drucksache 428/19) in 
Abstimmung mit der Deutschen Gesellschaft für Chirurgie (DGCH), dem Berufsverband Deutscher Chirurgen (BDC) und dem Berufsverband für Orthopädie und Unfallchirurgie (BVOU)

Orthopäden und Unfallchirurgen sowie Chirurgen kritisieren geplante Änderung des Notfallsanitätergesetzes: "Ärztlich tätig sein kann und darf nur der Arzt."



Berlin, 11. Oktober 2019: "Wir sprechen uns gegen die eigenständige
Durchführung von invasiven Maßnahmen durch Notfallsanitäter aus. Eine
Substitution ärztlicher Leistung gerade im Kontext einer
Notfallsituation wird von uns zum Wohle und zum Schutz der erkrankten
und verletzten Patienten abgelehnt. Die Bedeutung gut ausgebildeter
Notfallsanitäter wird ausdrücklich bejaht. Eine Substitution
ärztlicher Leistung hingegen führt im Schadensfall zur Frage der
Übernahme juristischer Konsequenzen. Im Rahmen der Daseinsvorsorge
kann vom Staat erwartet werden, eine ausreichende Struktur in der
Notfallversorgung mit Notärzten, Notdienst tuenden Ärzten und
Notaufnahmen der Krankenhäuser zu schaffen und zu unterhalten. Dies
muss unabhängig von wirtschaftlichen Erwägungen bereitgestellt
werden", das sagte DGU-Generalsekretär und stellvertretender
DGOU-Generalsekretär Prof. Dr. Dietmar Pennig im Vorfeld der
Bundesrat-Plenarsitzung am 11. Oktober 2019. Auf der Tagesordnung
steht unter anderem der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Notfallsanitätergesetzes.

In ihrer schriftlichen Stellungnahme gegenüber dem
Gesundheitsministeriums begrüßt die Deutsche Gesellschaft für
Orthopädie und Unfallchirurgie (DGOU) in Abstimmung mit der Deutschen
Gesellschaft für Chirurgie (DGCH), dem Berufsverband für Orthopädie
und Unfallchirurgie (BVOU) und dem Berufsverband Deutscher Chirurgen
(BDC) eine klare Regelung des Tätigkeitsspektrums der
Notfallsanitäter. Gerade im Notfalleinsatz entstehen besondere
Herausforderungen, die für die Tätigkeit des hilfeleistenden
Notfallsanitäters im Rahmen einer gesetzlichen Regelung
festgeschrieben werden müssen. Jedoch sieht sie die deliktische
Haftung für eine Maßnahme an Patienten, die durch einen Nicht-Arzt
vorgenommen wird als ausgesprochen problematisch.

Aktueller Anlass:

Der Gesetzesantrag kommt aus den Ländern Bayern und Rheinland-Pfalz,
die über den Bundesrat eine Initiative starten, um rechtliche Klarheit
für Notfallsanitäter zu schaffen. Demnach soll das
Notfallsanitätergesetz um eine Regelung erweitert werden, die
ausdrücklich sagt, dass Notfallsanitäter zur Ausübung heilkundlicher
Tätigkeiten berechtigt sind. Diese Tätigkeiten werden nach § 4 Absatz
2 Nummer 1 Buchstabe c) wie folgt beschrieben:

"Durchführen medizinischer Maßnahmen der Erstversorgung bei
Patientinnen und Patienten im Notfalleinsatz und dabei Anwenden von in
der Ausbildung erlernten und beherrschten, auch invasiven Maßnahmen,
um einer Verschlechterung der Situation der Patientinnen und Patienten
bis zum Eintreffen der Notärztin oder des Notarztes oder dem Beginn
einer weiteren ärztlichen Versorgung vorzubeugen, wenn ein
lebensgefährlicher Zustand vorliegt oder wesentliche Folgeschäden zu
erwarten sind, (...)."

Wegen des so genannten Heilkundevorbehalts dürfen bislang nur Ärzte
solche lebensrettenden Maßnahmen vornehmen.
Der Änderungsantrag wurde im Bundesrat am 20. September 2019 erstmals
beraten und kommt jetzt am 11. Oktober 2019 erneut auf die
Tagesordnung.

Das Berufsbild Notfallsanitäter seit 2013

Das neue Berufsbild des Notfallsanitäters wurde 2013 mit dem
Inkrafttreten des Notfallsanitätergesetzes auf den Weg gebracht.
Demnach soll die Ausbildung zum Notfallsanitäter dazu befähigen,
eigenverantwortlich medizinische Maßnahmen der Erstversorgung bei
Patienten im Notfalleinsatz durchzuführen und dabei auch invasive
Maßnahmen anzuwenden. Dagegen sprach sich seinerzeit die Deutsche
Gesellschaft für Unfallchirurgie (DGU) aus. Sie befürchtete dahinter
eine Mogelpackung, um Geldmangel im Rettungsdienst und den Mangel an
verfügbaren Notärzten für die jeweiligen Notarztstandorte zu
kompensieren.

Die Fachgesellschaft plädierte hingegen für eine qualifizierte
Teamarbeit zwischen Notarzt und Notfallsanitäter, um Schwerverletzte
bestmöglich zu versorgen.

Die aktuelle Einschätzung der DGOU in Abstimmung mit der DGCH, dem BDC
und dem BVOU wurde dem Bundesgesundheitsminister Jens Spahn mit
Schreiben vom 24.09.2019 zugeschickt.

Weitere Informationen:

1) Pressemitteilung DGOU vom 11.12.2014

Zeit ist Leben: Kritik an Verlängerung von Hilfsfristen für Notarzteinsätze

2) Pressemitteilung DGU vom 19.03.2013
Deutsche Gesellschaft für Unfallchirurgie kritisiert geplantes
Notfallsanitätergesetz

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie (DGOU) e.V.

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2019

Straße des 17. Juni 106-108, 10623 Berlin

Telefon: +49 (0)30 340 60 36 -06 oder -00, Telefax: +49 (0)30 340 60 36 01

E-Mail: presse@dgou.de

Internet: http://www.dgou.de
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GENETIK/149: Adipositasgen TMEM18 kann die Entwicklung des menschlichen Fettgewebes beeinflussen (idw)


Universität Leipzig - 10.10.2019

Adipositasgen TMEM18 kann die Entwicklung des menschlichen Fettgewebes beeinflussen



Dr. Kathrin Landgraf hat den Young Investigator Award von der
Fachzeitschrift "Molecular Metabolism" für den besten Abstract auf der
diesjährigen Helmholtz Diabetes Conference Ende September erhalten. Die
Leipziger Biologin im Team von Prof. Dr. Antje Körner konnte in ihrer
Arbeit zeigen, dass eines der sogenannten Adipositasgene eine wichtige
Rolle in der Entwicklung des gesunden Fettgewebes spielt. Bei Menschen mit
Adipositas ist dieses schon im Kinderalter gestört. Damit gelang es den
Forschern, die funktionelle Relevanz des Gens zu verstehen.

Nicht allein falsche Ernährung und Bewegungsmangel sind schuld an
krankhaftem Übergewicht. Auch die Genetik spielt eine Rolle: Mehr als 100
Gene beziehungsweise Genvarianten tragen dazu bei, dass Menschen immer
dicker werden. In genomweiten Assoziationsstudien konnten in den
vergangenen Jahren Kandidatengene identifiziert werden, die mit Adipositas
assoziiert sind.

Gen TMEM18 steuert Entwicklung von Fettzellen

Die Biologin Dr. Kathrin Landgraf aus dem Team von Prof. Dr. Antje Körner
des pädiatrischen Forschungszentrums des Universitätsklinikums Leipzig hat
den zweitstärksten Kandidaten, nämlich das Gen TMEM18, genauer erforscht.
In Experimenten an Zellkulturen, im Tiermodell und anhand von
Fettgewebsproben aus den klinischen Kohorten konnte die Wissenschaftlerin
zeigen, dass das Gen funktionell relevant für das menschliche Fettgewebe
ist. "Das Gen steuert die Entwicklung von neuen metabolisch aktiven
Fettzellen, den sogenannten Adipozyten. Im Fettgewebe von Menschen mit
Adipositas ist das Gen herunterreguliert", sagt Dr. Kathrin Landgraf.
Schon im Kindesalter sei eine Fehlregulation zu erkennen. "Damit haben wir
einen Faktor gefunden, der für die Entwicklung des gesunden Fettgewebes
wichtig ist. Wir wollen nun verstehen, warum dieses Gen bei Menschen mit
Übergewicht herunterreguliert ist und in fernerer Zukunft vielleicht auch
Möglichkeiten finden, hier entgegenzuwirken", ergänzt Prof. Dr. Antje
Körner, Professorin für Allgemeine Pädiatrie/Pädiatrische Forschung an der
Medizinischen Fakultät der Universität Leipzig.

Programm der Arbeitsgruppe

Die Arbeit von Dr. Landgraf fügt sich ein in das Forschungsspektrum des
Teams um Antje Körner, das versucht, begünstigende Faktoren für die
Entwicklung von Übergewicht und ersten Folgeerscheinungen schon im
Kindesalter zu finden: Wann entwickelt sich Adipositas bei Kindern? Was
begünstigt die Entwicklung von Adipositas bei Kindern? Was passiert dabei
im Fettgewebe selbst? Dabei ist es dem Forscherteam besonders wichtig, die
zugrundeliegenden Mechanismen hinter den Risikofaktoren aufzuklären.

Adipositasforschung in Leipzig

Die Mechanismen der Entstehung und Behandlung von Adipositas zu
erforschen, ist seit vielen Jahren ein Schwerpunkt der universitären
Forschung in Leipzig. Aufbauend auf strategischen Berufungen in der
Medizin und den Lebenswissenschaften konnte eine vielfältige
Forschungslandschaft entstehen, die sich der Prävention und Behandlung der
Erkrankung widmet. Zu den Themen der Adipositasforschung in Leipzig zählen
unter anderem genetische Assoziationen, Stoffwechselstörungen, Mechanismen
der Fettakkumulation, die Rolle des Gehirns beim Essen und therapeutische
Interventionen zum Gewichtsverlust und -erhalt.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig - 10.10.2019
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SCHMERZ/798: Schmerzen optimal behandeln - Patienten profitieren von Pflegenden mit Schmerzbehandlungskompetenz (idw)


Deutsche Schmerzgesellschaft e.V. - 10.10.2019

Schmerzen optimal behandeln: 

Patienten profitieren von Pflegenden mit Schmerzbehandlungskompetenz



Schmerzen, die nach Operationen auftreten oder durch chronische
Erkrankungen hervorgerufen werden, sind für Patienten eine starke
Belastung. Gleichzeitig stellen sie Mediziner und Pflegekräfte in der
Klinik, der ambulanten und stationären Langzeitversorgung oder in Hospizen
vor eine große Herausforderung. Um zu vermeiden, dass die Schmerzen
anhalten und/oder chronisch werden, ist ein umfassendes Schmerzmanagement
notwendig. Sogenannte pflegerische Schmerzexperten haben diese Expertise.
Sie tragen entscheidend zu einer individuellen Schmerztherapie und damit
zu einer besseren Behandlungsqualität bei.

Wie und in welchem Umfang sie bislang in deutschen Kliniken tätig sind,
diskutieren Experten der Deutschen Schmerzgesellschaft e.V. auf der
Pressekonferenz am 10. Oktober 2019 auf dem Deutschen Schmerzkongress (9.
bis 12. Oktober) in Mannheim.

In der Medizin gibt es heute viele Möglichkeiten, Schmerzen gut und sicher
zu behandeln. Experten sehen es daher kritisch, dass rund ein Viertel der
Patienten unter starken postoperativen Schmerzen leidet und etwa die
Hälfte über mäßig starke bis leichte Beschwerden klagt. "Eine
unzureichende Behandlung akuter Schmerzen ist nicht nur qualvoll für den
Patienten, es steigt auch die Gefahr, dass seine Beschwerden chronisch
werden", sagt Professor Dr. med. Claudia Sommer, Präsidentin der Deutschen
Schmerzgesellschaft e.V. und Leitende Oberärztin und Schmerzforscherin an
der Neurologischen Klinik und Poliklinik des Uniklinikums Würzburg. Das
Ziel, chronische Schmerzen zu verhindern und damit die Genesung zu fördern
und die Lebensqualität des Patienten zu steigern, werde im Klinikalltag
und auch in Pflegeeinrichtungen nicht immer erreicht, so die Expertin.
Wenn Pflegende über eine entsprechende Schmerzbehandlungskompetenz
verfügten, könne die Versorgung der Patienten entscheidend verbessert
werden, ist sie überzeugt. Seit fast 15 Jahren gibt es speziell auf das
Thema Schmerz ausgerichtete Weiterbildungen für examinierte Pflegekräfte.
Pain Nurse, Pain Care Manager oder Algesiologische Fachassistenz in der
Pflege sind die Bezeichnungen, unter denen schmerzbehandlungserfahrene
Pflegende tätig sind. Ihre Zahl beträgt derzeit etwa 25 000.

"Schmerzbehandlung ist eine interprofessionelle Aufgabe. In der
Schmerztherapie geschulte Pflegekräfte tragen maßgeblich dazu bei, dass
Patienten weniger unter Schmerzen leiden", betont Sommer. Ihre Nähe zum
Patienten und der kontinuierliche Kontakt prädestiniere Pflegende für
diese Aufgabe. Die Pain Nurse erlernt in der Weiterbildung, im Gespräch
mit dem Patienten dessen Schmerzen einzuschätzen und zu dokumentieren.
Auch die Erfassung schmerzbezogener Verhaltensweisen bei Patienten, die
sich sprachlich nicht konkret äußern können (beispielsweise Menschen mit
Demenz), stellen eine wichtige Aufgabe der pflegerischen Experten dar.
Wird deutlich, dass die Schmerzmedikation nicht adäquat ist, kann die Pain
Nurse entsprechend des hausinternen Schmerzstandards oder in Absprache mit
dem Arzt die Medikation anpassen. Das ist eine wichtige Voraussetzung,
damit der Patient zeitnah eine angemessene Schmerztherapie erhält. Pain
Nurses kennen die Wirkungen und Nebenwirkungen einer medikamentösen
Schmerzbehandlung und sind auch mit nicht medikamentösen Maßnahmen
vertraut.

In wie vielen Kliniken pflegerische Schmerzexperten (PSE) tätig sind,
welche Aufgaben sie haben und in welchen klinischen Versorgungsbereichen
sie tätig sind, zeigt eine in der Fachzeitschrift Der Schmerz
veröffentlichte Untersuchung. An einer Online-Befragung in Deutschland
nahmen 374 Pflegedirektoren und Pflegedienstleitungen teil. Für die
Auswertung wurden die Krankenhäuser nach Größe eingeteilt: klein mit bis
zu 199 Betten, mittel mit 200 bis 699 Betten und groß mit 700 und mehr
Betten. Ihre Auskünfte zum Einsatz pflegerischer Schmerzexperten und zu
deren Aufgabenprofil haben folgendes Bild ergeben: In 70,6 Prozent der
Häuser werden PSE eingesetzt. Alle großen Krankenhäuser beschäftigen
pflegerische Schmerzexperten, kleine Häuser bis zu gut 50 Prozent.
Eingesetzt werden sie bei Letzteren häufiger auf allgemeinen
Pflegestationen, in großen Krankenhäusern in Akutschmerzdiensten oder auf
Intensivstationen.

Schriftliche Aufgabenbeschreibungen liegen in 42,2 Prozent der Häuser vor.
Zu den Hauptaufgaben der pflegerischen Schmerzexperten gehört die
Versorgung von Patienten mit invasiven Schmerztherapieverfahren (37,1
Prozent) und mit komplexen Schmerzproblemen in operativen Abteilungen
(33,2 Prozent). Als weitere Tätigkeiten wurden genannt: die Beratung von
Patienten und Angehörigen, die Schulung der pflegerischen Kollegen und die
Teilnahme an Qualitätszirkeln zum Thema Schmerz. "Die Studie gibt uns
einen ersten Einblick in die Thematik. Die Verbreitung der pflegerischen
Schmerzexperten legt nahe, dass die Bedeutung dieser Qualifikationen in
den Kliniken als hoch eingestuft wird", ordnet Sommer die Ergebnisse ein.

"Patientinnen und Patienten haben ein Recht auf ein bestmögliches
Schmerzmanagement, sowohl in Krankenhäusern als auch in
Pflegeeinrichtungen", so Thomas Isenberg, Geschäftsführer der Deutschen
Schmerzgesellschaft e.V. Deshalb ist es wichtig, die Rolle und die
Expertise der nicht ärztlichen Heilberufe, beispielsweise bei den
Pflegeberufen, rund um das Thema Schmerz zu stärken. Die Deutsche
Schmerzgesellschaft hat dazu spezielle Curricula erarbeitet, auch im
Bereich der Pflege. Grundlage für die schmerzbezogene Weiterbildung für
Pflegeexperten ist ein Curriculum der Deutschen Schmerzgesellschaft, das
derzeit von einer Ad-hoc-Kommission überarbeitet wird. Es wurde vom
Arbeitskreis Krankenpflege und medizinische Assistenzberufe in der
Schmerzmedizin entwickelt und gilt als Weiterbildungsstandard zur
zertifizierten Algesiologischen Fachassistenz. "Kompetente und
qualifiziert weitergebildete pflegerische Schmerzexperten leisten einen
wichtigen Beitrag für eine professionelle Versorgung, die Patienten mit
Schmerzen in Krankenhäusern oder Pflegebedürftigen in Pflegeeinrichtungen
zugutekommt", fasst Isenberg zusammen.


LITERATUR:

Boche R, Nestler N, Erlenwein J, Pogatzki-Zahn E: Pflegerische
Schmerzexperten an
deutschen Kliniken. Eine Erfassung zu Tätigkeitsprofilen und Aufgaben. Der
Schmerz 2018; 32(1):48-55. 

https://doi.org/10.1007/s00482-017-0260-8

Online publiziert: 8. Januar 2018.


Öffentlicher PATIENTENTAG 2019

Organisation: Ch. Maihöfner (Fürth) und T. Sprenger (Wiesbaden)

Termin: Samstag, 12. Oktober 2018, 11.00 bis 14.00 Uhr

Ort: Dorint Kongresshotel, Raum "Ludwig van Beethoven"

Anschrift: Friedrichsring 6, 68161 Mannheim

Kongressprogramm und Programm des Patiententages:

https://schmerzkongress2019.de/programm/kongressprogramm

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgss.org

https://schmerzkongress2019.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution618
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STUDIE/653: Psychische Gesundheit von geflüchteten Familien (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 10.10.2019

Studie zur psychischen Gesundheit von geflüchteten Familien



Die psychische Gesundheit von geflüchteten Familien mit Kindern zu
verbessern, ist das Ziel der neuen Studie "Improve MH", die das
Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert. Das Projekt wird am
Bochumer Forschungs- und Behandlungszentrum für psychische Gesundheit
koordiniert; beteiligt sind außerdem die Abteilung für Allgemeinmedizin
der Ruhr-Universität Bochum, der Universität Duisburg-Essen und der
Ludwig-Maximilians-Universität München sowie das Zentrum für
Gesundheitsökonomie des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf. Die
Studie ist 2019 gestartet und läuft mit einem Gesamtfördervolumen von rund
2,9 Millionen Euro bis 2024.

Schätzungsweise leidet die Hälfte aller erwachsenen Flüchtlinge unter
psychischen Problemen, vor allem unter Depressionen, Angststörungen und
posttraumatischen Belastungsstörungen. Sprachbarrieren und kulturelle
Unterschiede erschweren oft die Behandlung. "Das Aufwachsen mit einem
psychisch belasteten oder erkrankten Elternteil und ein ungünstiger
Erziehungsstil sind die größten Risikofaktoren für die Entwicklung
psychischer Probleme bei Kindern", sagt Projektleiterin Prof. Dr. Silvia
Schneider vom Bochumer Lehrstuhl für Klinische Kinder- und
Jugendpsychologie. "Eine Therapie der Eltern und ein positiver
Erziehungsstil sind mitentscheidend für ein gesundes Heranwachsen der
Kinder." Um das zu ermöglichen, entwickelt das Projektteam eine
Kurzintervention für Hausarztpraxen.

Kurzbehandlung und Onlinetraining

In die Studie aufgenommen werden geflüchtete psychisch belastete Eltern
mit klinisch relevanten Symptomen wie Depression, Angst oder Stress, die
Kinder im Alter bis zu sechs Jahren haben. Die Eltern erhalten beim
Hausarzt eine Kurzbehandlung, die ihnen hilft, mit Symptomen der
Angststörung und Depression umzugehen. Außerdem nehmen sie an einem
Onlinetraining teil, das einen wertschätzenden Erziehungsstil fördern
soll, mit dem Eltern eine unterstützende Beziehung zu ihren Kindern
aufbauen können. Das Programm umfasst Videoclips, Aufgaben und
Aktivitäten, die helfen, wünschenswerte Verhaltensweisen und die
Entwicklung der Kinder zu fördern.

Das Improve-MH-Team begleitet den Prozess wissenschaftlich, um die
Intervention weiterentwickeln und an die Bedürfnisse geflüchteter Menschen
anpassen zu können. Die Forscherinnen und Forscher wollen auch eventuelle
Hindernisse für den Einsatz in der Praxis identifizieren. "Unser Ziel ist
es, das Programm so weit zu entwickeln, dass es sich in der
Hausarztversorgung verbreiten kann", erklärt Silvia Schneider.

Weitere Forschungsverbünde

"Improve MH" - mit Langtitel "Improving Mental Health in Refugee Families
with Young Children" - ist einer von sieben Forschungsverbünden zur
psychischen Gesundheit von geflüchteten Menschen, die das
Bundesministerium für Bildung und Forschung von 2019 bis 2024 fördert. Am
10. und 11. Oktober 2019 trafen sich Forscherinnen und Forscher aller
Verbünde zu einem Austausch in Bochum.

Die Universitätsallianz Ruhr

Seit 2007 arbeiten die drei Ruhrgebietsuniversitäten unter dem Dach der
Universitätsallianz Ruhr (UA Ruhr) strategisch eng zusammen. Durch
Bündelung der Kräfte werden die Leistungen der Partneruniversitäten
systematisch ausgebaut. Unter dem Motto "gemeinsam besser" gibt es
inzwischen über 100 Kooperationen in Forschung, Lehre und Verwaltung. Mit
mehr als 120.000 Studierenden und nahezu 1.300 Professorinnen und
Professoren gehört die UA Ruhr zu den größten und leistungsstärksten
Wissenschaftsstandorten Deutschlands.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.gesundheitsforschung-bmbf.de/de/forschungsverbunde-zur-psychischen-gesundheit-gefluchteter-menschen-8798.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum - 10.10.2019

WWW: http://idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1489: Expertenteam entwickelt intelligentes Soft-Exoskelett (idw)


Hochschule Ruhr West - 10.10.2019

Expertenteam entwickelt intelligentes Soft-Exoskelett



Start des Forschungsprojekts "Smarte Rehabilitation der oberen
Extremitäten durch ein intelligentes Soft-Exoskelett" (REXO). Hochschule
Ruhr West übernimmt die Rolle des Konsortialführers. Projektpartner sind
das Knappschaftskrankenhaus, das Klinikum Bergmannsheil und die SNAP GmbH.
Beeinträchtigung der Arm- und Greiffunktionen nach Erkrankungen (z. B.
Schlaganfall) schränken Patienten stark ein und stellen eine große
Herausforderung für den Rehabilitationsprozess dar. Zur Intensivierung der
Therapie ist ein hochqualitatives Training notwendig. Schlüsselkomponente
ist ein Exoskelett für die oberen Extremitäten, das in diesem Projekt
entwickelt und explorativ eingesetzt werden soll.

Bottrop / Mülheim an der Ruhr, 10. Oktober 2019. Am Mittwoch (09.Oktober
2019) trafen sich erstmals alle Projektpartner zum Kick-Off Meeting des
Entwicklungs- und Forschungsprojekts "Smarte Rehabilitation der oberen
Extremitäten durch ein intelligentes Soft-Exoskelett" (REXO). Die
Hochschule Ruhr West übernimmt - vertreten durch Prof. Dr. Ioannis
Iossifidis - die Rolle des Konsortialführers. Projektpartner sind das RUB
Universitätsklinikum Knappschaftskrankenhaus Bochum, vertreten durch Dr.
Christian Klaes, das RUB Universitätsklinikum Bergmannsheil Bochum,
vertreten durch Dr. Matthias Sczesny-Kaiser, und die SNAP GmbH, vertreten
durch Dr. Corinna Weber.

Beeinträchtigung der Arm- und Greiffunktionen nach verschiedenen
neurologischen Erkrankungen schränken die Teilhabe der betroffenen
Patienten (hauptsächlich Schlaganfall) am Alltags- und Berufsleben stark
ein und stellen eine große Herausforderung für den Rehabilitationsprozess
dar. Zur Intensivierung der konventionellen Therapie und damit
Verbesserung des Rehabilitationserfolgs ist ein hochqualitatives,
eigenständiges und alltagsnahes Training notwendig.

Die Schlüsselkomponente dazu ist ein biomechanisch konzipiertes, adaptives
Exoskelett für die oberen Extremitäten, das in diesem Projekt entwickelt
und explorativ (untersuchend) am Patienten eingesetzt werden soll. Das
Exoskelett berücksichtigt die individuellen Randbedingungen der Erkrankung
und kompensiert, soweit wie notwendig, die Dysfunktion, die die Ausführung
von notwendigen Bewegungen verhindert oder unterstützt das
Rehabilitationstraining durch antagonistische Aktivierung. Dabei liefert
das System aufgrund intelligenter sensorischer und aktuatorischer
Verknüpfung immer genau so viel Unterstützung oder Korrektur, wie in der
jeweiligen Patientensituation notwendig ist.

Mit dem Exoskelett wird ein ganzheitliches Rehabilitationssystem
entwickelt. Das System beinhaltet den Entwurf und die Implementierung von
Bewegungsaufgaben in der virtuellen Realität, ein auf Biosignalen
basierendes Feedback-System sowie einen generischen Decoder für invasive
und nicht-invasive 'Brain-Computer-Interfaces'.

Für ihr Vorhaben erhält die Hochschule Ruhr West mit ihren Projektpartnern
für die nächsten drei Jahre eine Förderung des nordrhein-westfälischen
Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie in
Höhe von etwa 2,1 Millionen Euro.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1459

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Ruhr West - 10.10.2019

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/306: Nanostrukturen helfen, die Haftung von Krankenhauskeimen zu reduzieren (idw)


Universität des Saarlandes - 10.10.2019

Nanostrukturen helfen, die Haftung von Krankenhauskeimen zu reduzieren



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universität des Saarlandes
und des Karlsruher Instituts für Technologie haben gemeinsam
herausgefunden, wie Bakterien auf - in mikroskopischen Maßstäben - rauen
Oberflächen haften. Das Team aus den Disziplinen Physik, Mikrobiologie und
Mathematik entdeckte, dass aus der genauen Analyse der Beschaffenheit
nano-strukturierter Oberflächen die Haftkraft direkt abgeleitet werden
kann. Damit eröffnen sich vielversprechende neue Forschungsansätze, auch
für den Kampf gegen so genannte multiresistente Keime, die vor allem in
Krankenhäusern eine Gefahr darstellen. Die Studie wurde heute in der
renommierten Fachzeitschrift "Nanoscale" veröffentlicht.

Bakterien der Art Staphylococcus aureus sind eine der Hauptursachen für im
Krankenhaus erworbene Infektionen. Diese Krankheitserreger sind so
gefürchtet, weil sie auf natürlichen und künstlichen Oberflächen sehr
robuste Biofilme bilden können, die nur sehr schwer zu entfernen sind.
Innerhalb dieses Biofilms sind die einzelnen Bakterien sehr effektiv vor
verschiedenen Substanzen wie zum Beispiel Antibiotika geschützt, weshalb
sie nur sehr schwer zu bekämpfen sind. Ein Ansatz zur Infektionsprävention
besteht daher darin, die Bildung von Biofilmen bereits im Vorfeld zu
verhindern. Dazu müssen Forscherinnen und Forscher aber zuerst die
Mechanismen genau verstehen, mit denen Bakterien an verschiedenartigen
Materialien haften. In der Praxis sind vor allem Oberflächen mit
Topographien im Nanobereich, wie beispielsweise Türgriffe oder künstliche
Implantate, weit verbreitet, deren unregelmäßige, raue Struktur einer
bizarren Landschaft aus Bergen und Tälern ähnelt.

In einer früheren Studie fand das Team der Universität des Saarlandes
unter der Leitung der Experimentalphysikerin Professor Karin Jacobs und
des Mikrobiologen Professor Markus Bischoff heraus, dass die Bakterien an
festen Oberflächen haften, indem viele einzelne Moleküle aus der
Bakterienzellwand den Kontakt zur Oberfläche herstellen. Diese Moleküle
schwanken temperaturbedingt in ihrer Größe; ihr Längenunterschied kann
dadurch etwa 50 Nanometer umfassen.

In einer neuen Studie haben die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
nun untersucht, wie genau die Haftkraft der einzelnen Moleküle mit der
Topographie der Oberflächen zusammenhängt, auf denen das Bakterium sich
anzuhaften versucht. Dazu haben die Wissenschaftler Siliziumoberflächen
mit Nanostrukturen unterschiedlicher Größe, aber in der gleichen
Größenordnung wie die bindenden Zellwandmoleküle hergestellt.

Anschließend maßen sie die Kräfte, mit denen einzelne Bakterienzellen an
diesen nanostrukturierten Oberflächen haften. Sie fanden in diesen
Experimenten heraus, dass die Adhäsionskräfte mit zunehmender Größe der
Nanostrukturen abnehmen. Parallel dazu analysierte der Mathematiker
Michael A. Klatt aus Karlsruhe (jetzt an der Princeton University) die
Siliziumsubstrate sehr genau und übersetzte die Oberflächentopographien in
spezifische mathematische Maße, die als Minkowski-Funktionale bezeichnet
werden - das Verfahren wird als "Morphometrie" bezeichnet.

Gemeinsam zeigten die Teams, dass die experimentell gemessene Stärke der
Kraft durch geometrische Parameter aus der Morphometrie erklärt werden
kann. Vereinfacht gesagt: Nimmt die Rauheit der Oberfläche zu, stehen
viele "Täler" der Oberfläche nicht als Adhäsionsfläche zur Verfügung, da
sie tiefer liegen als die fluktuierenden Moleküle. Somit geht die
Haftkraft der Bakterien im gleichen Maße zurück.

Daraus resultiert ein wichtiges Ergebnis der Studie: Eine optimierte
Nanostrukturierung kann die Adhäsion von Bakterien minimieren und damit
die Wahrscheinlichkeit der Biofilmbildung verringern. Die Wissenschaftler
weisen darauf hin, dass ihr Ergebnis auf verschiedene Arten von Bakterien
und unterschiedliche Arten von Materialien übertragen werden kann. Die
Resultate können daher helfen, neue Materialien zu entwickeln und zu
modifizieren, die die Bakterienanhaftung und die Bildung von Biofilmen
verhindern können.

Darüber hinaus zeigt die Studie das hohe Potenzial der
Minkowski-Funktionale zur Analyse der Topographie eines breiten Spektrums von
Materialien. Aufgrund dieser Anwendungsbreite erwarten die
Wissenschaftler, dass die Minkowski-Funktionale als zukünftiger
Goldstandard zur Beschreibung von Oberflächen genutzt werden.

Die Arbeit wurde im Rahmen des DFG-finanzierten Sonderforschungsbereichs
(SFB) 1027 "Physikalische Modellierung von Nichtgleichgewichtsprozessen in
biologischen Systemen" durchgeführt. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus Physik, Medizin, Bioinformatik und Chemie untersuchen
dort die physikalischen Grundlagen biologischer Prozesse.

Weitere Informationen: 

www.sfb1027.uni-saarland.de


Originalpublikation:

C. Spengler, F. Nolle, J. Mischo, T. Faidt, S. Grandthyll, N. Thewes, P.
Jung, M. Koch, F. Müller, M. Bischoff, M. A. Klatt and K. Jacobs,
"Strength of bacterial adhesion on nanostructured surfaces quantified by
substrate morphometry"; Nanoscale (2019)

DOI: 10.1039/C9NR04375F

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution8
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Universität des Saarlandes - 10.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2210: Hamburg - ÜberJazz Festival Pre-Opening Night, Kampnagel, 30.10.-2.11.2019


Kampnagel - Presseinformation vom 6. September 2019

ÜBERJAZZ Festival Pre-Opening Night:

Sun Ra Arkestra, The Comet Is Coming, Salami Rose Joe Louis
Sun Ra Arkestra

Musik / Rollstuhlgerecht

ÜBERJAZZ Festival 01.11.-02.11.

Tickets: VVK 40 Euro über www.kj.de

Mi, 30.10.2019 19:00, Kampnagel - K6



Halloween-Ausflug gen unendliche Weiten mit dem SUN RA ARKESTRA? Mit
an Bord deren Enkel im Geiste THE COMET IS COMING sowie SALAMI ROSE
JOE LOUIS vom Planeten Brainfeeder? So sieht es aus, we travel the
spaceways...

Die zehnte Ausgabe des ÜBERJAZZ Festivals nutzt den Vorabend des
nunmehr auch in HH zum Feiertag erklärten Reformationstags für eine
vorgezogene Eröffnungsveranstaltung der besonderen Art: Das SUN RA
ARKESTRA blickt auf eine reiche Tradition an Shows zu Halloween
zurück, das ja auf selbigen Termin fällt und auch wenn uns letztere
Feierlichkeit eher bedingt interessiert, wird mit dieser legendären
Formation unter Leitung des nunmehr 95-jährigen Marshall Allen ein
Schuh draus.

Kann es überhaupt ein ÜBERJAZZ Festival ohne THE COMET IS COMING
geben? Schon, es gibt allerdings mehr als gute Gründe, warum wir sie
bereits dreimal zu Gast hatten. Ihr aktuelles Album und bis dato
größter Wurf "Trust In The Lifeforce Of The Deep Mystery" wird sich in
sämtlichen Jahresbestlisten wiederfinden. Live waren sie nie besser.
Wenn sich die Apokalypse so abspielen sollte, sind wir dabei.

Apropos: SALAMI ROSE JOE LOUIS aus Kalifornien widmet sich auf "Zdenka
2080", ihrem ersten Album für Flying Lotus' Brainfeeder Label, der
Dystopie eines an die Wand gefahrenen Planeten Erde im Jahre 2080. Im
Rahmen der ÜBERJAZZ Pre-Opening Night feiert sie nun ihr
Hamburg-Debüt.

Das eigentliche Festival geht dann am 01.11. und 02.11. über die
Bühne. Oder über vier um genau zu sein, schließlich bietet das
ÜBERJAZZ stets Programm in vier Kampnagel-Hallen. 2019 unter anderem
dabei: KATE TEMPEST, HIATUS KAIYOTE, EZRA COLLECTIVE, KELSEY LU, eine
üppige Kooperation mit dem Berliner Label KRYPTOX anlässlich dessen
stilbildender Compilation "Future Kraut Jazz", die auf dem Festival
vorgestellt wird und vieles mehr.

Das ÜBERJAZZ Festival wird veranstaltet in Kooperation von Karsten
Jahnke Konzertdirektion GmbH und Kampnagel.

Gefördert durch die Kulturbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg.

Präsentiert von ByteFM, Jazzthing, ASK HELMUT.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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LIEDER/1828: Hamburg - Emel Mathlouthi, Kampnagel, 26.10.2019


Kampnagel - Presseinformation vom 6. September 2019

Emel Mathlouthi

Konzert

Musik / Rollstuhlgerecht

Tickets: VVK: 21 Euro / AK: 24 Euro

Sa, 26.10.2019 22:00, Kampnagel - KMH



Die Sängerin/Songwriterin Emel Mathlouthi hat schon immer ihr Ding
gemacht. Bereits als Schülerin im autokratischen Tunesien sang sie in
einer Heavy Metal Band, später wurde sie wegen ihres Engagement für
die tunesische Revolution zur prominenten musikalischen Stimme des
arabischen Frühlings und der Jasmin Revolution. Die Reaktionen
reichten vom Boykott durch lokale Radio- und TV-Stationen bis hin zu
einer Einladung als musikalischer Gast zur Nobelpreis Verleihung. Nach
ihrer Auswanderung erweiterte Mathlouthi in Paris ihren tunesischen
Folk Stil zu einem hyper-zeitgenössischen Electronica Entwurf, wobei
sie nichts von ihrer politischen Kompromisslosigkeit eingebüßt hat.
Sie nennt Künstler wie Ben Frost oder James Blake als großen Einfluss
und hat u.a. mit dem isländischen Produzenten und Komponisten Valgeir
Sigursson zusammengearbeitet. Ihr neuestes, Album »Everywhere We
Looked Was Burning« ist den vier Elementen Erde, Luft, Wasser und
Feuer gewidmet, die sich auch in der besonderen Instrumentierung des
Albums niederschlagen. Auf Kampnagel spielt die Ausnahmekünstlerin
Emel Mathlouthi ihr erstes Hamburg Konzert überhaupt.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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AUSLAND/9192: Aus aller Welt - 14.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wahlsieg der Regierungspartei PiS in Polen

In Polen hat die nationalkonservative Partei Recht und Gerechtigkeit
(PiS) von Ministerpräsident Mateusz Morawiecki die Parlamentswahl
gewonnen. Wie die Wahlbehörden am Montag mitteilten, kam die PiS nach
Auszählung von 92 Prozent der Stimmen auf 44,38 Prozent und kann
weiter ohne Koalitionspartner regieren. Die liberalkonservative
Bürgerkoalition (KO) der ehemaligen Regierungspartei Bürgerplattform
(PO) konnte 27,2 Prozent der Stimmen auf sich vereinen. Drittstärkste
politische Kraft wurde das Linksbündnis SLD mit 12, 5 Prozent. Die
PiS hat seit der Übernahme der Regierungsgeschäfte im Jahr 2015
umstrittene Reformen im Justizwesen durchgeführt. Die EU-Kommission
hat deswegen bereits mehrere Verfahren vor dem Europäischen
Gerichtshof angestrengt.

14. Oktober 2019
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JUSTIZ/9192: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizeirazzia in der Hooliganszene nach Massenschlägerei

In Zusammenhang mit einer Massenschlägerei nach einem Fußballspiel
vor zwei Wochen an einem Bahnhof in Oberhausen hat die
nordrhein-westfälische Polizei zehn Wohnungen und Häuser von
mutmaßlichen Hooligans in Dinslaken, Essen, Oberhausen und Iserlohn
durchsucht. Nach Angaben der Duisburger Staatsanwaltschaft fanden die
Beamten unter anderem Elektroschocker, Messer, Schlagringe und
Zwillen. Außerdem wurden Sturmhauben, Drogen sowie mehrere Handys,
Laptops und Speicherkarten sichergestellt. Von neun Personen habe man
Fingerabdrücke genommen und sie erkennungsdienstlich behandelt,
teilten die Behörden mit.

14. Oktober 2019
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MILITÄR/9189: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Syrische Militäreinheiten beziehen Stellung an türkischer Grenze

Syrische Regierungstruppen sind am Montagmorgen in die Stadt Tall
Tamar im Gouvernement Al Hasaka im Nordosten des Landes
einmarschiert, um sich der laufenden türkischen Militäroffensive
entgegenzustellen. Das berichtete die syrische Nachrichtenagentur
Sana. Sie befinden sich damit in der sogenannten Sicherheitszone, die
die Türkei im Norden Syriens errichten will. Tall Tamar liegt 30
Kilometer von der Grenzstadt Ras al-Ain entfernt, wo es sechs Tage
nach Beginn der türkischen Offensive gegen die kurdischen
Volksverteidigungseinheiten (YPG) heftige Gefechte gibt. Der Einsatz
der Aufklärungs-Tornados der Bundeswehr in Syrien läuft unterdessen
uneingeschränkt weiter. Wie aus einer Mitteilung des
Verteidigungsministeriums in Berlin hervorgeht, fliegen die Jets nicht
über die umkämpften Gebiete.

14. Oktober 2019
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POLITIK/9191: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



CDU-Abgeordnete Breher soll für Stellvertreterposten kandidieren

Die CDU-Bundestagsabgeordnete Silvia Breher soll auf dem
Bundesparteitag für einen der fünf Stellvertreterposten kandidieren.
Der niedersächsische Landesverband nominierte die 46jährige
Politikerin nach Parteiangaben als Nachfolgerin von CDU-Vize Ursula
von der Leyen, die als EU-Kommissionspräsidentin nach Brüssel
wechselte. Die an der Spitze der Oldenburger CDU stehende Breher
könne auf die Unterstützung von Parteichefin Annegret
Kramp-Karrenbauer zählen, verlautete aus Berliner Parteikreisen.

14. Oktober 2019
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SONSTIGES/9189: Tragisches und Kurioses - 14.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tödliches Flugunglück in Nordrhein-Westfalen

Am Flugplatz Stadtlohn-Vreden im Nordwesten des Landes
Nordrhein-Westfalen ist am Sonntagnachmittag ein Ultraleichtflugzeug
abgestürzt. Ein 54 Jahre alter Passagier kam bei dem Unfall ums
Leben. Der 55 Jahre alte Pilot wurde mit einem Hubschrauber
schwerverletzt ins Krankenhaus gebracht. Nach bisherigen Kenntnissen
war das kleine Flugzeug während des Landeanflugs aus noch unbekannten
Gründen durchgestartet und dann aus etwa 15 Metern Höhe auf einen
Acker neben der Landebahn gestürzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8274: Aus Forschung und Technik - 14.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sonnenforscher bereiten dritte Ballonmission vor

Die Mission Sunrise wird für ihren nächsten Flug vorbereitet. Sie
soll aus einer Flughöhe von mehr als 35 Kilometern ein
hochauflösendes Spiegelteleskop auf die Sonne richten. Wie aus einer
Pressemitteilung des Max-Planck-Instituts für Sonnensystemforschung
hervorgeht, soll das Sonnenobservatorium, das von einem riesigen
Helium-Ballon getragen wird, im Sommer 2021 von der Weltraumbasis
European Space and Sounding Rocket Range in der Nähe der
nordschwedischen Stadt Kiruna aus zu seiner dritten Forschungsreise
aufbrechen. Der ein Meter durchmessende Hauptspiegel des Teleskops
wurde jetzt am Calar Alto Observatorium im Süden Spaniens mit einer
neuen Aluminiumschicht bedampft. Sunrise III wird mit drei
Meßinstrumenten ausgestattet sein. Diese messen die Magnetfelder an
der Oberfläche der Sonne, untersuchen ihre ultraviolette Strahlung
sowie ihr sichtbares Licht bis hin zur nahen Infrarotstrahlung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8288: Aus aller Welt - 14.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Aufruhr in Ecuador wegen Treibstoffpreisen mit Kompromiß beendet

In Ecuador hat Präsident Lenín Moreno mit den Sprechern der indigenen
Bevölkerung des Staates am Sonntagabend eine Lösung für das Problem
drastisch gestiegener Treibstoffpreise ausgehandelt. Moreno zieht das
Dekret zurück, mit dem er die seit Jahrzehnten erfolgten, staatlichen
Subventionen von Benzin und Diesel aufgehoben hatte. Im Gegenzug
werden die wochenlangen Protestkundgebungen gegen das Dekret und die
Regierung eingestellt. Damit enden auch die Unruhen der vergangenen
elf Tage, bei denen sieben Menschen ums Leben gekommen sind und mehr
als 1300 verletzt wurden. Der Protest war federführend von der
Konföderation der Indigenen Völker (CONAIE) organisiert worden. Der
Verband und die Regierung in Quito werden unter Vermittlung durch die
Uno und die ecuadorianische Bischofskonferenz eine Kommission bilden,
welche ein neues Dekret verfaßt. Dieses soll der Regierung massive
Sparmaßnahmen ermöglichen, ohne die arme Bevölkerung des Andenstaats
zu stark zu belasten. Ecuador benötigt für Haushaltssanierung und
Schuldendienst rund vier Milliarden Dollar Kredit vom Internationalen
Währungsfonds IWF. Dieser hatte seine Zusage an die Sparauflagen wie
die Aufhebung der Treibstoffsubventionen geknüpft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8243: Medizin und Gesundheitswesen - 14.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Schlechte Arbeitsorganisation bei der stationären Pflege

Die Pflege in Deutschland ist eine einzige Katastrophe. Viele
Pflegekräfte stehen unter erheblichen Druck. Wie eine Studie des
Neuropsychiatrischen Zentrums Hamburg laut Deutschem Ärzteblatt
ergab, macht den Pflegekräften neben der hohen emotionalen Belastung
vor allem die unzureichende Arbeitsorganisation zu schaffen. So
bemängeln 70 Prozent der Pflegekräfte, daß es keine Regeln zur
Überbrückung krankheitsbedingter Ausfälle gibt, und nur jede dritte
Pflegekraft kann geplante Arbeitspausen in ausreichendem Umfang
wahrnehmen. Vor allem Pflegekräfte in Krankenhäuser, in der
Palliativpflege und in Pflegeheimen können den Arbeitsaufwand nur
schwer stemmen. Dabei kritisieren rund zwei von drei Befragten dort
den unzureichenden Personalschlüssel.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8276: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Zweiter Internationaler Haftbefehl gegen Carles Puigdemont

Der Oberste Gerichtshof Spaniens hat erneut einen internationalen
Haftbefehl gegen den früheren Präsidenten der ehemals autonomen
Region Katalonien, Carles Puigdemont, erlassen. Das Gericht wirft
diesem Aufruhr und Zweckentfremdung öffentlicher Mittel im
Zusammenhang mit dem von den Richtern in Madrid als illegal
gewerteten Unabhängigkeitsreferendum vom Oktober 2017 vor. Mehrere
Separatistenführer sind in dem Zusammenhang zuletzt zu langjährigen
Haftstrafen verurteilt worden. Puigdemont lebt zur Zeit im Exil in
Belgien. Vorübergehend war er im Frühjahr dieses Jahres in
Schleswig-Holstein inhaftiert gewesen. Die dortige Justiz hatte ihn
trotz vorliegenden internationalen Haftbefehls nicht an Spanien
ausliefern wollen, solange der Strafvorwurf gegen den Katalanen neben
Veruntreuung auch auf Rebellion lautete. Daraufhin hatte der
spanische Gerichtshof im Juli den ersten internationalen Haftbefehl
zurückgezogen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8198: Sprache, Kunst und Medium - 14.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Micky-Maus-Porträt kommt unter den Hammer

Am 13. November soll in New York ein Micky-Maus-Bild aus der Sammlung
von Walt Disneys Tochter Diane (1933-2013) versteigert werden. Das
1988 von dem US-amerikanischen Künstler Wayne Thiebaud geschaffene
Bild könnte nach Einschätzung des Auktionshauses Christie's bis zu
600.000 Dollar (etwa 550.000 Euro) einbringen.

Daneben sollen weitere Werke aus der Sammlung von Disneys Tochter
Diane und ihrem Mann Ron Miller (1933-2019) versteigert werden. Laut
dpa sollen die Erlöse für karitative Zwecke gespendet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8265: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Syrische Kurden erhalten militärische Hilfe aus Damaskus

Die syrische Regierung hat am Sonntag den kurdischen Kämpfern im
Norden militärische Unterstützung gegen die türkischen Invasoren
zugesagt. Erste syrische Verbände hatten am Montag die Städte Ain
Issa und Tal Tamer rund 30 Kilometer südlich der Staatsgrenze zur
Türkei erreicht. Der türkische Präsident Erdogan hatte am Mittwoch
den Einmarsch in das Kurdengebiet gestartet, um die kurdischen
Volksverteidigungseinheiten YPG dort zu vernichten oder zu vertreiben
und die Grenzregion zu besetzen. Am Wochenende waren die von den YPG
dominierten Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF) einem starken
türkischen Bombardement ausgesetzt gewesen. Dutzende Zivilisten,
Kämpfer und Soldaten wurden getötet. Seit 2015 hatten die SDF im
Sinne der USA und des Westens die Milizen Islamischer Staat in Syrien
bekämpft. Das US-Militär räumt jedoch die Kurdenregion, damit es zu
keinem Konflikt mit dem NATO-Partner Türkei kommt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8279: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.10.2019 (SB)




VOM TAGE



EU-Außenminister beschließen Waffenembargo gegenüber der Türkei

Die Türkei ist vor ihrem Einmarsch in das nordsyrische Kurdengebiet
Mitte letzter Woche der größte Abnehmer deutscher Waffenproduktion
gewesen. Unter anderem Deutschland und Frankreich setzten am
Wochenende die Lieferung bestimmten Kriegsgeräts an den NATO-Partner
aus. Am Montag beschlossen auch die EU-Außenminister einstimmig, die
Türkei mit einem Waffenembargo zu belegen. Die juristischen
Einzelheiten müssen noch formuliert werden. Das berichtete Luxemburgs
Außenminister Asselborn im Mittagsmagazin von ARD und ZDF. Er sprach
von einer nach keinem internationalen Recht legitimierten Invasion
der Türkei. Der Minister befürchtet, daß Syrien oder seine
Verbündeten auf die Invasion mit einem militärischen Angriff auf die
Türkei antworten. Dann könnte der Bündnisfall eintreten, der die
anderen NATO-Länder in den Krieg der Türkei mit hineinzieht. Zunächst
jedoch verurteilten die EU-Außenminister den türkischen Angriff auf
das syrische Kurdengebiet wegen der Vertreibung von Zivilisten dort
und der Behinderung humaner Hilfe für die Bevölkerung der Region.
Außerdem wird der Friedensprozeß in Syrien unter der Leitung der Uno
blockiert. Nicht zuletzt führt der Beschuß von Gefangenenlagern in
Nordsyrien dazu, daß Hunderte von Milizen des Islamischen Staats
freikommen. Bundesaußenminister Maas zufolge ist es wichtig, mit der
Türkei im Dialog zu bleiben, um auf sie einwirken zu können.
Voraussichtlich am Donnerstag werden sich die Staats- und
Regierungschefs der EU-Staaten mit der türkischen Invasion befassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8248: Tragisches und Kurioses - 14.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Hotel-Neubau in New Orleans teilweise eingestürzt

Nach dem teilweisen Einsturz eines Hotelneubaus in New Orleans, der
zur expandierenden Hard-Rock-Kette gehört, sind zwei Arbeiter
gestorben beziehungsweise tot geborgen worden. Mindestens eine
weitere Person gilt noch als vermißt, 18 Arbeiter wurden verletzt in
Krankenhäuser eingeliefert, teilte die Heimatschutzbehörde mit.

Der Fernsehsender WWL-TV zeigte dramatische Bilder vom schrittweisen
Einsturz der Etagen. Da der Bau als instabil eingeschätzt wurde, hatte
die Feuerwehr Sonntagnacht ihren Such- und Rettungseinsatz aus
Sicherheitsgründen unterbrechen müssen. Eine zusätzliche Gefahr geht
von zwei hohen Baukränen aus, die teils auf der Ruine hängen.

Zunächst waren bei dem Bau auf einer Seite die oberen Etagen
eingestürzt, was zu einer Kettenreaktion führte. Große Segmente
stürzten auf eine der Straßen. Nach der Ursache für das Unglück wird
noch gesucht. Ursprünglich sollte das Hotel im Frühjahr eröffnet
werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8277: Arbeit, Soziales und Familie - 14.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Sicherer Hafen für 176 Bootsflüchtlinge gesucht

Das Rettungsschiff Ocean Viking der Hilfsorganisationen SOS
Méditerranée und Ärzte ohne Grenzen hat in der Nacht auf Sonntag vor
der Küste Libyens 74 Bootsflüchtlinge aus Seenot gerettet und später
noch einmal 102 Menschen, darunter vier Schwangere und neun Kindern.
Nach internationalem Seerecht müssen die Geretteten so schnell wie
möglich an Land gebracht werden. Zur Zeit kreuzt die Ocean Viking
zwischen der italienischen Insel Lampedusa, dem italienischen
Festland und Malta. SOS Méditerranée ruft die in Frage kommenden
Staaten und die anderen Mitglieder der Europäischen Union zu einer
schnellen Lösung für die Aufnahme der Migranten auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8254: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Schiffshavarie in geschütztem Meeresreservat

Geschützte Meeresreservate sind für den normalen Schiffsverkehr tabu,
damit sich das Leben dort von äußeren Einflüssen unbehelligt
ausbreiten kann. Leider halten sich nicht alle Kapitäne an das dort
geltende Fahrverbot. So ist gestern vor der Küste der französischen
Mittelmeerinsel Korsika ein Frachtschiff mitten in einem solchen
geschützten Meeresreservat afp zufolge auf Grund gelaufen. Dabei soll
der Kapitän des Frachtschiffes während seiner Fehlnavigation fast
eine Stunde lang nicht auf die Warnungen der korsischen Behörden über
Funk reagiert haben. Auch wenn das gestrandete Schiff bislang kein Öl
verloren hat und vorsorgliche Maßnahmen zur Bekämpfung einer
möglichen Umweltverschmutzung ergriffen wurden, wird der Kapitän
wohl zur Rechenschaft gezogen werden. Auf jeden Fall sind inzwischen
Experten hinzugezogen worden, um den Abtransport des unter der Flagge
von Antigua und Barbuda fahrenden Schiffs zu organisieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8265: Märkte und Finanzen - 14.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Schleswig-Holstein kauft 55 Elektro-Triebwagen

In Schleswig-Holstein sind knapp ein Drittel der Bahnstrecken
elektrifiziert. Auf den übrigen Strecken werden bislang Dieselloks
eingesetzt. Verkehrsminister Buchholz (FDP) erteilte am Montag in
Kiel dem internationalen Bahnhersteller Stadtler den Auftrag zur
Lieferung von 55 neuen Elektro-Triebwagen. Das Paket einschließlich
Wartungsvertrag über 30 Jahre kostet das Land 600 Millionen Euro. Das
Geld soll aus dem Topf für die Regionalisierung des Bahnverkehrs
kommen. Die neuen Züge werden an ein Unternehmen übergeben, welches
sie an die Regionalbahnbetreiber weitervermietet. Die Triebwagen
führen einen Akku auf dem Dach mit, der auf Strecken und in Bahnhöfen
mit Oberleitungen aufgeladen werden kann. Das ermöglicht eine
Spitzengeschwindigkeit von 160 Stundenkilometern und eine Reichweite
von bis zu 150 Kilometern. Die ersten Züge vom Typ "Flirt Akku" mit
124 Sitzplätzen sollen ab Dezember 2022 fahren. Mit Blick auf das
hohe Aufkommen an Windstrom in Schleswig-Holstein kann man sich
vorstellen, daß die neuen Züge vom Wind angetrieben werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8277: Aus Forschung und Technik - 14.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Google Maps jetzt auch für Fußgänger

Daß jetzt auch Google Maps einen Dark Mode erhält, kann angesichts
des regelrechten Runs auf dieses Feature kaum überraschen. Doch damit
nicht genug: Denn das neuste Update des Navigationsdienstes wendet 
sich diesmal an Fußgänger. Wie die Internetplattform inside-digital.de
meldet, soll Google Maps künftig auch die Navigation ermöglichen,
wenn man sich zu Fuß bewegt. Dafür braucht man nur die Kamera starten
und schon bekommt man Richtungspfeile und Zusatzinformationen in der
realen Welt angezeigt. Auch an Menschen mit Einschränkungen der
Sehkraft ist gedacht. Ihnen hilft eine Sprachsteuerung, so daß sie
sich mit detaillierten Wegbeschreibungen führen lassen können.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





MELDUNG/841: Ultraschneller Blick in die Photochemie der Atmosphäre (idw)


Max-Planck-Institut für Quantenoptik - 11.10.2019

Ultraschneller Blick in die Photochemie der Atmosphäre



Physiker des Labors für Attosekundenphysik haben erkundet, was mit
Molekülen an den Oberflächen von nanoskopischen Aerosolen passiert, wenn
sie unter Lichteinfluss geraten.

Kleinste Phänomene im Nanokosmos bestimmen unser Leben. Vieles, was wir
in der Natur beobachten, beginnt als elementare Reaktion von Atomen oder
Molekülen auf den Einfluss von Strahlung. Einen dieser Prozesse hat das
Team um Professor Matthias Kling und Dr. Boris Bergues vom Labor für
Attosekundenphysik (LAP) der Ludwig-Maximilians-Universität (LMU) und des
Max-Planck-Instituts für Quantenoptik (MPQ) genauer unter die Lupe
genommen. Die Laserphysiker haben erkundet, was passiert, wenn Moleküle,
die an den Oberflächen von Nanoteilchen haften, mit Licht in Berührung
kommen. Lichtinduzierte molekulare Prozesse auf Nanoteilchen spielen eine
wichtige Rolle in der Atmosphäre und können nicht zuletzt unser Klima
beeinflussen.

Der Nanokosmos ist ständig in Bewegung. Die Natur wird dirigiert vom
Wechselspiel zwischen Licht und Materie. Licht trifft auf Teilchen und
setzt Reaktionen in Gang. Elektronen wechseln ihre Position, Atome
verändern sich und Moleküle werden umgebaut. Auf den Oberflächen von
Nanoteilchen in der Atmosphäre können solche Prozesse erheblich
beschleunigt werden. Das ist entscheidend für die Photochemie in der
Atmosphäre und damit für unsere Gesundheit und das Klima. Einen solchen
lichtgetriebenen, molekularen Prozess auf Aerosolen hat nun das Team um
Prof. Matthias Kling und Dr. Boris Bergues vom Labor für
Attosekundenphysik der LMU und des MPQ detailliert beobachtet. Die
Wissenschaftler haben eine neue Methode, die Reaktions-Nanoskopie,
entwickelt. Mit ihrer Hilfe untersuchten sie, wie sich Ethanol- und
Wassermoleküle an der Oberfläche von Nanoteilchen aus Glas verhalten, wenn
sie unter den Einfluss von starker Lichtstrahlung geraten.

Die Forscher schickten wenige Femtosekunden lange Laserpulse auf die
kugelförmigen Teilchen. Eine Femtosekunde ist ein Millionstel einer
milliardstel Sekunde (10-15 Sekunden). Mit der Reaktions-Nanoskopie
zeichneten die Wissenschaftler erstmals in drei Dimensionen mit Nanometer
Auflösung auf, was bei dieser ultrakurzen Interaktion passiert. "Wir
beobachteten, wie sich vor allem Wasserstoffteilchen aus den Molekülen an
der Oberfläche der Nanoteilchen lösten und von der Oberfläche
wegbeschleunigt wurden. Dieser Prozess bildet die Grundlage für die hohe
räumliche Auflösung unserer Abbildungstechnik", erklärt Boris Bergues.
"Mit unserer Technologie sind wir insbesondere in der Lage, genau zu sehen
an welcher Stelle des Nanoteilchens die Reaktionsausbeute am höchsten war.
Damit haben wir erstmals eine Reaktion von Molekülen an der Oberfläche von
Aerosolen mit höchster räumlicher Auflösung verfolgt", ergänzt Matthias
Kling.

Gerade in der Atmosphärenphysik oder der Astrochemie finden solche
Vorgänge kontinuierlich statt. So trifft Licht in unserer Atmosphäre auf
Aerosole und Moleküle auf ihrer Oberfläche. Das löst Reaktionen aus, die
u.U. für die Entwicklung unseres Klimas von Bedeutung sind. Im Universum
finden ähnliche chemische Prozesse auf kleinsten Staubteilchen unter
extremen Bedingungen statt. Hierbei entstehen und reagieren Moleküle - ein
Prozess, der auch zur Synthese von Biomolekülen beitragen kann.
Doch gerade im Bereich der Atmosphärenchemie könnten die Ergebnisse der
Münchner Laserphysiker in naher Zukunft helfen, Prozesse die an Aerosolen
ablaufen, besser zu verstehen, und sie vielleicht sogar eines Tages
gewinnbringend gegen den Klimawandel einzusetzen.


Originalpublikation:

Philipp Rupp, Christian Burger, Nora G. Kling, Matthias Kübel, Sambit
Mitra, Philipp Rosenberger, Thomas Weatherby, Nariyuki Saito, Jiro
Itatani, Ali Alnaser, Markus Raschke, Eckart Rühl, Annika Schlander,
Markus Gallei, Lennart Seiffert, Thomas Fennel, Boris Bergues,
Matthias F. Kling,

Few-cycle laser driven reaction nanoscopy on aerosolized silica
nanoparticles

Nature Communications, 11.Oktober 2019,

Doi: 10.1038/s41467-019-12580-0
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1349: Neue Studie zur Interaktion von Menschen und künstlicher Intelligenz (idw)


Universität Bayreuth - 11.10.2019

Schutzengel oder bester Freund? Neue Studie aus Bayreuth zur Interaktion
von Menschen und künstlicher Intelligenz



Wie Menschen und künstliche Intelligenz (KI) in Zukunft miteinander
umgehen können, analysiert eine neue Studie der Projektgruppe
Wirtschaftsinformatik des Fraunhofer FIT an der Universität Bayreuth. Sie
ist aus einer Kooperation mit der Prüfungs- und Beratungsgesellschaft EY
(Ernst & Young) hervorgegangen. Im Rahmen einer Fachtagung des Münchner
Kreises zum Thema "Künstliche Intelligenz und die Automation des
Entscheidens" wurden die Ergebnisse der Studie am 09.10.2019 in München
vorgestellt.

Die Studie beruht auf Tiefeninterviews mit 25 KI-Experten und
KI-Anwendern, die leitende Positionen in Technologie-Unternehmen,
KI-Startups oder Forschungseinrichtungen innehaben. Ergänzt wurden diese
Interviews durch eine breit angelegte Literaturrecherche. Die Autoren kommen
zu dem Ergebnis, dass Interaktionen und unterschiedliche Formen der
Zusammenarbeit zwischen Menschen und KI künftig viel stärker als bisher
das tägliche Privat- und Berufsleben beeinflussen werden. "Es ist deshalb
wichtig zu verstehen, wie wir Menschen mit Technologien interagieren
werden, die uns auch in komplexen Denkaufgaben unterstützen und dabei
individuell auf unsere Gedanken und Gefühle eingehen. Und umgekehrt müssen
wir verstehen lernen, wie diese Technologien unsere Handlungen wahrnehmen,
interpretieren und darauf reagieren", erklärt der Leiter der Studie Prof.
Dr. Nils Urbach, Professor für Wirtschaftsinformatik an der Universität
Bayreuth.

Die Forscher unterscheiden fünf Typen von Künstlicher Intelligenz. Dabei
verwenden sie zwei Kriterien, die sich beide auf die Interaktion mit dem
Menschen beziehen: Zum einen ist die Handlungsfreiheit von KI-Technologien
unterschiedlich ausgeprägt: In manchen Fällen sollen sie nur auf explizite
Befehle reagieren; in anderen Fällen ist es gewünscht, dass sie
selbständig entscheiden und handeln. Zum anderen gibt es verschiedene
Grade der Wechselseitigkeit: Je genauer die ungleichen Partner ihr
Verhalten gegenseitig wahrnehmen, je mehr Informationen sie austauschen
und je stärker ihre Handlungen einander beeinflussen, desto ausgeprägter
ist ihre wechselseitige Interaktion.

Selbständig agierende KI-Technologien, die nur selten im Austausch mit
ihren Nutzern stehen, werden in der Studie als "Schutzengel"
klassifiziert: Sie beobachten - beispielsweise bei der Steuerung eines
Autos - sowohl den Fahrer als auch sein Umfeld und greifen nötigenfalls
ein. Wenn KI-Technologien eine mittlere Handlungsfreiheit besitzen, gibt
es unter ihnen "Kollegen", "Informanten" und "Heinzelmännchen". Letztere
sind beispielsweise im digitalisierten Wohnhaus ("Smart Home") aktiv, ohne
dass sie im ständigen wechselseitigen Austausch mit den Bewohnern stehen.
Zukünftig werden KI-Lösungen aufgrund des technologischen Fortschritts
auch in der Lage sein, empathisch auf Emotionen des Nutzers zu reagieren.
So treten sie als "bester Freund" auf, der vom Menschen abhängig bleibt
und mit ihm in einem intensiven wechselseitigen Austausch steht.

Die Untersuchung gibt auch Hinweise auf die Faktoren, die das Vertrauen in
den Einsatz künstlicher Intelligenz im Alltag fördern: Wichtig ist, dass
die Transparenz der Interaktionen mit KI-Technologien bewusst gestaltet
wird. Ebenso sind spezifische Anpassungen an die individuellen
Anforderungen des Nutzers ("Personalisierung") und Ähnlichkeiten mit dem
Menschen ("Anthropomorphologie") für die Akzeptanz von KI-Lösungen
wichtig.

Alle Interessierten können die Studie kostenlos anfordern per E-Mail an
Jan Jöhnk, Mitarbeiter der Projektgruppe Wirtschaftsinformatik des
Fraunhofer FIT an der Universität Bayreuth: jan.joehnk@fim-rc.de




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1824: Wahlen in Polen - Wegmarke für die Zukunft des Landes?


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Oktober 2019

Wahlen in Polen: Wegmarke für die Zukunft des Landes?



Zum Ausgang der Parlamentswahlen in Polen erklärt Manuel Sarrazin,
Sprecher für Osteuropapolitik:

Bei den gestrigen Wahlen in Polen hat die Regierungspartei PiS nach
dem bisherigen Auszählungsstand einen grandiosen Wahlsieg errungen und
kann voraussichtlich ohne Koalitionspartner weiterregieren.
Offensichtlich ist die Mehrheit der Polinnen und Polen mit dem Kurs
der nationalkonservativen Regierung vor allem in der Wirtschafts- und
Sozialpolitik zufrieden und möchte, dass dieser fortgesetzt wird.

Den Oppositionsparteien ist es nicht gelungen, in dem emotional
geführten Lager-Wahlkampf eigene politische Akzente zu setzen. Das
Spielen allein einer "Anti-PiS"-Karte mit der Warnung vor einem
möglichen Ende der Demokratie im Lande hat sich als unzureichend
erwiesen. Dass die Oppositionsparteien, die zur Europawahl noch als
Mitte-Links-Bündnis geschlossen angetreten waren, trotzdem gleichauf
mit der PiS liegen, sollte Parteichef Kaczynski dennoch zu denken
geben. Mit seiner Politik der politischen Spaltung des Landes hat er
offensichtlich nicht nur die Befürworter seines "Guten Wandels" für
Polen mobilisiert, sondern auch für eine Politisierung der
Gesellschaft gesorgt, die der unterlegenen Opposition Rückhalt gibt.
Es wird nun entscheidend sein, ob Kaczynski diesen Wahlerfolg als
starkes Mandat für einen weiteren umstrittenen Staatsumbau sieht oder
vor diesem Hintergrund eine Kurskorrektur vornimmt und womöglich einen
anderen Ton anschlägt. Die im Wahlprogramm der PiS angekündigten
Schritte, wie eine Fortsetzung der umstrittenen Justizreform oder
Eingriffe in die Unabhängigkeit der Medien, würden absehbar zu neuen
Konflikten nicht nur in Polen, sondern vor allem auch mit der
Europäischen Kommission und dem Europäischen Gerichtshof führen.

Wir erwarten von der PiS zudem eine klare Abgrenzung von der neu im
Sejm vertretenen ultrarechten und antisemitischen Konföderation, die
vor allem bei der jungen Generation punkten konnte. Dagegen ist es
erfreulich, dass auch Abgeordnete unserer polnischen Partnerpartei
Zieloni erstmals auf den Listen der Bürgerkoalition ins Parlament
einziehen konnten. Wir gratulieren ihnen zu diesem Erfolg, der
zuversichtlich stimmt, dass auch grüne Anliegen wie der Umweltschutz
künftig in der parlamentarischen Debatte mehr Aufmerksamkeit bekommen.

 * 
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WIRTSCHAFT/2888: UN Binding Treaty - Bundesregierung muss historische Chance ergreifen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Oktober 2019

UN Binding Treaty: Bundesregierung muss historische Chance ergreifen



Zum Beginn der fünften Verhandlungsrunde für ein UN-Abkommen zu
Wirtschaft und Menschenrechten erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher für
Entwicklungspolitik:

Wenn es darum geht, den Menschenrechtsschutz in der globalisierten
Wirtschaft voranzutreiben, spielt die Bundesregierung eine unrühmliche
Rolle. Das Binding Treaty bietet eine historische Chance, einen
internationalen Rechtsrahmen zu schaffen, um Menschenrechtsverstöße
durch Unternehmen zu verhindern und zu ahnden. Leider tritt die
Bundesregierung auch weiterhin als Bremserin auf und bringt sich nicht
aktiv in die Verhandlungen ein. Dabei wurden im derzeitigen Entwurf
für das Abkommen bereits etliche Zugeständnisse gemacht. Doch während
sich das Auswärtige Amt für die "Allianz der Multilateralisten"
feiert, blockiert Deutschland in Bezug auf das Binding Treaty die
UN-Verhandlungen. Ernst gemeinter Multilateralismus kann aber nicht
auf Grundlage thematischen Rosinenpickens funktionieren - und schon
gar nicht, wenn dogmatisch an Vorbedingungen festgehalten wird.

Hinzu kommt: Die Bundesregierung hat angekündigt, das Thema Wirtschaft
und Menschenrechte im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 2020
auf europäischer Ebene anzugehen. Die destruktive Rolle bei der
Erarbeitung des Binding Treatys und das derzeitige Scheitern des
Nationalen Aktionsplans Wirtschaft und Menschenrechte machen die
Bundesregierung in diesem Bereich völlig unglaubwürdig.

Dass ausgerechnet eine führende Wirtschaftsmacht wie Deutschland sich
dagegen sträubt, die Ausbeutung von Mensch und Natur in den
internationalen Lieferketten einzuschränken, ist schlicht
verantwortungslos - aber auch in Hinblick auf die deutsche
Wirtschaftspolitik kurzsichtig. Denn die Bundesregierung verpasst die
Gelegenheit daran mitzuarbeiten, rechtliche Grauzonen zu beseitigen
und so auch für Rechtssicherheit für global tätige deutsche
Unternehmen zu sorgen. Die Bundesregierung muss sich daher endlich
konstruktiv an den Verhandlungen beteiligen und sich für eine
Fortführung des Prozesses einsetzen. Wichtig ist, dass die
Zivilgesellschaft auch weiterhin eng in die Erarbeitung eingebunden
bleibt und der Prozess offen und transparent weitergeführt wird. Zudem
braucht es ausreichende Ressourcen, um die Ausarbeitung des Abkommens
auch in Zukunft sicherzustellen.
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1916: Bundesregierung sollte Abkommen zwischen Kurden und syrischer Regierung unterstützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Oktober 2019

Bundesregierung sollte Abkommen zwischen Kurden und syrischer Regierung unterstützen



"Das Abkommen der Demokratischen Kräfte Syriens (SDF) mit der
syrischen Regierung ist eine Chance, das Morden zu stoppen. Die
Vereinbarung eröffnet die Möglichkeit, sich gemeinsam gegen die
islamistischen Terrormilizen zu Wehr zu setzen und weitere Massaker
Erdogans und seiner Schergen zu verhindern. Die Bundesregierung sollte
sich dem nicht entgegenstellen und das Abkommen unterstützen", erklärt
Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE.
Dagdelen weiter:

"Die Entscheidung der Kurden in Syrien darf jetzt nicht durch
US-Präsident Donald Trump und die sogenannte Anti-IS-Koalition
hintertrieben werden. Nach dem Verrat der Kurden durch die USA und den
Westen an den NATO-Partner Türkei wäre die Alternative, dass der
türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan mit seiner Soldateska aus
islamistischen Mörderbanden der Freien Syrischen Armee durch ethnische
Säuberungen Hunderttausende vertreiben lässt und den barbarischen IS
wiederbelebt. Das kann niemand wollen.

Es ist zu hoffen, dass es den Kurden gemeinsam mit der syrischen Armee
gelingt, eine No-Go-Zone für die Türkei und ihre islamistischen
Hilfstruppen zu schaffen, die Türkei das Abkommen akzeptiert und die
Invasion beendet. Ob dies funktioniert oder nicht, ist eine zentrale
Frage auch für unsere Sicherheit. Sollten im Laufe des türkischen
Angriffskriegs noch mehr IS-Terroristen aus den Gefängnissen fliehen
können, betrifft das nicht nur Syrien und den Irak, sondern auch
Europa und Deutschland.

Dass trotz aller Auseinandersetzungen der letzten Jahre Assad und die
Kurden sich nie militärisch bekämpft haben, kann jetzt auch die
Voraussetzung für die Beibehaltung der kurdischen Autonomie sein.
Dafür spricht, dass die SDF ihre Waffen nicht abgibt und die
politischen Strukturen im Nordosten Syriens nicht angetastet werden
sollen. Russland als Garantiemacht ist hier gefordert, damit dies auch
so bleibt und die kurdische Autonomie in Syrien bestehen kann."

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1757: Sozialer Frieden in Polen geht nur mit einer starken Linken


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Oktober 2019

Sozialer Frieden in Polen geht nur mit einer starken Linken



"Der klare Wahlsieg der nationalkonservativen PiS bei der gestrigen
Parlamentswahl in Polen ist kein gutes Zeichen für die Zukunft dieses
Landes, sondern zeigt eine verschärfte Spaltung. Die Regierungspartei
hat diesen hohen Wahlsieg mit punktuellen Geschenken an die Ärmeren
erkauft. Dass es ihr tatsächlich um sozialen Frieden im Land geht, ist
allerdings höchst zweifelhaft", erklärt Zaklin Nastic,
menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE und
stellvertretende Vorsitzende der deutsch-polnischen
Parlamentariergruppe. Nastic weiter:

"Eine soziale Agenda ist zwar richtig, aber diese muss dann auch für
alle in Polen lebenden Menschen Anwendung erfahren und ein
konsequentes Investieren in den Sozialstaat bedeuten. Der Erfolg des
linken Wahlbündnisses (SLD) könnte hierfür zukünftig ein wichtiges
Korrektiv sein. Denn Die PiS bleibt im Kern eine neoliberale Partei,
die nichts an den grundlegenden Verteilungsverhältnissen in Polen
ändern wird, sondern vielmehr eine rassistische und homofeindliche
Sündenbockpolitik betreibt.

Darüber hinaus braucht es eine starke politische Stimme für eine klare
Absage an die Militarisierung Polens. Die nationalistischen Auswüchse
in Polen sind nicht zuletzt auch Früchte der NATO-Politik in Polen.
Dass die Bundesregierung bei Verstößen gegen rechtsstaatliche
Prinzipien und politische Repressionen innerhalb der EU so still ist,
muss endlich ein Ende haben."
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EUROPA/1756: Politisches Urteil gegen Katalanen ist skandalös


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Oktober 2019

Politisches Urteil gegen Katalanen ist skandalös



"Die hohen Haftstrafen sind offensichtlich politisch motiviert und
skandalös. Es soll hier offenbar ein Exempel statuiert werden. Dies
ist mit demokratischen und rechtsstaatlichen Methoden nicht
vereinbar", erklärt Andrej Hunko, europapolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich der heutigen Urteilsverkündung gegen
Vertreterinnen und Vertreter der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung
in Madrid. Der Abgeordnete war beim Unabhängigkeitsreferendum am
1. Oktober 2017 als Beobachter in Barcelona und sagte im Prozess als
Zeuge aus. Im Januar 2019 hatte er fünf der katalanischen Politiker im
Gefängnis in Madrid besucht. Hunko weiter:

"Dass das Gericht den absurden Vorwurf der Rebellion fallen gelassen
hat, ist zu begrüßen. Es mindert aber nur unwesentlich den
inakzeptablen Charakter des Urteils. Es wird den Konflikt weiter
eskalieren und eine Lösung erschweren. Stattdessen bedarf es einer
demokratischen Lösung der Katalonien-Frage, die von beiden Seiten
akzeptiert werden kann.

Unabhängig davon, wie man zum möglichen künftigen Status Kataloniens
steht: Es darf nicht sein, dass im Europa des 21. Jahrhunderts
gewählte Abgeordnete und Regierungsmitglieder wegen der gewaltfreien
Abhaltung eines Referendums über Jahre weggesperrt werden. Den
Betroffenen bleibt die Hoffnung, dass der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte wie schon häufig im Falle Spaniens das Urteil kassieren
wird."

 * 
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GESUNDHEIT/1137: Das Tabakwerbeverbot darf nicht länger ein Lippenbekenntnis bleiben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Oktober 2019

Das Tabakwerbeverbot darf nicht länger ein Lippenbekenntnis bleiben



"Es muss endlich Schluss sein mit dem Werben für Produkte, die in
Deutschland jährlich 120.000 Tote fordern", erklärt Niema Movassat,
drogenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der
Forderung der Drogenbeauftragten Daniela Ludwig nach einem Werbeverbot
für Rauchprodukte. Movassat weiter:

"Deutschland ist das einzige Land in der EU, das noch kein umfassendes
Tabakwerbeverbot hat, obwohl sich Deutschland 2004 dazu durch das
ratifizierte WHO-'Rahmenübereinkommen zur Eindämmung des
Tabakgebrauchs' verpflichtet hat. Jahrelang forderte Frau Ludwigs
Vorgängerin schon ein Tabakwerbeverbot. Doch der Einfluss der
Tabaklobby in der CDU/CSU ließen die bisherigen Forderungen der
Drogenbeauftragten ins Leere laufen. Wir können uns diese
Lippenbekenntnisse aber nicht mehr länger leisten. Die Bundesregierung
muss endlich handeln.

Die Tabakindustrie zielt mit ihrer Werbung auf die Gewinnung neuer und
vor allem junger Kunden. Sie inszeniert ihr Angebot als
Lifestyle-Produkte und verharmlost das Rauchen. Das muss die Politik
strikt unterbinden. DIE LINKE stellt generell die Werbung für süchtig
machende Produkte infrage. Jede erwachsene Person muss sich natürlich
selbstbestimmt für Tabak, Nikotin oder Alkohol entscheiden können,
aber wir brauchen dafür keine Werbung. Vielmehr benötigen wir eine
umfassende Informierung der Bevölkerung - z. B. über E-Zigaretten, die
für abhängige Raucher eine Möglichkeit zur Schadensreduzierung
darstellen."

 * 
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INNEN/5075: Nach Halle - Wir brauchen einen Aktionsplan gegen Rechts


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 12. Oktober 2019

Nach Halle: Wir brauchen einen Aktionsplan gegen Rechts



Zu den notwendigen Konsequenzen aus dem Anschlag in Halle sagt Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Auf die Betroffenheit nach dem Anschlag von Halle muss die
Entschlossenheit zum Handeln folgen. Es darf nicht wieder bei
Ankündigungen bleiben. Wir brauchen einen Aktionsplan gegen Rechts,
mit konkreten, effektiven und überprüfbaren Maßnahmen.

Ja, auch ich habe mich geärgert, als Frau Kramp-Karrenbauer die
schreckliche Tat in Halle als Alarmzeichen verharmlost hat. Aber
immerhin: Auf Alarmzeichen muss etwas folgen, Frau Kramp Karrenbauer!
Das ist das mindeste, sofern man die eigentlich schon lange bekannte
Bedrohung jetzt wirklich zur Kenntnis und ernst nimmt.

Für wehret den Anfängen ist es zu spät. Es gilt ein ganzes Dickicht
von rechten Netzwerken zu bekämpfen. Da ist einiges zu tun, das
eigentlich schon lange überfällig ist:

Erstens: Die rechte Szene ernsthaft in den Fokus nehmen.

Die rechten Foren und Netzwerke müssen stärker beobachtet werden. Wir
müssen Rechtsverstöße konsequent ahnden und kriminelle Vereinigungen
effektiv verbieten. Das bedeutet auch, dass Volksverhetzung im Rahmen
öffentlicher Aufmärsche nicht mehr ungestraft bleibt. Die Waffenfunde
in der rechten Szene insgesamt und insbesondere rechten Attentätern
zeigen, dass die Entwaffnung der militanten Neonazi-Szene überfällig
ist. Es darf für rechte Gewalttäter nicht länger so einfach sein,
Waffenlager anzulegen. Dazu gehört auch, dass rechtsextreme
Aktivitäten Grund für den Entzug des Waffenscheins sein müssen. Und:
Wir müssen endlich den Fahndungsdruck auf die rund 500 per Haftbefehl
gesuchten Rechtsextremen erhöhen. Der Schaden, den eine Handvoll NSU
Terroristinnen und Terroristen anrichten konnten, sollte uns deutlich
vor Augen führen, wie gefährlich 500 frei herumlaufende kriminelle
Nazis sein können.

Zweitens: Der Unterwanderung staatlicher Strukturen durch unabhängige
Ermittlungsstellen begegnen.

Die Skandale der vergangenen Jahre zeigen, dass es rechte Netzwerke
auch innerhalb der staatlichen Organe ein Problem sind. Aber nur auf
eine Polizei, die selbst frei von rechten Verstrickungen ist, ist im
Kampf gegen kriminelle Rechtsextreme unbedingter Verlass. Dazu kann
eine Einrichtung helfen, die ohnehin überfällig ist: Eine unabhängige
Ermittlungsstelle, die Anzeigen gegen Polizistinnen und Polizisten
nachgeht.

Drittens: Wir müssen ernstnehmen, dass ein wesentlicher Teil des
Nährbodens für rechte Propaganda im Alltag gebildet wird.

Wir brauchen überzeugende Konzepte, wie wir demokratische Bildung,
Verständnis und Toleranz auch in Umfeldern stärken, in denen diese
Werte immer weniger selbstverständlich sind.

Hingegen: Wer diesen Anschlag jetzt instrumentalisiert, um alte
Wunschlisten für den Ausbau des Überwachungsstaates aus der Schublade
zu holen, will das Problem nicht verstehen. Der Überwachungsstaat
wurde in den vergangenen Jahren regelmäßig ausgebaut und verschärft.
An der Blindheit gegenüber der rechten Gefahr hat das nichts geändert.
Wir brauchen nicht schärfere Gesetze, wir brauchen die Anerkenntnis
der Gefahr und den entschiedenen Willen, konkret etwas dagegen zu tun.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 12. Oktober 2019
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RECHT/593: Bundesregierung blockiert UN-Abkommen für Schutz der Menschenrechte in der Wirtschaft


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Oktober 2019

Bundesregierung blockiert UN-Abkommen für Schutz der Menschenrechte in der Wirtschaft



"Bei den Verhandlungen des UN-Abkommens für Wirtschaft und
Menschenrechte haben EU und Bundesregierung heute aufs Neue bewiesen,
dass ihnen die Profitinteressen von Konzernen wichtiger sind als die
Menschenrechte. Sie blockieren den Prozess auch dieses Jahr, obwohl
die UN-Arbeitsgruppe ihre Forderungen in den überarbeiteten
Vertragsentwurf übernommen hat. Das Ausbremsen von menschenrechtlichen
Konzernpflichten durch die Bundesregierung hat System. Auch auf
deutscher Ebene wird alles dafür getan, ein Lieferkettengesetz zu
verhindern", erklärt Michel Brandt, Obmann der Fraktion DIE LINKE im
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe, anlässlich der
fünften Verhandlungsrunde der Vereinten Nationen für ein Abkommen für
Wirtschaft und Menschenrechte ("Binding Treaty") in Genf. Brandt
weiter:

"Wir kommen jetzt in eine entscheidende Phase der Verhandlungen des
Abkommens. Es gibt keine Argumente für die EU und die Bundesregierung,
sich den Verhandlungen zu entziehen. Zivilgesellschaft, Gewerkschaften
und Opposition müssen den Druck erhöhen. Die Einhaltung von
Menschenrechten in globalen Lieferketten muss selbstverständlich
werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. Oktober 2019
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BUNDESTAG/8974: Heute im Bundestag Nr. 1119 - 14.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1119

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 14. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 15.02 Uhr

1. Haltung von Wildtieren im Zirkus

2. AfD-Fraktion nominiert erneut Podolay

3. Keine Erkenntnisse zu Stakeholder-Listen

4. Umsetzung der Urheberrechtsrichtlinie

5. Keine Korrekturbitten des BMJV im April

6. Keine Korrekturbitten des BMEL im Juni



1. Haltung von Wildtieren im Zirkus

Ernährung und Landwirtschaft/Anhörung

Berlin: (hib/EIS) Die Forderung nach einem Haltungs- und
Zurschaustellungsverbot für wildlebende Tiere in Zirkusbetrieben wird
von Experten unterschiedlich beurteilt. Ein von den Abgeordneten der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vorgelegter Antrag (19/7057) stieß am
Montag in einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Ernährung
und Landwirtschaft bei Sachverständigen auf Zustimmung bis Ablehnung.
Die Grünen verlangen in der Vorlage von der Bundesregierung, dass die
Zurschaustellung von Affen, Elefanten, Bären, Giraffen, Nashörner,
Großkatzen und Flusspferden an wechselnden Orten beendet wird. Eine
Übergangsfrist von 18 Monaten soll bei der Überführung der bereits
vorhandenen Tiere in geeignete dauerhafte Quartiere wie etwa Zoos und
Tierparks gelten, bevor ein endgültiges Verbot in Kraft tritt.

Der Experte Thomas Kölpin mochte keine Pauschalisierung für die
Haltung von Tieren in Zirkusbetrieben vornehmen. Der Verhaltensbiologe
schätzte es aber für Großsäugetiere wie Elefanten als problematisch
ein, solche Tiere häufig den Ort wechseln zu lassen.

Ebenfalls differenziert betrachtete Jörg Pfeiffer die Forderung nach
einem generellen Haltungsverbot. Der Amtstierarzt hob hervor, dass
Tiere im Zirkus beschäftigt werden müssen. Auch die Haltung in
Außengehegen müsse möglich sein. Der Gesetzgeber sollte deshalb eine
Positiv- oder Negativ-Liste einführen, um festzulegen, welche Tiere in
Wanderbetrieben gehalten werden können. Ein allgemeines Verbot der
Wildtierhaltung im Zirkus lehnt er ab, weil es möglich sei, einzelne
Wildtierarten tierschutzkonform zu halten.

Der Sachverständige Manfred Niekisch problematisierte, dass vielen
Amtsveterinären keine ausreichenden Leitlinien zur Verfügung stehen
würden, um tiergerechte Bedingungen beurteilen und effektiv
kontrollieren zu können. Kritisch beurteilte er die Herausforderung
reisender Betriebe insbesondere im Hinblick auf Tiere wie Giraffen und
Nashörner. Aber als unmöglich schätzte er die Tierhaltung in Zirkussen
nicht ein. Entscheidend sei, dass die Haltungsbedingungen das
individuelle Tierwohl gewährleisten.

Immanuel Birmelin kritisierte in seiner Stellungnahme, dass die
Vorstellung von "artgemäßer" Haltung zu eng gefasst sei, denn das
Verhaltensrepertoire eines Tieres sei viel größer als von der Natur
vorgeben. Auf diese Weise sollte das Wohlbefinden eines Tieres nicht
beurteilt werde. Der Verhaltensbiologe machte seine Aussagen anhand
von gemessenen Cortisolspiegeln fest, die das Anpassungspotenzial der
Tiere bezeugen würden. Eine Wildtierhaltung sei nicht unmöglich, müsse
aber gut gemacht werden.

Dompteur und Tiertrainer Martin Lacey jr. verteidigte die Tierhaltung
in Zirkusbetrieben. Sein Leben lang arbeite er mit Tieren in der
Manege zusammen. Er kritisierte, dass es bei den Forderungen nach
Verboten nur um Verbote an sich gehe. Lacey betonte die strengen
Tierschutzvorgaben in Deutschland und dass die Wanderzirkusse viel
dafür täten, die Haltung von Tieren zu verbessern.

Nach Ansicht des Tierlehrers Jochen Träger-Krenzola würden jegliche
sachlichen, fachlichen und wissenschaftlichen Beweise fehlen, die für
ein Verbot sprächen. Träger-Krenzola monierte, dass es nicht das
Problem der Praktiker sein könne, wenn den Behörden nicht genug
Personal zur Verfügung stehe, um Kontrollen zur Durchsetzung der
geltenden Regeln zu gewährleisten.

Thomas Pietsch von der Stiftung für Tierschutz "Vier Pfoten" sprach
sich hingegen dafür aus, die Haltung von Wildtieren im Wanderzirkus zu
beenden, weil eine artgemäße Haltung in diesem Rahmen nicht möglich
sei. Pietsch setzte sich für ein gesetzliches Verbot ein, denn die
Mängel seien systemimmanent. In einem reisenden Zirkus könnten die
grundlegenden Bedürfnisse vieler Wildtiere nicht erfüllt werden.

Die Tierschutzbeauftragte des Landes Berlin, Diana Plange, forderte im
Namen der Tierschutzbeauftragten der Bundesländer das durch den
Bundesrat beschlossene Verbot zur Haltung von bestimmten Tieren
wildlebender Arten im Zirkus umzusetzen. Die Tiere würden unter
solchen Bedingungen an der Unterdrückung ihres Verhaltensrepertoires
leiden. Eine artgerechte Haltung ohne ortsfeste Haltung sei nicht
möglich.

Auch James Brückner vom Deutschen Tierschutzbund betonte die
systemimmanenten Probleme. Aufgrund der ständigen Mobilität der
Betriebe, der beengten und provisorischen Unterbringung sowie
fehlender Beschäftigung könne nur ein Verbot in Betracht gezogen
werden. Notwendige Sozialkontakte würden im Zirkus oft vernachlässigt
und essenzielle Verhaltensweisen könnten nicht ausgelebt werden.
Dressur und Auftritte sein dafür kein adäquater Ersatz.

 * 

2. AfD-Fraktion nominiert erneut Podolay

Bundestagsnachrichten/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion schlägt ihren Abgeordneten Paul
Victor Podolay erneut als Bundestagsvizepräsidenten vor. Das geht aus
einem Wahlvorschlag (19/13963) der Fraktion hervor. Der 73 Jahre alte
Medizintechniker vertritt im Bundestag den bayerischen Wahlkreis
Erlangen. Podolay hatte Ende September beim ersten Wahlgang nicht die
erforderliche Mehrheit erhalten.

Die AfD ist bereits mit drei Wahlvorschlägen für das Amt des
Vizepräsidenten gescheitert. In jeweils drei Wahlgängen verpassten der
Jurist Albrecht Glaser, die Rechtsanwältin Mariana Iris Harder-Kühnel
und der ehemalige Berufsoffizier Gerold Otten die notwendige Mehrheit.

Die AfD-Fraktion kann laut Geschäftsordnung des Bundestages wie alle
anderen Fraktionen einen Vizepräsidenten stellen.

 * 

3. Keine Erkenntnisse zu Stakeholder-Listen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse
darüber vor, ob sich der ehemalige Bundesminister für Ernährung und
Landwirtschaft, Christian Schmidt, auf sogenannten Stakeholder-Listen
der Bayer-Tochter Monsanto befindet. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/13118) auf eine Kleine Anfrage (19/12271) der
Fraktion Die Linke hervor. Im Mai seien Ermittlungen gegen Monsanto
bekannt geworden, weil die Firma PR-Agenturen damit beauftragt haben
soll, illegale schwarze Listen von kritischen Politikern,
Wissenschaftlern und Journalisten anzulegen. Weiter heißt es in der
Antwort, dass dazu keine weiteren Erkenntnisse vorliegen würden, ob
neben den Namen einzelner Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) weitere
Mitarbeiter der Bundesregierung auf den Listen stehen.

 * 

4. Umsetzung der Urheberrechtsrichtlinie

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die Umsetzung der EU-Urheberrechtsrichtlinie (EU
2019/790) ist Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion die Linke
(19/13408). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, ob sie die Umsetzung der Richtlinie in einem
Gesamtpaket plant oder in Erwägung zieht, die Umsetzung einzelner
Bestimmungen zeitlich vorzuziehen. Weiter fragen sie, welche
Erkenntnisse die Bundesregierung über den Dialog mit den
Interessenträgern und darüber hinaus hat, inwieweit sie in diese
Prozesse involviert ist und was sie bis jetzt konkret unternommen hat,
um die in ihrer Protokollerklärung aufgeführten Punkte einzubringen.
Außerdem wollen die Fragesteller wissen, welche Gremien oder Runden,
formell oder informell, an der Konzipierung, Planung, Durchführung und
Kommunikation dieser Prozesse auf europäischer Ebene beteiligt sind
und in welcher Weise die Bundesregierung den Bundestag über die Arbeit
in diesen Gremien informiert.

 * 

5. Keine Korrekturbitten des BMJV im April

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz (BMJV) hat im April 2019 nicht mit Hilfe von
Anwälten bei Medien um Korrekturen von Berichterstattungen ersuchen
lassen. Das teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13113) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12644) mit. Diese war eine
Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf
Bundestagsdrucksache 19/7472. Wie die Bundesregierung weiter schreibt,
gibt das BMJV lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn vom BMJV veröffentlichte Informationen oder dieses
betreffende Angaben objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das
BMJV einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet. Eine
Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht, und eine
solche umfassende Dokumentation sei auch nicht durchgeführt worden, so
dass dazu eine Auflistung nicht erstellt werden könne.

 * 

6. Keine Korrekturbitten des BMEL im Juni

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) hat im Juni 2019 in keinem Fall bei Medien um
eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/12998) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12606) der
AfD-Fraktion hervor. Das BMEL gebe lediglich in Einzelfällen einem
Medium dann einen Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten
Informationen oder Angaben über die Bundesregierung unzutreffend
wiedergegeben würden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8973: Heute im Bundestag Nr. 1118 - 14.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1118

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 14. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 13.03 Uhr

1. Kritik an geplanter MDK-Reform

2. Besoldung soll attraktiver werden

3. Nachrichtenlose Konten

4. Keine Korrekturbitten des BfR im Mai

5. Keine Korrekturbitten des BLE im Mai

6. Keine Korrekturbitten des BMEL im Mai



1. Kritik an geplanter MDK-Reform

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Die geplante Neuorganisation der Medizinischen
Dienste der Krankenversicherungen (MDK) wird von den Krankenkassen
heftig kritisiert. Nach Ansicht des AOK-Bundesverbandes beinhaltet der
Entwurf für das MDK-Reformgesetz (19/13397) einige inakzeptable
Regelungen. Die Vorlage stelle mit ihren organisationsrechtlichen
Änderungen zudem "ein vollkommen unbegründetes Misstrauensvotum gegen
die Kranken- und Pflegekassen und ihre Selbstverwaltung dar", erklärte
der Verband anlässlich einer Expertenanhörung des
Gesundheitsausschusses zu dem Gesetzentwurf am Montag in Berlin.
Vertreter der Ärzte und Krankenhäuser lobten hingegen die geplanten
Änderungen. Die Gesundheitsexperten äußerten sich in der Anhörung
sowie in schriftlichen Stellungnahmen.

Der Gesetzentwurf sieht eine Abkopplung des MDK von den Krankenkassen
vor. Bisher sind die MDK als Arbeitsgemeinschaften der Krankenkassen
organisiert. Künftig sollen sie eine eigenständige Körperschaft bilden
und Medizinischer Dienst (MD) heißen. Auch der Medizinische Dienst des
Spitzenverbandes der Gesetzlichen Krankenkassen (MDS) wird vom Verband
abgelöst. In die neugebildeten Verwaltungsräte der Medizinischen
Dienste sollen Vertreter von Patienten, Pflegebedürftigen,
Verbrauchern, Ärzten und Pflegeberufen entsandt werden.

Der MDK befasst sich unter anderem mit der Pflegebegutachtung und
entscheidet über die Pflegebedürftigkeit. MDK-Fachleute prüfen
außerdem die Qualitätsstandards in Pflegeeinrichtungen. Im Auftrag der
Krankenkassen prüft der MDK auch die Krankenhausabrechnungen in
ausgewählten Fällen. Der MDK unterstützt zudem Patienten bei Verdacht
auf Behandlungsfehler. Die 15 MDK in den Ländern und der MDS bilden
gemeinsam die MDK-Gemeinschaft.

Das Gesetz soll auch dazu beitragen, die Streitigkeiten zwischen
Krankenkassen und Krankenhäusern über Abrechnungen der Kliniken
einzugrenzen. Der Entwurf sieht dazu mehr Transparenz bei den
Abrechnungen der Krankenhäuser vor. So soll die Abrechnungsqualität
einer Klinik den Umfang der zulässigen Prüfungen durch die
Krankenkassen bestimmen. Ab 2020 soll eine maximale Prüfquote je
Krankenhaus festgelegt werden. Bei einer schlechten
Abrechnungsqualität muss eine Klinik mit finanziellen Konsequenzen
rechnen. Der Schlichtungsausschuss auf Bundesebene soll Konflikte
zwischen Kassen und Kliniken schneller lösen. Künftig soll außerdem
die Aufrechnung mit Rückforderungen der Krankenkassen gegen
Vergütungsansprüche der Krankenhäuser nicht mehr zulässig sein.

Der AOK-Bundesverband warnte, mit der Reform werde die Vertretung der
Beitragszahler im Verwaltungsrat des geplanten Medizinischen Dienstes
(MD) erheblich geschwächt. Um einen Verlust an Wissen und Erfahrung
für die Arbeit im Verwaltungsrat zu vermeiden, sei es unabdingbar,
dass Vertreter der sozialen Selbstverwaltung in der Krankenkasse
gleichzeitig eine Mitgliedschaft im Verwaltungsrat des MD innehaben
könnten. Angesichts der Funktion der Krankenkassen als Auftraggeber
und Finanzierer des MD bedürfe es einer organisatorischen Anbindung.

Als nicht sachgerecht bewertete der AOK-Verband die geplanten
Änderungen bei der Prüfung von Krankenhausabrechnungen. Es könne nicht
Sinn der Reform sein, einen Großteil der fehlerhaften Abrechnungen gar
nicht mehr in die Prüfung einzubeziehen. Das hieße letztlich,
Krankenhäuser zu einem strategischen Abrechnungsmanagement
aufzufordern. Das neue Modell werde die Zahl der Rechtsstreitigkeiten
deutlich erhöhen.

Grundsätzliche Kritik an dem Reformvorhaben kam auch vom
Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), der vor
weitreichenden negativen Folgen für die Selbstverwaltung der
Krankenkassen und die Funktionsfähigkeit des Medizinischen Dienstes
warnte. Die faktische Ausschaltung der sozialen Selbstverwaltung im
MDK werde abgelehnt. Die Unvereinbarkeitsregelung bei der Besetzung
der Verwaltungsräte müsse in jedem Fall gestrichen werden.

Der Spitzenverband rügte auch die geplante Neuordnung der
Abrechnungsprüfungen. Jede zweite geprüfte Krankenhausrechnung sei
fehlerhaft. In der Folge hätten Krankenhäuser 2017 rund 2,8 Milliarden
Euro an die Krankenkassen zurückzahlen müssen. Die geplante Reform
berge die Gefahr drastischer Mehrausgaben und strategischer
Fehlanreize. Eine maximale Prüfquote von zehn Prozent pro Krankenhaus
statt der im Schnitt 17,1 Prozent für das Jahr 2017 sei viel zu
gering. 2020 sei in der Folge mit Mehrausgaben von mindestens 1,2
Milliarden Euro zu rechnen. Der Verband forderte die Streichung der
maximal zulässigen Prüfquote.

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) hielt den Krankenkassen im
Gegenzug vor, die Rechnungsprüfungen als Geschäftsmodell zu nutzen.
Der Gesetzentwurf stelle einen beachtlichen Schritt in die richtige
Richtung dar, da er elementare Probleme des MDK-Prüfverfahrens
identifiziere. Das Prüfsystem sei außer Kontrolle geraten und geprägt
von einer überzogenen Misstrauenskultur, beklagte die DKG. Die
MDK-Prüfungen führten bei den Kliniken zu einem stetig steigenden und
nicht vertretbaren Aufwand, zu erheblichen Liquiditätsverlusten und
langwierigen Rechtsstreitigkeiten. MDK-Prüfungen würden von den Kassen
nicht verdachts-, sondern potenzialbezogen veranlasst und seien
inzwischen ein Wettbewerbsfaktor für die Krankenkassen.

 * 

2. Besoldung soll attraktiver werden

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/FLA) Der Vorstoß der Bundesregierung zur attraktiveren
Besoldung von Beamten, Richtern und Soldaten hat bei aller Kritik im
Detail überwiegend die Unterstützung von Experten gefunden. Allerdings
ging ihnen das Vorhaben nicht weit genug. Dies zeigte sich bei einer
Sachverständigen-Anhörung im Ausschuss für Inneres und Heimat am
Montag. Durchgängige Forderung der Interessenvertreter war es, die
Stellenzulagen zu dynamisieren und bei den Ruhestandsbezügen
anzurechnen.

Der Gesetzentwurf "zur Modernisierung der Strukturen des
Besoldungsrechts und zur Änderung weiterer dienstrechtlicher
Vorschriften" (19/13396) sieht vor, das Besoldungs-, das Versorgungs-
und das Umzugskostenrecht im Hinblick auf Veränderungen durch den
demografischen Wandel und die Digitalisierung weiterzuentwickeln. Zu
diesen Veränderungen zählten etwa der Fachkräftemangel, die Zunahme
von Auslandseinsätzen von Bundeswehr und Bundespolizei sowie die
zunehmende Bedeutung der IT-Sicherheit. In der Sitzung ging es zudem
um einen Antrag der FDP-Fraktion mit dem Titel "Für einen modernen und
attraktiven Öffentlichen Dienst" (19/13519).

Jörg Radek von der Gewerkschaft der Polizei würdigte "viele positive
Regelungen" des Gesetzentwurfs, etwa die Erhöhung der Polizeizulage
und des Auslandsverwendungszuschlags. Gleichwohl bleibe festzustellen,
dass mit kurzfristigen finanziellen Anreizen die Konkurrenzfähigkeit
des öffentlichen Dienstes nicht nachhaltig verbessert werden könne.
Vielmehr sollten die Rahmenbedingungen geändert werden. Dazu zählte er
die für ihn längst überfällige Senkung der Wochenarbeitszeit oder die
Übernahme von Betreuungskosten bei Einsätzen.

Namens des Deutschen Beamtenbundes begrüßte Friedhelm Schäfer
einerseits die angepeilten Maßnahmen, bedauerte andererseits, dass
weitergehenden Forderungen des DBB nicht entsprochen wurde. Dazu
zählte er eben die Dynamisierung der Stellenzulagen durch Einbeziehung
in die jährlichen Besoldungsanpassungen. Ohne Dynamisierung komme es
zu einer schleichenden Entwertung der Zulagen. In der Folge sinke die
Attraktivität der jeweiligen Dienstposten. Zugleich forderte er die
Einführung weiterer Stellenzulagen - beispielsweise für alle
IT-Fachkräfte in der Verwaltung und nicht nur bezogen auf bestimmte
Behörden.

Professor Thorsten Ingo Schmidt (Universität Potsdam) zog das Fazit,
der Gesetzentwurf enthalte nicht nur zahlreiche Verbesserungen im
Detail, sondern stärke auch die Systematik des Besoldungsrechts
erheblich. Würden die Vorhaben umgesetzt, dürfte dies nach seiner
Ansicht die Nachwuchsgewinnung erleichtern und den öffentlichen Dienst
des Bundes finanziell attraktiver gestalten. Weitergehende finanzielle
Verbesserung seien aus Sicht der Betroffenen zwar positiv, aber vor
dem Hintergrund des Alimentationsprinzips nicht geboten. Er sprach
sich als einziger ausdrücklich gegen eine Dynamisierung der
Stellenzulagen und gegen ihre Ruhegehaltfähigkeit aus. Er sehe dann
keinen Unterschied zum Grundgehalt mehr.

Henriette Schwarz vom Deutschen Gewerkschaftsbund hob zwar auf einige
vorgesehene positive Änderungen im Besoldungsrecht ab. Doch mahnte sie
weitergehende Reformen an. Es gehe darum, die Rahmenbedingungen
tatsächlich attraktiver zu gestalten. Dazu gehöre die Rücknahme der
Erhöhung der Wochenarbeitszeit, die Dynamisierung der
Erschwerniszulagen und ein attraktives Laufbahnrecht. Eine nachhaltige
Stärkung der Konkurrenzfähigkeit des öffentlichen Dienstes und die
Bindung oder Gewinnung von qualifiziertem Personal könne so nicht
gelingen. Seit Jahren knirsche es im öffentlichen Dienst, weil
schlichtweg Personal fehle.

Nils Kammrad (Gewerkschaft ver.di) verwies darauf, dass die
Beibehaltung der 41-Stunden-Woche vor dem Hintergrund einer enormen
Arbeitsverdichtung und eines hohen Krankenstandes schädlich und
personalpolitisch auch nicht mehr notwendig sei. Er setzte sich für
eine bessere Anerkennung von Berufserfahrungen bei Einstellung und
Aufstieg und für ein durchlässigeres Laufbahnrecht ein. Seit der
Föderalismusreform habe sich das Beamtenrecht von Bund und Ländern
schnell auseinanderentwickelt. Vor allem behindere unterschiedliches
Laufbahnrecht einen Wechsel zwischen den Ländern und dem Bund.

André Wüstner (Deutscher Bundeswehrverband) unterstrich die
Notwendigkeit, die Arbeit bei den Streitkräften nicht zuletzt durch
Zulagen attraktiver zu gestalten. Die kleinste Bundeswehr aller Zeiten
stehe vor den größten Herausforderungen. Beim Gesetzentwurf machte er
Nachsteuerungsbedarf aus. Er forderte, schnellstmöglich Anreize zu
schaffen, damit Menschen den Weg zur Bundeswehr fänden. Dabei müsse
berücksichtigt werden, dass die Masse Soldaten auf Zeit seien - mit
ungewisser Zukunftsperspektive.

Vorgesehen sind in dem Gesetzentwurf eine "strukturelle Verbesserung
und Erhöhung von Stellenzulagen", die Weiterentwicklung finanzieller
Anreize für Personalgewinnung und -bindung, eine Anpassung der
Auslandsbesoldung "an geänderte Rahmenbedingungen" sowie eine
Pauschalierung der Vergütung für Soldaten mit besonderer zeitlicher
Belastung. Zu den weiteren vorgesehenen Maßnahmen zählen eine Stärkung
der Attraktivität des öffentlichen Dienstes für Anwärter, eine
Honorierung besonderer Einsatzbereitschaft und eine Fortentwicklung
des Umzugskostenrechts. Ferner sollen unter anderem die
rentenrechtlichen Regelungen zur Anerkennung von
Kindererziehungszeiten für vor 1992 geborene Kinder in das
Beamtenversorgungsrecht übertragen werden.

Die FDP fordert in ihrem Antrag eine Reform des Beamtenrechts, bei der
das Eintrittsalter in den Ruhestand flexibler gestaltet, der Zugang
der Beamten zu flexiblen Arbeitskonzepten verbessert und die
Möglichkeiten zum Abbau von Mehrarbeit durch Freizeitausgleich
ausgebaut werden sollen. Auch benötige der öffentliche Dienst eine
eigene Laufbahn für IT-Fachkräfte.

 * 

3. Nachrichtenlose Konten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie viele nachrichtenlose Konten, deren Inhaber
nicht erreichbar sind, bei deutschen Banken existieren, will die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/13666)
erfahren. Die Bundesregierung soll auch angeben, wie groß das auf
diesem nachrichtenlosen Konten liegende Vermögen ist und welche
Rechtsgrundlagen und Fristen für eine mögliche Auflösung
beziehungsweise Ausbuchung nachrichtenloser Konten bestehen.

 * 

4. Keine Korrekturbitten des BfR im Mai

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) hat im
Mai 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der
Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort (19/13064) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12740) der AfD-Fraktion
hervor. Das BfR gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

5. Keine Korrekturbitten des BLE im Mai

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
(BLE) hat im Mai 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der
Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort (19/13058) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12670) der AfD-Fraktion
hervor. Das BLE gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

6. Keine Korrekturbitten des BMEL im Mai

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) hat im Mai 2019 in keinem Fall bei Medien um
eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/13001) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12744) der
AfD-Fraktion hervor. Das BMEL gebe lediglich in Einzelfällen einem
Medium dann einen Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten
Informationen oder Angaben über die Bundesregierung unzutreffend
wiedergegeben würden.

 * 
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BUNDESTAG/8972: Heute im Bundestag Nr. 1117 - 14.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1117

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 14. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 09.15 Uhr

1. Ermittlungen gegen Soldaten im Ausland

2. Keine Korrekturbitten des GBA im April

3. Mobbing an Forschungseinrichtungen

4. Verwendung von Bundesmitteln

5. Drohende Engpässe bei Medizinprodukten

6. Gewalt gegen medizinisches Personal



1. Ermittlungen gegen Soldaten im Ausland

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesanwaltschaft hat seit 2013 in einem Fall
ein Verfahren gegen zwei Soldaten der Bundeswehr wegen des
Anfangsverdachts einer Strafbarkeit nach dem Völkerstrafgesetzbuch und
anderer Delikte eingeleitet. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/13148) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/12705). Das Ermittlungsverfahren habe im Zusammenhang mit einem
Angriff auf das deutsche Generalkonsulat am 10. November 2016 in
Mazar-e Sharif in Afghanistan gestanden. Das Verfahren sei am 21.
November 2016 eingeleitet und am 26. Oktober 2017 mangels
hinreichenden Tatverdachts aus tatsächlichen und rechtlichen Gründen
eingestellt worden. Zu Fragen nach Ermittlungen wegen
Gehorsamsverweigerung schreibt die Bundesregierung unter Verweis auf
den Sondergerichtsstand und die Schwerpunktstaatsanwaltschaft in
Kempten, zu deren Ermittlungen sie keine Auskunft geben könne, sie
führe keine Statistik über Strafverfahren gegen Soldatinnen und
Soldaten.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des GBA im April

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA)
hat im April 2019 nicht mit Hilfe von Anwälten bei Medien um
Korrekturen von Berichterstattungen ersuchen lassen. Das teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13050) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/12614) mit. Diese war eine Nachfrage zur Antwort
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472. Wie die Bundesregierung weiter schreibt, gibt der GBA
lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn vom
GBA veröffentlichte Informationen oder diesen betreffende Angaben
objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und der GBA einen Hinweis für
geeignet und angemessen erachtet. Eine Verpflichtung zur Erfassung
dieser Hinweise bestehe nicht, und eine solche umfassende
Dokumentation sei auch nicht durchgeführt worden, so dass dazu eine
Auflistung nicht erstellt werden könne.

 * 

3. Mobbing an Forschungseinrichtungen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In einer Kleinen Anfrage (19/13751) möchte die
FDP-Fraktion Auskunft zu Mobbing-Anschuldigungen in außeruniversitären
Forschungseinrichtungen (AuFs) erhalten.

Die Abgeordneten greifen unter anderem ein Statement des Direktors der
Max-Planck-Gesellschaft zu einem Mobbing-Fall auf und unterstreichen,
dass der nach 20 Jahren neu gefasste und seit dem 1. August 2019
geltende Kodex "Leitlinien zur Sicherung guter wissenschaftlicher
Praxis" der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) zwar für künftige
Fälle herangezogen werden kann, jedoch noch nicht für die Fälle gilt,
die sich zuvor ereignet hatten und auf die sich eine frühere Kleine
Anfrage FDP-Fraktion (19/11732) bezogen habe.

In ihrer Antwort (19/12165) ziehe sich die Bundesregierung mehrfach
auf den Hinweis zurück, dass die dort angesprochenen Angelegenheiten
den jeweiligen Aufsichtsgremien der AuF oblägen. Dabei gehörten eben
diesen Aufsichtsgremien auch Vertreterinnen und Vertreter der
Bundesregierung an. Im Rahmen der Ausübung der Ämter der Regierung in
den entsprechenden Gremien müsse daher eine genauere Auskunft möglich
sein.

Die Abgeordneten möchten unter anderem wissen, wie die Bundesregierung
das Vorgehen innerhalb der Max-Planck-Gesellschaft beurteilt. Ferner
fragen sie, was genau sich aus Sicht der Bundesregierung durch den neu
gefassten Kodex der DFG gegenüber der bisherigen Praxis ändert.
Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, ob aus Sicht der
Bundesregierung das rechtsstaatliche Prinzip gewährleistet ist, wenn
34 Mobbing-Fälle der vergangenen fünf Jahre unter unzureichenden
Regelwerken bearbeitet worden seien.

 * 

4. Verwendung von Bundesmitteln

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Um die Kontrolle der Verwendung von Bundesmittel
durch die Länder durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/13669).
Der Bund unterstütze Wissenschaft, Forschung und Lehre in den
Bundesländern mit unterschiedlichen Programmen, die ein Gesamtvolumen
von 37,33 Milliarden Euro aufweisen, schreiben die Abgeordneten. In
früheren Kleinen Anfragen haben sie nach eigenem Bekunden unter
anderem nach der Anzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der
Verwaltung des Bundes gefragt, die mit der Auswertung der aufgeführten
Daten und Berichte ausgewählter Programme betraut sind.

Aus einer Antwort des BMBF (19/10742) gehe neben der Anzahl der
jeweils Beschäftigten sowie der Angabe in Vollzeitäquivalenten auch
hervor, dass die genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter neben der
Auswertung der Daten und Berichte des jeweiligen Programms "zugleich
auch mit der Wahrnehmung anderer Aufgaben ihres Zuständigkeitsbereichs
betraut" sind. Und: "Die Anzahl der Arbeitsstunden, die auf die
Prüfung der Daten und Berichte entfallen, wird nicht gesondert
erfasst."

Unklar ist laut FDP-Fraktion, ob die vom BMBF benannten Personen die
entsprechenden Kapazitäten sowie Qualifikationen aufweisen, um den
verfassungskonformen Einsatz der Bundesmittel zu überprüfen.

 * 

5. Drohende Engpässe bei Medizinprodukten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Drohende Engpässe bei Medizinprodukten wegen eines
,No-Deal-Brexit'" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/13755). Darin schreibt die Fraktion, dass die
Bundesregierung "im Fall eines ungeordneten Austritts Großbritanniens
aus der EU (,No-Deal-Brexit') Engpässe in der Versorgung mit wichtigen
Medizinprodukten wie sogenannten In-Vitro-Diagnostika" befürchte. "Die
im Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland
zugelassenen Produkte verlören mit dem EU-Austritt des Vereinigten
Königreiches ohne Übergangsfrist ihre formale Verkehrsfähigkeit, weil
die dort ausgestellten Bescheinigungen in der EU ungültig würden",
heißt es in der Vorlage weiter. Die Bundesregierung habe deshalb bei
der EU-Kommission angeregt, eine Übergangszeit von zwölf Monaten zu
schaffen. Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, ob die
EU-Kommission nach dem jetzigen Kenntnisstand der Bundesregierung
bereit ist, diesem Vorschlag zu folgen.

 * 

6. Gewalt gegen medizinisches Personal

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Gewalt gegen medizinisches Personal" thematisiert
die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/13756). Darin erkundigt
sie sich danach, wie die Bundesregierung zur Forderung steht, den
strafrechtlichen Schutz des medizinischen Personals zu erweitern. Auch
will sie unter anderem wissen, wie die Bundesregierung dazu steht,
"die von manchen Krankenhäusern bereits gewährte Rechtshilfe für
Betroffene bundesweit für alle im medizinischen Bereich Tätige
gesetzlich sicherzustellen".

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1931: Regierungspressekonferenz vom 11. Oktober 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 11. Oktober 2019

Regierungspressekonferenz vom 11. Oktober 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Besuch des französischen
Präsidenten, 11. Deutscher Maschinenbau-Gipfel, Empfang der
Ministerpräsidentin Norwegens, Kabinettssitzung, deutsch-französischer
Ministerrat, Europäischer Rat in Brüssel), 70-jähriges Bestehen der
Bundespressekonferenz, Anschlag in Halle, Bundesprogramm "Demokratie
leben!", Friedensnobelpreis, Rückruf von bakteriell verunreinigter
Frischmilch, Militäroffensive der Türkei in Nordsyrien,
Grundsteuerreform


Sprecher: SRS'in Demmer, Alter (BMI), Audretsch (BMFSFJ), Kalwey
(BMF), Zimmermann (BMJV), Lenz (BMEL), Breul (AA), Grave (BMWi)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Am kommenden Sonntag - das hatte Regierungssprecher Seibert
schon angekündigt - gibt es ein Treffen der Bundeskanzlerin mit Präsident
Macron in Paris im Vorfeld des Europäischen Rates, der am 17. und 18.
Oktober stattfindet. Zu Beginn des Treffens - das stand am Mittwoch noch
nicht fest - wird es ein kurzes Pressestatement geben.

Am Dienstag, den 15. Oktober, nimmt die Bundeskanzlerin am 11. Deutschen
Maschinenbau-Gipfel des Verbandes Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e. V.
in Berlin teil. Sie wird dort gegen 10.15 Uhr eine Rede zu aktuellen Themen
der Wirtschafts- und Industriepolitik halten.

Ebenfalls am Dienstag um 11.30 Uhr wird die Bundeskanzlerin dann die
norwegische Ministerpräsidentin Erna Solberg zu einem Gespräch im
Bundeskanzleramt begrüßen. Inhalt des Gesprächs werden bilaterale und
internationale Fragen, aber auch die Zusammenarbeit im Bereich der globalen
Gesundheitsförderung, Klima- und Entwicklungspolitik sein. Eine gemeinsame
Pressekonferenz ist für ca. 12.15 Uhr geplant.

Danach wird Erna Solberg weiter nach Frankfurt reisen und die Buchmesse
besuchen. Norwegen ist in diesem Jahr dort Ehrengast.

Am Mittwoch tagt zunächst das Bundeskabinett unter der Leitung der
Bundeskanzlerin, in dieser Woche schon um 9 Uhr.

Im Anschluss daran wird die Bundeskanzlerin nach Toulouse zum 
deutsch-französischen Ministerrat reisen. Auch diesen Termin hatte Herr Seibert
schon angekündigt.

Am 17. und 18. Oktober treffen sich dann die Staats- und Regierungschefs
der EU in Brüssel zum Europäischen Rat. Die Bundeskanzlerin gibt vor Beginn
des Europäischen Rats am Donnerstag, den 17. Oktober, um 9 Uhr vor dem
Deutschen Bundestag eine Regierungserklärung ab.

Der Europäische Rat startet wie üblich am Donnerstagnachmittag mit einem
Zusammentreffen der Mitglieder des Europäischen Rates mit dem Präsidenten
des Europäischen Parlaments. Erstmals ist das an diesem Tag David Maria
Sassoli, der am 3. Juli zum Parlamentspräsidenten gewählt worden ist.

Der Europäische Rat wird sich - so wie es sich heute darstellt - natürlich
mit dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union
befassen. Der Europäische Rat wird zudem über den mehrjährigen Finanzrahmen
beraten, also die Finanzausstattung des EU-Haushaltes und seiner einzelnen
Politikfelder für die sieben Jahre ab 2021. Außerdem stehen internationale
Aspekte des Klimawandels auf der Agenda nach dem UN-Klimagipfel und mit
Blick auf die Klimakonferenz in Santiago de Chile im Dezember. Zudem werden
die Beziehungen zur Türkei Gegenstand der Beratungen sein.

Die Staats- und Regierungschefs werden außerdem mit der gewählten
Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von der Leyen, über ihre
Prioritäten für die neue Kommission diskutieren.

Schließlich wird der Europäische Rat den förmlichen Beschluss zur Ernennung
von Christine Lagarde als Präsidentin der Europäischen Zentralbank
annehmen.

Sie sehen also: Es gibt ein umfangreiches Programm in Brüssel. Im Anschluss
daran wird es wie immer eine Pressekonferenz der Bundeskanzlerin geben.

Um Sie vorab zu informieren, gibt es Dienstag hier ein Briefing von 13 Uhr
bis 14 Uhr hier.

Dann habe ich noch etwas ganz Erfreuliches. Es gibt nämlich einen sehr
schönen Anlass. Heute vor 70 Jahren, am 11. Oktober, hat sich die
Bundespressekonferenz mit der Wahl eines geschäftsführenden Ausschusses
offiziell konstituiert. Wie Sie auf Ihrer Webseite schreiben, ist das,
denke ich, ein guter Tag, um Ihnen allen und vor allen Dingen natürlich dem
Vorstand ganz herzlich zu gratulieren.

Ich finde, in Deutschland können wir auf diese Institution sehr stolz sein.
Die Bundespressekonferenz wird ja sehr häufig als weltweit einzigartig
beschrieben. Sie steht für Pressefreiheit und Demokratie, und das in einer
Zeit, in der die Pressefreiheit in vielen Ländern unter Druck steht und
vermehrt angegriffen wird.

Wir, die Sprecher - ich denke, das kann ich für uns alle hier auf der Bank
sagen -, kommen gern als Gäste zu Ihnen. Sie bestimmen die Tagesordnung und
die Themen. Das ist für uns im Tagesgeschäft natürlich nicht immer ganz
leicht. Aber genau so soll es bleiben, ganz im Sinne unserer Demokratie.

Also noch einmal: Herzlichen Glückwunsch!

Vorsitzende Wefers: Vielen Dank, Frau Demmer, für Ihre guten Worte. Die
Gratulation und die Glückwünsche nehme ich gern mit in den Vorstand. Wir
geben sie auch gern an unsere Mitglieder weiter.

Wir freuen uns, dass die Mitgliedschaft die Einrichtung der
Bundespressekonferenz trägt. Sie lebt davon, dass viele mitmachen, dass
gute Fragen gestellt und gute Themen aufgerufen werden. Im Namen des
Vorstands wünsche auch ich mir, dass das so bleibt. Wir verstehen auch,
dass wir ein wichtiger Baustein in unserem Gesellschaftssystem und wichtig
für die Pressefreiheit und die Demokratie sind.

Am Freitagabend wird in Bonn, am Gründungsort der Bundespressekonferenz,
eine Feier stattfinden. Der Vorstand reist fast geschossen dorthin.
Wahrscheinlich werden auch sehr viele Kollegen kommen, die vielleicht nicht
mehr die Geburtsstunde, aber doch die frühen Anfänge miterlebt haben - ich
kenne noch einige Kollegen, die sehr interessante Dinge aus diesen
Anfangszeiten und der Bonner Zeit zu berichten hatten -, damit wir das
feierlich begehen.

Frage: Eine Frage an das BMI im Nachgang zu den Anschlägen in Halle: Der
Innenminister hat angekündigt, dass er über schärfere Sicherheitsmaßnahmen
nachdenkt, um jüdische Einrichtungen und Juden in Deutschland besser zu
schützen. Können Sie das schon etwas konkretisieren? Es gibt jetzt auch ein
Treffen im Ministerium.

Alter: Ich will gern antworten. Sie wissen, dass sich der
Bundesinnenminister gestern vor Ort ein Bild von der Situation gemacht hat.
Er war sehr betroffen. Wenn man vor Ort ist, ist das noch etwas anderes,
als wenn man das aus der Ferne beurteilt. Er hat dort mit den
Verantwortlichen aus Sachsen-Anhalt, aber insbesondere auch mit Vertretern
der jüdischen Gemeinde, in der im Moment verständlicherweise eine hohe
Verunsicherung herrscht, über die Situation gesprochen. Alle sind
übereingekommen, dass es für Synagogen und jüdische Einrichtungen in
Deutschland einen nachhaltigen Schutz geben muss, sodass die Gläubigen die
Gottesdienste und ihre Glaubensrituale in einer beruhigenden Atmosphäre und
einem Gefühl der Sicherheit wahrnehmen können.

Ich will darauf hinweisen, dass der Bundesinnenminister die Gefahr durch
den Rechtsextremismus, durch den Antisemitismus in Deutschland nicht erst
seit gestern sehr ernst nimmt. Er hat in den vergangenen Monaten häufiger
gesagt - jetzt zitiere ich ihn -, dass die Gefahr von rechts sehr, sehr,
sehr hoch ist. Ein Bundesinnenminister wählt eine solche Formulierung nicht
leichtfertig.

Nach dem Mord an Regierungspräsidenten Lübke ist die Gefahrenbewertung des
Bundeskriminalamts angehoben worden. Die Gefahrenlage durch den
Rechtsextremismus ist identisch mit der Gefahr durch den islamistischen
Terrorismus. Insofern ist erkennbar, dass es für unsere Einschätzung der
Situation nicht dieses zweiten Vorfalls bedurfte, sondern es ist ein
Vorfall, der uns traurigerweise in unseren Überlegungen bestätigt hat.

Aktuell - das kann ich Ihnen sagen - laufen natürlich die Ermittlungen,
auch die Rekonstruktion der Abläufe. Dazu warne ich vor voreiligen
Schlüssen. Das muss sauber und intensiv analysiert werden. Das findet auch
statt.

Der Bundesinnenminister hat, wie Sie schon gesagt haben, heute Morgen seine
Sicherheitschefs, also die zuständigen Staatssekretäre in unserem Hause,
aber auch die Chefs der Sicherheitsbehörden - Bundespolizei,
Bundeskriminalamt und Bundesamt für Verfassungsschutz - sowie die
zuständigen Abteilungsleiter im Hause und auch Vertreter der
Koalitionsfraktionen ins Haus eingeladen. Soweit ich weiß, läuft diese
Besprechung derzeit noch. Es geht darum, in die Gespräche, die wir seit
einiger Zeit führen, mehr Tempo hineinzubekommen.

Sie wissen, dass es konzeptionelle Überlegungen und auch gesetzliche
Überlegungen gibt, wie man noch stärker gegen Rechtsextremismus vorgehen
kann. Dem Bundesinnenminister ist es ein wichtiges Anliegen, dass es nicht
bei Worten bleibt, sondern dass jetzt schnell Taten folgen, das heißt also,
konkrete Veränderungen gesetzlicher und konzeptioneller Art, damit die
Sicherheitsbehörden dieses Phänomen besser bekämpfen können. Es wird in
allen Facetten geprüft, wo Verbesserungen möglich sind. Das findet derzeit
statt. Der Bundesinnenminister wird mit seinen Schlussfolgerungen sehr
zeitnah auch an die Öffentlichkeit gehen. Das kann ich im Moment nicht tun,
weil das Gespräch noch läuft. Aber Sie werden sehr zeitnah etwas von ihm
dazu hören.

Audretsch: Aus der Perspektive unserer Verantwortung für die Förderung von
Demokratie und der Arbeit gegen Rechtsextremismus, gegen Antisemitismus,
gegen Menschenfeindlichkeit in Deutschland:

Die Anschläge, die in Halle passiert sind, haben einen rechtsradikalen,
antisemitischen Hintergrund und sind wohl von einer Abscheulichkeit, die
kaum noch zu übertreffen ist. Vor dem Hintergrund der Werte unseres
Grundgesetzes und unserer liberalen Demokratie ist es eine Aufgabe für uns
und ein Auftrag an uns, noch intensiver und als gesamte Gesellschaft gegen
Antisemitismus, gegen rechtsradikale Ideologien, gegen
Menschenfeindlichkeit einzutreten.

Sie wissen, dass wir das sehr intensiv mit unserem Programm "Demokratie
leben!" tun, über das wir engagierte Menschen in Deutschland, die
tagtäglich vor Ort die Arbeit machen und dabei Antisemitismus und
rechtsradikalen Ideologien die Stirn bieten, unterstützen. Wir fühlen uns
durch die Debatten und Ereignisse sehr darin bestätigt, sodass wir, sodass
konkret Ministerin Giffey, 2018 die Entscheidung getroffen hat, dass dieses
Programm nicht auslaufen darf. Es ist eine Daueraufgabe, in der
Gesellschaft gegen menschenfeindliche Ideologien anzuarbeiten. Deswegen hat
sie 2018 diese Entscheidung getroffen. Wir sind jetzt in der Vorbereitung
der zweiten Förderphase.

In der zweiten Förderphase, die am dem 1. Januar 2020 starten soll, haben
wir einen Schwerpunkt auf die Arbeit vor Ort gelegt, unter anderem auf die
Partnerschaften für Demokratie. Das sind 300 lokale Partnerschaften in ganz
Deutschland, die in den Kommunen arbeiten und die Kärrnerarbeit vor Ort
machen. An der Stelle zum Beispiel haben wir uns dafür entschieden, dass
statt bislang 100 000 Euro in Zukunft 125 000 Euro pro Partnerschaft für
Demokratie vor Ort jährlich zur Verfügung stehen sollen. Diese
Entscheidungen in der Gestaltung der zweiten Förderphase haben nichts mit
den Ereignissen in Halle zu tun, aber wir fühlen uns dadurch sehr in der
Ansicht bestätigt, wie notwendig es ist, die Arbeit vor Ort noch intensiver
zu unterstützen.

Unter diesen 300 Partnerschaften für Demokratie ist auch die
Demokratiearbeit in Halle; sie nennt sich HALLIANZ. Die HALLIANZ berät und
unterstützt Vereine, Initiativen und engagierte Menschen, die sich vor Ort
mit eigenen Projekten gegen Rechtsextremismus, gegen menschenfeindliche und
antisemitische Tendenzen und Ideologien starkmachen. Die HALLIANZ führt zum
Beispiel auch öffentlichkeitswirksame Aktionen durch und hat vor Ort
Bildungswochen gegen Rassismus organisiert. Sie macht die Arbeit, die so
notwendig ist, um auf einer breiteren gesamtgesellschaftlichen Basis
solchen Ideologien den Boden zu entziehen.

In ganz Deutschland gibt es, wie gesagt, im Moment insgesamt 300 solcher
Partnerschaften für Demokratie. Ministerin Giffey hat für den kommenden
Dienstag eine Reihe von Vertreterinnen und Vertretern solcher
Partnerschaften nach Berlin ins Bundesfamilienministerium eingeladen. Auch
eine Vertreterin oder ein Vertreter der HALLIANZ wird am Dienstag dabei
sein. Auch Sie werden dann informiert und sind herzlich willkommen, ins
Bundesfamilienministerium zu kommen. Aber die Einladung haben wir breiter
ausgesprochen, auch an andere Partnerschaften für Demokratie, um deutlich
zu machen, dass es insgesamt in Deutschland relevant ist, sich diesen
Fragen intensiv zu widmen.

Zweitens möchte ich Ihnen gern noch mitteilen, dass in der Anlage der
zweiten Förderphase ab dem nächsten Jahr die Arbeit gegen Antisemitismus
weiter finanziell aufgestockt wird. Auch das ist keine Entscheidung, die
mit den Ereignissen in Halle zu tun hat. Über die Art, wie wir die zweite
Förderphase aufgestellt haben, ist lange vorher entschieden worden. Aber
auch dabei zeigt sich, dass die Entscheidung, genau so in die zweite
Förderphase zu gehen und Antisemitismus stärker in den Blick zu nehmen,
richtig und wichtig war.

Erstmalig wird ein eigenes Kompetenznetzwerk mit erfahrenen Trägern
etabliert, das Informationen bundesweit bündeln kann, fachliche Beratung
bereitstellt und einen Transfer von erfolgreichen Präventionsansätzen auch
in Bundes- und Landesstrukturen sowie in kommunalen Strukturen
sicherstellen kann.

Sie haben es sicherlich verfolgt; dennoch möchte ich es hier gern einmal
erwähnen. Am Mittwoch haben sich Bundesfamilienministerin Giffey und
Finanzminister Olaf Scholz darauf verständigt, die Mittel für das Programm
"Demokratie leben!" um 8 Millionen Euro anzuheben. Damit ist gesichert,
dass auch im Jahr 2020 115 Millionen Euro für die Arbeit gegen Extremismus
und zur Förderung der Demokratie zur Verfügung stehen. Auch dazu will ich
erwähnen, dass diese Entscheidung nicht vor dem Hintergrund der Ereignisse
in Halle gefallen ist. Die Entscheidung ist davor gefallen. Aber auch daran
wird, denke ich, deutlich, dass genau das ein wichtiger und richtiger
Schritt ist, um mehr Unterstützung vor Ort möglich zu machen.

Bei dem Programm "Demokratie leben!" handelt es sich - auch das muss man in
die Betrachtung mit einbeziehen - nach wie vor um ein Bundesprogramm. Das
heißt, über dieses Bundesprogramm können nur befristete Modellprojekte
gefördert werden. Es ist nicht möglich, Projekte, weil sie gut sind,
dauerhaft weiter zu fördern. Wir würden das gern tun, aber das ist im
Moment aus rechtlichen Gründen so nicht möglich.

Um dies möglich zu machen, bräuchte es ein Demokratiefördergesetz. Ein
solches Demokratiefördergesetz fordert Ministerin Giffey schon seit
längerer Zeit. Gerade vor dem Hintergrund der Erfahrungen, die wir jetzt
auch bei der Ausschreibung und der Vergabe der Mittel in der zweiten
Förderperiode ab 2020 machen, ist für uns noch einmal klar geworden, wie
wichtig es ist, dass wir in Deutschland dazu kommen, ein solches
Demokratiefördergesetz zu haben, um künftig auch langfristig gute Projekte,
die sich gegen Rechtsextremismus, gegen Antisemitismus, gegen
menschenfeindliche Ideologien richten, dauerhaft fördern zu können.

Zusatzfrage: Ist man ein bisschen zu spät aufgewacht? Denn gerade die
Vereine, die sich für Demokratie einsetzen, klagen ja seit Jahren darüber,
dass sie zu wenig Unterstützung auch aus den Ländern erhalten. Muss man
auch den Ländern mehr auf die Füße treten?

Audretsch: Ich kann natürlich nicht für die Länder sprechen. Aber ich kann
gern für das Bundesfamilienministerium sprechen.

Wir haben 2015 mit diesem Programm begonnen. Es ist im Nachgang zu den 
NSU-Morden etabliert worden und wurde damals mit einem Mittelansatz in Höhe von
40 Millionen Euro gestartet. Seitdem, von 2015 bis heute, sind wir zu dem
Punkt gekommen, dass wir mittlerweile seit mehreren Jahren stabil über 100
Millionen Euro haben. In diesem Jahr, 2019, haben wir 115,5 Millionen Euro.
Wir werden auch im Jahr 2020 stabil bei über 115 Millionen Euro liegen.

Grundsätzlich ist es immer wünschenswert, dass wir es schaffen, die
Zivilgesellschaft, die diese wichtige Arbeit macht, so gut wie möglich zu
unterstützen. Natürlich hilft mehr Geld auch dabei, besser Unterstützung
möglich machen zu können. Dennoch ist es vor dem Hintergrund dessen, dass
wir einen so enormen Aufwuchs seit dem Jahr 2015 haben, ein Erfolg, dass
wir es nun auch für 2020 geschafft haben, die zivilgesellschaftliche Arbeit
auf einem so hohen Niveau weiter fördern zu können.

Frage: Herr Audretsch, das Interessante ist ja, dass Sie dieses Programm
bis Mittwoch mit weniger Geld ausstatten wollten, nämlich mit 107,5
Millionen Euro für das nächste Jahr. Jetzt haben Sie sich ausgerechnet am
Mittwoch entschieden, wieder acht Millionen Euro draufzupacken, was einfach
nur die gleiche Summe wie in der ersten Förderperiode ist.

Jetzt wollen Sie den Kampf gegen Antisemitismus und Rechtsextremismus
verstärken. Wo ist denn dann das Geld dafür? Sie geben ja nicht mehr Geld,
sondern einfach nur das Mindeste, nämlich genauso viel Geld wie in der
ersten Förderperiode.

Warum wollten Sie das Budget überhaupt senken?

Audretsch: Es gab nie einen Moment, in dem es Ziel gewesen wäre, die
Fördermittel zu senken. Wie ich beschrieben habe, kommen wir von einem
Förderansatz, der 2015 bei 40 Millionen Euro lag. Jetzt liegen wir seit
Längerem stabil über 100 Millionen Euro. In der mittelfristigen
Finanzplanung war deutlich weniger Geld für das Haushaltsjahr 2020
angesetzt. Es war in den vergangenen Monaten viel Arbeit, die
Prioritätensetzungen an der Stelle so zu gestalten, dass wir jetzt wieder
stabil bei über 115 Millionen Euro liegen.

Es ist viel Geld, das wir an der Stelle investieren. Mehr Geld ist immer
gut; das ist richtig. Aber ich denke, in den Verhältnissen, die ich Ihnen
beschrieben habe - von wo kommen wir; wo sind wir jetzt -, ist es ein
Erfolg auch der Arbeit der letzten Monate, dass wir wieder die Ausgangslage
geschaffen haben, auf gleich hohem Niveau weiter zu fördern.

Zusatzfrage: Aber das passt ja nicht zu Ihren eigenen Ansprüchen. Sie
sagen, Sie wollen mehr gegen Antisemitismus, gegen Rechtsextremismus tun.
Jetzt setzen Sie nicht mehr Geld ein.

Noch einmal die Frage: Warum wollten Sie bis Mittwoch dieses Programm sogar
kürzen?

Audretsch: Das Mehr an Förderung für die Arbeit gegen Antisemitismus, gegen
Rechtsextremismus entsteht natürlich auch aus der Frage, wie ein solches
Programm gestaltet ist. Zum Beispiel bringt der Fakt, dass wir stärker in
die Partnerschaften für Demokratie vor Ort investieren, eine Verstärkung
der Arbeit gegen Rechtsextremismus mit sich. In diesem Bereich haben wir in
Zukunft 7,5 Millionen Euro mehr zur Verfügung. 60 Prozent der
Partnerschaften für Demokratie vor Ort legen einen Fokus auf die Arbeit
gegen Rechtsextremismus.

Wir werden auf Landesebene die Landesdemokratiezentren stärker fördern.
Dort werden in Zukunft bis zu 19,5 Millionen Euro über die Länder abgerufen
werden können. Darüber werden zum Beispiel die mobile Beratung, die
Ausstiegsberatung und die Opferberatung im Bereich des Rechtsextremismus
intensiv finanziert. Auch diese Arbeit richtet sich ganz dezidiert vor Ort
gegen rechtsextreme Ideologien und stellt auf der anderen Seite sicher,
dass die Menschen, die von den Auswirkungen rechtsextremer Ideologien
betroffen sind, deutlich direkter, schneller und besser Unterstützung
bekommen können.

Insofern sind die Strukturen des Programms, wie wir sie jetzt aufstellen,
so ausgerichtet, dass wir die Arbeit gegen Rechtsextremismus in Deutschland
verstärkt führen können.

Gleichzeitig - das hatte ich Ihnen vorher auch schon erläutert - werden wir
erstmalig ein eigenes Kompetenznetzwerk mit erfahrenen Trägern auf
Bundesebene einrichten, um eine noch bessere fachliche Austauschplattform,
um Beratungsmöglichkeiten und die Möglichkeit zu schaffen, dass
erfolgreiche Präventionsansätze in Bundes- und Landesstrukturen sowie in
kommunalen Strukturen ausgetauscht werden können.

All diese Strukturveränderungen haben wir unabhängig von Halle - die zweite
Förderphase wird schon sehr viel länger vorbereitet - so auf den Weg
gebracht. Auch vor dem Hintergrund dessen, was wir in Halle erleben
mussten, sehen wir uns darin bestätigt, dass wir auf genau diese Art und
Weise auch die Arbeit gegen Rechtsextremismus, gegen menschenfeindliche
Ideologien verstärken.

Frage: Herr Audretsch, ich möchte auch noch einmal nachhaken. Sie haben ja
gesagt, die Entscheidung, die am Mittwoch verkündet wurde, habe nichts mit
den Ereignissen von Halle zu tun gehabt. Wie ist denn diese Entscheidung,
diese 8 Millionen Euro nun doch nicht zu kürzen, sondern den ursprünglichen
Fördermittelansatz zu nehmen, dann zustande gekommen? Ist das auf die
Bemühungen von Frau Giffey zurückzuführen, oder hat sich vielleicht auch
Finanzminister Scholz dafür eingesetzt? Vielleicht kann sich auch Frau
Kalwey dazu äußern.

Audretsch: Wir haben in den letzten Monaten konstant immer wieder intensive
Gespräche über Mittelansätze geführt und dabei Wert darauf gelegt, dass wir
auf stabil hohem Niveau weiter fördern. Die Bundesfamilienministerin und
der Bundesfinanzminister waren stetig im Gespräch über diese Frage und
haben dann entschieden, dass es nötig ist und ein guter Schritt ist, diese
8 Millionen Euro noch einmal draufzulegen und damit stabil bei mehr als 115
Millionen Euro zu bleiben. Diese Entscheidung wurde, wie gesagt, schon
getroffen, bevor in Halle die Ereignisse am Mittwoch stattgefunden haben.

Kalwey: Ich kann das nur bestätigen. Wichtig ist doch jetzt auch das
Ergebnis! Herr Audretsch hat es ja jetzt auch ausgeführt. Es war eine
gemeinsame Entscheidung. Ich denke, mehr habe ich dem auch nicht
hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Dann muss ich noch einmal nachfragen. Vielleicht habe ich es
noch nicht verstanden. Frau Ministerin Giffey hat ja angekündigt, auch mehr
Geld in den Kampf gegen Antisemitismus zu stecken. Sind diese Mittel in
diesem 115-Millionen-Fördertopf enthalten, oder plant sie, noch ein
zusätzliches Förderprogramm für den Kampf gegen Antisemitismus zu schaffen?

Audretsch: Das verhält sich so, wie ich gerade beschrieben habe: Im Rahmen
der Mittel für das Programm "Demokratie leben!" - natürlich inklusive
dieser 8 Millionen Euro, die jetzt noch einmal hinzugekommen sind - werden
die Strukturen so geschaffen werden, dass wir die Arbeit gegen
Antisemitismus verstärkt durchführen können.

Daneben - das möchte ich vielleicht auch noch erwähnen - ist es natürlich
so, dass wir auch außerhalb des Programms "Demokratie leben!" über die
verschiedensten Programme und Töpfe Demokratiearbeit und Arbeit gegen
Rechtsextremismus im Bundesfamilienministerium fördern, zum Beispiel über
den Kinder- und Jugendplan. Damit fördern wir zum Beispiel die Organisation
Jugendschutz.net, die sich intensiv mit rechter beziehungsweise
rechtsradikaler Propaganda im Internet auseinandersetzt und jährlich
Berichte herausgibt, auch über Strategien von Rechtsradikalen, Jugendliche
zu infiltrieren und Jugendliche an sich zu binden. Das sind dann Mittel,
die nicht aus dem Programm "Demokratie leben!" kommen. Aus dem Kinder- und
Jugendplan fließen noch einmal 1,5 Millionen Euro an diese Organisation.

Es gibt also diese gut 115 Millionen innerhalb des Programms "Demokratie
leben!". Es gibt aber selbstverständlich darüber hinaus weitere Mittel, die
ebenfalls in die Arbeit für Demokratie und gegen menschenfeindliche
Ideologien fließen.

Frage: Ich werde noch nicht ganz schlau daraus. Wenn sich nämlich Frau
Giffey wochenlang dafür eingesetzt hat, dass diese 8 Millionen Euro als
Förderung dann doch hineinkommen, dann muss ja jemand in dieser Zeit
dagegen gewesen sein, dass diese Förderung erteilt wird. Das kann, glaube
ich, nur der Bundesfinanzminister gewesen sein. Was waren dann seine
Beweggründe dafür, Frau Kalwey, oder war es nicht der Bundesfinanzminister?
Dann müssten Sie mir aber sagen, mit wem Frau Giffey da so lange verhandeln
musste!

Audretsch: Ich kann gerne noch einmal darauf antworten. Wie ich gerade
beschrieben habe, hatten wir in der mittelfristigen Finanzplanung
ursprünglich deutlich weniger Geld veranschlagt. In dem Prozess, einen
Haushalt aufzustellen, sind das dann immer Abwägungen und Diskussionen über
die bestmögliche Verwendung dieser Mittel, die geführt werden. In diesen
Gesprächen hatte man dauerhaft das Ziel, das - ausgehend von der
mittelfristigen Finanzplanung - anzuheben. Das ist auch schon passiert, als
wir noch bei 107,5 Millionen Euro waren. Das ist schon ein deutlicher
Aufwuchs in Millionenhöhe und damit eine stabile Finanzierung von weit mehr
als 100 Millionen Euro gewesen.

Der letzte Schritt, dass wir jetzt noch diese 8 Millionen Euro draufgelegt
haben, ist nur der letzte Kleine Punkt innerhalb einer längeren Debatte, in
der immer klar war, dass das Ziel ist, so viel Geld wie möglich zu nutzen
und auch Förderung für die Zivilgesellschaft in Deutschland so intensiv wie
möglich möglich zu machen.

Zusatzfrage: Ist das das Ziel des Familienministeriums oder der gesamten
Bundesregierung gewesen? Die Finanzplanung wird doch vom BMF aufgestellt,
oder? Dann wundert es mich, dass diese Mittel da erst einmal nicht
bewilligt wurden.

Kalwey: Die Finanzplanung des BMF spiegelt natürlich die Prioritäten der
Bundesregierung wider. Herr Audretsch hat diesen Prozess jetzt doch, wie
ich finde, sehr gut beschrieben. Das ist der normale Prozess, wie er in den
haushalterischen Verhandlungen abläuft. Ich habe dem jetzt auch nichts
hinzuzufügen. Wichtig ist doch, wie gesagt, das Ergebnis, wie es jetzt
dasteht. Mehr als das, was Ihnen Herr Audretsch ja jetzt auch wirklich sehr
ausführlich und gut beschrieben hat, kann ich nicht beisteuern.

Zusatzfrage: Wäre es falsch zu sagen, dass Herr Scholz anfangs dagegen war,
diese 8 Millionen Euro an Förderung aufzunehmen?

Kalwey: Wie gesagt: Es gibt einen Prozess. Dieser Prozess ist jetzt
abgeschlossen. Ich werde mich jetzt hier nicht zu einzelnen
Positionierungen äußern. Die Finanzplanung, die das BMF als
Finanzministerium aufstellt, spiegelt die Prioritäten der gesamten
Bundesregierung wider.

Frage: Ich habe es auch noch nicht verstanden, obwohl ich schon zweimal
gefragt habe: Warum wurde in der mittelfristigen Finanzplanung ursprünglich
weniger Geld veranschlagt, wenn die Priorität der Bundesregierung doch der
Kampf gegen Rechtsextremismus und Antisemitismus ist?

Audretsch: Das kann ich nur sehr grundsätzlich beantworten. Das ist auch
eine Sache, die die Kollegin aus dem Bundesfinanzministerium vielleicht
noch einmal grundsätzlich untermauern könnte. Die Annahme, dass das, was in
der mittelfristigen Finanzplanung steht, dann auch eins zu eins auf das
umzulegen ist, was dann am Ende tatsächlich in einem Haushalt für eine
bestimmte Aufgabe steht, ist falsch. Dieser Eins-zu-eins-Schluss
funktioniert nicht, den kann man nicht ziehen. Deswegen ist auch die Frage,
wie viel in der mittelfristigen Finanzplanung zukünftig zum Beispiel für
dieses Programm vorgesehen ist, kein Indikator dafür, ob wir es nicht in
den nächsten Jahren schaffen, auch auf weiterhin hohem Niveau die Arbeit
von zivilgesellschaftlichen Akteuren in Deutschland zu fördern. Wir setzen
uns natürlich auch mit Blick auf die nächsten Jahre dafür ein. Aber
genauso, wie es innerhalb der Gesamtgesellschaft eine Daueraufgabe ist,
sich gegen diese Ideologien einzusetzen, ist es auch bei der Aufstellung
des Haushaltes in jedem Jahr eine Daueraufgabe, wieder auszuhandeln, was
die finanziellen Mittel sind, die dafür letztlich angesetzt werden. Wir
gehen davon aus, dass wir auch in Zukunft eine gute und hohe Finanzierung
für diese Arbeit erreichen können.

SRS'in Demmer: Ich würde Herrn Audretsch hier jetzt auch noch einmal
unterstützen wollen. Darauf, dass die Beschaffenheit der mittelfristigen
Finanzplanung vorläufig ist, weisen wir ja auch in anderen
Themenzusammenhängen hin.

Bei dem Programm "Demokratie leben!" handelt es sich um das bundesweit
größte und in Europa einzigartige Demokratieförderprogramm, das jetzt mit
115 Millionen Euro unterlegt ist. Damit signalisieren wir, welche Bedeutung
das für die gesamte Bundesregierung hat.

Kalwey: Ich möchte das noch einmal hinsichtlich dieses
Haushaltsaufstellungsprozesses ergänzen. Es ist ja so - so habe ich es
gerade auch schon mehr oder weniger darzustellen versucht -, dass die
Vorschläge für die Finanzplanung von den einzelnen Ressorts kommen, also
von den Ministerien, und dann innerhalb der Bundesregierung abgestimmt
werden. In diesem Rahmen werden dann immer wieder Gespräche über bestimmte
Einzelpläne oder Programme - wie auch immer - geführt, und das ist der
normale Prozess des haushalterischen Verfahrens. Darum geht es.

Zusatzfrage: Bisher gab es ja 400 geförderte Modellprojekte; das ist
jedenfalls meine Zahl. Sie sprachen von weit mehr als 300. Jetzt sollen ja
nur noch 100 fortgesetzt werden. Was ist da der Hintergrund?

Frau Kalwey, werden die Mittel nicht trotzdem real gekürzt, weil die
Inflation ja jedes Jahr auch 1 Prozent bis 2 Prozent ausmacht? Das heißt,
die haben ja jetzt real trotzdem weniger Geld. Warum wurde also noch nicht
einmal die Inflation ausgeglichen?

Kalwey: Noch einmal: Die Vorschläge, die in die Finanzplanung eingebracht
werden, und das betrifft auch die Mittel, kommen von den Ressorts und
werden dann quasi in Abstimmung mit den Ministerien durchgesetzt. Es ist
jetzt also nicht so, dass bestimmte Mittel für einzelne Maßnahmen im
Ermessen des Finanzministeriums einzustellen sind. Sie kennen das Prozedere
ja: Es werden, sage ich jetzt einmal, Wünsche formuliert, und dann wird
versucht, die halt einfach im Prozess aufeinander abzustimmen. Das ist das
normale Vorgehen.

Zusatzfrage: Das Familienministerium wollte also ursprünglich die Mittel
für die zweite Förderphase gar nicht erhöhen. Habe ich das richtig
verstanden?

Kalwey: Ich habe ihnen gesagt, wie der reguläre Prozess abläuft, und Herr
Audretsch hat sich jetzt auch umfassend dazu geäußert, wie der Prozess
abgelaufen ist.

SRS'in Demmer: Ich würde auch gerne noch einmal zusammenfassend sagen: Die
Bundesregierung betrachtet die Bekämpfung von Extremismus als eine der
grundlegenden Aufgaben von Staat und Gesellschaft. Deshalb haben wir eine
ganze Strategie zu Extremismusprävention und Demokratieförderung aufgelegt.
Dazu gehört unter anderem das Programm "Demokratie leben!". Da gibt es aber
auch noch andere. Glauben Sie uns: Das meinen wir ernst und unterlegen es
mit den entsprechenden notwendigen finanziellen Mitteln.

Audretsch: Das, was Sie mit "Modellprojekten" umschrieben haben, ist eine
Förderlinie innerhalb der zweiten Förderperiode. Das war auch in der ersten
Förderperiode eine Linie der Förderung neben anderen.

Wie ich Ihnen schon gesagt habe, haben wir im letzten Jahr einen langen
Evaluationsprozess durchgeführt. Wir haben mit Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern, mit Trägern, mit den Ländern und mit den Kommunen
beraten, wie eine Aufstellung der zweiten Förderperiode im Bestfall
aussehen könnte, und haben uns dabei dazu entschieden, zum Beispiel die
Partnerschaften für Demokratie, die ich vorhin so ausführlich umrissen
habe, stärker zu fördern. Das sind, wie gesagt, 125 000 Euro pro Jahr und
pro Partnerschaft statt 100 000 Euro. Das sind 7,5 Millionen Euro mehr, die
dorthin fließen. Es geht auch bei den Landesdemokratiezentren um deutlich
mehr Geld, um zivilgesellschaftliche Arbeit zu fördern. Die bekommen
zukünftig 900 000 Euro statt 700 000 Euro und zusätzlich auch noch einmal
einen viel größeren Betrag, der dann bei Bedarf abgerufen werden kann. Es
geht um 19,4 Millionen Euro, die dahin fließen. Es gibt die
Kompetenzzentren und die Kompetenznetzwerke, die mit jeweils 500 000 Euro
gefördert werden. Auch das ist ein Bereich, in dem sich Träger - in diesem
Fall auf Bundesebene - bewerben können und auch beworben haben, um dann
eine entsprechende Förderung zu bekommen.

Außerdem gibt es als letzten Punkt die Modellprojekte. Da haben Sie recht
damit, dass wir nicht mehr 400 Modellprojekte fördern, sondern 100
Modellprojekte fördern können. Das ist aber vor dem Hintergrund dieser
Strukturveränderungen in der zweiten Förderperiode zu betrachten, in der
zum Beispiel deutlich mehr Geld in die Förderung vor Ort und in die
Partnerschaften für Demokratie fließt. Auf Bundesebene etablieren wir jetzt
zum Beispiel auch zum ersten Mal das, was ich beschrieben habe, in der
Arbeit gegen Antisemitismus, nämlich ein Kompetenznetzwerk auf Bundesebene,
in dem verschiedene Partner zusammenarbeiten und dann den Wissenstransfer
herstellen können. In das fließt deutlich mehr Geld. Auf der anderen Seite
ist es richtig, dass dann bei den Modellprojekten einige weniger finanziert
werden können.

Vielleicht nenne ich noch eine Vergleichszahl: Im Jahr 2018 wurden auf der
lokalen Ebene über die Partnerschaften für Demokratie 4400 Projekte in den
Kommunen gefördert, die ganz konkret dort helfen, wo die Menschen vor Ort
den rechtsradikalen Ideologien die Stirn bieten müssen. An dieser Stelle
werden wir jetzt mehr Geld ausgeben. Auch dort gibt es die Möglichkeit
eines deutlichen Aufwuchses an konkreten Projekten vor Ort.

Die alleinige Betrachtung der Modellprojekte wird also am Ende dieser
zweiten Förderperiode nicht gerecht und auch nicht der Frage, wie wir
bestmöglich die Zivilgesellschaft in Deutschland unterstützen können.

Frage: Die neuen Förderrichtlinien führen aber auch dazu, dass erfolgreiche
Projekte möglicherweise nicht weitergeführt werden können. Zum Beispiel das
Programm EXIT und Projekte der Amadeu Antonio Stiftung könnten bedroht
sein. Wie ist da der Stand?

Audretsch: Konkret zu EXIT kann ich Ihnen sagen, dass wir die Arbeit von
EXIT sehr schätzen. Es ist sehr gute Arbeit, die dort von der Organisation
in der Ausstiegsberatung und in der Arbeit gegen Rechtsextremismus
insgesamt gemacht wird. Wir sind mit den Verantwortlichen von EXIT im
Gespräch und werden gemeinsam mit EXIT daran arbeiten, dass es eine gute
Lösung gibt.

Frage: Herr Alter, Sie haben gesagt, dass die Gefahr des Rechtsterrorismus
sehr, sehr hoch sei. Das hat auch der Minister gestern gesagt. Wie sieht es
mit dem Schutz der Moscheen und muslimischen Einrichtungen aus? Wird der
auch erhöht?

Alter: Wir müssen die Systematik verstehen, die hinter den
Objektschutzmaßnahmen steht, die in den einzelnen Ländern vorzunehmen sind.
Es gibt eine allgemeine Gefährdungseinschätzung, die sozusagen vom
Bundeskriminalamt bereitgestellt wird. Die Gefährdungseinschätzung des BKA
führte dazu, dass wir zu dem Schluss kamen, dass die Gefahr durch
Rechtsextremismus und Antisemitismus als erhöht eingeschätzt werden muss.
Auf dieser Grundlage müssen die Länder dann für die jeweiligen Objekte in
ihrem Zuständigkeitsbereich eine konkrete Gefährdungseinschätzung vornehmen
und daraus dann die Schlüsse ziehen. Denn die operativen Maßnahmen, die
durchgeführt werden müssen, sind Maßnahmen der Landespolizeien.

Im Moment - das werden Sie verstehen - gibt es einen schwerwiegenden
Vorfall, ein versuchtes Massaker, gerichtet gegen eine jüdische Synagoge.
Das ist im Moment die Priorität. Selbstverständlich werden in diese
Überlegungen auch andere Objekt wie etwa muslimische Gotteshäuser mit
einbezogen. Aber ich bitte angesichts dessen, was wir vorgestern erlebt
haben, um Verständnis dafür, dass es jetzt natürlich in erster Linie um
jüdische Einrichtungen geht.

Zusatz: Der mutmaßliche Terrorist hat ja in seinem Manifest auch Moscheen
erwähnt. Deswegen habe ich diese Frage gestellt.

Alter: Ja, das ist alles richtig. Sie wissen ja auch, dass der Vorsitzende
des Zentralrats der Muslime in Deutschland gestern in Halle vor Ort gewesen
ist. Es gibt darüber Gespräche. Aber man muss jetzt auch aufpassen, dass
man sich nicht verzettelt, indem man sozusagen alles gleichzeitig zu tun
versucht.

Der Ansatz von Bundesinnenminister Seehofer ist der, dass wir nach den
Vorfällen - nicht nur von vorgestern, sondern auch bereits von vorher -
strukturelle Stärkungen vornehmen. Das heißt, es geht um gesetzliche
Veränderungen. Es geht auch um konzeptionelle und personelle Veränderungen.
Wir sind auch der Auffassung, dass man dabei mit den bisher zur Verfügung
stehenden Mitteln nicht auskommen wird. Das heißt, der Bundesinnenminister
wird sich für Erweiterungen auch finanzieller Art einsetzen. Daraus muss
man dann sozusagen eine Struktur bilden, die dazu geeignet ist, dass
unterschiedliche gefährdete Objekte nachhaltig gesichert werden können. Es
geht unter anderem auch um die Frage, was man baulich tun kann. Wir dürfen
nämlich nicht vergessen, dass es in Halle letztlich die bauliche Sicherung
der Eingangstür zu diesem Grundstück war, die Schlimmeres verhindert hat.
Wäre der Täter durch diese Tür gekommen, hätten wir ein sehr viel
schlimmeres Ergebnis zur Kenntnis nehmen müssen.

Frage: Sie sagten, der Minister schätze die Gefahr durch Rechtsextremismus
und rechten Terror als sehr, sehr, sehr hoch ein. Gleichzeitig ist die
Gefahr gleichrangig mit der durch islamistischen Terrorismus, wenn ich es
richtig verstehe. Wie macht sich das denn in den Gefährderzahlen bemerkbar?
Können Sie uns die mitbringen? Bisher war es ja immer so, dass es Ihrer
Meinung nach zehnmal oder zwanzigmal mehr islamistische Gefährder als
rechte gab.

Alter: Ja, das ist so. Es gibt dort unterschiedliche Ergebnisse des Status
quo. Aber das ist genau der Grund dafür, dass der Bundesinnenminister sagt:
Wir müssen uns auch strukturell in den Behörden exakt so aufstellen, wie
wir es tun, wenn wir den islamistischen Terrorismus beobachten und
bekämpfen. Genau deswegen wird es Forderungen nach mehr Personal geben. Es
wird Veränderungen in der Struktur auch der Sicherheitsbehörden geben, weil
das angeglichen werden muss. Diese Diskrepanz ist im Moment vorhanden. Die
muss ausgeglichen werden.

Zusatzfrage: Haben Sie denn die aktuellen Gefährderzahlen dabei?

Alter: Ich kann Ihnen nur allgemein sagen, dass wir ca. 24 000
Rechtsextremisten kennen, von denen knapp die Hälfte gewaltbereit ist. Ich
habe keine konkrete Zahl darüber vorliegen, wie viele als Gefährder geführt
werden. Das kann ich aber gerne nachreichen.

Frage: Herr Alter, Sie haben ja gesagt, dass an dem Konzept zur
Neustrukturierung der Dienste gearbeitet wird. Aber eigentlich wollte der
Minister das ja schon im September vorstellen. Warum hakt das so? Warum
dauert das so lange?

Alter: Man kann nicht sagen, dass das hakt. Die Konzepte liegen auf dem
Tisch. Es ist nur richtig, dass man jetzt angesichts der Aktualität auch
noch einmal schaut. Wir haben es hier mit einem spezifischen Fall zu tun.
Auch der Täter ist ein spezifischer Fall. Die Konzepte müssen dafür
geeignet sein, dass man auch solche Täter erkennen kann.

In Bezug auf die gesetzlichen Planungen kann ich nur sagen: Seit Monaten
wirbt der Minister dafür, dass insbesondere der Bundesverfassungsschutz
Befugnisse erhält, die die Sicherheitsbehörden, also die Polizeien, bereits
haben. Man muss sagen: Wir sind dabei, bezogen auf ein Ergebnis, noch nicht
viel weitergekommen. Es ist inzwischen, Gott sei Dank, so - das begrüßen
wir sehr -, dass die Bundesjustizministerin unsere Überlegungen offenbar
aufgegriffen hat. Sie hat ja vor Kurzem auch öffentlich dazu Stellung
genommen. Das werden wir vorantreiben.

Nur eines ist auch klar: Wenn wir uns das Bild anschauen, das wir
vorgestern gesehen haben und das wir immer noch nicht abschließend
einordnen können, und wenn man die Diskussion sieht, wenn es um die Frage
geht, ob die Sicherheitsbehörden verschlüsselte Kommunikation einsehen
dürfen oder ob es die Möglichkeit geben soll, Online-Durchsuchungen
durchzuführen, dann kommt man zu dem Ergebnis, dass eine Regierung auch
nicht alles alleine tun kann. Es bedarf auch einer gesellschaftlichen
Bereitschaft, den Sicherheitsbehörden die Befugnisse einzuräumen, die sie
brauchen, um diesen Schutz zu gewährleisten. Das ist die hohe Priorität,
die der Bundesinnenminister jetzt verfolgt, und er hofft im Parlament auf
Unterstützung von allen Seiten.

Zusatzfrage: Habe ich das jetzt so richtig verstanden, dass die
Justizministerin und der Innenminister sich bisher noch nicht verständigen
konnten?

Alter: Das kann ich so nicht bestätigen, denn die Überlegungen des BMI sind
auch dem BMJV seit Längerem bekannt. Wir entnehmen den jüngsten Äußerungen
der Bundesjustizministerin, dass sie an unserer Seite steht und das mit uns
voranbringen will.

Zimmermann: Wir haben uns dazu auch mehrfach geäußert. Die
Bundesjustizministerin hat sich immer gesprächsbereit und dafür bereit
gezeigt, im Einzelfall zu entscheiden. Das muss sinnvoll sein, muss maßvoll
sein und muss, wie es im Koalitionsvertrag vorgesehen ist, mit einer
Stärkung der parlamentarischen Kontrolle einhergehen.

SRS'in Demmer: Nachdem der diesjährige Träger des Friedensnobelpreises
bekannt geworden ist, möchte ich noch einen Glückwunsch loswerden: Wir
beglückwünschen den Premierminister Äthiopiens, Abiy Ahmed Ali, und freuen
uns mit ihm. Er ist ein sehr würdiger Preisträger und Vorbild auf der
internationalen Bühne. Er hat insbesondere mit dem Friedensschluss mit
Eritrea gezeigt, dass es möglich ist, einen jahrelangen Konflikt mit
friedlichen Mitteln zu lösen, indem man den ersten Schritt der Versöhnung
geht.

Äthiopien befindet sich in der Anfangsphase tiefgreifender politischer
Wandlungs- und Transformationsprozesse, die einen starken Einfluss auf
Stabilität und Sicherheit in der Region haben. Aber auch über Äthiopien
hinaus hat der Premierminister Strahlkraft und einen positiven Einfluss.
Zuletzt hatte er im Nachbarland Sudan vermittelt und maßgeblich dazu
beigetragen, dass es zu einem friedlichen Machtwechsel kam. Die von
Premierminister Abiy initiierte politische und wirtschaftliche Öffnung des
Landes hat Deutschland von Anfang an unterstützt und wird das auch in
Zukunft tun.

Frage: An das BMEL: Es gibt im Moment bei mehreren großen Handelsketten
einen Rückruf von Frischmilch. Wie bewerten Sie das? Können Sie verstehen,
wenn sich die Menschen in Deutschland Sorgen über die Sicherheit von
Lebensmitteln machen? Das ist ja nicht der einzige Skandal in letzter Zeit
gewesen.

Lenz: Im aktuellen Fall hat der Hersteller bei Eigenkontrollen Milch mit
einer bakteriellen Verunreinigung entdeckt. Entsprechend den gesetzlichen
Vorgaben hat der Hersteller einen Rückruf der betroffenen Produkte
eingeleitet. Die entsprechende Warnung ist auch auf lebensmittelwarnung.de -
 das ist das Portal der Bundesländer und des Bundesamtes für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit - veröffentlicht worden.

Wir beobachten die Situation sehr genau. Es ist grundsätzlich so, dass in
allererster Linie die Hersteller für die Sicherheit ihrer Produkte
zuständig sind; in Form von Eigenkontrollen muss das sichergestellt werden,
und Dokumentation und Kennzeichnung muss jederzeit nachvollziehbar sein.
Die amtliche Lebensmittelüberwachung ist Aufgabe der Landesbehörden. Das
liegt daran, dass diese vor Ort die entsprechenden Informationen haben und
die entsprechenden Kontrollen auch durchführen können. Die
Überwachungsbehörden kontrollieren also in Stichproben die Produkte. Wie
gesagt, wir als Bundesministerium beobachten die Situation, sind selbst
aber nicht für Kontrollen zuständig. Ich muss Sie für weitere Fragen daher
an die entsprechenden Behörden der Länder vor Ort verweisen.

Frage (zur Militäroffensive der Türkei in Nordsyrien): Mich würde die
Meinung oder Haltung des Kanzleramts und des Auswärtigen Amtes zur Drohung
von Herrn Erdogan interessieren, der sich ja verbittet, Kritik an seiner
Invasion zu äußern. Wie bewertet die Bundesregierung, dass er damit droht,
den Flüchtlingsdeal aufzukündigen und 3,6 Millionen Flüchtlinge nach Europa
zu schicken?

SRS'in Demmer: Ich würde Sie bei diesem zunächst gern auf die im EU-Kreis
abgestimmte Erklärung der Hohen Vertreterin Federica Mogherini von gestern
und auch auf das Statement von sechs EU-Mitgliedstaaten gestern am Rande
der UN-Sondersitzung in New York verweisen. Die türkische Regierung wird in
beiden Erklärungen aufgefordert, das militärische Vorgehen zu beenden. Die
Bundesregierung hat die türkische Regierung zuletzt nachdrücklich und
wiederholt aufgefordert, von einer militärischen Intervention im Nordosten
Syriens abzusehen. Der nun erfolgte militärische Einsatz erfüllt die
Bundesregierung mit großer Sorge. Dieser Schritt droht die Region weiter zu
destabilisieren, ein Wiedererstarken des IS zu befördern, den 
kurdisch-türkischen Gegensatz zu verschärfen und Bedingungen zu schaffen, die zu
neuen Fluchtbewegungen führen können.

Zum EU-Türkei-Abkommen kann ich sagen: Dieses Abkommen dient dazu, illegale
Migration zu verhindern. Die Schlepper und Schleuser dürfen da nicht die
Oberhand die gewinnen. Wichtig ist, dass diese Anstrengungen fortgesetzt
werden. Das bedeutet aber nicht, dass wir nicht weiter Probleme und Kritik
ansprechen, so wie ich das gerade eben auch getan habe.

Zusatzfrage: Ich hatte ja gefragt, wie Sie die Drohung von Erdogan gefragt.

Ist in dem Statement von Mogherini, das Sie gerade referiert haben, von
"Invasion" oder "Besatzung" die Rede oder haben Sie sich an die Wünsche von
Herrn Erdogan gehalten?

SRS'in Demmer: Ich werde jetzt keine Textexegese betreiben.

Zusatzfrage: Sind die Wörter "Invasion" oder "Besatzung" enthalten?

SRS'in Demmer: Mir liegt das Statement jetzt wortwörtlich nicht vor,
deswegen möchte ich keine Textexegese betreiben. Wir gehen davon aus, dass
die Türkei sich an das EU-Türkei-Abkommen hält.

Zusatz: Sie sollten zur Drohung etwas sagen.

SRS'in Demmer: Ja, das ist meine Antwort darauf: Wir gehen davon aus, dass
die Türkei sich an das EU-Türkei-Abkommen hält.

Frage: Die Türkei hat bei dieser Militäroffensive ja das Ziel, eine
Sicherheitszone zu errichten. Wie steht die Bundesregierung dazu?

Breul: Ich glaube, die Antwort darauf finden Sie in den diversen
öffentlichen Äußerungen, die wir seit Mittwoch getätigt haben. Frau Demmer
hat auf das EU-Statement verwiesen. Gestern Abend haben sich auch die
europäischen Mitglieder im VN-Sicherheitsrat noch einmal geäußert und
deutlich gemacht, dass wir die Offensive ablehnen und die Türkei
auffordern, sie einzustellen. Dementsprechend können Sie erkennen, dass wir
die Ziele, die da von der Türkei benannt werden, so nicht nachvollziehen
können.

Wir haben uns auch zur Frage der Flüchtlinge geäußert und noch einmal
betont - das hatten wir, glaube ich, auch vor zwei Wochen hier in der
Regierungspressekonferenz getan -, dass die Rechte der Flüchtlinge gewahrt
sein müssen und dass diesbezüglich das Urteil der dafür zuständigen
Behörden der Vereinten Nationen, also UNHCR, aber auch IOM, entscheidend
ist. Da geht es darum, dass eine Rückkehr freiwillig erfolgen muss, da geht
es darum, dass eine Rückkehr in ein Umfeld, das sicher ist, erfolgen muss,
und da geht es auch darum, dass die Würde der Flüchtlinge gewahrt bleiben
muss.

Zusatzfrage: Wie stehen Sie also zu der Sicherheitszone?

Breul: Ich habe versucht, Ihnen das gerade zu erläutern.

Zusatzfrage: Könnten Sie das noch ein bisschen genauer darstellen? Eher
positiv, eher negativ?

Breul: Ich glaube, unsere Grundhaltung wird daraus deutlich, dass wir den
Beginn der türkischen Offensive verurteilt haben und die Türkei auffordern,
die Offensive zu beenden.

Zusatzfrage: Die Türkei beherbergt über 3 Millionen Flüchtlinge. Die EU
will sie nicht haben. Eine Sicherheitszone wird kritisch gesehen. Was will
die EU?

Breul: Das gibt mir Anlass, noch einmal das zu wiederholen, was Frau Demmer
gerade schon angedeutet hat: Selbstverständlich erkennen wir die große
Last, die die Türkei mit über 3,6 Millionen syrischen Flüchtlingen trägt,
an und unterstützen die Türkei dabei. Das tun wir bereits jetzt über das
mit 6 Milliarden Euro ausgestattete EU-Türkei-Flüchtlingsabkommen. Wir sind
auch bereit, uns über weitere Maßnahmen zu unterhalten, wenn wir erkennen,
dass die dort getroffenen Maßnahmen nicht mehr ausreichend sind. Das ist
keine neue Position, sondern das haben wir hier in den letzten Tagen schon
vorgetragen.

Wir glauben nicht - und das ist aus unseren Erklärungen deutlich geworden -
, dass sich die Flüchtlingsproblematik mit einer Militäroffensive
beantworten lässt. Ganz im Gegenteil: Wir brauchen den politischen Dialog.
Da haben wir mit der Benennung des Verfassungskomitees, das in naher
Zukunft zusammentreten soll, zarte Knospen gesehen. Denen gilt es jetzt
eine Chance zu geben, diesen Prozess einzuleiten. Wir sehen die Gefahr,
dass die türkische Offensive in Nordostsyrien genau das Gegenteil bewirkt,
nämlich dass wir uns vom politischen Prozess wegbewegen.

Frage: Bereiten Sie denn eine Resolution im UN-Sicherheitsrat vor, oder wie
sehen Sie die Chancen dafür, dass eine solche zustande kommt?

Breul: Es gab gestern eine erste Befassung des VN-Sicherheitsrats, auch auf
unseren Antrag im Namen der europäischen Mitgliedsländer im Sicherheitsrat
hin. Das war - wie Sie wissen, ist das in New York verfahrenstechnisch
nicht immer ganz einfach - erst einmal unter dem TOP "Verschiedenes", also
noch kein formeller Tagesordnungspunkt. Da hat man sich darüber unterhalten
und vereinbart, dass man an Elementen für eine gemeinsame Presseerklärung
arbeitet. Diese Arbeiten gehen in New York heute fort, und dann wird man
sehen, wo man steht, und wird schauen, wie man den Sicherheitsrat damit
befasst. Wir sind der Meinung: Das ist ein Thema für den Sicherheitsrat,
eine Frage von internationalem Frieden und Sicherheit, und werden
dementsprechend in New York weiter wirken.

Frage: Ich habe noch einmal in die Erklärung von Mogherini geguckt: Das
Wort "Invasion" oder "occupation", also "Besatzung", ist jeweils nicht
enthalten. Da hat man sich also an die Wünsche von Herrn Erdogan gehalten,
Herr Breul. Warum hat man das gemacht?

Breul: Ich glaube, schon der zeitliche Zusammenhang kann nicht stimmen.
Wenn ich richtig informiert bin, sind die Äußerungen von Herrn Erdogan von
gestern Abend; das Mogherini-Statement ist vom Tag davor. Von daher kann
ich schon da keinen Zusammenhang erkennen. Die Worte in dem Statement sind
sorgfältig gewählt. Klar ist aber - das habe ich hier gerade schon ein paar
Mal gesagt -: Wir lehnen diese Offensive ab, wir verurteilen sie, und wir
fordern die Türkei auf, die Offensive einzustellen. Deutlicher kann man es
doch nicht sagen.

Zusatzfrage: Lernfrage: Ist das für Sie eine Invasion?

Breul: Ich möchte mich mit Ihnen nicht über Begrifflichkeiten streiten.
Letztlich wird man erst dann bewerten können, was dort stattgefunden hat -
auch rechtlich -, wenn man das Ausmaß kennt, wenn man die Dauer kennt, wenn
man erkennen kann, ob Maßnahmen erforderlich und verhältnismäßig sind - Sie
kennen die Diskussion. Dafür ist es noch zu früh.

Frage: An das AA und möglicherweise auch an Frau Demmer: Es gibt seitens
Frankreichs gegenüber der Türkei die Drohung mit EU-Sanktionen. Das soll
dann beim nächsten Treffen besprochen werden. Was ist die Position der
Bundesregierung dazu?

An das BMWi: Deutschland liefert ja keine Waffen in Kriegsgebiete. Das, was
gerade zwischen den Kurden und der Türkei passiert, kann man ja durchaus
als Krieg bezeichnen. Werden weiterhin Waffen an die Türkei geliefert?

SRS'in Demmer: Wir haben die französischen Forderungen zur Kenntnis
genommen. Ich kann Ihnen zum jetzigen Zeitpunkt noch nichts Weiteres dazu
sagen. Ich habe aber eben schon angekündigt: Das ist ja auch Thema im
Europäischen Rat, und es wird in den kommenden Tagen vielfältige
Gelegenheiten geben, das zu besprechen.

Breul: Ich kann noch hinzufügen: Am Montag tagen schon die EU-Außenminister
in Luxemburg. Auch da wird das Thema Syrien auf der Tagesordnung stehen.

Vorsitzende Wefers: Jetzt ist noch die Waffenfrage offen.

Grave: Die Bundesregierung verfolgt eine restriktive Rüstungsexportpolitik.
Über die Erteilung von Genehmigungen für Rüstungsexporte entscheidet die
Bundesregierung im Einzelfall und im Lichte der jeweiligen Situation nach
sorgfältiger Prüfung und unter Einbeziehung außen- und
sicherheitspolitischer Erwägungen. Einzelfallentscheidungen werden von der
Bundesregierung immer unter Berücksichtigung der aktuellen Erkenntnisse
getroffen. Die Einschätzung der außen- und sicherheitspolitischen Lage
obliegt in diesem Fall dem Auswärtigen Amt.

Breul: Sie kennen unsere Sprache und wissen: Wir können
Einzelfallentscheidungen hier nicht präjudizieren. Ich kann Ihnen aber
bestätigen, dass das, was derzeit in Nordostsyrien passiert, natürlich eine
aktuelle Entwicklung ist, die wir berücksichtigen.

SRS'in Demmer: Außerdem weist die Bundesregierung fortlaufend und in
geeigneter Weise darauf hin, dass Nato-Mitgliedstaaten natürlich eine
besondere sicherheitspolitische Verantwortung zukommt.

Frage: An Frau Kalwey zur Grundsteuerreform: Es gibt Angaben, das BMF wolle
angeblich von einer Öffnungsklausel Gebrauch machen, wonach Hausbesitzer
künftig zwei Steuererklärungen abgeben können. Können Sie das aufklären?

Kalwey: Das kann ich Ihnen zum jetzigen Zeitpunkt nicht sagen. Ich müsste
einmal schauen, ob ich da noch Licht ins Dunkel bringen kann.

Freitag, 11. Oktober 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 11. Oktober 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-11-oktober-2019-1680902

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





AUSSEN/1909: Merkel muss gegenüber Erdogan Haltung zeigen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Oktober 2019

DJIR-SARAI: Merkel muss gegenüber Erdogan Haltung zeigen



Zur türkischen Offensive in Syrien erklärt der außenpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"Bundeskanzlerin Merkel muss jetzt Haltung zeigen und darf sich nicht
durch die Drohungen des türkischen Präsidenten Erdogan einschüchtern
lassen. Ein EU-Waffenembargo für die Türkei muss auf die Tagesordnung
der Staatschefs gesetzt werden. Merkel sollte umgehend die deutsche
Unterstützung für ein zeitlich befristetes Embargo erklären, solange
die Offensive der Türkei in Nordsyrien andauert. Zudem muss der Druck
auf Erdogan verstärkt werden. Dazu sollten die Hermes-Bürgschaften
für deutsche Exporte in die Türkei gestrichen werden. Es wäre
außerdem ein wichtiges Signal, den türkischen Botschafter
einzubestellen."

 * 
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UMWELT/922: Union steht beim Klimakonsens mit leeren Händen da


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Oktober 2019

KÖHLER: Union steht beim Klimakonsens mit leeren Händen da



Zu den Äußerungen des sächsischen Ministerpräsidenten Kretschmer zum
Klimapaket erklärt der klimapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr.
Lukas Köhler:

"Die Union steht beim nationalen Klimakonsens mit leeren Händen da.
Die CDU-Vorsitzende Kramp-Karrenbauer muss endlich klar sagen, wie
sie sich den Weg vorstellt. Die FDP-Fraktion ist weiterhin bereit, an
einem nationalen Klimakonsens mitzuwirken. Das Klimapaket der
Bundesregierung kann dafür jedoch nur eine Diskussionsgrundlage sein.
Ein parteiübergreifender Klimakonsens muss sicherstellen, dass
Deutschland die Klimaziele bis 2030 erreicht. Andernfalls droht der
Klimaschutz wieder zum Spielball für tagespolitischen Aktionismus zu
werden. Ein umfassender EU-Emissionshandel mit striktem CO2-Limit ist
das effektivste Mittel zum Klimaschutz und nicht das vorgelegte
Sammelsurium an Einzelmaßnahmen."

 * 
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Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1141: Keine Staatshaftung gegenüber geschädigten Anlegern einer Wohnungsbaugenossenschaft (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 92/2019

Sitzung des Petitionsausschusses

Ausschuss sieht keine Staatshaftung gegenüber geschädigten Anlegern
der Wohnungsbaugenossenschaft Eventus eG 



Stuttgart - Mit einer Eingabe der Interessengemeinschaft der Anleger
der insolventen Wohnungsbaugenossenschaft Eventus eG befasste sich der
Petitionsausschuss des Landtags am Donnerstag, 10. Oktober. Die
Petenten machten Versäumnisse in der Rechtsprüfung und, daraus
ableitend, eine Staatshaftung geltend. "Wir konnten der Petition nicht
abhelfen, da ein Verschulden des Wirtschaftsministeriums nicht
festgestellt wurde und daher kein Staatshaftungsanspruch besteht", so
der stellvertretende Vorsitzende des Petitionsausschusses, Norbert
Beck (CDU). Zwar habe ein Gutachten, beauftragt vom
Wirtschaftsministerium, Prüfungsdefizite festgestellt, doch hätten
diese nicht zwischen Ministerium und Genossenschaft, sondern zwischen
dem zuständigen Prüfungsverband und der Eventus eG bestanden.

Die 2012 gegründete Wohnungsgenossenschaft Eventus eG meldete 2017
Insolvenz an. Der inzwischen vom Landgericht Stuttgart zu sieben
Jahren Haft wegen Betrugs und Untreue verurteilte Gründer und
Geschäftsführer hatte 9,6 Millionen Euro von mehreren hundert
Anlegerinnen und Anlegern veruntreut. Genossenschaften unterliegen
laut Genossenschaftsgesetz (GenG) Pflichtprüfungen durch einen
genossenschaftlichen Prüfungsverband. Im Falle der Eventus eG war dies
der Verband baden-württembergischer Wohnungs- und
Immobilienunternehmen (VBW). Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit
und Wohnungsbau wiederum nimmt die Funktion einer Aufsichtsbehörde
über die Prüfungsverbände wahr. Als solche prüft das Ministerium die
formale Ordnungsmäßigkeit, nicht aber Umfang oder Zweckmäßigkeit des
Prüfumfangs, wie der Petitionsausschuss feststellte. "Es gibt keine
Kontrollbeziehung zwischen dem Ministerium und der Genossenschaft
selbst, weshalb eine Amtshaftung rechtlich nicht gegeben sein kann",
erläuterte Beck nach nicht öffentlicher Sitzung. Deshalb habe das
Gremium dieser Petition der Anleger nicht abhelfen können.

Die Interessengemeinschaft der geschädigten Anleger macht derzeit
zivilrechtliche Ansprüche auf Schadenersatz vom Ex-Geschäftsführer,
aber auch vom Prüfungsverband VBW geltend. Auch der
Wirtschaftsausschuss des Landtags hatte sich bereits wiederholt mit
dem Fall beschäftigt. Ein vom Wirtschaftsministerium beauftragtes
Gutachten hat festgestellt, dass der Prüfungsverband entsprechenden
Hinweisen spät und unzureichend nachgegangen sei. Derzeit wird
geprüft, ob das Genossenschaftsrecht um eine Zweckbindungsvorschrift
ergänzt werden soll. "Der Petitionsausschuss musste bei allem Bedauern
bestehende Rechtsbeziehungen zur Kenntnis nehmen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 92/2019 - 10. Oktober 2019
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3400: Thomas Würdisch rückt in SPD-Landtagsfraktion nach (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. Oktober 2019

Thomas Würdisch rückt in SPD-Landtagsfraktion nach



Der Stralsunder Thomas Würdisch wird in die SPD-Landtagsfraktion
einziehen. Er folgt auf den ehemaligen Ministerpräsidenten Erwin
Sellering, der sein Landtagsmandat abgibt.

Thomas Würdisch: "Ich bin seit Jahren ehrenamtlich politisch in meiner
Region tätig, als Vorsitzender des Haushalts- und Finanzausschusses im
Kreistag Vorpommern Rügen und als Vorsitzender des SPD Kreisverbandes
Vorpommern-Rügen. Ich freue mich sehr, nun auch im Landtag aktiv
werden zu können."

Vor Thomas Würdisch wäre die Rostockerin Cathleen Kiefert-Demuth
nächste Nachrückerin gewesen. Diese verzichtete jedoch auf ihr
Landtagsmandat. Kiefert-Demuth ist seit Mai 2018
Gleichstellungsbeauftragte der Hanse- und Universitätsstadt Rostock
und erklärt:

"Ich habe mir die Entscheidung nicht leichtgemacht, das Für und Wider
gegeneinander abgewägt. Ich habe vor nicht allzu langer Zeit in
Rostock eine Aufgabe übernommen, die mir viel Spaß macht. Wir haben
wichtige Themen im Bereich der Frauen- und Gleichstellungspolitik
angeschoben, die ich gerne weiterverfolgen und umsetzen möchte. Ich
sehe neben dem Landtag auch in der Verwaltung eine gute Möglichkeit,
Frauenpolitik weiter voranzubringen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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LATEINAMERIKA/1912: Ecuador - Zwischen Zynismus und Opportunismus bleibt die Würde (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Ecuador: zwischen Zynismus und Opportunismus bleibt die Würde

Von Nelsy Lizarazo, 12. Oktober 2019






[image: Porträt einer älteren indigenen Frau - Bild: © Juan Pablo Verdesoto [1]]
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Am 09. Oktober, Tag des nationalen Aufstandes, endete der Nachmittag
mit einem Tweet des ecuadorianischen Präsidenten Moreno, in welchem er
sich über den Beginn der Dialoge mit den "indigenen Brüdern" freut.
Bei einer Pressekonferenz teilten Funktionäre der Exekutive die sechs
Punkte ihres Vorschlages mit, um Gespräche mit der indigenen Bewegung
einzuleiten. Diese seien im vornherein in einem Mediationgespräch der
Vereinten Nationen mit Anführern besprochen worden. In der
Pressemitteilung der CONAIE (Confederación de Nacionalidades Indígenas
del Ecuador), dem Bündnis der indigenen Bevölkerung Ecuadors, steht:
Es wird keine Verhandlungen mit der Regierung geben. Wir sind so
standhaft wie noch nie, weil das Volk entschlossen ist und die
Aufhebung der beschlossenen wirtschaftlichen Maßnahmen fordert."
Während die Pressekonferenz in vollem Gange war und der
Generalsekretär den friedlichen Protestmarsch in das historische
Zentrum Quitos bestätigte, ließen die Tränengaswerfer an den
Demonstrationsorten nicht auf sich warten. Auf den friedlichen
Protestmarsch wartete also Tränengas.

Es war der siebte Tag der Demonstrationen, welche am zweiten Oktober
um Mitternacht starteten, 24 Stunden nachdem Morenos Regierung die
neuen wirtschaftlichen Maßnahmen verkündete. Tage zuvor bat der
Vizepräsident Otto Sonnenholzner die ecuadorianische Bevölkerung um
Verständnis für die Maßnahmen, welche verkündet würden. Diese Bitte
sorgte für Alarmbereitschaft innerhalb der Bevölkerung. Glaubte man
tatsächlich, dass diese Bitte ausreichen würde?

Es stellte sich als Irrglaube heraus. Die Regierung und die Elite des
Landes vergaßen die indigene Bevölkerung. Wie konnte jener Teil der
Bevölkerung vergessen werden, welcher die Erinnerungen des Landes
trägt? Sie wurden vergessen, vergessen in der Diskriminierung, Armut
und im Rassismus, obwohl sie Teil dieses wunderbaren Landes sind. Die
indigene Bevölkerung vergisst allerdings nicht, wer sie ist und was
sie für das Land bedeutet. Sie sind von den Bergen gekommen, aus den
Regenwäldern raus, stark und würdevoll wie sie es immer waren und wie
sie es schon mehrmals im Laufe der Geschichte des Landes zeigten. Auf
ihrem Weg wurden sie mehr, konnten die Solidarität und Unterstützung
der ecuadorianischen Bevölkerung spüren, die wissen, dass sie ohne die
Ureinwohner nicht existieren würden. Als sie in der Hauptstadt
ankamen, schlossen sich ihnen noch mehr Menschen an. Glaubte man
tatsächlich, dass die indigene Bevölkerung nicht reagieren würde?

Erneut ein Irrglaube. Die Geschichte des Landes zeigte, dass sie und
ihre Organisationen es waren, die den Kopf erhoben - für die
Gerechtigkeit aller. Sie waren es, die verstanden, dass es nicht nur
um die Frage nach Zuschüssen ging, sondern um einen neoliberalen
Angriff, welcher, wie so oft, die wirtschaftliche Elite des Landes
bevorzugt. Glaubte man wirklich, dass die beschlossenen Maßnahmen
einfach so durchgehen würden, da man dank ihnen eine bessere Zukunft
haben würde?

Ein weiterer Irrglaube. Man begann bereits zu glauben, dass es keine
Fehler waren, sondern purer Zynismus. Und dieser Glaube wird bestärkt,
wenn man sich einige Details anguckt und sich mit Fragen
auseinandersetzt, die kein Expertenwissen voraussetzen:

Präsident Moreno sagte, man habe die Zuschüsse vor Jahrzehnten
abschaffen müssen und angeblich bestätigen manche Studien dies. Aber,
warum hat man dann nicht zu Beginn seiner Amtszeit einen solchen Plan
aufgesetzt, einen ernstzunehmenden, überzeugenden, progressiven,
welcher die Bauern, Fischer und die indigene Bevölkerung schützt?
Warum nimmt er es als die erste von allen Maßnahmen in das
Verhandlungspaket mit dem IWF auf? Ist es, damit der Fokus auf diese
eine Maßnahme und nicht auf all die anderen gelegt wird, wie
beispielsweise die Aufweichung der Arbeitsrechte?

Der Präsident, der Vizepräsident und das gesamte Kabinett bestehen
darauf, dass die gesamte Bewegung von Expräsident Correa in Absprache
mit Nicolas Maduro organisiert und finanziert wurde von den Geldern,
welche dem Land im letzten Jahrzehnt gestohlen wurde. Wenn es aber
tatsächlich Correa und seine Anhänger waren, welche eine solche
Bewegung organisierten, muss sein Einfluss groß sein. So groß, dass
man den Ausnahmezustand ausrufen muss, um ihn zu kontrollieren. Ob das
stimmt? Und ist es dann möglich, dass die größten indigenen
Organisationen des Landes, welche während praktisch der gesamten
Amtszeit mit Correa in Konflikt waren, ihm jetzt folgen, um Morenos
Regierung destabilisieren zu wollen? Verkennen sie tatsächlich die
Macht und Klarheit der indigenen Organisationen? Glauben sie
tatsächlich, dass ihnen die Bevölkerung Ecuadors diesen Diskurs
glaubt?

Um zum Abschluss zu kommen - auch wenn man eine unendliche Liste
anfertigen könnte - drückt die indigene Bevölkerung ihre Forderung
öffentlich aus: sie fordern die Suspendierung der
Wirtschaftsmaßnahmen, den Rücktritt der Verteidigungsminister und der
Regierung, das Ende des Bergbaus und der Bewirtschaftung ihrer
Gebiete. Es ist eine ernste und konsistente Agenda, auf welche die
Regierung mit Regenbewässerungssystemen, Erlass der Schulden auf nicht
bezahlte Wasserrechnungen und Vorratszentren antwortet - um nur einige
zu nennen. Obwohl alle Punkte für die indigene Bevölkerung wichtig
sind, sind diese nicht mit der strategischen Agenda vereinbar, welche
sie mit der CONAIE und der CONFENIAE, der Dachverband indigener
Organisationen in Ecuador, aufgestellt haben. Wie soll ein Dialog also
möglich sein, wenn es zwei so unterschiedliche Sichtweisen auf die
Aspekte gibt, die das ganze Land und nicht nur die indigene
Bevölkerung benötigen?

Auf der einen Seite steht der Zynismus. Auf der anderen der
Opportunismus, wenn nicht sogar die Provokation in einem polarisierten
Land. Die Bewegungen waren deutlich: weder Moreno, noch Correa, noch
Lasso, noch Nebot. Es ist eine Bewegung der ecuadorianischen
Bevölkerung, sie ist friedlich, gewaltfrei und angeführt von der
indigenen Bevölkerung. Und ja, es hat Politiker gegeben, die uns
glauben lassen wollen, es sei ein Aufschrei der Bevölkerung, welche
die Wiederwahl des Expräsidenten Correas erreichen wolle. Aber dies
ist nicht der Fall. Vielleicht ist ein kleiner Teil der Bevölkerung
dieser Überzeugung, aber es sind nicht jene, die die Bewegung
anführen. Und ja, es gab Infiltrationen, es ist zu Vandalismus
gekommen, in dem Versuch, die Bewegung zu verbieten. Aber das sind
nicht jene, die mit Kindern in den Parks und Universitäten unterwegs
sind.

Auf dass weder der Zynismus noch der Opportunismus diesem Volke die
Würde nehme, welches mutig aufgestanden ist und ruft: "Keine Gewalt
mehr".


Randnotizen:

Am 09. Oktober um 20 Uhr, werden Demonstranten an Universitäten von
der Polizei mit Tränengas attackiert. Die Bewohner von Quito haben die
Demonstranten zuvor mit Essen, Decken und Medizin versorgt. An diesen
Orten waren auch Frauen und Kinder. Wieso das Ganze? Wenn sich die
indigene Bevölkerung bewegt, bewegen sie sich mit ihrem Territorium,
mit allem.

Heute hat der Christliche Sozialismus in Guayaquil zu einem
Friedensmarsch aufgerufen. Der ehemalige Bürgermeister der
Küstenstadt, Jaime Nebot, sagte in einem Interview, man sage der
indigenen Bevölkerung, sie sollen in ihren Hochebenen bleiben.
Guayaquil ist eine andere Geschichte, die jetzt erst einmal nicht
erzählt werden kann.


Übersetzt aus dem Spanischen von Wiebke Scheffler aus dem
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam.


Anmerkung:

[1] https://www.instagram.com/jpverdesoto/
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LATEINAMERIKA/1911: Der Volksaufstand in Ecuador (Pressenza) 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Der Volksaufstand in Ecuador

Von Jorge Jurado, 11. Oktober 2019



Das Land ist seit fünf Tagen gelähmt und vorgestern, am Mittwoch den
9. Oktober, wurde ein Generalstreik gegen die vom Regime in der
vergangenen Woche beschlossenen wirtschaftlichen Maßnahmen verhängt,
die die unter rascher Verarmung leidende Mehrheit der ecuadorianischen
Bevölkerung noch stärker treffen wird. Bisher wurden 766 Personen in
den verschiedenen Städten festgenommen.

Derart massive soziale Proteste verschiedener Teile der Gesellschaft
und auf nationaler Ebene sind in den letzten dreißig Jahren nicht mehr
vorgekommen. Fast 85 % der Straßen des Landes sind blockiert, seit
Tagen nimmt die Mobilisierung der einheimischen Bauern nach Quito zu.
Heute wird geschätzt, dass mehr als zwanzigtausend Menschen aus
mehreren Provinzen des Andengebirges in die Hauptstadt geströmt sind.

Die meisten Städte in den drei Regionen des Landes sind wie gelähmt
oder zeigen geringe Aktivität, weil der städtische Verkehr zum
Erliegen gekommen ist und die Straßen blockiert sind. Zusätzlich
musste eine der beiden Pipelines, in diesem Fall der privaten OCP, den
Transport von Rohöl wegen Flüssigkeitsmangels aussetzen, da mehrere
Ölfelder von der Bevölkerung im Amazonas besetzt sind und die
Förderung deutlich zurückging. Derzeit deuten die Schätzungen der
Produktions- und Handelskammern darauf hin, dass sich die Verluste
aufgrund der Mobilisierung und der Straßenblockade auf 700 Millionen
USD pro Tag belaufen würden. Es stellt sich die Frage, ob es sich
gelohnt hat, die Subventionen abzuschaffen, mit denen man hofft,
jährlich etwa 1,2 Milliarden Dollar aufzutreiben. Auf der anderen
Seite können 150.000 Gasflaschen nicht mehr wie bisher verteilt
werden, was die Verluste sicherlich weiter erhöht. Der wichtigste
Brennstoff für den Haushalt ist flüssiges Petroleumgas. Die
Kurzsichtigkeit der Regierung ist offensichtlich.

Die Konfrontationen sowohl der städtischen wie der ländlichen
Bevölkerung mit der Polizei und der Armee lösten einen akuten
repressiven Prozess aus, der bisher mehrere Menschenleben und allein
in Quito mehr als 400 Verletzte gefordert hat. Aus dem Rest des Landes
sind keine Opferzahlen bekannt. Es ist wichtig, darauf hinzuweisen,
wie schnell und effizient die indigenen Organisationen ihre allgemeine
Mobilisierung nach Quito, aber auch nach Guayaquil, der Haupthafen des
Landes gebracht haben, da sie zuvor mehrere Tage oder Wochen gebraucht
hatten, um sich zu organisieren, was fast sofort mit der Ankündigung
der wirtschaftlichen Maßnahmen begonnen hat.

Die beschriebene Situation, die von der Regierung genutzt wurde, um
einen Ausnahmezustand und eine Ausgangssperre mit der daraus folgenden
Einschränkung der verfassungsmäßigen Garantien zu verhängen,
ermöglichte eine Zunahme der Repression und die Verfolgung von
politischen Führern und Journalisten. Auch ermöglichte es die totale
Zensur eines öffentlichen Senders der Provinzregierung von Pichincha,
der einzige, der eine kritische Stimme hatte und der die direkte
Interaktion der Bürger ermöglichte, nachdem alle Medien
gleichgeschaltet wurden und sie zu einem Teil seines
Propagandaapparats machte.

Die harte Reaktion der Bürger wurde ausgelöst, nachdem das Regime eine
Reihe wirtschaftlicher Maßnahmen angekündigt und umgesetzt hat, die
Teil des typischen Rezeptbuches des IWF sind, das bisher an allen
Orten gescheitert ist, an denen es angewendet wurde. Trotzdem hat das
ecuadorianische Regime jedoch um die Unterstützung des Internationalen
Währungsfonds ersucht, nachdem es hart daran gearbeitet hatte, den
Boden für die Maßnahmen vorzubereiten. Dabei wurde auf das begrenzte
Wissen der Bevölkerung, der Reichen und der Mittelschicht gesetzt und
in einigen Fällen auch auf Teile der ärmeren Schichten, um mit den
angeblichen Vorteilen der wirtschaftlichen Maßnahmen zu überzeugen.

Die Propaganda wurde geschickt mit der Fiktion einer akuten
Wirtschaftskrise vorangetrieben, die von der vorherigen Regierung
geerbt worden sei. Diese Propaganda wurde von einem regelrechten 'Tanz
von Zahlen' einer angeblichen Verschuldung unterstützt, die im Begriff
gewesen sei, das Bruttoinlandsprodukt einzuholen. Natürlich fielen
diese Daten bei einer Überprüfung wie ein Kartenhaus zusammen, was die
wahre Absicht des Präsidenten enthüllte, die er heute noch immer zu
wiederholen bereit ist. Die Manipulation von Daten wurde festgestellt,
als die Regierung dem IWF offiziell seine Wirtschaftszahlen im Rahmen
der Verhandlungen über einen Kredit von rund 4,2 Mrd. US-Dollar
präsentierte. Aber dass spielt keine Rolle mehr, da die naiven,
ignoranten und interessierten Sektoren, alle mit großer
wirtschaftlicher Macht versehen, sehr enthusiastisch waren, diese
Maßnahmen zu unterstützen. In diesem Fall ist der kommerzielle Sektor,
der Finanzsektor und ein Teil des produktiven Sektors gemeint.
Zusammen bilden sie die Elite der realen Macht im Lande. Zahlreiche
mittelmäßige, aber für Privilegien und Vergünstigungen begeisterte
Politiker haben als politische Rampe in der Nationalversammlung
gedient, um die Durchführbarkeit aller wirtschaftlichen Maßnahmen, die
dieses Land in den Abgrund führen wird, zu ermöglichen.

Die jüngsten wirtschaftlichen Maßnahmen, die als Auslöser für die
Frustration und Verzweiflung in der Bevölkerung dienten, bestanden in
einem drastischen Anstieg der Kraftstoffpreise um 125 %, die seit dem
Beginn des Ölbooms in den 70er Jahren subventioniert worden waren.
Diese Subventionen, die nie in angemessener Weise auf die ärmste
Minderheitengruppe ausgerichtet waren und in einem Land mit enormer
wirtschaftlicher Ungerechtigkeit und ohne energieeffiziente
Mobilitätsinfrastruktur, die ausschließlich von fossilen Brennstoffen
abhängig ist, führen zu einer weiteren Verarmung der Bevölkerung. Ein
derart massiver Anstieg der Dieselpreise hat eine sofortige
Preiserhöhung aller Grunderzeugnisse, insbesondere der Lebensmittel,
die vom Transport mit diesem Kraftstoff abhängig sind, mit sich
gebracht.

Trotz der numerischen Manöver, die das Regime anstrebt, um mit den
angeblichen Vorteilen der Subventionsstreichung zu überzeugen, hat der
Anstieg der Lebensmittelpreise bereits begonnen. Der inflationäre
Prozess wird natürlich auf der Preisseite der Nachfrage angesiedelt
sein. Dies ist erwähnenswert, weil mit den im Frühjahr 2019 ersten
eingeführten wirtschaftlichen Maßnahmen ein Prozess der Deflation
ausgelöst wurde. Es ist nun zu erwarten, dass das Land in eine
Stagflation fällt, die vielleicht eine der perversesten Situationen im
makroökonomischen Prozess eines Landes ist, die Kombination aus
Stagnation und Inflation. Produktive Stagnation gekoppelt mit der
Inflation aufgrund hoher Preise zur Deckung einer Nachfrage.

Es muss festgestellt werden, dass es mehrere andere wirtschaftliche
Alternativen gibt, die die Annahme der wirtschaftlichen Maßnahmen des
IWF-Rezeptbuchs hätten verhindern können. Nach Angaben des ISIP der
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Zentralen Universität
Ecuadors würden beispielsweise bei einer Einschränkung der
Steuerhinterziehung 2,3 Mrd. USD zur Verfügung stehen. Durch eine
gezielte Kontrolle der Mehrwertsteuer würden zu den Einnahmen weitere
2,8 Mrd. USD hinzukommen. Wenn die Ausstände der 500 größten Schuldner
an das Finanzamt eingezogen würden, stünden zusätzliche Mittel in Höhe
von 2,6 Mrd. USD (1,5 Mrd. Firmenschulden und 1,1 Mrd. USD
angefochtene Schulden) zur Verfügung. Dann würde die
Gesamtfinanzierung 7,7 Milliarden US-Dollar betragen. Auf diese Weise
hätte die Umsetzung dieser Maßnahmen weit mehr als die 4,2 Mrd. USD
des IWF-Darlehens erreicht und die schädlichen Arbeits- und
Steuerreformen wären nicht notwendig gewesen. Offensichtlich ist die
"Regierung der Unternehmer" wie sie Präsident Moreno so gerne in der
Öffentlichkeit bezeichnet, reine Prahlerei und überhaupt nicht daran
interessiert, die reichen Sektoren des Landes zu zwingen, einen echten
Beitrag zu leisten.

Ein weiterer Faktor ist der Versuch, die Beschäftigungssituation zu
ändern, die demnächst von der Nationalversammlung genehmigt werden
muss, wenn die Exekutive den entsprechenden Gesetzesentwurf vorlegt.
Weitere Änderungen beinhalten eine Kürzung der Urlaubszeit für Beamte
um 50 % und die Verpflichtung, auf das monatliche Arbeitsentgelt eines
Tages zu verzichten. Die Verringerung der Arbeitnehmerrechte für
Neueinstellungen sowohl im privaten als auch im öffentlichen Sektor
werden ebenfalls angestrebt. Die offizielle Ankündigung, bis Ende des
Jahres zusätzliche 12.000 Beschäftigte im staatlichen Sektor zu
entlassen, ist eine der Hauptsorgen der Bevölkerung. In Quito ist die
Arbeitslosenquote in den letzten Monaten schon um 6 % gestiegen.

Die aktuelle Regierung hat in ungeordneter Weise vorgeschlagen, die
staatliche Infrastruktur und ihre öffentlichen Unternehmen zu
privatisieren, von der Telefonie, über das Staatsmonopol der
Treibstoffeinfuhr, sowie die Wasserkraftwerke und die staatliche
Raffinerie. Der Euphemismus wiederholte sich unendlich, dass das Land
am Rande des Konkurs stehen würde und es daher angemessen ist, mit dem
Abbau des Staates anzufangen, was eine Welle der Arbeitslosigkeit zur
Folge hätte, mit der daraus resultierenden Erhöhung des
Gini-Koeffizienten, die in den vorherigen Jahren verringert werden
konnte. Folglich wird das Land und wir, seine Bewohner, nicht nur
geschlagen und verarmt, sondern auch ohne das Erbe der historisch
besten Infrastruktur dastehen, die unter der vorherigen Regierung
aufgebaut worden war.


Über den Autor

Jorge Jurado war von 2011-2016 Botschafter der Republik Ecuador in
Berlin. Zuvor war er Wasserwirtschaftsminister, Staatssekretär für
Bergbau sowie Direktor für Umweltfragen bei der Stadtverwaltung von
Quito. Bis 2004 war Jorge Jurado als Dozent an der Universität San
Francisco in Quito und an der Lateinamerikanischen Fakultät für
Sozialwissenschaften zu verschiedenen Umweltthemen tätig. Er hatte an
der Technischen Universität Berlin Energietechnik und
Verfahrenstechnik studiert.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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FORSCHUNG/1229: Zum Welternährungstag 2019 - Menschen satt machen mit Ressourcenschonung vom Acker bis zum Labor (idw)


Zuse-Gemeinschaft - 11.10.2019

Zum Welternährungstag 2019: Menschen satt machen mit Ressourcenschonung
vom Acker bis zum Labor



Berlin, 11. Oktober 2019. Für Landwirte beim Anbau von Ackerpflanzen
ebenso wie für Verbraucher in Industriestaaten gilt im Sinne nachhaltiger
Landwirtschaft und Ernährung: Weniger kann mehr sein. Dieses Fazit lässt
sich auf Basis von Forschungsprojekten aus der Zuse-Gemeinschaft zum
Welternährungstag der Vereinten Nationen am 16.10. ziehen, der 2019 unter
dem Motto "Gesunde Ernährung - für eine Welt ohne Hunger" steht.

Für den Ertrag von Ackerpflanzen ist die Versorgung mit Stickstoff (N) ein
zentraler Faktor. Doch viel N-Düngung hilft nicht immer viel, wie
Zwischenergebnisse eines Forschungsprojekts am Institut für Agrar- und
Stadtökologische Projekte an der Humboldt-Universität (IASP) zeigen. An
zwölf gängigen Weizensorten testeten die Berliner Forscher auf der
IASP-Versuchsstation in Berge bei Nauen den unterschiedlich starken Einsatz
von N-Dünger. Dabei zeigte sich: Hohe Stickstoffgaben gingen im Mittel der
12 getesteten Sorten auf dem lehmigen Brandenburger Sandboden des
Versuchsstandortes bei Trockenheit mit leicht niedrigeren Getreideerträgen
pro Hektar einher. Bei normalen Witterungsbedingungen sank der Ertrag
sogar ab einer Stickstoffdüngung von 135 kg N pro Jahr und Hektar (ha)
deutlich. Hingegen reagierten die Pflanzen auf verstärkte N-Gaben bei
Trockenheit mit höheren Eiweißgehalten. "Schon N-Düngung in praxisüblicher
Dosierung führte auf den leichten Böden des Versuchsstandortes offenbar
dazu, dass Ertrag weggedüngt wurde, während hingegen die Eiweißgehalte des
Weizens weiter stiegen", erklärt IASP-Versuchsleiter Dr. Andreas Muskolus
zu den Resultaten des ersten Anbaujahres im vierjährigen EU-Verbundprojekt
Circular Agronomics. Er regt ein Umdenken im Handel an, wo hohe
Eiweißgehalte über dem für gute Backeigenschaften notwendigen Niveau
weiterhin mit Zuschlägen honoriert werden. Sparsamere Anbaumethoden hätten
es damit schwerer. Vielmehr sieht Muskolus die Züchtung am Zuge, stärker
auf die Wurzelentwicklung der Pflanzen Wert zu legen, um den Pflanzen in
trockenen Zeiten zu helfen.

Ackerbohne für hochwertige Lebensmittel nutzen

Sinnvolle Düngung beim Brotgetreide ist auch deshalb entscheidend für
Umwelt und Ernährung, weil der Winterweizen mit einer Anbaufläche von rund
3 Mio. ha Deutschlands wichtigste Ackerpflanze ist. Für gesunde
Fruchtfolgen, in denen Getreide sich mit anderen Ackerfrüchten abwechselt,
gewinnen indes Hülsenfrüchte an Bedeutung. So hat sich in Deutschland die
Anbau-fläche der Ackerbohne in den vergangenen zehn Jahren, ausgehend von
sehr niedrigem Niveau, verdreifacht auf aktuell rd. 50.000 ha. Derzeit
wandern Hülsenfrüchte vom Acker in Deutschland fast komplett in die
Tierfutterproduktion. Das muss nicht so bleiben. "Wir forschen daran, das
Eiweiß der Ackerbohne mit seinen wertvollen Eigenschaften in attraktiven
Lebensmitteln für die menschliche Ernährung zu nutzen", erklärt Jesus
Palomino, Fachbereichsleiter Proteine beim Forschungsinstitut Pilot
Pflanzenöltechnologie Magdeburg (PPM).

Pommes Schranke auch für Veganer

Konkret haben die PPM-Forschenden bereits in staatlich geförderten
Projekten die Bindemitteleigenschaften des Ackerbohnenproteins eingesetzt
und durch Funktionalisierung verbessert. Um z.B. Körner oder getrocknete
Kräuter auf der Oberseite von Knäckebrot haften zu lassen, verwendeten sie
das Eiweiß der Ackerbohne als Klebstoff - was z.B. den Verzicht auf Zucker
ermöglichte. Wie gut das Ackerbohnenprotein bindet, zeigte das PPM auch in
einem Teig für die Süßwarenproduktion, um im Produkt den Anteil von
Getreidemehl zu reduzieren. "Durch das Einstellen von Parametern wie
pH-Wert und Temperatur konnten wir das Protein so funktionalisieren, dass
gute Klebeigenschaften erzielt wurden", erläutert Palomino. Künftig will
er mit seinem Team die Qualitäten der Hülsenfrucht für ein weiteres
besonders absatzstarkes Produkt testen: bei der Mayonnaise. Der
Ackerbohnen-Kleber soll das Eigelb als Emulgator in der Mayonnaise
ersetzen. So könnten auch Veganer zu Mayonnaise-Fans werden.

Qualitäts-Kontrolle als Feld für Innovationen

Neben der Produktion von Ackerfrüchten und Nahrungsmitteln ist die
Qualitäts-Kontrolle ein Feld der Innovationen - ganz im Sinne gesunder
Ernährung und des Verbraucherschutzes. Die fzmb GmbH - Forschungszentrum
für Medizintechnik und Biotechnologie aus Bad Langensalza hat ein
Messgerät entwickelt, das in der Lage ist, die Nährwertangaben von
Fleisch, Wurst, Käse und vielen anderen Lebensmitteln innerhalb weniger
Sekunden zu bestimmen. Das nur 5 kg schwere und 30 cm hohe Gerät namens
"mylab" kommt für seine Analysen ohne Chemikalien aus. Die fzmb GmbH nutzt
für "mylab" das Messprinzip der Nahinfrarot-Spektroskopie. Dabei werden
die Bestandteile der Probe durch ihren Gehalt an charakteristischen
Molekülgruppen ermittelt. Die Schwingungen dieser Molekülgruppen
absorbieren bestimmte Anteile der auf die Probe treffenden
Infrarotstrahlung. Die reflektierte Strahlung erlaubt dann sofort
Rückschlüsse auf die chemische Zusammensetzung. Mit Hilfe statistischer
Verfahren und Algorithmen auf Basis künstlicher Intelligenz wird dieser
Zusammenhang modelliert und ausgewertet. Für exakte Bestimmungen wurden
zuvor Datensätze mit bekanntem Gehalt des jeweiligen Lebensmittels
erstellt.

Die "mylab"-Technologie könnte künftig auch für mikrobiologische
Schnellanalysen zur Abschätzung der Haltbarkeitsdauer zum Zuge kommen.
Eine erste Studie hat bereits gezeigt, dass ein Zusammenhang zwischen der
Lagerungsdauer und den spektralen Probeneigenschaften besteht. Aktuell
laufen weitere Tests. Erste Ergebnisse legen nahe, dass eine schnelle
Bestimmung der Gesamtkeimzahl in Lebensmitteln mit
Nahinfrarot-Spektroskopie möglich ist.

"Forschende in der Zuse-Gemeinschaft arbeiten in zahlreichen Projekten an
einer Verbesserung landwirtschaftlicher Praktiken, innovativer Verfahren
zur Lebensmittelproduktion und deren Kontrolle. Solchen Projekten kommt
für eine nachhaltige Agrar- und Nahrungsmittelbranche in Europa wie auch
auf anderen Kontinenten eine Schlüsselfunktion zu", erklärt der Präsident
der Zuse-Gemeinschaft, Dr. Ralf-Uwe Bauer.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2321

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zuse-Gemeinschaft, 11.10.2019
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AUSSEN/617: Ecuador - Konkurrenzen Europas und der USA ... (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 14. Oktober 2019
german-foreign-policy.com

Berlins Hoffnungsträger in Ecuador



QUITO/BERLIN (Eigener Bericht) - Die aktuellen Massenproteste in Ecuador
richten sich mit Präsident Lenín Moreno gegen einen Hoffnungsträger der
deutschen Außenpolitik. Moreno hatte kurz nach seinem Amtsantritt im Mai
2017 begonnen, den auf Sozial- und Bildungsprogramme sowie eine
eigenständige Außenpolitik setzenden Kurs seines Amtsvorgängers, dem er
selbst mehrere Jahre als Vizepräsident gedient hatte, zu verlassen.
Stattdessen bindet er Ecuador erneut eng an die USA und hat dem Land im
Februar einen IWF-Kredit gesichert, der ihn nun zu einer drastischen
Austeritätspolitik zwingt. Gegen die eskalierenden Massenproteste setzt
Moreno Soldaten ein. Bereits im Februar hatte Bundespräsident Steinmeier
Ecuador bereist und seinem Amtskollegen deutsche Unterstützung für seinen
politischen Kurs zugesagt. In der vergangenen Woche wollte Moreno bei
deutschen Unternehmen um Milliardeninvestitionen werben und in Berlin
Gespräche mit Bundeskanzlerin Angela Merkel führen. Wegen der aktuellen
Proteste, bei denen sein Rücktritt gefordert wird, ist sein
Deutschlandbesuch nun aber entfallen.

Kurs auf Eigenständigkeit

Ecuador hatte sich ehedem nach dem Amtsantritt von Präsident Rafael Correa
am 15. Januar 2007 für rund ein Jahrzehnt an der Seite derjenigen Länder
Lateinamerikas positioniert, die, wie etwa Kuba und Venezuela, eine gewisse
Eigenständigkeit anstreben - jenseits der traditionellen 
nordamerikanisch-europäischen Dominanz. In dieser Zeit gelang es der Regierung tatsächlich,
die Lage der breiten Bevölkerung spürbar zu verbessern. So wurde, wie es
bereits 2013 in einer Analyse der Friedrich-Ebert-Stiftung (SPD) hieß, "die
nationale Armutsquote von 36,7 Prozent im Jahr 2007 auf 27,3 Prozent im
Jahr 2011" gesenkt.[1] Zugleich hätten sich die Bildungsausgaben "mehr als
verdoppelt", während "das drastische Ungleichgewicht in der
Einkommensverteilung ... deutlich [habe] abgemildert werden" können, hielt
die Ebert-Stiftung fest. Auch außenpolitisch bemühte sich Quito in jener
Zeit um einen unabhängigeren Kurs; so gewährte es dem WikiLeaks-Aktivisten
Julian Assange in der ecuadorianischen Botschaft in London politisches
Asyl, später sogar die Staatsbürgerschaft Ecuadors. Zugleich intensivierte
die Regierung die wirtschaftliche Kooperation mit der Volksrepublik China,
die zum zweitgrößten Handelspartner des Landes aufstieg und Ecuador Kredite
gewährte - in einem Volumen von gut vier Milliarden US-Dollar.[2]

Deutsche Einmischung

Die Bundesrepublik ist damals - wie die anderen Länder der EU und
Nordamerikas auch - schon bald auf Distanz zu Präsident Correa gegangen.
Bereits am 10. Mai 2007 sprach der deutsche Botschafter in Quito, Bernd
Sproedt, bei Correa vor, um ihm die "Besorgnis" Berlins und der EU über den
Kurs seiner Regierung mitzuteilen: Die Union "erwarte", dass die
"gemeinsamen Werte und Ideen ... respektiert" würden.[3] Quito wies die
deutschen Einmischungsversuche prompt zurück. Vorfeldorganisationen der
deutschen Außenpolitik haben in der folgenden Zeit Correas Gegner
unterstützt. Die CDU-nahe Konrad-Adenauer-Stiftung etwa förderte den
Movimiento CREO ("Creando Oportunidades", "Gelegenheiten schaffen"), in
dessen Namen der Bankier Guillermo Lasso bei der Präsidentschaftswahl am
17. Februar 2013 gegen Correa antrat - freilich ohne Erfolg.[4] Die offene
Parteinahme der deutschen Stiftung und weiterer Organisationen aus dem
Ausland für die Opposition führte dazu, dass Ecuador sie im Juli 2011 per
Gesetz einer gewissen Kontrolle unterwarf. Seitdem ist festgelegt, dass die
Tätigkeit ausländischer Organisationen sich "nicht gegen die innere
Sicherheit und den öffentlichen Frieden" des Landes richten darf. Die
Einhaltung dieser Bestimmung wird überwacht.[5] Die Adenauer-Stifung nahm
dies zum Anlass, sich zum 1. September 2014 aus Ecuador zurückzuziehen.[6]
Seitdem ist sie institutionell nicht mehr vor Ort präsent.

Neoliberal, an der Seite der USA

Allerdings beobachtet die Adenauer-Stiftung die Vorgänge in Ecuador von
ihrer Außenstelle im benachbarten Peru aus genau. Im vergangenen November
etwa schilderte sie in einem umfassenden Bericht den diametralen
Kurswechsel, den der seit dem 24. Mai 2017 amtierende Präsident Lenín
Moreno vornahm. Moreno, der von 2007 bis 2013 als Vizepräsident an Correas
Seite gewirkt hatte, vollzog, wie die Adenauer-Stiftung konstatierte,
"bereits nach rund zwei Monaten" einen "völligen Bruch". Zunächst habe er
"aktiv den Dialog" unter anderem mit "Unternehmergremien" gesucht, "die
sich klar oppositionell zum Correa-Regime positioniert hatten".[7] Daran
anschließend habe er eine "akzentuierte Austeritätspolitik" umgesetzt,
Sozial- und Bildungsausgaben gekürzt sowie die Mineralölsteuer deutlich
erhöht. Damit einher ging, wie die Adenauer-Stiftung festhielt, ein
außenpolitischer Kurswechsel: Ecuador verließ sämtliche Bündnissysteme um
Kuba und Venezuela (ALBA, UNASUR) und schloss sich den Bündnissen
neoliberal regierter Länder ("Pazifik-Allianz" [8], "Lima-Gruppe") an.
Insbesondere vereinbarten Ecuador und die Vereinigten Staaten bei einem
Besuch von US-Vizepräsident Mike Pence im Juni 2018 "eine verstärkte 
US-ecuadorianische Kooperation im Sicherheitsbereich". Am 18. Oktober 2018
verwies Ecuador gar den Botschafter Venezuelas des Landes. Weltweit
Schlagzeilen machte, dass Präsident Moreno im April 2019 Julian Assange
nicht nur die ecuadorianische Staatsbürgerschaft, die er zwischenzeitlich
erhalten hatte, sondern auch das politische Asyl in der ecuadorianischen
Botschaft in London entzog. Seitdem sitzt Assange in der britischen
Hauptstadt in Haft.

Lob aus der Bundesrepublik

Morenos Kurswechsel ist in den deutschen Eliten begeistert begrüßt worden.
Im Februar 2019 besuchte Frank-Walter Steinmeier als erster Bundespräsident
seit über einem Vierteljahrhundert das Land; er wolle, hieß es zur
Begründung, "den demokratischen Aufbruch Ecuadors würdigen".[9] "Gegen
einen globalen Trend entscheidet sich Ecuador für einen Weg der Öffnung",
behauptete das Bundespräsidialamt: "Deutschland schätzt diesen mutigen
Schritt". Auch die Konrad-Adenauer-Stiftung streckt erneut ihre Fühler nach
Quito aus. Am 7. März empfing der Generalsekretär der Organisation, Gerhard
Wahlers, Ecuadors Vizepräsidenten Otto Sonnenholzer in Berlin; er hob, wie
die Stiftung erklärt, deren "Interesse ... an der Situation des Landes
hervor und begrüßte die jüngste Entwicklung".[10] Ein erster Höhepunkt beim
Ausbau der deutsch-ecuadorianischen Beziehungen war ursprünglich für diesen
Monat vorgesehen. So sollte Präsident Moreno am 8. Oktober als Ehrengast
beim Galadiner des Lateinamerika-Tags des Außenwirtschaftsverbandes
Lateinamerika-Verein empfangen werden; Gespräche mit investitionswilligen
deutschen Unternehmern waren geplant. Darüber hinaus sollte Moreno in
Berlin nicht nur mit Bundespräsident Steinmeier, sondern auch mit
Bundeskanzlerin Angela Merkel zusammentreffen: Sein neoliberaler Kurs stößt
in Berlin auf Sympathie.

Massenproteste

Völlig anders beurteilt die Bevölkerung Ecuadors die Maßnahmen ihres
Präsidenten, der im April 2017 unter der Annahme gewählt worden war, er
werde die Politik seiner Partei und seines Amtsvorgängers Correa
fortsetzen. Seit Monatsbeginn eskalieren die Proteste gegen Moreno. Der
Auslöser war, dass die Regierung die Treibstoffsubventionen gestrichen hat;
dies ist eine Auflage nicht für einen chinesischen, sondern für einen 
IWF-Kredit an Quito in Höhe von 4,2 Milliarden US-Dollar gewesen, den der
Währungsfonds Ecuador im Februar gewährte und der Teil eines
Darlehenspakets von insgesamt rund zehn Milliarden US-Dollar ist. Der Preis
für Benzin ist dadurch um 25 Prozent, der Preis für Diesel sogar um 100
Prozent gestiegen. Zudem werden im öffentlichen Dienst Gehälter um 20
Prozent gekürzt sowie der Urlaub halbiert. Den Protesten von Taxi- und 
Lkw-Fahrern haben sich längst Bauern, indigene Organisationen und
Gewerkschaften angeschlossen. Präsident Moreno hat den Ausnahmezustand
verhängt, das Militär gegen die Demonstranten aufmarschieren lassen und nun
auch eine Ausgangssperre in Kraft gesetzt. Bereits jetzt sind fünf
Todesopfer zu beklagen; Hunderte wurden verletzt, rund 1.000 Demonstranten
sind festgenommen worden. Die Regierung zog zeitweise sogar aus Quito - die
Stadt liegt in Ecuadors indigen geprägtem Hochland - in die stärker weiß
dominierte Hafenstadt Guayaquil um, um den Demonstrationen zu entgehen. Ob
sich Berlins ecuadorianischer Hoffnungsträger gegen die Massenproteste im
Amt halten kann, ist noch nicht ausgemacht.


Anmerkungen:

[1] Wolf Grabendorff: Ecuador - Zwischenbilanz der "Bürgerrevolution". FES
Ecuador Perspektive, März 2013. 
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STANDPUNKT/894: Halle - auf dem rechten Auge blind (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 13. Oktober 2019

Halle: auf dem rechten Auge blind!



In Folge des rechtsradikalen Terroranschlags in Halle gibt es vermehrt
Zwischenrufe deutscher Politiker in den Medien, die Videospielen und
Videospielkultur eine Mitschuld einräumen.

Daniel Mönch, politischer Geschäftsführer der Piratenpartei kommentiert:
"Der rassistische Terroranschlag von Halle hat uns alle schwer getroffen.
Wieder einmal rechter Terror in Deutschland, wieder ist er gegen Juden und
Muslime gerichtet. Die Suche nach Erklärungen ist nach einem solchem
Terroranschlag verständlich. Es wäre zu begrüßen, wenn jetzt auch unbequeme
Wahrheiten angesprochen werden, um der nun wieder bestätigten rechten
Ideologie, die hinter dem Anschlag stand, entgegen zu treten."

"Anstatt erneut der rechten Szene zu signalisieren, dass sie in Deutschland
weitestgehend ungestört ihre Strukturen ausbauen und pflegen kann, sollten
endlich deutliche Zeichen gesetzt werden. Nicht haltlose Behauptungen über
Computerspiele sind gefragt, sondern klare Worte, dass nun deutlich mehr
Ressourcen zur Bekämpfung von Rechtsextremismus bereit gestellt werden,
allein um den Opfern gerecht zu werden. Stattdessen werden die gängigen
Nebelkerzen geworfen, wie die Verschärfung des NetzDG und Plattformen für
Computerspiele ins Visier zu nehmen. Die Zeit, um Unwissenheit zu
unterstellen, ist schon lange vorbei", ergänzt Sebastian Alscher,
Bundesvorsitzender der Piratenpartei.

Die Debatte muss jetzt geführt werden über Bekämpfung rechter Ideologie,
Vermittlung demokratischer Werte in den Schulen und eine Neuorganisation
der Sicherheitsbehörden, in denen immer wieder rechte Netzwerke auftauchen,
Die Reaktionen sehen leider ganz anders aus. Schon kurz nach der Tat
kündigt Justizministerin Lambrecht Verschärfungen beim NetzDG an. In
verschiedensten Medien sind Artikel zu lesen, die Videospielen und der
Videospielkultur eine Teilschuld an dem Anschlag geben. Das ZDF ging sogar
soweit, das bereits gelöschte Video des Attentats in einem Bild auf den
Twitch Kanal der DreamHack, eines der größten Gaming Event Veranstalters
[1], zu montieren.

"Nachdem bekannt wurde, dass der Attentäter Animemusik gespielt hat,
spricht nun der ehemalige oberste Verfassungsschützer Hans Georg Maaßen gar
von "Otaku-Terrorismus", frei nach dem Motto, was ich nicht kenne, ist mir
suspekt. Geraten nun nach den Gamern die Anime- und Mangafans in Verdacht?
Sind Weebs [Anm. d. Redaktion: Japanfans] unser Problem? Es ist
unglaublich, wie die Politik sich windet, um nicht zugeben zu müssen, dass
man jahrelang weggesehen hat, wie sich Neonazis, neue Rechte, Identitäre
und nationalistische Kampfsporttruppen vernetzen und mit der AfD nun auch
einen Arm in die Parlamente gefunden haben. Die Schuld hier bei harmlosen
Gamern oder Anime-Fans zu suchen wird der Situation nicht gerecht und
drängt die Falschen ins schlechte Licht", erklärt Daniel Mönch
abschließend.


Quellen/Fußnoten:

[1] twitter.com/heuteplus/status/1182586797240602624
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STANDPUNKT/893: Krieg in Nordsyrien - PIRATEN fordern Sanktionen gegen die Türkei (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 11. Oktober 2019

Krieg in Nordsyrien - PIRATEN fordern Sanktionen gegen die Türkei



Die Situation in Nordost-Syrien spitzt sich durch die völkerrechtswidrige
Invasion der Türkei auf syrisches Territorium zu. Eine klare und
konsequente Antwort der EU auf diese Entwicklung blieb bisher aus [1].

"Mit der bislang eingeschlagenen Appeasementpolitik wird man die Türkei
nicht aufhalten können. Hier muss hart und massiv sanktioniert werden.
Schon geringfügige Maßnahmen wie beispielsweise eine Reisewarnung für die
gesamte Türkei und gezielte Sanktionen (z.B. Verweigerung der Genehmigungen
für Rüstungsgüter und Ausrüstung für Waffensysteme) bieten, konsequent
durchgesetzt, gute Möglichkeiten für eine Deeskalation," kommentiert
Alexander Kohler, Themenbeauftragter für Außen- und Sicherheitspolitik.

Dass Sanktionen funktionieren und auch Wirkung zeigen, beweist das Beispiel
des von Russland verhängten Einreisestopps für russische Urlauber in die
Türkei nach dem Abschuss eines russischen Kampfjets an der 
türkisch-syrischen Grenze Ende 2015. Dieser zwang die Türkei, eine weitere
Provokation gegenüber Russland zu vermeiden [2].

Auch eskaliert die türkische Regierung den Streit um die bei Zypern
vermuteten Erdgasvorräte durch Entsendung starker Marineverbände und
Störmanöver in dieses Gebiet [3]. Die von der EU am 15. Juli gegen die
Türkei verhängten rein symbolischen Sanktionen zeigen bislang keine Wirkung
[4] .

Jetzt haben EU und NATO noch, gemeinsam mit Großbritannien, die Möglichkeit,
mit gezielten und wirkungsvollen Sanktionen die Türkei davon abzuhalten,
weiter an der Kriegsschraube zu drehen und damit dem sich abzeichnenden
Friedensprozess in Syrien ein Chance zu geben. Ein Ende des syrischen
Bürgerkriegs würde stabilisierend auf die Region Naher Osten und im östliches
Mittelmeer wirken.


Quellen/Fußnoten:

[1] www.spiegel.de/politik/ausland/syrien-angriff-ungarn-verhinderte-eu-warnung-an-tuerkei-a-1290758.html 

[2] de.wikipedia.org/wiki/Abschuss_einer_Suchoi_Su-24_der_russischen_Luftwaffe_2015#Russland

[3] www.nzz.ch/wirtschaft/zypern-stoermanoever-der-tuerkei-wegen-vermuteten-erdgasvorraeten-ld.1500164

[4] www.nzz.ch/international/tuerkei-entsendung-von-viertem-erkundungsschiff-nach-zypern-ld.1496301

 * 
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Dr. Werner Rügemer

Foto: © 2019 by Schattenblick



In den letzten zwanzig, dreißig Jahren hat sich unter der Decke des
Kapitalismus ein Systemwechsel mit weitreichenden Folgen für die
Gesellschaft vollzogen, warnt der Journalist und Buchautor Werner
Rügemer. Die Politik habe Finanzakteuren den Weg geebnet, die im
wachsenden Maß an Einfluß gewinnen und aus dem Hintergrund heraus
mehr und mehr die Geschicke von Staat und Gesellschaft lenken. Am 9.
Oktober 2019 hat Rügemer sein Buch mit dem Titel "Die Kapitalisten
des 21. Jahrhunderts. Gemeinverständlicher Abriß zum Aufstieg der
neuen Finanzakteure" (PapyRossa 2018) im Rahmen eines Vortrags mit
anschließender Fragestunde in der Werkstatt 3 in Hamburg vorgestellt.

Obgleich der auf Einladung der Hamburger Sektion von Attac und der
Rosa-Luxemburg-Stiftung eigens aus Köln angereiste 78jährige eine
Stunde lang ununterbrochen referierte, war das für ihn verglichen mit
dem Buch nur ein "kurzer Durchgang" zu der Frage, was sich "unter der
Decke des gegenwärtigen Kapitalismus geändert" und wer zu diesem
"Systemwechsel" beigetragen hat.

Zur Beschreibung und besseren Einordnung des scheinbar
undurchdringlichen Dickichts der Finanzwelt verwendet Rügemer eine
anschauliche Metapher und spricht von "Ligen". In der ersten Liga
spielen rund 50 Kapitalorganisationen wie Vanguard, State Street,
Wellington, Capital Group, Fidelity und BlackRock. Letztere wurde vor
25 Jahren gegründet und ist nach der Finanzkrise 2008 zum
weltgrößten Vermögensverwalter aufgestiegen. Dieser verwaltet heute
ein Vermögen von mehr als sechs Billionen Dollar. Zum Vergleich: Das
Bruttoinlandsprodukt der Bundesrepublik Deutschland 2018 liegt mit
3,68 Billionen Dollar deutlich darunter.

Zusammen mit anderen dieser obersten Liga ist BlackRock in allen 30
DAX-Konzernen vertreten sowie Großaktionär in den 600 bis 700 größten
deutschen Unternehmen. Das gleiche trifft auf andere Länder zu. Als
Berater nehmen diese Finanzakteure auch Einfluß auf Zentralbanken und
Regierungen. Manche ihrer Entwürfe werden sogar unmittelbar als
Gesetzestext übernommen. Nach Beginn der Finanzkrise 2008 erhielt
BlackRock unter US-Präsident Barack Obama einen Auftrag im Wert von
180 Mio. Dollar zur Aufstellung eines Plans zur Bankenrettung.
Dadurch gewann der Vermögensverwalter Einblicke in Geschäftspraktiken
und Bilanzen, an die er auf andere Weise wohl kaum so geschmeidig
herangekommen wäre.

In der zweiten Liga der Finanzakteure siedelt Rügemer rund 5.000
Private Equity Investoren (PEI) an, volkstümlich "Heuschrecken"
genannt. Diese Bezeichnung geht auf den früheren Vizekanzler und
SPD-Parteivorsitzenden Franz Müntefering zurück, in dessen Wahlkreis
der von einem Investor übernommene Armaturenhersteller Grohe
angesiedelt war. Laut Müntefering fallen die Investoren wie die
Heuschrecken ein, grasen ab und hauen unter Mitnahme der Gewinne
wieder ab. Diese Liga hat vorzugsweise die an keiner Börse notierten
Unternehmen ins Visier genommen. Blackstone, KKR, EQT, Permira,
Carlyle und anderen PEI ist es in den letzten 20 Jahren gelungen, gut
10.000 Mittelstandsfirmen aufzukaufen und zu verwerten. Im
Unterschied zu den Akteuren aus der ersten Liga bleiben sie nicht als
Eigentümer in den Firmen, sondern "planen schon beim Einstieg des
Kaufs den Exit".

Am Ende würden die Firmen abgeschrumpft, und Arbeitsplätze gingen
verloren, berichtete Rügemer, der bei aller inhaltlichen Fülle seiner
Schilderungen aus der Finanzwelt nie den Blick auf die häufig
verheerenden sozialen Folgen (Arbeitsplatzverluste, Mietenexplosion,
Verarmung) verliert. Als dritte Liga siedelt der Autor die besonders
aggressiv auftretenden Hedgefonds wie Bridgewater und Elliott an, die
nur an kurzfristigen Profiten interessiert sind und wirtschaftliche
Verwüstungen hinterlassen.

Wenn innerhalb von gut einem Jahrzehnt ein Unternehmen wie BlackRock
Großaktionär an 17.000 Unternehmen der westlichen Welt werden konnte
und dieser größte Vermögensverwalter auch nur "die Spitze des
Eisbergs" ist, dann steckt dahinter eine Entwicklung, die sehr viel
mehr öffentliche Aufmerksamkeit verlangt, als ihr gegenwärtig
zuteil wird. Obwohl bereits unter Angela Merkel einflußreich, wurde
BlackRock in Deutschland erst dann über die Fachwelt hinaus breiter
bekannt, als der Aufsichtsratsvorsitzende für BlackRock Deutschland,
Friedrich Merz, im Jahr 2018 scheinbar aus der Versenkung auftauchte
und sich für den CDU-Parteivorsitz bewarb. Bezogen auf eine mögliche
Kanzlerkandidatur des BlackRock-Türöffners für Deutschland sagte
Rügemer schmunzelnd: "Der Unterschied von Angela Merkel zu Friedrich
Merz als Kanzler wäre eigentlich nur der: Unter Merkel hat's keiner
gemerkt, und mit Merz weiß es jeder."

Auf seiten der USA war es Bill Clinton, der während seiner Amtszeit
als US-Präsident in den 1990er Jahren den Finanzakteuren an der Wall
Street zu mehr Bewegungsraum verhalf, unter anderem indem er die
Trennung von Investment- und Kundenbanken aufhob. Auf deutscher Seite
schloß sich die rot-grüne Bundesregierung unter Kanzler Gerhard
Schröder dieser Entwicklung an. Die Folgen sind heute spürbar. Der
Finanzkapitalismus hat die Dominanz des Industriekapitalismus
abgelöst. Neben den klassischen Banken entstanden Finanzakteure, die
nicht den gleichen Auflagen unterlagen und die auch von der
Verschärfung der Regulierungen und Gesetzen, die nach der globalen
Finanzkrise 2008 zur Kontrolle der Banken erlassen worden waren,
weitgehend unberührt blieben, obschon diese "Schattenbanken"
(Internationaler Währungsfonds - IWF) vieles von dem machen, was auch
Banken machen, erklärte Rügemer.

Die Akteure der Ligen sind auch aufs engste miteinander verflochten.
Beispielsweise hat Vanguard Anteile an BlackRock und umgekehrt.
"BlackRock & Co", wie Rügemer die großen Finanzakteure nennt, waren
auch bei der größten Firmenübernahme in der deutschen
Wirtschaftsgeschichte, Monsanto durch Bayer, auf beiden Seiten als
Großaktionäre vertreten. Weil so ein Deal gewinnträchtig ist, haben
BlackRock & Co mit einem Aktienanteil an Bayer von zusammen 40
Prozent die Fusion organisiert. Die 400.000 Kleinanleger des
Chemieriesen hingegen hätten nichts zu sagen. Dabei ist der
Fusionsprozeß selber bereits lukrativ, denn es mußte dabei viel
beraten und für Bayer ein großer Kredit in Höhe von 60 Mrd. Dollar
beschafft werden. In Folge der Firmenverschmelzung werden 12.000
Arbeitsplätze abgebaut, und "fortan kann das kleine Monopol die
Preise für die Produkte bestimmen", weil es keinen Wettbewerb mehr
gibt.

Der Bayer-Monsanto-Deal gab auch Anlaß zu Anmerkungen und Fragen aus
dem Publikum. BlackRock & Co sei nur an dem Sahnehäubchen
interessiert, nicht daran, wie der Kuchen zustande kommt, lautete eine
Erkenntnis. Wurde Monsanto den "dummen Deutschen" aufgedrückt?
Sollten die Klagen und Regreßansprüche gegen Monsanto durch die
Gewinne von Bayer abgesichert werden? Beides schloß Rügemer nicht
gänzlich aus, vertrat aber eher die Ansicht, daß sich Großaktionäre
wie BlackRock auch mal verzocken können.

Ergänzend zu dem, worüber auf der Veranstaltung gesprochen wurde, sei
hier angemerkt, daß noch nicht feststeht, daß Bayer über den Tisch
gezogen wurde. Die hiesige Wahrnehmung von Monsanto scheint zu sehr
auf den umstrittenen Wirkstoff Glyphosat des
Unkrautvernichtungsmittels Roundup verengt. Doch Bayer erwirbt
beispielsweise mit Monsantos Tochterunternehmen Climate Corporation,
das große Datenmengen gesammelt hat, die globale Führerschaft bei den
digitalen Tools für die zukünftige Landwirtschaft 4.0 und kann sich
damit als weltweiter Anbieter Nummer eins von Gesamtpaketen der
globalen Nahrungs- und Futtermittelproduktion positionieren. In
Verbindung mit einer großen Zahl an Patenten, die zu den vielen
eigenen Patenten hinzukommt, könnte ein Monopolist entstehen, der
systemrelevant ist, weil er eine wichtige gesellschaftliche Funktion
erfüllt.

BlackRock und Co. organisieren überall auf der Welt solche
Firmenübernahmen. Die Folgen sind bereits zu spüren, so Rügemer. Denn
die Kapitalorganisatoren erschaffen nichts Neues, sondern sie
schrumpfen die Volkswirtschaften ab. "Dadurch beginnt, was offiziell
zugestanden wird, die Rezession."

Ein Beispiel hierfür ist die Autobranche, einschließlich der
Zulieferindustrie. Die Innovationen finden heute in China statt,
während in Deutschland die Arbeitsplätze wegfallen. BlackRock & Co
haben die Gewinne mitgenommen und nichts in die Innovation gesteckt.
Was demnächst neu gebaut werden muß, wenn vermehrt Elektroautos
gebaut werden, wird in die osteuropäischen Niedriglohnländer
verlagert: "Diese extreme Gewinnentnahme durch die neuen Eigentümer
hat auch auf diese Weise zur Produktionsschrumpfung beigetragen",
sagte Rügemer. Der Internationale Währungsfonds beklage seit Jahren,
daß zu wenig in die Produktion investiert wird und das
Wirtschaftswachstum im Westen erlahmt, wohingegen es in China
mindestens sechs Prozent beträgt. Doch der IWF nenne BlackRock & Co
nicht beim Namen. Er warne nur unbestimmt, daß das "irgendwie"
passiere.

Die größte Datenverarbeitungskapazität der westlichen Welt befindet
sich ebenfalls in der Obhut von BlackRock und heißt Aladdin. Es
handelt sich dabei um einen Komplex aus einigen tausend miteinander
vernetzten Supercomputern, die im Nanosekundenbereich sämtliche
Wirtschaftsdaten der westlichen Hemisphäre verarbeiten. Alles, was
BlackRock kriegen könne, werde in die Datenbank eingespeist. "Wenn
diese automatisierten Datenverarbeitungsprogramme erfassen, daß die
Bayer-Aktie in Tokio drei Stellen hinter dem Komma mehr wert ist als
an der Börse von Mailand, dann wird automatisch gekauft und
verkauft", erläutert Rügemer eine zentrale Aufgabe dieses Systems.
Andere Unternehmen dürfen Aladdin ebenfalls nutzen, und auch
Zentralbanken greifen gern auf dessen Rechenkapazitäten und
-fähigkeiten zurück. Durch die Inanspruchnahme dieser Dienstleistung
begeben sie sich allerdings in eine gefährliche Abhängigkeit von
BlackRock, das immer mehr in die Rolle schlüpft, nicht mehr nur nach
vorgegebenen Regeln zu spielen, sondern die Regeln nach seinen
Wünschen aufzustellen.

Es gibt heute wohl keinen Wirtschaftsbereich, in dem das Finanzkapital
nicht Fuß gefaßt hat und versucht, die Richtung zu seinen Gunsten zu
bestimmen, angefangen von der traditionellen Industrieproduktion bis
zu gesellschaftlichen Grundfunktionen wie Wohnen. Rügemer will mit
seinem Buch - und so auch an diesem Abend - über diese Entwicklung
aufklären, in der Hoffnung, dazu beitragen zu können, daß der Trend
aufgehalten wird.

Die Folgen, was passiert, wenn das Finanzkapital die Herrschaft über
das Wirtschaftsgeschehen übernimmt, lassen sich aus der
Weltwirtschaftskrise von vor 90 Jahren ablesen, treffend beschrieben
durch den 1941 in Paris von der Gestapo getöteten ehemaligen
Finanzminister Rudolf Hilferding in seinem Buch "Das Finanzkapital"
(1910). Darin analysiert er die Bedeutung der kartell- und
monopolbildenden Banken, eine Rolle, die Rügemer heute BlackRock &
Co. zuweist. [1]

Die rund zweistündige Veranstaltung hat viele Fragen in dem Sinne
konstruktiv beantwortet, als daß darauf gegründet in der
Nachbereitung zu weitergehenden Fragen angeregt wurde. Wenn schon vor
über hundert Jahren das Wirken des Finanzkapitals kritisch analysiert
wurde, haben dann BlackRock & Co nicht eher einen Wandel denn einen
Wechsel des stets gleichen vorherrschenden Systems eingeläutet? Wird
zur Zeit das Wirtschaftssystem gewechselt oder findet mit dem durch
die technologische Weiterentwicklung der Digitalisierung überhaupt
erst ermöglichten Aufkommen globaler, kapitalstarker Finanzakteure
wie BlackRock & Co nicht vielmehr eine Qualifizierung einer
Entwicklung statt, deren Wurzeln weit zurückreichen - vielleicht
sogar in eine Zeit, in der es das Wort Digitalisierung noch nicht
gab, aber Menschen bereits an ihren Fingern abgezählt haben, was
ihnen im Rahmen einer Tauschökonomie zum Vorteil gereichen sollte?

Überhaupt stellt sich die Frage, ob man weiterhin von einem "System"
sprechen sollte, einem Begriff, mit dem die Unvereinbarkeit der
Interessen zwischen herrschenden und unterdrückten Gruppen, die von
Karl Marx als Klassen bezeichnet wurden, verschleiert wird? Worin
genau besteht der Unterschied zwischen den Kapitalisten des 20.
Jahrhunderts und denen des 21. Jahrhunderts? Schlägt die Summe an
Finanzkapital, das sich BlackRock & Co angeeignet hat und mit dem nun
jongliert wird, irgendwann in eine neue Qualität der Verfügungsgewalt
um?


Fußnote:

[1] https://www.blaetter.de/archiv/jahrgaenge/2016/oktober/blackrock-kapitalismus
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Mexiko

Oaxaca legalisiert Schwangerschaftsabbrüche

von Knut Hildebrandt



(Berlin, 8. Oktober 2019, poonal) - Das Parlament im südmexikanischen
Bundesstaat Oaxaca hat am 25. September Schwangerschaftsabbrüche bis
zur 12. Woche legalisiert. Damit ist Oaxaca nach Mexiko-Stadt der
zweite Bundesstaat Mexikos, in dem Abtreibungen ohne Angabe von
Gründen möglich sein werden.


Schwangerschaftsabbrüche in Zukunft straffrei

Mit 24 Ja- gegen zwölf Nein-Stimmen stimmten die Abgeordneten einer
Strafrechtsreform zu, nach der Schwangerschaftsabbrüche bis zur 12.
Woche straffrei sind. Über eine ebenfalls geplante Änderung der
Verfassung Oaxacas wurde allerdings nicht mehr abgestimmt. Aufgrund
eines von Abtreibungsgegner*innen verursachten Tumults auf der
Zuschauertribüne musste die Sitzung unterbrochen und die Abstimmung
verschoben werden. Bis Anfang Oktober fand sie noch nicht statt.

Geplant ist, den Verfassungsparagraphen über den "Schutz des Lebens ab
der Empfängnis" zu ändern. In Zukunft sollte der Schutz des Lebens ab
dem Zeitpunkt garantiert sein, zu dem der Fötus als Person angesehen
wird. Das wird von Abtreibungsbefürworter*innen als wichtig angesehen,
um das Recht auf Abtreibung zu garantieren.


Gegner*innen versuchen Inkrafttreten zu verhindern

Nach der Änderung des Strafrechts in Bezug auf Abtreibungen kündigte
die konservative Abgeordnete Mendoza Sánchez an, gegen die Reform vor
dem Obersten Gerichtshof zu klagen. Befürworter*innen der Reform gehen
davon aus, dass das Gericht die Verfassungsmäßigkeit der Änderung
bestätigen wird. Das hat es auch vor zwölf Jahren getan, als
Schwangerschaftsabbrüche in Mexiko-Stadt legalisiert wurden. Davon
abgesehen, sei die Änderung des Strafrechts vollkommen ausreichend, um
Abtreibungen in Oaxaca zu legalisieren, sagt Maira Morales Aldás vom
"Netzwerk für sexuelle und reproduktive Rechte". Die Organisation
fordert den konservativen Gouverneur Oaxacas auf, das Gesetz umgehend
in Kraft zu setzen. Erst dann dürfen Gesundheitseinrichtungen den
legalen und straffreien Schwangerschaftsabbruch gewähren. Dagegen
laufen religiöse Gruppen und selbst ernannte "Lebensschützer*innen"
Sturm.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/oaxaca-legalisiert-schwangerschaftsabbrueche/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
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Chile

Wohnungslose organisieren sich und besetzen ein Stück Land

von Andrés Figueroa Cornejo
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(Santiago de Chile, 19. September 2019, anred) - "Eigentlich brauchen
wir alles", sagt María Soledad, während ihr ein Sonnenstrahl über eine
Plastikplane hinweg ins Gesicht fällt. Seit dem 1. September beteiligt
sie sich an der Landbesetzung "Violeta Parra" in Cerro Navia, am
Stadtrand von Santiago de Chile. Zusammen mit María haben rund 400
Familien ein Grundstück auf der Farm Santa Elvira besetzt. Die
Vertreter*innen des Besetzungskomitees haben sich bereits mit dem
Gemeinderat sowie dem staatlichen Dienst für Wohnungswesen und
Stadtplanung, Serviu, getroffen. Auch zuständigen Institutionen wurden
benachrichtigt.

María erzählt, dass ihre Eltern, "genauso wie die meisten Menschen
hier, ihre Häuser durch die Besetzungen von Brachland errichtet haben.
So entstand die Gemeinde Cerro Navia". María ist praktisch Invalidin
und arbeitet, wie viele der obdachlosen Besetzer*innen, auf freien
Märkten. Eigentlich habe sie Kassiererin gelernt, "aber niemand stellt
mich ein, weil ich mich nur mit einer Gehhilfe bewegen kann."

Juan Caripán kämpft unermüdlich. Er ist Gewerkschaftsführer,
konsequenter Umweltschützer, Koordinator der Violeta Parra-Besetzung
und städtischer Mapuche, der den Prozess der Autonomie und der
(Wieder-)Aneignung des Mapuche-Territoriums begleitet. Juan wirkt
streng, aber offen und herzlich, wie der geborene Organisator. Er ist
bereits eine Autorität, auch unter denen, die ihn haben aufwachsen
sehen. Er ist ein unverbesserlicher Leser, schreit nie, doch aus
seiner beruhigender Stimme sprechen tiefgehende Überzeugungen.

"Den ersten Konflikt hatten wir mit den Verwaltern des Anwesens, die
versucht haben, uns illegal und mit Gewalt zu vertreiben. Das führte
zur sofortigen Verhaftung einiger von uns, aber das haben wir genutzt
um über die Besetzung zu informieren", erzählt Juan. "Es gibt viele
Organisationen von Wohnungslosen hier in der unmittelbaren Umgebung,
die Teil der Besetzung werden wollen. Das verstehen wir natürlich. Da
ist einmal die Gemeindeunion (Union Comunal) der Bewohner*innen von
Cerro Navia, in der etwa 1000 Familien (4000 Personen)
zusammengeschlossen sind, sowie ein Mapuche-Komitee, dem etwa 500
Familien angehören. Diese Situation muss noch gelöst werden."*


Wie funktioniert die interne Kommunikation?

"Allmählich kommen wir voran. Alle sozialen Initiativen haben im
Verlauf ihres Bestehens Schwierigkeiten, die wir überwinden müssen.
Zum Beispiel erstellen wir im Plenum durch demokratische Wahl einen
Arbeitsplan und bestimmen verantwortliche Personen. Oft passiert es
aber, dass die Abmachungen durch persönliche Verantwortungslosigkeiten
nicht eingehalten werden."


Mit wem verhandelt ihr über das Land?

"Wir würden gerne mit den Eigentümern verhandeln, aber die sind hier
noch nicht einmal aufgetaucht. Momentan gibt es einen gemeinsamen
Arbeitstisch mit der Gemeinde und mit dem staatlichen Dienst für
Wohnungswesen und Stadtplanung, der auch bei einigen unserer Treffen
schon anwesend war. Mit dem Serviu gibt es bereits einen vereinbarten
Plan zur Eintragung in das Kataster, zur Registrierung der Haushalte
und zum Eintragen beim Wohnungsministerium. Sowohl mit der Gemeinde
als auch mit dem Serviu haben wir über die formalen Abläufe bei der
Beantragung von Wohnraum gesprochen. Das ist das, was wir machen
können, da wir wissen, dass es in Chile keine konkrete Politik für
menschenwürdigen sozialen Wohnungsbau gibt. "

Juan Caripán erinnert sich, dass die Gemeinde Cerro Navia, wie der
größte Teil der Peripherie von Santiago, aus Landbesetzungen
entstanden ist. "Hier gibt es sozusagen eine Tradition von
Landbesetzungen angesichts der Notwendigkeit, ein Dach über dem Kopf
zu haben. Ein Stück weiter lebte zum Beispiel der "Luchín" aus dem
Lied von Víctor Jara. Diese Gegend ist dafür bekannt, dass sich die
Bewohner*innen durch gemeinschaftliche Organisation und aus eigenen
Mitteln ihren Wohnort erschaffen."

Yordy Hormazábal Mena ist müde davon, den Boden zu ebnen. Er arbeitet
auf dem besetzten Gelände, damit seine Mutter und sein Bruder ein Haus
bekommen. "Ich habe lange auf der Straße gelebt und bin jetzt in einem
Programm zur Drogenrehabilitation in einer anderen Gemeinde.
Tatsächlich hilft es mir auch bei der Entgiftung, Aufgaben in der
Besetzung zu übernehmen. Für mich hat sich einiges verändert, seitdem
ich hier bin." Auf die Frage, was sie brauchen, antwortet er:

"Unterstützung in unserem Kampf. Das Leben hat mich gelehrt, dass wir
nichts erreichen, wenn wir nicht kämpfen, nicht protestieren. Die
Behörden, die Politik, dieses ganze beschissene Land denkt nur an all
seinen Größenwahn, niemals an uns. "

Yovanka Quizoz Gatica, die Vorsitzende des Komitees "Nuevo Comienzo",
geht hier ein und aus. Einige Familien sitzen rund um ein Brett mit
einer Tischdecke darauf und essen, als sie, mit Ölspritzern übersät,
die Küche verlässt. "Ich bin von Anfang an dabei, viele Monate, bevor
wir uns das Gelände genommen haben.", sagt Yovanka, während sie sich
ihre Schürze umbindet. "Diese ganze Entwicklung ist neu für mich.
Vielleicht finde ich deshalb viele Dinge schwierig." Sie ist allein
erziehende Mutter, führt einen Haushalt und arbeitet zusätzlich auf
verschiedenen Märkten der Gemeinde. "Wir haben hier alle einen
unterschiedlichen Charakter, unterschiedliche Meinungen, aber mit den
Nachbar*innen lösen wir die Dinge, weil wir mit einander sprechen."


Was wird jetzt am dringendsten benötigt?

"Lebensmittel, Materialien zum Bau von Häusern, vielleicht auch einen
Ort für das Komitee. Das heißt, Holz, Nägel, Hämmer und Sägen. Auf der
anderen Seite haben wir hier in der Besetzung gesehen, dass wir Frauen
stärker sind als die Männer. Wir Frauen zögern nicht, nachts Wache zu
halten, auch mit den Kindern. Wegen all den Gefahren von außen.
Tatsächlich haben sie uns schon Drohnen und Polizeihubschrauber
geschickt, sind damit über Besetzung geflogen. Aber Druck zu machen
ist für uns der einzige Weg, um ein Zuhause zu bekommen. Wir haben
nicht das nötige Geld, dass von uns gefordert wird, um auf offiziellem
Wege einen Wohnort zu beantragen. Nicht einmal wenn wir uns
verschulden, reicht das, um einen Antrag einzureichen. Die Häuser in
Chile sind super teuer. Und meins stelle ich mir mit drei
Schlafzimmern vor: eines für meinen Sohn, eines für meine Tochter und
eines für mich, hier, an diesem Ort, mit Nachbar*innen, die sich
unterstützen und die respektvoll miteinander umgehen."

Die Sonne senkt sich in Cerro Navia, Barrancas. Für das Plenum am
Abend müssen sie sich noch vorbereiten und auch die Wachablösungen
müssen organisiert werden. Wie schwingende Halstücher hängen die
Flaggen von Chile, Wallmapu und Haiti an den Zeltplanen. Ein alter
Mann erholt sich, nachdem er pausenlos Holz und Plastik
zusammengehämmert hat. Der Himmel färbt sich rot.

* Am 24. September hat sich eine Gruppe Mapuche auf einem benachbarten
Grundstück niedergelassen, wurde aber in der darauf folgenden Nacht
von der Polizei geräumt. Der Koordinierungsrat der Besetzung "Violeta
Parra" kritisierte [1] in scharfen Worten, dass diese weitere
Besetzung nicht abgesprochen gewesen sei; die Mapuche-Familien hätten
sich von ihrem Anführer Bernardino Cariceo [2] benutzen lassen. Dieser
habe nur persönlichen Nutzen aus der Besetzung ziehen wollen (Anm. der
Redaktion).


Anmerkungen:

[1] https://kaosenlared.net/chile-dirigentes-de-toma-de-terreno-violeta-parra-de-cerro-navia-denuncian-maniobra-politica-para-desalojarlos/

[2] https://www.emol.com/noticias/Nacional/2019/09/25/962157/Operativo-policial-desalojo-toma-mapuche.html


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/urbanes-leben/wohnungslose-organisieren-sich-und-besetzen-ein-stueck-land/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.
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KIND/202: Wie viel ist uns gute Kita-Qualität wert? (idw)


FernUniversität in Hagen - 09.10.2019

Wie viel ist uns gute Kita-Qualität wert?



Das Ländermonitoring Frühkindliche Bildungssysteme der Bertelsmann
Stiftung ist zum ersten Mal in Zusammenarbeit mit der FernUniversität in
Hagen erschienen.

Wie hat sich die Anzahl der pädagogischen Kita-Fachkräfte in Deutschland
in den vergangenen Jahren entwickelt und wie sind diese qualifiziert? Für
wie viele Kinder sind die Kita-Fachkräfte zuständig? Wie viel Zeit wird in
Kindertageseinrichtungen für Leitungsarbeit zur Verfügung gestellt? Welche
Unterschiede existieren zwischen den Bundesländern? Antworten auf diese
und eine Vielzahl weiterer zentraler gesellschafts- und
bildungspolitischer Fragen bietet das Ländermonitoring Frühkindliche
Bildungssysteme der Bertelsmann Stiftung. Dieses ist zum ersten Mal in
Zusammenarbeit mit der FernUniversität in Hagen erschienen. Das Lehrgebiet
Empirische Bildungsforschung kooperiert unter Leitung von Prof. Dr. Julia
Schütz seit September 2018 mit der Bertelsmann Stiftung.

Kita-Qualität ist nicht kindgerecht

Die im Ländermonitor und -report Frühkindliche Bildungssysteme 2019
dargestellten Auswertungen der amtlichen Kinder- und Jugendhilfestatistik,
die von der FernUniversität in Hagen durchgeführt wurden, zeigen: Es hat
zwar eine quantitative Zunahme des pädagogischen Personals in Kitas
stattgefunden. Jedoch ist weiterhin eine deutliche Verbesserung des
Personalschlüssels erforderlich, um Qualität und eine kindgerechte
Bildung, Erziehung und Betreuung gewährleisten zu können. Ungünstige
Personalschlüssel sorgen dafür, dass in zahlreichen Kitas nicht
kindgerecht gearbeitet werden kann. Die aktuelle Personalsituation in den
Einrichtungen belastet neben der Kita-Qualität zudem auch die
Erzieherinnen und Erzieher. Darüber hinaus erschweren es die
Arbeitssituation und die strukturellen Rahmenbedingungen der Fachkräfte,
mehr Menschen für den Beruf zu begeistern.

Zentrales strukturelles Qualitätsmerkmal von Kitas ist der
Personalschlüssel. Nach Empfehlung der Bertelsmann Stiftung sind für eine
gute Kita auch bundeseinheitliche Standards für eine professionelle
Leitungsausstattung, berufsbegleitende Beratung sowie Aus-, Fort- und
Weiterbildung der Fachkräfte wichtig.

Auswertung der Daten

Seit 2008 berichtet das Ländermonitoring Frühkindliche Bildungssysteme der
Bertelsmann Stiftung über den Status quo und die Entwicklung der
frühkindlichen Bildung, Betreuung und Erziehung in Deutschland. Grundlage
des jährlich aktualisierten Monitorings sind unter anderem Auswertungen
von Daten der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder aus der
Kinder- und Jugendhilfestatistik. Die diesjährigen Berechnungen wurden auf
Grundlage des zwölf Jahre bestehenden Ländermonitorings Frühkindliche
Bildungssysteme von Julia Schütz und ihren wissenschaftlichen
Mitarbeiterinnen Jana Viola Frings und Felicitas Kempf vorgenommen.

Redaktion: Carolin Annemüller


Weitere Informationen unter:

https://www.fernuni-hagen.de/bildungswissenschaft/empirische-bildungsforschung/

- Lehrgebiet Empirische Bildungsforschung

https://www.laendermonitor.de/de/startseite/

- Ländermonitor Frühkindliche Bildungssysteme

https://www.laendermonitor.de/de/publikationen/detail/did/laenderreport-fruehkindliche-bildungssysteme-2019/

- Länderreport Frühkindliche Bildungssysteme

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution151

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FernUniversität in Hagen, 09.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/333: Europa muss sich aktiver für den Schutz von Flüchtlings- und Migrantenkindern einsetzen (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

Europa muss sich aktiver für den Schutz von Flüchtlings- und
Migrantenkindern einsetzen

Laut aktuellem UNHCR-Bericht "Desperate Journeys" müssen Europäischen
Staaten geflüchtete Kinder besser schützen; Über 8.000 Kinder in
Aufnahmezentren auf den griechischen Inseln



Die europäischen Staaten müssen sich verstärkt darum bemühen, Flüchtlings-
und Migrantenkinder zu schützen, die nicht nur schwierige und gefährliche
Wege hinter sich haben, sondern auch in Europa weiterhin Risiken und
Schwierigkeiten ausgesetzt sind. Dazu gehören fehlende bzw. unsichere
Unterkünfte, falsche Registrierung als Erwachsene und mangelnde,
unangemessene Betreuung.

In dem heute veröffentlichten UNHCR-Bericht "Desperate Journeys" (auf
Deutsch etwa "Verzweifelte Überfahrten") heißt es, dass von Januar bis
September 2019 rund 81.000 Menschen über das Mittelmeer nach Europa kamen
(103.000 waren es im gleichen Zeitraum 2018). Mehr als ein Viertel der
Ankommenden sind Kinder, viele von ihnen sind unbegleitet oder wurden von
ihren Eltern getrennt.

"Diese Kinder sind häufig vor Konflikten geflohen, haben Familienmitglieder
verloren, waren monatelang oder sogar jahrelang unterwegs und haben auf
ihrem Weg häufig Schreckliches erlitten, aber ihr Leiden hört nicht an der
Grenze auf", sagte Pascale Moreau, Direktorin des UNHCR-Europabüros. "In
ganz Europa werden insbesondere unbegleitete Kinder häufig in großen
Zentren mit minimaler Aufsicht untergebracht, wodurch sie weiterem
Missbrauch, Gewalt und psychischen Belastungen ausgesetzt werden und das
Risiko steigt, dass sie weiterziehen oder verschwinden."

Griechenland hat in diesem Jahr die meisten Ankünfte im Mittelmeerraum
verzeichnet, mehr als Spanien, Italien, Malta und Zypern zusammen. Bisher
sind fast 13.000 Kinder auf dem Seeweg nach Griechenland gekommen, darunter
fast 2.100 unbegleitete Kinder. Sie stammen aus Afghanistan, Syrien und
anderen Ländern, die von Konflikten und Gewalt betroffen sind. Die
Bedingungen in den überfüllten Aufnahmezentren auf den griechischen 
Ägäis-Inseln, in denen diese Kinder untergebracht werden, sind äußerst
besorgniserregend.

Die griechischen Behörden haben Maßnahmen angekündigt, um die Zahl der
Menschen in den Zentren zu reduzieren und es gibt positive Entwicklungen,
wie die Unterbringung von Kindern in Pflegefamilien. Bis Ende September
befanden sich die meisten unbegleiteten Kinder in Griechenland jedoch immer
noch in ungeeigneten Unterkünften. Angesichts der extrem riskanten
Bedingungen, denen sie ausgesetzt sind, appelliert UNHCR an die
europäischen Staaten, als Zeichen der Solidarität, Plätze für die
Umsiedlung der Kinder zur Verfügung zu stellen und die Verfahren zur
Familienzusammenführung zu beschleunigen.

Obwohl es in ganz Europa viele positive Entwicklungen zur Verbesserung des
Schutzes von Kindern gegeben hat, weist der Bericht darauf hin, dass mehr
getan werden muss, um jene Herausforderungen anzugehen, denen sich Kinder
weiterhin gegenübersehen. UNHCR fordert die europäischen Staaten auf,
Kinder bei der Einreise nicht zu inhaftieren, ausgebildete Vormünder oder
SozialarbeiterInnen zu ernennen und sicherzustellen, dass Flüchtlings- und
Migrantenkinder Zugang zu Bildung erhalten. Darüber hinaus braucht es
ganzheitliche und multidisziplinäre Methoden, um das Alter eines Kindes
festzustellen.

Durch die in diesem Bericht vorgeschlagenen Maßnahmen können Staaten den
Schutz für Flüchtlings- und Migrantenkinder verbessern und besser
bestimmen, wie das Kindeswohl am besten gewahrt werden kann, wozu auch
Lösungen außerhalb Europas zählen können.



Der Bericht ist abrufbar unter: 

https://data2.unhcr.org/en/documents/details/71723 (Deutsch)

https://data2.unhcr.org/en/documents/details/71703 (Englisch)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

UNHCR-Vertretung für Deutschland

Büro Berlin, Zimmerstraße 79/80. 10117 Berlin

Telefon +49 (0)30 - 202 202 0, Telefax +49 (0)30 - 202 202 20

E-Mail: gfrbe@unhcr.org

Internet: www.unhcr.de
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VORTRAG/2353: Halle - Wie viel Demokratie braucht Europa?, 17. Oktober 2019


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina

Wie viel Demokratie braucht Europa? Leopoldina und IWH starten neue
Veranstaltungsreihe



Ob Brexit, Eurokrise oder der Streit um Migration: Angesichts der
politischen Spannungen in Europa stellt sich die Frage, wie die Zukunft
der Europäischen Union gestaltet werden soll. Darüber wollen wir mit dem
Publikum und Persönlichkeiten aus Politik und Wissenschaft in einer neuen
Veranstaltungsreihe diskutieren: Die "Europa-Debatte", gemeinsam
organisiert von der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina und
dem Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH), rückt in jeder
Ausgabe ein eigenes Thema in den Fokus.

"Europa-Debatte: Wie viel Demokratie braucht Europa?"

Auftakt der neuen Veranstaltungsreihe der Nationalen Akademie der
Wissenschaften Leopoldina und des Leibniz-Instituts für
Wirtschaftsforschung Halle (IWH)

Donnerstag, 17. Oktober 2019, 18.00 Uhr

Leopoldina

Jägerberg 1, 06108 Halle

Zum Auftakt am 17. Oktober steht die Frage im Mittelpunkt, ob die
demokratische Willensbildung innerhalb der EU verbessert werden sollte -
und wenn ja, wie. Die Debatte bestreiten der renommierte Historiker und
Mitglied der Leopoldina Prof. Dr. Jürgen Kocka (Wissenschaftszentrum
Berlin für Sozialforschung), die Politikwissenschaftlerin Prof. Dr. Eva
Heidbreder (Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg) und Sven Schulze,
Europaparlamentarier aus Sachsen-Anhalt. Moderiert wird die Diskussion von
Dr. Anna Sauerbrey, Mitglied der Chefredaktion des Tagesspiegel. Das
Publikum ist eingeladen, mit den Gästen auf dem Podium ins Gespräch zu
kommen und im Anschluss bei einem Imbiss die Debatte zu vertiefen.

Die Veranstaltung ist öffentlich, der Eintritt ist frei. Um eine Anmeldung
bis zum 16. Oktober wird gebeten.


Weitere Informationen unter:

http://www.leopoldina.org/veranstaltungen/veranstaltung/event/2732/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, 11.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AGRAR/1864: Landwirtschaft im Abschwung (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

Konjunkturbarometer Agrar bestätigt schlechte Stimmung in der
Landwirtschaft

Rukwied: Landwirtschaft im Abschwung



Die Stimmung in der Landwirtschaft ist so schlecht wie lange nicht
mehr. Dies belegen die aktuellen Zahlen des Konjunkturbarometers
Agrar. Bereits in den vorherigen Erhebungen im März und Juni dieses
Jahres hatte sich die Stimmung in der Landwirtschaft deutlich
eingetrübt. Laut der aktuellen, repräsentativen Umfrage hat sich die
wirtschaftliche Stimmungslage der Betriebe nun allerdings noch einmal
erheblich verschlechtert. "Diese Ergebnisse sind ein sehr deutlicher
Beleg für die schwierige wirtschaftliche Situation und eine
hochgradige Verunsicherung der Landwirte. Die deutsche Landwirtschaft
befindet sich klar im Abschwung. Wir Bauern brauchen verlässliche
Rahmenbedingungen, damit wieder Zukunftsinvestitionen getätigt werden
können", sagt der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim
Rukwied.

Der Index, den diese Umfrage ermittelt hat, fasst die Einschätzungen
der aktuellen wirtschaftlichen Lage und der Erwartungen der Landwirte
zusammen. Er ist von 20,4 Punkten im Juni auf 10,5 Punkte im September
gefallen und liegt damit erheblich unter den Werten der letzten beiden
Jahre. Dies drückt sich auch bei den Investitionsplanungen der Bauern
aus: Nur 30 Prozent von ihnen wollen in den kommenden sechs Monaten
investieren. Besonders die Investitionen in Tierwohl fördernde Ställe
bleiben sehr verhalten. Die Liquiditätslage der Betriebe hat sich
ebenfalls seit Juni verschlechtert. Durch die schwierigen
Witterungsverhältnisse in diesem Sommer ist besonders in vielen
Betrieben im Osten Deutschlands die Liquidität sehr angespannt.
Während die Einschätzungen der aktuellen wirtschaftlichen Situation
der Veredlungsbetriebe noch relativ positiv ausfällt, fällt sie bei
den Acker- und Futterbaubetrieben deutlich schlechter aus. Besonders
die Erwartungen an die künftige wirtschaftliche Lage haben sich bei
allen Betriebsformen deutlich verschlechtert. Weitere dämpfende
Einflüsse waren in den letzten Monaten die Entwicklung der Getreide-,
Milch-, Schweine- und Rinderpreise, häufig die Enttäuschung über die
Ernteergebnisse sowie die nationale und EU-Agrarpolitik.

Das Konjunktur- und Investitionsbarometer Agrar wird vierteljährlich
im Auftrag des DBV, des VDMA Fachverbandes Landtechnik und der
Landwirtschaftlichen Rentenbank in einer repräsentativen Umfrage
ermittelt. Zur aktuellen Runde im September 2019 befragte dazu das
Marktforschungsinstitut Produkt + Markt 852 Landwirte in ganz
Deutschland.


Konjunkturbarometer Agrar Sept. 2019 

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=720963

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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UNTERNEHMEN/2793: VW - aus dem Betrieb ... (Lars Hirsekorn)


Kein Volkswagenstandort im Kriegsland Türkei!

Offener Brief an die Mitglieder des Aufsichtsrates der Volkswagen AG aus
Politik und Gewerkschaft

von Lars Hirsekorn, 11. Oktober 2019



Dr. Bernd Althusmann, Niedersächsischer Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Digitalisierung

Jörg Hofmann, Industriegewerkschaft Metall

Johan Järvklo, Generalsekretär des Europäischen und des

Weltkonzernbetriebsrats der Volkswagen AG

Ulrike Jakob, Stellv. Vorsitzende des Betriebsrats der Volkswagen AG Werk
Kassel

Peter Mosch, Vorsitzender des Gesamtbetriebsrats der AUDI AG

Bertina Murkovic, Vorsitzende des Betriebsrats Volkswagen Nutzfahrzeuge

Bernd Osterloh, Vorsitzender des Gesamt- und Konzernbetriebsrats der
Volkswagen AG

Conny Schönhardt, Gewerkschaftssekretärin beim IG Metall Vorstand, StSt
Strategische und Politische Planung

Athanasios Stimoniaris, Vorsitzender des Konzernbetriebsrats der MAN SE und
des SE-Betriebsrats

Stephan Weil, Niedersächsischer Ministerpräsident

Werner Weresch, Vorsitzender des Gesamt- und Konzernbetriebsrats der Dr.
Ing. h. c. F. Porsche AG


Sehr geehrte Damen und Herren,

Bezug nehmend auf den Artikel der Braunschweiger Zeitung vom 08. Oktober
2019, fordere ich Sie auf, der Gründung eines Volkswagenwerkes in der
Türkei nicht zuzustimmen.

Volkswagen würde gut daran tun seine Standortentscheidung zu revidieren.
Die Regierung von Präsident Erdogan war ja schon des öfteren wegen
Korruption und Vetternwirtschaft ins Visier der Behörden in der Türkei
geraten. Gelöst wurden diese Vorwürfe im Normalfall durch Austausch der
Richter und Staatsanwälte. Wenn Herr Dies mit solch einem Präsidenten
tatsächlich persönlich hinter verschlossenen Türen verhandelt hat, ist das
nicht besonders klug, von einem Mann der im Glashaus sitzt. Zudem
unterstützt Volkswagen damit tatsächlich die Kriegspolitik Ankaras. Erdogan
braucht nichts dringender als Wirtschaftliche Stabilität, um seine
schmutzigen Kriege führen zu können. Genau dazu trägt VW aber mit seiner
Standortwahl bei. Ohne die Investitionen aus dem Ausland und hier
insbesondere das viele Geld aus Deutschland, wäre der Krieg nicht mehr
möglich. Mit der Entscheidung erleidet VW auch einen weiteren
erheblichen Imageschaden, was die Aufsichtsratsmitglieder aus Politik und
Gewerkschaft dazu bringen sollte, diese abzulehnen. Die Behauptung man
würde ja den Menschen im der Türkei mit dem Werk helfen ist genauso falsch,
wie die Aussage bei Olympia 1936 wäre es um den Sport gegangen. Sie können
nicht so tun, als wäre das ein ganz normaler Wirtschaftsstandort. Die
Internationalen Proteste gegen den Krieg zeigen, das Volkswagen auch im
eigenen Interesse nicht gut daran tut, dieses Regime zu stabilisieren.

Ich fordere Sie auf, öffentlich gegen diese Standortentscheidung Stellung
zu beziehen.

Mit besten Grüßen

Lars Hirsekorn

Mitarbeiter am Standort Braunschweig

Braunschweig 10. Oktober 2019

 * 

Quelle:

Offener Brief an die Mitglieder des Aufsichtsrates der Volkswagen AG aus Politik und Gewerkschaft
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UNTERNEHMEN/2792: Entwicklung einer Familienstrategie sichert Überleben von Familienunternehmen (idw)


Universität Witten/Herdecke - 11.10.2019

Entwicklung einer Familienstrategie sichert Überleben von
Familienunternehmen

Wittener Institut für Familienunternehmen (WIFU) veröffentlicht
Praxisleitfaden zur Familienstrategieentwicklung in Unternehmerfamilien



Wie gelingt es, ein Familienunternehmen strategisch erfolgreich am Markt
zu positionieren und über mehrere Generationen zu erhalten, ohne dass die
Unternehmerfamilie zerbricht? Welche Strukturen gewährleisten am ehesten
ein dauerhaftes Miteinander von Firma und Familie? Mehr und mehr setzt
sich die Erkenntnis durch, dass eine sorgfältig ausgearbeitete und
anpassungsfähige Familienstrategie ebenso wichtig ist wie die
Unternehmensführung. Der neue WIFU-Praxisleitfaden möchte Mitglieder aus
Unternehmerfamilien dabei unterstützen, sich mit der eigenen
Familienstrategie strukturiert auseinanderzusetzen und diese kritisch zu
reflektieren. Gleichzeitig gibt er Anregungen für Anpassungen und
Weiterentwicklungen, die dem Zusammenspiel von Familienunternehmen und
Unternehmerfamilie förderlich sind.

"In unseren neuen Leitfaden sind die Erkenntnisse aus mehr als 20 Jahren
Forschung und Praxistransfer am WIFU zum Thema Family Governance
eingeflossen", erläutert Prof. Dr. Tom A. Rüsen, Geschäftsführender
Direktor des WIFU und Co-Autor des Praxisleitfadens. "Neben einem
theoretischen Rahmen, dem Wittener Prozessmodell zur
Familienstrategieentwicklung, werden zentrale Fragestellungen zur
Überlebenssicherung gestellt und Beispiele aus Familienverfassungen
geliefert. Wir gehen davon aus, dass Unternehmerfamilien, die sich mit der
Entwicklung einer Family Governance beschäftigen, hilfreiche Anregungen
und Orientierungen bekommen."

Der Praxisleitfaden "Familienstrategieentwicklung in Unternehmerfamilien"
steht in der umfangreichen Online-Bibliothek des WIFU
(www.wifu.de/bibliothek) zum kostenlosen Download bereit. Weitere
Informationen erhalten Interessierte bei Dr. Ruth Orenstrat unter der
Telefonnummer +49 2302 926-506 oder per E-Mail (Ruth.Orenstrat@uni-wh.de).


Über uns:

Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982 eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit über 2.600 Studierenden in den Bereichen Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen Alma
Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

Das Wittener Institut für Familienunternehmen (WIFU) der
Wirtschaftsfakultät der Universität Witten/Herdecke ist in Deutschland der
Pionier und Wegweiser akademischer Forschung und Lehre zu Besonderheiten
von Familienunternehmen. Drei Forschungs- und Lehrbereiche -
Betriebswirtschaftslehre, Psychologie/Soziologie und Rechtswissenschaften
- bilden das wissenschaftliche Spiegelbild der Gestalt von
Familienunternehmen. Dadurch hat sich das WIFU eine einzigartige Expertise
im Bereich Familienunternehmen erarbeitet. Ein exklusiver Kreis von rund
75 Familienunternehmen macht dies möglich. So kann das WIFU auf Augenhöhe
als Institut von Familienunternehmen für Familienunternehmen agieren. Mit
derzeit 18 Professoren leistet das WIFU seit mehr als 20 Jahren einen
signifikanten Beitrag zur generationenübergreifenden Zukunftsfähigkeit von
Familienunternehmen.

Ergänzende Informationen finden Sie im Internet unter:

www.wifu.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke, 11.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





FAMILIENRECHT/225: Alleiniges Sorgerecht oder Handlungsvollmacht? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 14. Oktober 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Alleiniges Sorgerecht oder Handlungsvollmacht?



Frankfurt/Berlin (DAV). Verfügt ein Elternteil bereits über eine
Vollmacht zur Ausübung des Sorgerechts, kann damit unter Umständen die
Übertragung des alleinigen Sorgerechts unnötig sein. Das
grundgesetzlich geschützte elterliche Sorgerecht hat ein hohes
Gewicht, betont die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) mit Blick auf eine Entscheidung des
Oberlandesgerichts Frankfurt am 27. Februar 2019 (AZ: 8 UF 61/18).

Die biologischen Eltern teilen sich das Sorgerecht für den Sohn. Das
Aufenthaltsbestimmungsrecht hat die Mutter, der Vater hatte dem
zugestimmt. Das Kind lebt bei seiner Mutter und deren Ehemann. Die
Mutter forderte das alleinige Sorgerecht. Die Vollmacht zur Ausübung
des Sorgerechts, die ihr der Vater erteilt habe, reiche nicht aus.

Vor Gericht hatte die Frau keinen Erfolg. Das Gericht sah keinen Grund
für die Übertragung des Sorgerechts auf nur einen Elternteil und wies
unter anderem darauf hin, dass das elterliche Sorgerecht
grundgesetzlich geschützt sei.

Die Vollmacht des biologischen Vaters sei ausreichend. Es gebe auch
keine Anhaltspunkte dafür, dass der Vater diese widerrufen würde. Zwar
bestehe zwischen den Eltern ein massiver Kommunikationskonflikt, der
gemeinsame Entscheidungen kaum möglich mache, aber er gehe nicht
soweit, dass die Eltern Entscheidungen träfen, die etwa das Kindeswohl
beeinträchtigten. Daher reiche dieser Kommunikationskonflikt als Grund
für eine Übertragung des Sorgerechts nicht aus. Der Vater mische sich
nicht aktiv handelnd in die Erziehung des gemeinsamen Sohns ein, ziehe
also nicht etwa das Handeln der Mutter offen in Zweifel oder
hintertreibe es sogar. Die erteilten Vollmachten seien gegenüber einer
Übertragung des Sorgerechts das mildere Mittel, um die
Handlungsfähigkeit der Mutter zum Wohl des Kinds sicherzustellen.

Information: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung FamR 19/19 vom 14. Oktober 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07058: Immerwährende Frage (SB)


Die Frage nach dem Können der alten Meister aus dem 19. Jahrhundert
bleibt wohl immer aktuell. Könnten sie heutzutage noch im
Turnierbetrieb bestehen? Und hätten gar die früheren Weltmeister
Chancen auf den Thron? In ähnlicher Weise hat man auch im 19.
Jahrhundert solche Überlegungen angestellt. Dahinter verbirgt sich
wohl der verständliche Wunsch, eine Höher- und Weiterentwicklung der
Schachkunst in den Lauf der Zeit hineinzuinterpretieren. Doch muß man
mit derartigen Einschätzungen vorsichtig sein. Das Schach einer jeden
Epoche war maßgeblich an den eigenen Prämissen orientiert. Alexander
Aljechin hat so und nicht anders Schach gespielt, weil seine
Turnierkontrahenten so und nicht anders gespielt haben. Es ist dennoch
interessant, daß beispielsweise Garry Kasparow nur mehr Emanuel Lasker
eine Chance einräumt, in der heutigen Zeit ein vollwertiger Gegner zu
sein, "denn er war sehr lernfähig. Selbst mit 50, ja 60 Jahren war er
den jungen Spielern noch überlegen. Capablanca wollte nicht
hinzulernen. Nach seiner Niederlage gegen Aljechin waren seine Partien
recht mäßig, langweilig und ohne Inspiration". Von dieser
Lernfähigkeit und psychologischen Gewitzheit gibt Lasker im heutigen
Rätsel der Sphinx ein Beispiel, und ausgerechnet gegen Capablanca, der
mit den schwarzen Steinen Laskers originelle Partieführung nicht
durchschaut hatte und schließlich unterlag. Nun, Wanderer, die weiße
Position steht zum Durchbruch bereit!






[image: SCHACH-SPHINX/07058: Immerwährende Frage (SB)]



Lasker - Capablanca

St. Petersburg 1914


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Lobron ließ sich von der weißen Drohung nach 1.Dd1-h5? nicht täuschen
und spielte hasardeurhaft 1...d4-d3!, wissend, daß sein Kontrahent
Kagan nach 2.Ld2xh6? Lg7xh6 3.Dh5xh6 Te7-h7 4.Dh6-e3 Th7xh2! bzw.
4.Dh6-d2 Dd8-h4 5.h2-h3 Se5-f3+! 6.g2xf3 Dh4-g3+ unters Messer
gekommen wäre. Also verzichtete der Israeli aufs Harakiri und spielte
besonnener 2.h2-h3. Doch der falsche Damenzug hatte bereits den
schwarzen Angriff losgetreten: 2...f5-f4! 3.Te1-f1 f4-f3! 4.g2xf3 Tf8-
f4! 5.Lf1xd3 - weil 5.Ld2xf4 Sg6xf4 6.Dh5-h4 Lg7-f6! 7.Dh4-e1 Te7-g7+
sofort entscheidet - 5...Tf4-h4 6.Ld3xg6 Th4xh5 7.Lg6xh5 Se5-d3 8.Tc1-
c3 - bitter, aber nach 8.Tc1-c2 Le6xh3 gab es nur noch die
Kapitulation - 8...Lg7xc3 9.Ld2xc3 Sd3-f4 10.Kg1-h2 Sf4xh5 11.Tf1-g1+
Kg8-h7 12.f3-f4 Sh5xf4 13.Sd6-e4 Sf4-h5 14.Tg1-g2 Le6xh3 15.Tg2-d2 Dd8-
f8 und Weiß willigte in die längst überfällige Niederlage ein.



Erstveröffentlichung am 24. September 2006

14. Oktober 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





FORSCHUNG/247: Ist der Sehsinn der wichtigste Sinn? (idw)


Universität Regensburg - 11.10.2019

Ist der Sehsinn der wichtigste Sinn?



Welcher Sinn würde Ihnen am meisten fehlen, wenn Sie ihn verlieren würden?
Diese Frage hat der Regensburger Psychologe Fabian Hutmacher in einer
Umfrage gestellt. Der Großteil der Befragten antwortete: Der Sehsinn. Das
deckt sich mit der Anzahl an Forschungspublikationen, die zur Wahrnehmung
mit den verschiedenen Sinnesmodalitäten veröffentlicht wurden: Etwa
dreiviertel der Aufsätze beschäftigen sich mit dem visuellen Sinn. Der
bedeutendste Sinn scheint also der Sehsinn zu sein - sowohl in westlichen
Gesellschaften als auch in der Forschung. Aber wieso ist das so? Das
wollte Fabian Hutmacher genauer wissen. Seine Erkenntnisse sind in der
Fachzeitschrift Frontiers in Psychology erschienen.

In Zeiten von Tablets und Smartphones ist der visuelle Sinn zweifelsfrei
von großer Bedeutung. Aber kann man wirklich sagen, dass der Sehsinn der
wichtigste Sinn ist? "Ganz so einfach ist es wahrscheinlich nicht", findet
Fabian Hutmacher. "Denn man muss erst mal festlegen, woran man die
Wichtigkeit festmacht. Unsere Gesellschaft ist beispielsweise gut darauf
ausgerichtet, blinde Menschen zu unterstützen. Jemand der blind ist, kommt
daher meist relativ gut im Alltag zurecht. Aber stellen Sie sich vor, Sie
hätten keinen Tastsinn mehr. Sie würden zum Beispiel nicht merken, wann
Sie beim Hinsetzen die Sitzfläche des Stuhls erreichen und Sie könnten
keinen Schmerz empfinden. Tatsächlich haben Menschen, die keine Schmerzen
wahrnehmen können, eine geringere Lebenserwartung. Das gilt für Blinde
nicht. Für das Überleben in unseren heutigen Gesellschaften ist der
Tastsinn also vielleicht sogar wichtiger als der Sehsinn. Das bedeutet
nicht, dass der Sehsinn definitiv nicht der wichtigste Sinn ist, aber es
bedeutet, dass man über den Begriff der Wichtigkeit zumindest diskutieren
kann."

Der visuelle Sinn gilt nicht nur als der wichtigste, sondern auch als der
komplexeste Sinn, denn die Areale im Gehirn, die für die visuelle
Verarbeitung zuständig sind, scheinen viel größer zu sein, als die
Bereiche für die Verarbeitung von Reizen in anderen Sinnessystemen. Doch
auch hier ist es nicht so leicht, erklärt Fabian Hutmacher:
"Untersuchungen aus den vergangenen Jahren und Jahrzehnten haben gezeigt,
dass die Informationen aus verschiedenen Sinneskanälen weniger strikt
getrennt als vielmehr sehr vernetzt verarbeitet werden - und dass
scheinbar auf die Verarbeitung visueller Informationen spezialisierte
Hirnareale auch bei der Verarbeitung anderer Sinneseindrücke eine wichtige
Rolle spielen." Komplexität lässt sich daneben auch anders definieren, zum
Beispiel anhand der Größe des Sinnesorgans - hier übertrumpft der über die
ganze Körperoberfläche verteilte Tastsinn alle anderen Sinne - oder anhand
der Anzahl verschiedener Sinnesrezeptoren. "Im Auge haben wir nicht so
viele verschiedene Rezeptoren, nur Stäbchen für das Sehen im Dunklen und
drei verschiedene Arten von Zapfen für das Farbsehen. Für das Riechen
hingegen gibt es hunderte verschiedene Rezeptoren. Das heißt wiederum
nicht unbedingt, dass das Riechen komplexer ist, als das Sehen. Es zeigt
aber, dass es andere Kriterien gibt, nach denen man die Komplexität
gewichten könnte", so Hutmacher.

Daher ist sich Fabian Hutmacher sicher: Die Wichtigkeit und die
Komplexität des Sehsinns können nicht die einzigen Gründe dafür sein, dass
sich die Forschung so eingehend mit ihm beschäftigt, während die anderen
Sinnesmodalitäten - also Hören, Riechen, Schmecken und Tasten - eher am
Rande behandelt werden. Eine weitere Erklärung könnte 
strukturell-methodischer Natur sein. Zum einen ist die Untersuchung der 
anderen Sinne meist aufwändiger. "Es ist zum Beispiel schwieriger, 
kontrolliert einen Geruch darzubieten als ein Bild zu zeigen", erklärt 
Hutmacher. Zum anderen könnte der sogenannte Matthäus-Effekt greifen, nach 
dem Motto: Wer hat, dem wird gegeben. "Wer Forschungsgelder beantragt, muss 
begründen, wozu er die Mittel benötigt. Da es bereits viel Forschung zum 
Visuellen gibt, schätzen die Geldgeber dieses Thema als wichtig ein. Themen, 
die bisher nicht stark im Fokus der Wissenschaft waren, erscheinen dagegen 
als weniger relevant, da sie ja bisher nicht so intensiv erforscht wurden."

Noch eine Erklärung für die Dominanz des Sehsinns in der Forschung hat
Fabian Hutmacher ausgemacht - eine kulturelle: "Wir leben in einer sehr
visuell geprägten Kultur. Überall gibt es Bildschirme, beispielsweise als
Smartphones, Fernseher oder Infoscreens. Gerade der digitale Wandel hat
das Visuelle in den letzten Jahren noch stärker in den Fokus der
Aufmerksamkeit gerückt." Interessanterweise aber ist die Dominanz des
Visuellen weder eine historische noch eine kulturelle Konstante. Zum einen
lässt sich zeigen, dass sich die Dominanz des Visuellen in westlichen
Gesellschaften schon seit dem Mittelalter und nicht erst mit der Erfindung
von Smartphones verstärkt hat. Zum anderen gibt es nicht-westliche
Kulturen, in denen eben nicht dem Sehen, sondern anderen Sinnen der erste
Platz in der Hierarchie der Sinne eingeräumt wird.

Seine hohe Relevanz möchte Fabian Hutmacher dem Sehsinn nicht absprechen.
Auch für ihn spielt das Visuelle eine große Rolle: "Ich lese extrem viel
und arbeite den Großteil des Tages am Computer." Trotzdem plädiert er
dafür, in der Forschung auch die anderen Sinne stärker zu beachten. "Wer
wissen möchte, wie beispielsweise das Gedächtnis für Sinneswahrnehmungen
funktioniert, sollte nicht unbedingt alle Erkenntnisse aus der
Untersuchung des visuellen Gedächtnisses ableiten."

Auch in Zukunft möchte Fabian Hutmacher die Sinnesmodalitäten erkunden,
auch wenn die Menschen oft sehr auf das Rationale und Intellektuelle
bedacht sind. "Die sinnliche Qualität, die die Welt ja hat, wird manchmal
etwas stiefmütterlich behandelt. Die Reichhaltigkeit und Detailliertheit
dessen, was wir sinnlich wahrnehmen und abspeichern, finde ich sehr
spannend."


Originalpublikation:

Fabian Hutmacher

"Why Is There So Much More Research on Vision Than on Any Other
Sensory Modality?"

Frontiers in Psychology 2019.

DOI: https://doi.org/10.3389/fpsyg.2019.02246

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg, 11.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/062: Lippstadt - "Die Hälfte des Himmels - 55 Frauen und Du" vom 30.10. bis 15.11.2019


Stadt Lippstadt

Die Hälfte des Himmels - 55 Frauen und Du

Internationaler Gedenktag am 25. November/ Ausstellung im
evangelischen Krankenhaus



Lippstadt. Alles in Orange: Zum internationalen Gedenktag "Nein zu
Gewalt an Frauen" am 25. November wird das historische Rathaus in
Lippstadt Orange illuminiert. Der Zonta Club Lippstadt, der
Soroptimist Club Lippstadt sowie die Gleichstellungsstelle informieren
an verschiedenen Infoständen zum Thema Gewalt an Frauen. Aber schon im
Vorfeld zum 25.11.2019 greifen die Kooperationspartnerinnen das Thema
"Frauen und Gewalt" auf. Vom 30.10. - 15.11.2019 wird die
Wanderausstellung "Die Hälfte des Himmels - 55 Frauen und Du" im
Evangelischen Krankenhaus Lippstadt präsentiert.

Die Ausstellung zeigt 55 Frauenporträts, 55 Lebensperspektiven und 55
Interviews auf Audioguides. Den 55 Frauen zwischen 16 und 92 wurde
dazu fünf Fragen gestellt: Worauf bist du in deinem Leben stolz? Was
ist das Schönste daran, eine Frau zu sein? Was empfindest du als
Nachteil? Kennst du jemanden, die mit Gewalt oder sexueller Gewalt in
Berührung gekommen ist? Die gute Fee erfüllt dir drei Wünsche - was
muss sie tun, damit unsere Kinder ohne Angst und in Würde groß werden
können? "Die Ausstellung zeigt ganz verschiedenen Frauen von der
Friseurin oder Studentin über die Simultandolmetscherin, Rentnerin,
Ordensschwester bis zur Prostituierten oder Friedensaktivistin - alle
mit einzigartiger Stimme", erklärt Daniela Franken,
Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Lippstadt.

Die Ausstellungseröffnung findet am 30.10 um 18 Uhr statt. Die
Begrüßung übernimmt Dr. Sabine Lensches, Oberärztin in der Klinik für
Kinder- und Jugendmedizin und Leitung der Kinderschutzambulanz im EVK
Lippstadt. Annette Schiffmann, die Initiatorin der Wanderausstellung,
führt anschließend in die Ausstellung ein.

"Wir freuen uns, gemeinsam mit unseren Kooperationspartnern sowohl am
25. November als auch mit der Ausstellung im evangelischen Krankenhaus
auf das Thema "Gewalt gegen Frauen" aufmerksam machen zu können", so
Marlies Stotz, Vorsitzende des Gleichstellungsbeirates.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Oktober 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/485: Wertheim - Autorin Ines M. Eckermann zeigt Wege aus der Konsumgier am 18.10.2019


Stadt Wertheim

Weniger ist mehr - Wege aus der Konsumgier

Lesung mit Ines Maria Eckermann in der Stadtbücherei



Wertheim. "Konsumgelassenheit erlangen und nachhaltig glücklich
werden". So ist Ines Maria Eckermanns Buch "Ich brauche nicht mehr"
untertitelt, aus dem sie am Freitag, 18. Oktober, um 19 Uhr in der
Stadtbücherei Wertheim liest. Eckermanns Botschaft ist eindeutig: Wer
sich aus der Konsumfalle befreit, dem geht es auf Dauer besser.
Weniger ist mehr und macht auf Dauer glücklich, ist die Autorin
überzeugt.

Ines Maria Eckermann zeigt, wie sich die "Kultur des Shoppens"
entwickelt hat und wie fragwürdig sie eigentlich ist. Denn diese
Kultur hinterlässt nichts Nachhaltiges. Im Gegenteil: Das Einzige, was
von ihr übrig bleibt, ist ein nicht enden wollender Kreislauf, ist der
ständige Wunsch nach mehr. Die Autorin: "Was wir erst so dringend
besitzen wollten, verdrängen wir schnell in die hinterste Ecke unseres
Kleiderschranks und unseres Bewusstseins, um Platz zu machen für neue
Wünsche, die wir uns aus dem Internet direkt in unser Gehirn
herunterladen".

Die Autorin zeigt auf, dass es zur Konsumgier jede Menge sinnvolle
Alternativen und Wege gibt, die Spaß machen und keine
Selbstüberwindung oder gar Anstrengung kosten. Ines Maria Eckermann
hat sie in ihrem eigenen Leben getestet und teilt sie nun gerne mit
anderen in ihren Lesungen.

Der Eintritt zur Lesung kostet 8 Euro, mit Familienpass 4,40 Euro. Der
Vorverkauf in der Stadtbücherei läuft bereits.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 12. Oktober 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





POLITIK/866: Anhörung - Wildtierhaltung im Zirkus endlich beenden (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 14. Oktober 2019

Wildtierhaltung im Zirkus endlich beenden

Deutscher Tierschutzbund unterstützt Antrag der Grünen



Der Deutsche Tierschutzbund begrüßt den Antrag "Wildtierhaltung im Zirkus
jetzt beenden" der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und fordert die
Mitglieder des Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft des Deutschen
Bundestages auf, die Zustimmung des Antrags zu empfehlen. Die öffentliche
Anhörung, bei der auch der Deutsche Tierschutzbund vertreten ist, findet
heute im Agrarausschuss des Deutschen Bundestages statt. In seiner
Stellungnahme an die Ausschussmitglieder macht der Verband deutlich, dass
die Ansprüche von Wildtieren in einem Zirkus nicht zu erfüllen sind.

"Wer Spitzenreiter im Tierschutz sein will, kann nicht anders, als den
Antrag zu befürworten. Die Koalition aus CDU/CSU und SPD muss endlich tätig
werden und den Forderungen des Antrags nachkommen", so Thomas Schröder,
Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. "Während die Mehrheit der
EU-Länder bereits ein Verbot von Wildtieren im Zirkus eingeführt hat,
bleibt Deutschland bislang trauriges Schlusslicht." Wenn der Ausschuss die
Zustimmung des Antrags empfiehlt, wird der Bundestag über den Antrag
abstimmen.

Bundesregierung bleibt untätig

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für Zirkustiere sind veraltet und völlig
unzureichend, der Vollzug tierschutzrechtlicher Anforderungen schwierig bis
unmöglich. In Zirkussen werden immer wieder eine Vielzahl von Verstößen
gegen das Tierschutzgesetz und die Zirkusleitlinien festgestellt. Immer
wieder kommen auch Menschen und Tiere bei Unfällen oder Ausbrüchen zu
Schaden. Dreimal in den letzten Jahren hatte daher sogar der Bundesrat die
Bundesregierung in Entschließungsanträgen für die Erlassung eines Verbots
von Wildtieren im Zirkus aufgefordert. Doch das zuständige
Bundeslandwirtschaftsministerium bleibt untätig und sucht stattdessen einen
geheimen Austausch mit der Zirkusbranche. Diese soll offenbar ein Konzept
für die Neuregelung der Wildtierhaltung im Zirkus vorgelegt haben. Aus Tier-
und Artenschutzsicht sind die Bedingungen für Tiere in reisenden
Zirkusbetrieben aber systembedingt nicht mit dem Tierschutz vereinbar,
weshalb ein umfassendes Verbot unumgänglich ist.


Die umfassende Stellungnahme des Deutschen Tierschutzbundes finden
Sie unter: 

www.bundestag.de/resource/blob/661064/9c04d0657b50e3858707704d3c444fb3/Stellungnahme_Tierschutzbund-data.pdf

Den Antrag "Wildtierhaltung im Zirkus jetzt beenden" (BT-Drucksache
19/7057) finden Sie unter: 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/070/1907057.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 14. Oktober 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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TIERVERSUCH/790: Richtlinie 426 - was steckt dahinter? (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Richtlinie 426 - was steckt dahinter?

von Carolin Spicher und Dr. Christiane Hohensee



Für in-vivo-Tierstudien auf Entwicklungsneurotoxizität müssen
unzählige Tiere ihr Leben lassen. Die Versuche sind für die
Pharmabranche enorm kosten- und zeitintensiv. Kritik kommt auch von
Seiten der Wissenschaft. Denn die meisten entwicklungsneurotoxischen
Phänomene, wie Sprachstörungen, können am Tier gar nicht gemessen
werden.



Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) gibt in der Richtlinie 426 vor, wie die nervenschädigende
Wirkung von Substanzen gemessen werden muss. Die Richtlinie beschreibt
detailliert, welche Tierart und wie viele Tiere zum Einsatz kommen
müssen und auch, wie die Versuche ablaufen.


1000 Tiere pro Prüfsubstanz

Die bevorzugte Tierart der Richtlinie 426 ist die Ratte, genau
genommen schwangere Rattenweibchen und ihre Welpen (Würfe). Das zu
testende Mittel soll in drei Dosen und einer Kontrollgruppe geprüft
werden. Das entspricht vier Versuchsgruppen mit einer empfohlenen
"Stichprobengröße" von 20 Würfen (je 8-12 Jungtiere) pro Gruppe. So
kommt man auf mindestens 80 Muttertiere und bis zu 960 Welpen, also
ungefähr 1000 Tieren pro Prüfsubstanz, die für diese Versuche
gezüchtet und getötet werden. Damit aber nicht genug. Um die Größe der
Würfe statistisch zu vereinheitlichen, wörtlich zu "standardisieren",
werden überzählige Welpen nach dem Zufallsprinzip wenige Tage nach der
Geburt "eliminiert", also getötet. Ein Wurf soll möglichst auch die
gleiche Anzahl an männlichen und weiblichen Welpen haben.


Muttertiere nach Entwöhnung getötet 

Die zu testende Substanz wird den schwangeren und säugenden
Muttertieren während der Versuchsdauer mindestens einmal täglich ab
dem Zeitpunkt der Einnistung des Eis, bis zum Tag 21 nach der Geburt
der Tiere (postnatale Entwicklung), also der Entwöhnung verabreicht.
Dadurch sind die Welpen während der prä- und postnatalen
neurologischen Entwicklung der Prüfsubstanz ausgesetzt. Die
Muttertiere bekommen das Mittel in der Regel so verabreicht, wie auch
eine schwangere Frau dem Stoff ausgesetzt wäre. Sie werden dann auf
Auswirkungen der Prüfsubstanz während der Schwangerschaft und
Stillzeit untersucht und schon nach dem Absetzen der Welpen getötet.


Gemessen wird Hirnentwicklung

Zur Beurteilung der Entwicklungsneurotoxizität werden von den Welpen
nach dem Zufallsprinzip Tiere ausgewählt und in einer Batterie
verschiedener Tests untersucht. Einige dürfen bis zum Tag 70 nach der
Geburt (sexuelle Reifung) leben, der Rest wird zu verschiedenen
Zeitpunkten bis zum Lebenstag 22 getötet und das Gehirn untersucht.
Die lebenden Tiere werden täglich auf ihren Gesundheitszustand
untersucht, was ständigen Stress für die Tiere bedeutet. Möglich sind
auch Untersuchungen zur verhaltensbezogenen Entwicklung, motorischen
Aktivität, motorischen und sensorischen Funktion, oder auch Tests zum
Lernen und zum Gedächtnis.


Im Tier oft nicht messbar

Die Versuche sind gesetzlich vorgeschrieben. Doch es regt sich Kritik
an den vorgeschriebenen Testverfahren aus den Reihen der
Wissenschaftler. Prof. Marcel Leist, der selbst zu
Entwicklungsneurotoxizität an der Universität Konstanz forscht,
kritisiert, dass die meisten entwicklungsneurotoxischen Phänomene, wie
beispielsweise Sprachstörungen, eine Beeinträchtigung der
Aufmerksamkeitsdauer oder der Intelligenzquotient am Tier gar nicht
gemessen werden können. Nicht zuletzt deshalb braucht es neue,
humanspezifische Testsysteme.

 * 
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ABWASSER/290: "Lebensbereicherung" - K+S bunkert zusätzlich 400.000 cbm Salzlauge (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1149, vom 03. Sept. 2019 - 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

"Lebensbereicherung": K+S bunkert zusätzlich 400.000 cbm Salzlauge



Wenn die Werra Niedrigwasser führt, wird es für den Kalikonzern K+S
eng: Dann muss - wie im Sommer 2018 - schon mal wochenlang die
Produktion stillgelegt werden. Bei zu wenig Wasser reicht das
Verdünnungsvermögen der Werra nicht mehr aus, um die
hochkonzentrierten Salzabwässer des Kaliproduzenten ausreichend zu
verdünnen (s. RUNDBR. 1129/3). Um die Niedrigwasserzeiten ohne
Produktionsstilllegungen zu überstehen, flutet K+S mit seinen
Abwässern schon jetzt stillgelegte Bergwerke und Salzkavernen in
Norddeutschland. Im August 2019 hat K+S die bergrechtliche Erlaubnis
bekommen, einen zusätzlichen Zwischenspeicher in Betrieb zu nehmen.
Der Zwischenspeicher fasst rund 400.000 Kubikmeter und befindet sich
im nördlichen Teil des Grubenbetriebes Hattorf/Wintershall in einer
Tiefe von rund 700 Metern. Dort wurde in einem ehemaligen Abbaubereich
mit einer Fläche von ca. fünf Quadratkilometern ein Reservoir für die
zeitlich befristete Speicherung hoch mineralisierter Prozessabwässer
eingerichtet. Die ausgespeicherte Salzlauge wird dann bei
ausreichender Wasserführung am Standort Wintershall in die Werra
gepumpt. Wozu das alles? Laut Selbstdarstellung leistet der
Kalikonzern einen Beitrag zur "Sicherung der Welternährung" und
"bereichert das tägliche Leben der Konsumenten". Und weiter:

"Wir streben nach Nachhaltigkeit, denn wir bekennen uns zu unserer
Verantwortung gegenüber Menschen, der Umwelt, den Gemeinden und der
Wirtschaft in den Regionen, in denen wir tätig sind. Erfahren Sie mehr
über K+S unter www.k-plus-s.com."

EU-Vertragsverletzungsverfahren eingestellt und "Weser-Bypass"
storniert

Im Juni 2019 hat die EU-Kommission das gegen Deutschland laufende
Vertragsverletzungsverfahren wegen Nichtumsetzung der
EG-Wasserrahmenrichtlinie im Wesereinzugsgebiet eingestellt. Die
Kommission hat sich insbesondere von Hessen davon überzeugen lassen,
dass die Weseranrainerländer alles daran setzen, die Salzfracht in
Werra und Weser zu reduzieren - und dass die Umsetzung des
"Masterplans zur Salzentfrachtung von Werra und Weser" gleichwohl eben
seine Zeit braucht. Die unterirdische Einstappelung von salzigen
Abfalllaugen (siehe vorstehende Notiz) ist eine der Maßnahmen, mit der
man die EU-Kommission vom guten Willen Hessens überzeugen konnte.

Zudem erlaubt es die Einstappelung unter Tage, dass man auf die
ehemals geplante Oberwesersalzleitung jetzt verzichten kann. Um die
Werra und die gleichfalls abflussarme obere Weser von der Salzfracht
zu entlasten, hatte man geplant, bis 2024 einen "Weser-Bypass" zu
legen: Mit der Pipeline sollten die salzigen Abfalllaugen bis zur
hessischen Grenze gepumpt werden. Dort sollte die Salzlauge in die
dann abflussstärkere Weser mit ihrem besseren Verdünnungsverhältnis
eingeleitet werden. Am 15.08.19 hatte die Flussgebietsgemeinschaft
Weser bekannt gegeben, dass auf die Salzpipeline zu Gunsten von
"kosteneffizienteren", "wirkungsgleichen" und zeitnäher zu
realisierenden Maßnahmen verzichtet werden kann. Die
Flussgebietsgemeinschaft Weser ist das Koordinationsgremium der Weser-
und Werra-Anrainerländer. Weitere Hintergrundinformationen sind auf
der Internetseite der Flussgebietsgemeinschaft Weser www.fgg-weser.de
verfügbar. Mehr Infos zur Weserversalzung und zu der von uns
vorgeschlagenen "abstoßfreien" Kaliproduktion im RUNDBR. 1048 - dort
auch die Hinweise auf noch frühere RUNDBR.-Ausgaben zur
Werra-Weserversalzung.

Thüringen ärgert sich über den Verzicht auf den Weser-Bypass

Thüringen ist erst gar nicht zur Sitzung der Flussgebietsgemeinschaft
(FGG) Weser angereist! Denn im Erfurter Umweltministerium ist man der
Ansicht, dass die anderen Mitgliedsländer der FGG Weser dem
K+S-Konzern zu blauäugig entgegenkommen. Der Verzicht auf die
Oberweser-Pipeline würde dem K+S-Konzern 200 Mio. Euro ersparen - ohne
dass man sicher sein könne, dass der Konzern tatsächlich wirksame
Maßnahmen der anderen Art verlässlich ergreifen wird. Thüringens
Umweltministerin Anja Siegesmund deutete an, dass sie den Eindruck
habe, dass sich die anderen Weseranrainerländer von K+S über den Tisch
haben ziehen lassen: 

"Nur weil die EU-Kommission nach zähem Ringen das
Vertragsverletzungsverfahren ruhen lässt, kann man den Druck auf K+S
nicht verringern. Nachhaltige Lösungen zum Reduzieren der
Salzbelastung in Werra und Weser dürfen nicht weiter verzögert werden.
Denn so bekommen wir bis 2027 kein sauberes Wasser in die Flüsse.
Zudem riskieren wir, dass die EU das Verfahren wieder aufnimmt. Und
dann wird es richtig teuer, nicht für das Unternehmen K+S, sondern für
uns alle", so Umweltministerin Siegesmund am 15.08.19 in Erfurt. Sie
fügte hinzu:

"Die Weseranrainer dürfen K+S nicht aus der Verantwortung entlassen.
Die vom Unternehmen vorgelegte Wasserstrategie greift deutlich zu kurz
und zeigt, dass das Unternehmen auf gelockerte Grenzwerte spekuliert."

Zumindest was den Umgang mit dem K+S-Konzern betrifft, sind sich die
beiden grünen Umweltministerinnen in Wiesbaden und in Erfurt weiterhin
nicht gerade grün.

 * 
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ABWASSER/289: Das Abwasserabgabengesetz im Mahlstrom (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1147, vom 09. Aug. 2019 - 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Das Abwasserabgabengesetz im Mahlstrom



Viele Freunde hat die Abwasserabgabe nicht mehr. Da sind zum einen die
Bundesländer, deren Wasserwirtschaftsverwaltungen auf die Einnahmen
aus der Abwasserabgabe angewiesen sind - und zum anderen die
Umweltverbände. Alle anderen Lobbygruppen wünschen das
Abwasserabgabengesetz zum Teufel: Das Gesetz habe sich überlebt, weil
die Kläranlagen im Optimum arbeiten würden und an der Güte der
Oberflächengewässer kaum mehr etwas zu bemängeln sei. Das
Abwasserabgabengesetz (AbwAG) war in den 70er Jahren als "ökonomischer
Hebel" zur Unterstützung des Vollzugs des Wasserhaushaltsgesetzes
konzipiert worden - und hatte sich nach dem Eindruck aller
Lobbygruppen seinerzeit durchaus bewährt. Für die Betreiber von
industriellen Kläranlagen ist die Abwasserabgabe inzwischen aber nur
noch ein lästiger Kostenfaktor - und die Betreiber der kommunalen
Kläranlagen sehen das ähnlich. Zudem wird ein überbordender
Bürokratismus beklagt. Ende letzten Jahres ist neuer Drive in die
Diskussion über Sinn und Unsinn des AbwAG gekommen. Im
Bundesumweltministerium (BMU) bastelt man nämlich an Plänen, das AbwAG
mit einer "Spurenstoffabgabe" aufzuladen. Mit den Zusatzeinnahmen aus
einer Erhöhung der Abgabe soll der Bau von "Vierten Reinigungsstufen"
auf kommunalen Kläranlagen bezuschusst werden. Die Lobbygruppen, die
die Abwasserabgabe nur noch als ein Relikt aus dem letzten Jahrhundert
einstufen, sehen jetzt den Zeitpunkt gekommen, um das AbwAG endgültig
untergehen zu lassen. Motto: Viele Hunde sind des Hasen Tod.

Das Abwasserabgabengesetz mit einer Spurenstoffabgabe ergänzen?


Der Frontverlauf in der Debatte um das Abwasserabgabengesetz (AbwAG)
zeichnete sich auf der 18. Wasserwirtschaftlichen Haupttagung des
Bundesverbandes der deutschen Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) am
24. und 25. Juni 2019 in Berlin ab: Dort wurde vor allem über die
Sinnhaftigkeit der geplanten "Spurenstoffabgabe" debattiert. Die soll
nämlich im Gegensatz zu den bisherigen stoffbezogenen "Zahlparametern"
(CSB, Nährstoffe, Schwermetalle usw.) durch einen pauschalen Zuschlag
auf die Abgabe erhoben werden. Nicht die Mikroverunreinigungen im
Abwasser, sondern die Zahl der an eine Kläranlage angeschlossenen
Einwohnerwerte soll maßgeblich sein (s. RUNDBR. 1141/4). Darin sieht
der BDEW - und wir übrigens auch - eine Verletzung der bisherigen
Systematik des AbwAG. Darüber hinaus würde die "Spurenstoffabgabe"
aber auch dem Verursacherprinzip widersprechen. Nicht die Produzenten
und Inverkehrbringer von Mikroverunreinigungen, sondern alle Menschen
(genauer gesagt: Alle Zahler von Abwassergebühren), die an eine
Kläranlage angeschlossen sind, sollen für die Kosten von "Vierten
Reinigungsstufen" zur "Eliminierung" von Mikroverunreinigungen
aufkommen. Insofern würde die "Spurenstoffabgabe" keinerlei
Lenkungswirkung zur Reduktion von Mikroverunreinigungen bei den
Produzenten und im Anwendungsbereich aufweisen. Der BDEW und die
Umweltverbände plädieren deshalb für Abgaben auf Produkte, die
gewässerschädliche Mikroverunreinigungen enthalten. Bei den
derzeitigen Kräfteverhältnissen im Bundestag haben Produktabgaben aber
keine Chance.

Die Wiedergabe der äußerst vielschichtigen AbwAG-Debatte auf der
BDEW-Tagung würde mehrere RUNDBR. vollumfänglich füllen. Stattdessen
können die AbonnentInnen des BBU-WASSER-RUNDBRIEFS via nik@akwasser.de
kostenlos einen ausführlichen pdf-Tagungsbericht mit erklärenden
Hintergrundinformationen zur aktuellen AbwAG-Kontroverse beziehen.
Nach Informationen aus dem BMU soll der Referentenentwurf zur Novelle
des AbwAG übrigens bis Oktober 2019 auf den Tischen der Lobbyverbände
liegen - siehe auch 1137/2-3.

 * 
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MELDUNG/076: Putin allein gegen die russische Müllmafia (BBU WASSER-RUNDBRIEF)
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regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Putin allein gegen die russische Müllmafia



In Russland gehen immer mehr AnwohnerInnen von wilden Mülldeponien
wegen unhaltbarer Zustände auf die Barrikaden. In seiner
Jahresbotschaft 2019 sah sich der russische Staatspräsident Wladimir
Putin angesichts der eskalierenden Müllproteste veranlasst, auch zu
diesem Thema Stellung zu beziehen. Vor der Föderalen Versammlung
erklärte Putin in seiner grundlegenden Rede zur Lage der Nation am
20.02.19 dass im Hinblick auf die "ökologische Sicherheit" Russland
die desolate Müllentsorgung "das wahrscheinlich schmerzlichste Thema"
sei. Putin führte dazu u.a. aus, dass er in früheren Jahresbotschaften
schon mehrmals einen dringenden Änderungsbedarf in der kommunalen
Abfallentsorgung angemahnt habe, dass sich aber nichts geändert habe.
Der Staatspräsident kritisierte, dass unverständlicherweise
Baugenehmigungen für Wohnbebauungen in unmittelbarer Nähe der
wachsenden Müllberge ausgestellt worden seien. Desweiteren kritisierte
der russische Staatspräsident die Ignoranz der Behörden gegenüber den
protestierenden BürgerInnen:

"Ich wende mich an die Vertreter aller Machtebenen - zu tun, als ob
nichts passiert, sich abzuwenden und die Forderungen der Bürger
abzuwehren, ist absolut indiskutabel. (...) Wenn aber die einzige
Veränderung eine Erhöhung der Müllentsorgungsgebühren ist - dann ist
das keine Arbeit, sondern eine Beleidigung."

Putin machte für das Mülldesaster eine "Schattenwirtschaft"
verantwortlich, die "Riesengewinne" aus der ungeregelten
Müllablagerung ziehen würde. Vor der Föderalen Versammlung ärgerte
sich Putin öffentlich, dass er in einigen Fällen persönlich die
Anweisung haben geben müssen, dass vor den Müllbergen Wachen
aufgestellt wurden, die er angewiesen habe, dass kein weitere Müll
abgekippt werden durfte:

"Nur so funktioniert es, denn diese grauen sogenannten Firmen, machen
hier und dort Profite, stellen ihre Wohlergehen sicher und schützen
ihr sogenanntes Business."

Zur weiteren Perspektive forderte Putin, dass "in den nächsten zwei
Jahren (...) die 30 riesigen Problemmülldeponien in den Städten
geschlossen und rekultiviert werden" müssten. Und innerhalb der
nächsten sechs Jahre müssten alle übrigen Mülldeponien geschlossen
werden. Weiterhin erinnerte Putin daran, dass er bereits in seiner
Jahresbotschaft 2018 die Schadstoffgehalte in der Luft von zwölf
Industriestädten problematisiert habe. Putin sprach in dem
Zusammenhang von einer "Umweltkatastrophe" und forderte, dass
innerhalb von sechs Jahren die Abgasemissionen aus dem Industriesektor
um 20 Prozent gesenkt werden müssten. In Kenntnis der russischen
Bürokratie fügte der russische Präsident hinzu:

"Ich weiß, dass ziemlich einflussreiche Lobbyisten versuchen, diesen
Gesetzentwurf so weit wie möglich zu bremsen. (...) Aber dies kann
nicht endlos weitergehen."

Putin kritisierte außerdem, dass die Grenzen der russischen Naturparks
von diversen Nutzergruppen nicht respektiert würden. Dies liege u.a.
daran, "dass die Grenzen vieler besonders geschützter Gebiete nicht
genauer bestimmt" worden seien. Deshalb habe er das Ministerium für
natürliche Ressourcen beauftragt, nach einer "detaillierten
Überprüfung" alle geschützten Territorien in ein Kataster einzutragen.
In den Naturparks solle künftig nur noch ein ökologisch ausgerichteter
Tourismus zulässig sein - "ohne Entzug von Arealen, ohne Holzeinschlag
und ohne Großbauprojekte". Putins Jahresbotschaft 2019 ist von der
Ost-West-Zeitschrift WOSTOK (s. www.wostok.de) in Heft 1/2019 im Mai
2019 auf den Seiten 24 bis 37 in ganzer Länge dokumentiert worden.
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BILDUNG/586: Waldschule der BayWa Stiftung wird offizielles Projekt der UN-Dekade (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 14. Oktober 2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt zeichnet Waldschule der BayWa
Stiftung aus

Im Projekt "Die Waldschule" lernen Kinder aus Grundschulen und
Sonderpädagogischen Förderzentren das Ökosystem Wald mit allen Sinnen
kennen. Waldpädagogen vermitteln ihnen Wissen rund um die
Naturvielfalt des Waldes.



München, 14. Oktober 2019 - Am 11. Oktober wurde das Projekt "Die
Waldschule" der BayWa Stiftung durch die UN-Dekade Biologische
Vielfalt ausgezeichnet. Die Verleihung fand im Rahmen der jährlichen
Benefizgala der Stiftung statt. Die Auszeichnung wurde durch Michael
Piazolo, Bayerischer Staatsminister für Unterricht und Kultus,
verliehen. Die Fachjury hat sich für eine Auszeichnung des Projekts
entschieden, da es Kindern einen bleibenden, erlebnisorientierten
Zugang zu Natur und biologischer Vielfalt des Waldes vermittelt.

Das gelingt der BayWa Stiftung mit Tagesausflügen für Grund- und
Sonderschulkinder. Dabei erfahren Kinder hautnah, wie der Wald
funktioniert und welche Faktoren den Erhalt des Lebensraums
begünstigen. Begleitet werden sie dabei von einer Waldpädagogin.
Außerdem lernen die Kinder die Zusammenhänge des Ökosystems kennen
sowie die Bedeutung nachhaltiger Waldwirtschaft. Um bei den Kindern
einen persönlichen Bezug zur Natur zu verankern, pflanzen die
Teilnehmer/innen ihren eigenen Baum und können langfristig beobachten,
wie er sich entwickelt. Schließlich dokumentieren die Kinder ihre
Erlebnisse im Wald in einem eigens entwickelten Waldtagebuch und
verankern damit ihr Wissen.

"Bei unseren Waldexkursionen wecken wir die Freude an der Natur und
schärfen zugleich das Bewusstsein der Kinder", sagt Maria Thon, die
Geschäftsführerin der BayWa Stiftung. "Denn der verantwortungsvolle
Umgang mit der Natur und ihren Ressourcen setzt das Wissen um
biologische Zusammenhänge voraus. Im Projekt haben die Kinder die
Chance, eigene Erfahrungen zu machen. Sie lernen, dass es auf jeden
einzelnen ankommt, wenn es darum geht, die Umwelt zu schützen."

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 14.10.2019
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FRAGEN/016: Kluft zwischen Problembewusstsein und individuellem Verhalten (Umwelt Perspektiven)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ

Umwelt Perspektiven

Der UFZ-Newsletter - Mai 2019

INTERVIEW

Kluft zwischen Problembewusstsein und individuellem Verhalten

Interview von Steffen Reichert mit Prof. Dr. Ellen Matthies



Wie lassen sich Handeln und eigener Lebensstil so ausrichten, dass
künftige Generationen und Menschen in anderen Teilen der Welt nicht
benachteiligt werden? Eine zentrale Frage unseres Zusammenlebens, der
die Umweltpsychologin Prof. Dr. Ellen Matthies nachspürt. Anlässlich
ihres Vortrages zur Helmholtz Environmental Lecture am UFZ sprach sie
mit der Umwelt-Perspektiven-Redaktion über individuelle
Verhaltensmuster, die Rolle von Normen beim Konsum und der
Ressourcennutzung sowie Strategien, die umweltverträgliches Verhalten
fördern.


Der Mensch ist ein Gewohnheitstier - steht er sich und seiner
Entwicklung deshalb schon immer in seiner Geschichte im Wege?

Auf eine bestimmte Art stimmt das: Menschen sind kognitive Geizkrägen,
wie wir Psychologen sagen. Das heißt, sie ersparen sich gern den
Aufwand, über etwas tiefgründig nachzudenken und zu entscheiden.
Menschen handeln nach Routinen - so, wie sie es schon immer gemacht
haben. Sie haben auch eine ausgeprägte Verlust-Aversion. Das heißt:
Was sie potenziell verlieren könnten, ist ihnen sehr viel wichtiger
als das, was sie potenziell gewinnen könnten. Insofern haben es
Menschen schwer, sich zu verändern. Aber wir haben ja auch über
Jahrhunderte gelernt, genau damit umzugehen. Wir können das überwinden
über die entsprechenden Institutionen, die wir geschaffen haben, wir
leben ja in einer Zivilisation. Es stimmt also einerseits, aber es
sollte andererseits Menschen nicht daran hindern, ihre Probleme zu
bewältigen.

Klimaveränderungen berühren heute die Lebenswirklichkeit vieler
Menschen in der westlichen Welt nur unwesentlich bis gar nicht - ganz
im Gegensatz zu künftigen Generationen. Was kann man dem fehlenden
praktischen Leidensdruck entgegensetzen?

Im Grunde genommen passiert das bereits, indem die Probleme stärker
erkennbar werden. Sie sind auch im heißen und trockenen Sommer 2018
stärker sichtbar geworden. Grundsätzlich gilt: Leidensdruck,
Katastrophen-Szenarien und dramatische Bilder regen nicht unbedingt
zum Handeln und zur Problembewältigung an. Sie können auch eine
Verdrängung auslösen, und zwar dann, wenn wir uns nicht handlungsfähig
fühlen. Das heißt, wenn man höheren Leidensdruck auslösen will, muss
man den unbedingt kombinieren mit dem Aufzeigen von konkreten
Lösungsmöglichkeiten, sowohl politisch als auch individuell.

Werte und Verhalten klaffen zu oft auseinander. Sind Sie dennoch
optimistisch, dass ein großer Teil der Menschen in naher Zukunft die
Einsicht in die Notwendigkeit eines teilweise drastisch veränderten
Lebensstils zeigt?

Zunächst einmal denke ich, dass die Einsicht in Deutschland
unglaublich hoch ist. Nirgendwo sind sich die Deutschen so einig wie
bei der Frage, dass es einen effektiven Klimaschutz geben muss. Aber
es wird ja zu Recht die Frage gestellt, inwiefern dieses
Problembewusstsein korrespondiert mit dem individuellen
Konsumverhalten. Da gibt es eine Kluft, die durch gesellschaftliches
Handeln zu überbrücken ist, aber eben nicht nur auf der individuellen
Konsumebene, sondern auch durch unterstützende Maßnahmen. Menschen
sind ja nicht nur Konsumenten, sondern auch Bürgerinnen und Bürger.
Und bei der Akzeptanz von Maßnahmen gibt es diese Kluft ja nicht.
Menschen, die ein ausgeprägtes Problem bewusstsein haben, zeigen auch
eine erhöhte Bereitschaft, Maßnahmen zur Bewältigung des Klimawandels
zu unterstützen.

Es ist auch eine Frage der sozialen Zugehörigkeit, Erkenntnisse zu
haben und umzusetzen?

Soziale Zugehörigkeit ist es nicht allein, sondern auch die Schaffung
ganz konkreter Handlungsbedingungen. Klar braucht man auch Ressourcen,
um sich Handlungsmöglichkeiten zu schaffen. Und die hat nicht jeder.
Was, wie ich finde, nicht so sein sollte. Wenn Klimaschutz etwas ist,
an dem die Gesellschaft Interesse hat, dann sollte auch jeder in der
Lage sein können, das umzusetzen. Das soziale Umfeld ist aber wichtig:
Wenn die Leute um mich herum viel machen, plötzlich E-Autos fahren,
werde ich bestärkt darin, auch diesen Weg zu beschreiten. Und wenn im
Umkehrschluss sich meine Umgebung noch mehr dicke Autos anschafft,
dann frage ich mich natürlich auch: Kann mein eigener Beitrag
überhaupt relevant sein? Oder: Stimmt das überhaupt mit dem
Klimawandel. Es kann also unterstützend oder unterminierend sein.

Machen es nicht gerade die Komplexität und Vielfalt der einander
bedingenden Probleme und Prozesse schwer, breitere
Bevölkerungsschichten zu Einsicht und anderem Handeln zu bringen?

Die Gesellschaft als Ganzes hat ein belastbares Wissen. Die Frage ist
jetzt, wie der oder die Einzelne den gesellschaftlichen Institutionen
vertraut, die Wissen schaffen und vermitteln. In manchen Bereichen
funktioniert es gut, in anderen nicht. Ich finde aber, dass es in
Deutschland beim Klimaschutz im Allgemeinen sehr gut funktioniert. Das
sieht man eben auch an der großen Bereitschaft, Maßnahmen zu
unterstützen, weil das Problem Klimawandel und seine Ursachen
verstanden werden. Insofern ist die Wissensvermittlung eigentlich ganz
gut bewältigt.

In welchen Bereichen sind die Deutschen am ehesten bereit, ihr
Konsumverhalten und ihren Lebensstil den Zwängen der
gesellschaftlichen Entwicklung anzupassen?

Die Frage impliziert ja auch den Vergleich mit anderen Ländern. Beim
Mülltrennen waren die Deutschen schon immer Vorreiter. Beim
Klimaschutz gibt es andere Länder, die durch Problembewusstsein und
Regulierung viel weiter sind als wir. Ein Beispiel ist Dänemark. In
Deutschland hat man sich lange nicht dem Regulierungsbedarf annähern
wollen. Politikerinnen und Politiker wissen, dass Regulierungen
Eingriffe in das Konsumverhalten von Bürgern darstellen. Sie haben
Angst, nicht wiedergewählt zu werden. Aber Regulierungen sind wirksam
und letztlich auch akzeptabel. Man sieht das in Skandinavien, wo seit
Jahrzehnten Innenstädte für den privaten motorisierten Verkehr
eingeschränkt sind. Das wird heute selbstverständlich akzeptiert und
als Gewinn empfunden. Man muss sich eben manchmal unbeliebt machen und
den Leuten etwas zumuten, um dadurch auf mittlere Sicht gute
Veränderungen und eine höhere Lebensqualität zu erzielen.

Wo "mauern" vergleichsweise viele Deutsche?

Beim Auto, das wissen wir wohl alle: Es ist ja so, dass Deutschland
viele Autos baut und exportiert. Das ist ein mächtiger
Industriebereich mit einer einflussreichen Lobby. Politiker tun sich
schwer, gegen deren unmittelbare Interessen zu steuern. Sie müssen das
aber, auch, um mittelfristig bessere Bedingungen für die Autokonzerne
zu gewährleisten. Je früher man über künftige Rahmenbedingungen
spricht, umso besser. Dass man also sagt, zu einem gewissen Zeitpunkt
wollen wir die CO2-Quote auf 50 Gramm reduzieren, oder wir wollen
einen bestimmten Anteil von Elektrofahrzeugen in der Gesamtflotte
haben. Richtet euch danach aus. Das hilft ja auch, Arbeitsplätze zu
sichern, weil dann langfristig ein Strukturumbau erfolgen kann. Wenn
immer blockiert wird und alle Angst haben an einer Veränderung heute
mitzuwirken, dann steht man morgen plötzlich vor der Notwendigkeit von
ganz dramatischen Veränderungen.

Sie fordern und fördern die Verbreitung eines solidarischen
Lebensstils. Inwieweit lässt sich so ein Zusammenleben in einer
kapitalistischen Gesellschaft für große Bevölkerungsteile etablieren,
in der Profit und Wachstum noch immer die beherrschenden Treiber
gesellschaftlicher Entwicklung sind? 

Solidarischer Lebensstil heißt im Kern: Jeder Mensch sollte nur so
viel CO2 produzieren, wie jedem Menschen auf der Erde zusteht.
Letztendlich geht es nicht darum, dadurch einen bestimmten Lebensstil
vorzuschreiben, sondern mit dem Begriff eine bestimmte Orientierung
aufzuzeigen. Der "Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale
Umweltveränderungen" hat den Begriff geprägt und meint damit, dass wir
unseren Lebensstil an der gerechten Verteilung von Ressourcen
ausrichten sollten. Wir wollten damit auch kommunizieren, dass
menschliches Wohlbefinden nicht notwendigerweise mit Konsum
einhergeht. Gerade wir Psychologen wissen, dass menschliches
Wohlbefinden vor allem davon abhängt, dass wir soziale Beziehungen
pflegen können und dass wir ein belastbares soziales Netz haben. Es
stehen also gar nicht so sehr materielle Güter im Vordergrund. Was
Menschen in allen Ländern brauchen, um Lebenszufriedenheit zu
erreichen, sind soziale Beziehungen und Selbstwirksamkeit, also die
Möglichkeit zur Mitgestaltung, dass man auch anderen etwas geben kann.
Das wollten wir mit dem Begriff solidarische Lebensqualität betonen.
Im Grunde geht es darum, dass das Streben nach globaler Gerechtigkeit,
die beim Klimaschutz im Vordergrund steht, keinen Widerspruch
darstellen muss zum individuellen Wohlbefinden. Ich glaube, dass
allgemein unterschätzt wird, dass Menschen in ihrem Leben nach Sinn
streben und sich auch sinnvoll verhalten möchten. Wir haben keinen
Spaß daran, dass durch unseren Konsum Ressourcen verpulvert werden.
Bewusstes Konsumieren auf Kosten anderer bestimmt vielleicht in
Subgruppen den Diskurs, aber nicht in der Masse.

Welche Rolle müssen der Staat und seine Institutionen spielen?

Die Möglichkeitsräume für Selbstwirksamkeit und damit Lebensqualität
müssen vorhanden sein. Es gibt Menschen, die sind schon heute in der
Lage, entgegen aller Barrieren mit ihrer Familie einen CO2-Fußabdruck
von vier Tonnen zu verwirklichen. Die haben ein Lastenrad, karren die
Kinder nur mit dem Fahrrad herum. Sie zeigen eine hohe
Anstrengungsbereitschaft. Diese Menschen schaffen es also trotz der
aktuellen schlechten Bedingungen, sich nachhaltig zu verhalten.
Wünschenswert wäre es natürlich, es allen Familien leichter zu machen,
damit alle Lust und die Chance bekommen, das auszuprobieren. Wenn wir
für alle einen solidarischen Lebensstil wollen, brauchen wir mehr
Verhaltensmöglichkeiten. Und das geht nur durch mutige politische
Entscheidungen. Mehr als die Hälfte der Deutschen sagen, sie würden
gern auf das Auto verzichten, wenn sie alternative Möglichkeiten im
ÖPNV hätten; wenn sie das Fahrrad nutzen könnten und zwar nicht nur in
ständiger Konkurrenz zum Auto. Also müsste es den entsprechenden Umbau
für nachhaltige Mobilität geben.

Populismus leugnet Tatsachen und wissenschaftliche Erkenntnisse
gerade im Bereich der Umweltpolitik. Haben Sie nicht Angst, dass zu
viele Menschen in ein "Nach mir die Sintflut" verfallen?

Als Psychologin weiß ich um den Aspekt der Demoralisierung und
Leugnung. Man kann Menschen demoralisieren, die eine hohe Motivation
haben, aber Dinge nicht umsetzen können. Da ist dann Leugnung ein
psychologischer Ausweg, der aber gesellschaftlich fatal ist. Ich bin
mir aber gar nicht so sicher, ob das Problem in Deutschland so groß
ist. 2017 war das Leugnen des Klimawandels ein großes Thema unter
Wissenschaftlern bei der UN-Klimakonferenz in Bonn. Man muss aber auch
sagen, dass die Bühne, die den Klimazweiflern damals in den Medien
gegeben wurde, deren Bedeutung stark überhöhte. Wenn bei einer
Diskussion vier Leute sitzen und einer von denen ein Leugner ist,
wirkt das so, als sei das eine gängige wissenschaftliche Position. Das
ist sie aber nicht. Da sehe ich die Medien in einer problematischen
Situation: Widersprüche beleben den Stoff, den sie präsentieren. Aber
sie vermitteln dann ein ganz falsches Bild. Man will ausgewogen sein.
Aber ist man ausgewogen, wenn man bei einem Konsens von 97 Prozent der
Wissenschaftler über den menschengemachten Klimawandel einen Zweifler
dann mit auf die Bühne holt? Aber das ändert sich mittlerweile, das
ist heute viel weniger problematisch als noch 2017.

Wie muss die Wissenschaft auf Klimaleugner reagieren?

Erkenntnisse gut kommunizieren, sich auch nicht scheuen, Interviews zu
führen, Vorträge halten - ich kenne Kollegen, die haben darauf nicht
viel Lust. Es ist ja nicht immer einfach, komplexe wissenschaftliche
Zusammenhänge zu vereinfachen. Aber auch das ändert sich. Und es gibt
mittlerweile sehr gute Plattformen, die sich an interessierte
Bürgerinnen und Bürger wenden. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler müssen raus aus ihrem Elfenbeinturm, sie müssen über
ihre Themen sprechen. Sie müssen gegebenenfalls vereinfachen und sich
dann auch der Kritik ihrer eigenen Community stellen. Noch nie wurde
Wissenschaft so viel und so offensiv in der Öffentlichkeit
kommuniziert wie heute, etwa über Lange Nächte der Wissenschaft, Tage
der offenen Tür, Science Slams, populärwissenschaftliche Filme in Kino
und TV oder Blogs. Mit scheinbar übersichtlichem Erfolg. Was müssen
wir anders machen? Ich glaube, das ist ein steiniger Weg, auf dem wir
uns befinden. Wir als Gesellschaft müssen darüber nachdenken, wie wir
Vertrauen in wissenschaftliche Institutionen bei dieser Explosion von
Medienvielfalt bewahren oder wieder klug herstellen können.
Wissenschaft hat eine Verpflichtung auf Nachvollziehbarkeit und
Konsens in Diskursen. Sie muss aber auch Wahrscheinlichkeiten benennen
und Methoden erklären. Sie sollte also auf Bürgerinnen und Bürger
treffen, die diese Komplexität einschätzen und bewältigen können.
Bildung ist also ein Schlüsselthema.


Prof. Dr. Ellen Matthies - 1961 in Salzwedel geboren,
forscht und lehrt seit 2011 als Professorin für Umweltpsychologie an
der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg. Nach dem Studium der
Psychologie und der Promotion lehrte sie als Hochschuldozentin an der
Ruhr-Universität Bochum, wo sie sich zum Thema "Coping with
environmental threats and global environmental change" habilitierte.
Zwischen 2009 und 2011 war die Umweltpsychologin Professorin an der
Norwegischen Universität für Naturwissenschaften und Technik in
Trondheim. Seit 2013 gehört Prof. Matthies dem "Wissenschaftlichen
Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU)" an.

 * 

Die Helmholtz Environmental Lecture (HEL) ist eine öffentliche
Veranstaltungsreihe des UFZ, in der seit 2009 herausragende
Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft zu wichtigen
ökologischen, sozio-ökonomischen und sozialen Fragen Stellung beziehen
und sie dann mit dem Plenum - durchaus auch kontrovers - diskutieren.

Bisherige Gastredner: Klaus Töpfer, Hans Joachim Schellnhuber, Achim
Steiner, Jochen Flasbarth, Angelika Zahrnt, Frank Schirrmacher
†, Ernst Ulrich von Weizsäcker, Ottmar Edenhofer, Stephan
Kohler, Thilo Bode, Matthias Horx, Michael Braungart, Hartmut Rosa,
Stefan Juraschek und Claudia Kemfert.

 * 
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MELDUNG/521: Nordseeschutz - 50 Jahre Bonn Agreement (BSH)


Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie - Hamburg, 11. Oktober
2019

BSH-Präsidentin lobt Bonn Agreement als Erfolgsgeschichte



Hamburg, 11. Oktober 2019 Anlässlich des 50-jährigen Bestehens lobte
die Präsidentin des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie,
Dr. Karin Kammann-Klippstein, die Rolle des "Abkommens über die
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Verschmutzung der Nordsee durch
Öl" (Agreement for Cooperation in Dealing with Pollution of the North
Sea by Oil - Bonn Agreement).

Das Bonn Agreement regelt die Zusammenarbeit der
Nordsee-Anrainerstaaten und der EU im Rahmen der Bekämpfung und
Überwachung der Verschmutzung der Nordsee durch Öl und andere
Schadstoffe. Es wird auf den Schutz vor Verschmutzung durch
Schifffahrt, Öl- und Gasplattformen sowie sonstige maritime Nutzungen
angewendet.

"Die enge Zusammenarbeit zwischen den Nordseeanrainerstaaten und der
Europäischen Union hat die Verschmutzung der Nordsee durch menschliche
Nutzungen erheblich reduziert. Das zeigt sich zum Beispiel an der
inzwischen geringen Anzahl von Ölverschmutzungen in der Nordsee",
stellte die BSH-Präsidentin heraus.

Allerdings müsse der Fokus nun auf andere Belastungen gerichtet
werden. So befinde sich zum Beispiel zunehmend der Fremdstoff
Paraffinwachs in der marinen Umwelt und wird an Stränden angespült.
Die zur Untersuchung der Wasserqualität eingesetzten Planktonnetze des
BSH in Nord- und Ostsee enthalten als Beifang ebenfalls steigende
Anteile von Paraffin. Zwar würde die Internationale
Seeschifffahrts-Organisation IMO zum Beispiel verschärfte
Einleitvorschriften vorbereiten, so die BSH-Präsidentin, die
Entwicklung von Methoden zur Charakterisierung von Paraffinwachsen und
ihrer Herkunft, wie sie in der Identifikation von Ölverschmutzungen
zum Einsatz kommen, stehe allerdings noch am Anfang.

In diesem Zusammenhang wies sie darauf hin, dass die vom BSH
entwickelte und gehostete weltweit genutzte Datenbank COSIweb
(computerised oil spill identification, webbased) zur
verfahrenssicheren Identifikation von Ölverschmutzungen so
weiterentwickelt wird, dass zukünftig weitere und neue
Verschmutzungsquellen eindeutig identifiziert werden können. Alle
Partner des Bonn Agreements nutzen diese Datenbank, die zukünftig auch
eine verbesserte Analyse ("Fingerprinting") von Diesel- und
Hybridtreibstoffen ermöglicht, die zum Beispiel mit dem Inkrafttreten
der weltweit verschärften Grenzwerte für Schwefel in Schiffsemissionen
zunehmend zum Einsatz kommen.

Anlässlich des Jubiläums begrüßte Dr. Kammann-Klippstein auch den
Beschluss der Mitgliedstaaten, das Bonn Agreement inhaltlich und
geographisch zu erweitern: "Mit der Aufnahme Spaniens wird der
wichtigste Schifffahrtsweg zwischen der Nordsee und dem Mittelmeer
über den Golf von Biskaya zukünftig durch ein gemeinsames,
länderübergreifend koordiniertes System zur Vorsorge, Überwachung und
Schadensbekämpfung geschützt. Darüber hinaus fiel der Beschluss, das
Bonn Agreement auch auf Schiffsabgase anzuwenden und damit
Luftemissionen gemäß Annex VI der internationalen MARPOL-Konvention
und der EU-Schwefelrichtlinie im gesamten Anwendungsbereich des
Agreements zu erfassen. Beide Beschlüsse werden zu einer weiteren
Verbesserung des Zustands der Meere führen."



Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) ist die
zentrale maritime Behörde in Deutschland. Rund 850 Menschen in rund
100 Berufen befassen sich mit Aufgaben in der Seeschifffahrt, der
Ozeanographie, der nautischen Hydrographie, der Offshore-Windenergie
und der Verwaltung. Fünf eigene Vermessungs-, Wracksuch- und
Forschungsschiffen operieren in der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone von Nord- und Ostsee. Das BSH arbeitet international
in mehr als 12 Organisationen und etwa 200 dort angesiedelten Gremien
unter anderem bei der Entwicklung internationaler Übereinkommen mit.
Das BSH ist eine Bundesoberbehörde und Ressortforschungseinrichtung im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur mit Dienstsitzen in Hamburg und Rostock.

 * 
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ATOM/1371: Bundesumweltministerium setzt sich für schnelle Abschaltung des Schweizer AKW Beznau ein (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 11. Oktober 2019

Bundesumweltministerium setzt sich für schnelle Abschaltung des
Schweizer AKW Beznau ein



Das Bundesumweltministerium setzt sich für eine schnelle Abschaltung
des Schweizer AKW Beznau ein. Die Parlamentarische Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter hat sich daher am 10.10.2019 mit einem
Schreiben an die Schweizer Bundesrätin für Umwelt Simonetta Sommaruga
gewandt. Neben der schnellstmöglichen Abschaltung des AKW Beznau setzt
sie sich dafür ein, dass auch die übrigen Schweizer Atomkraftwerke
zeitnah ihren Leistungsbetrieb einstellen.

Das Schweizer AKW Beznau ist 50 Jahre alt und soll nach dem Willen des
Betreibers noch mindestens zehn weitere Jahre in Betrieb bleiben.
Laufzeiten von 60 Jahren sind zudem auch für die Atomkraftwerke in
Gösgen und Leibstadt in der Diskussion, so dass das letzte Schweizer
Atomkraftwerk erst im Jahre 2044 vom Netz gehen würde.

Schwarzelühr-Sutter: "Trotz Nachrüstungen sehe ich Laufzeiten von
Atomkraftwerken von 50 Jahren wie beim AKW Beznau sehr kritisch. Dass
die Schweizer Atomkraftwerke in Beznau, Gösgen und Leibstadt nach dem
Willen der Betreiber nicht nur 50 Jahre, sondern sogar 60 Jahre und
länger laufen sollen, ist eine fatale Fehlentwicklung. Aus meiner
Sicht ist es zwingend, dass die Schweiz bei Entscheidungen über
längere Laufzeiten ihrer Atomkraftwerke die Bevölkerung ihrer
Nachbarstaaten einbezieht."

Hintergrund:

Unweit der deutschen Grenze befindet sich mit dem AKW Beznau eines der
ältesten in Betrieb befindlichen Atomkraftwerke der Welt. Block 1, der
erst im letzten Jahr wieder in Betrieb genommen wurde, nachdem er
zuvor drei Jahre zur Überprüfung des Reaktordruckbehälters
stillgestanden hatte, wurde in diesem Jahr 50 Jahre alt. Auch die
Atomkraftwerke in Gösgen und insbesondere Leibstadt liegen grenznah;
das AKW Leibstadt direkt am Rhein, der hier die Grenze zu Deutschland
markiert.

Weltweit wurden die meisten Atomkraftwerke bei Inbetriebnahme für eine
Laufzeit von bis zu 40 Jahren ausgelegt. Beim Ausstiegsbeschluss in
Deutschland wurde eine Regellaufzeit von 32 Jahren zugrunde gelegt.

Die Schweiz hat 2017 ein Neubauverbot für Atomkraftwerke gesetzlich
verankert und damit den Weg in eine Zukunft ohne Atomenergie geebnet.
Die Änderung des Kernenergiegesetzes hat jedoch keinen Einfluss auf
die Laufzeiten der bestehenden Atomkraftwerke in der Schweiz. Diese
sind grundsätzlich unbefristet. Die Atomkraftwerke Beznau
(Inbetriebnahme von Block 1: 1969, Block 2: 1971), Gösgen (1979) und
Leibstadt (1984) dürfen daher grundsätzlich so lange betrieben werden,
wie die zuständigen Behörden sie als sicher einstufen. Für das AKW
Mühleberg (Inbetriebnahme 1971/72) hat der Betreiber aus
wirtschaftlichen Gründen die Stilllegung beantragt; es wird am 20.
Dezember 2019 vom Netz genommen. Für die restlichen vier Reaktorblöcke
gehen die Behörden davon aus, dass die Betreiber mit Laufzeiten von 60
Jahren planen. Dies würde Abschaltdaten zwischen 2029 (Beznau-1) und
2044 (Leibstadt) bedeuten.

 * 
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OZEANIEN/007: Tiefseebergbau - Der Kampf ist nicht vorüber! (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2019

Der Kampf ist nicht vorüber!

Der Pazifik bleibt das globale Versuchsfeld für die Jagd auf die
Schätze der Tiefsee

von Jan Pingel



Die Entscheidung in Papua-Neuguinea, einem aus ökologischer und
sozialer Perspektive völlig ungeeignetem Ort, das weltweit erste
kommerzielle Tiefseebergbauvorhaben durchzuführen, sorgt seit Jahren
für massiven Protest. Nun steht diese Mine am Meeresboden - genannt
Solwara 1 - vor dem Aus. Der Widerstand in Ozeanien gegen die
experimentellen Großprojekte aber lebt und braucht weiterhin
internationale Unterstützung.


Geplant als Einstiegsprojekt, als Türöffner für den globalen
Raubbau an der Tiefsee steht in Papua-Neuguinea das weltweit erste
kommerzielle Tiefseebergbauprojekt vor dem Scheitern. Das kanadische
Unternehmen Nautilus Minerals, das noch in diesem Jahr das weltweit
umstrittene Projekt in Betrieb nehmen wollte, das bereits die riesigen
Maschinen ins Land brachte und das Förderschiff bauen ließ, ist
zahlungsunfähig. Ohne je in Betrieb genommen worden zu sein, ist die
lang geplante Mine am Meeresgrund vor der Küste Neuirlands aber schon
jetzt ein Symbol - in doppelter Hinsicht.

Zum einen Symbol für die imperiale, zerstörerische und ungerechte
Wirtschaftsweise der Industrieländer. Die Risiken des
Meeresbodenbergbaus, mit denen sich die Menschen in Papua-Neuguinea
und bald auch auf den Cook Islands, den Salomonen, Tonga, Fidschi und
den anderen pazifischen Inseln ausgesetzt sehen, sind unmittelbar
verbunden mit den Folgen des Wirtschaftens im globalen Norden. Denn
die Tiefseemineralien sollen nicht nur ein profitables Geschäft für
die Unternehmen und InvestorInnen abgeben, sie werden auch angepriesen
als Lösung weltweiter Ressourcenknappheit. Mit den weiterhin hohen
Begehrlichkeiten nach neuen Rohstoffquellen und den geringen Erträgen
aus terrestrischen Lagerstätten rücken die marinen mineralischen
Rohstoffe der Ozeane und Meere zunehmend in den Fokus.

Zum anderen ist Solwara 1 ein Symbol für die Bedeutung und den
Einfluss von lokalen Initiativen, indigenen Dorfgemeinschaften,
Nichtregierungsorganisationen und Kirchen im Widerstand gegen
Umweltzerstörung und fremdbestimmte Entwicklung in Ozeanien. Pläne zum
Abbau von Mineralien am Meeresgrund und die Lizenzvergabe an Nautilus
Minerals vor mehr als 10 Jahren führten in Papua-Neuguinea früh zu
vielfältigen und stets anwachsenden Protesten. Negative Auswirkungen
auf die Küstenökosysteme und auf die Fischgründe, die für die
Ernährung der Bevölkerung unverzichtbar sind, werden befürchtet.
Diesem Widerstand und dem Ruf nach einem Verbot von Tiefseebergbau
schlossen sich nationale und regionale Umwelt- und
Entwicklungsorganisationen genau wie Kirchen an - seit Jahren auch
hier in Europa.

Tiefseebergbau - neue Bedrohung für Mensch und Natur

In den letzten 10 Jahren hat ein regelrechtes Wettrennen um die
Mineralvorkommen am Meeresgrund eingesetzt. Dutzende von
Erkundungslizenzen sind mittlerweile von pazifischen Inselstaaten an
Konzerne vergeben worden. Denn in den Ozeanen lagern am Meeresboden
große Mengen wertvoller Rohstoffe. Industrie und Politik - auch in
Deutschland - versprechen sich davon, den zukünftigen Rohstoffbedarf
für neue und alte Technologien preisgünstig zu decken. Auch wenn
international derzeit ein Regelwerk zum Abbau der Tiefseemineralien
verhandelt wird, gibt es weltweit große Bedenken, das Risiko überhaupt
einzugehen.

Dem Pazifik und insbesondere den südpazifischen Inselstaaten kommt bei
diesem Wettrennen eine Schlüsselrolle zu. Ihre riesigen, exklusiven
Wirtschaftszonen verfügen über wertvolle Mineralienvorkommen am
Meeresgrund, auf international mühsam verhandelte Regeln muss man
hier, im souveränen Gebiet der Inselstaaten, nicht warten.
Ausländische InvestorInnen und Unternehmen, aber auch internationale
Institutionen wie die Kommission der Europäischen Union (EU) oder die
Meeresbodenbehörde der Vereinten Nationen (UN) versprechen den
pazifischen Regierungen sprudelnde Einnahmen für die stets klammen
Staatskassen. "Blaues Wachstum" nennt sich das Konzept, das
Nachhaltigkeit und Nutzung der Meeresressourcen vereinen möchte.
Tiefseebergbau aber beschädigt potenziell nachhaltige
Wirtschaftszweige der pazifischen Inselstaaten wie Kleinfischerei,
exportorientierte Fischwirtschaft und Tourismus und trägt so nicht zu
einer nachhaltigen Entwicklung bei, sondern führt zu wirtschaftlicher
Ausbeutung, Zerstörung von Lebensgrundlagen und Biodiversität.

Lokaler Protest - globale Dimension

Das Beispiel Papua-Neuguinea zeigt bereits ohne Bergbau am
Meeresgrund, dass extraktive Industrien einhergehen mit massiven
Umweltschäden, sozialen Verwerfungen, einer zunehmenden Kluft zwischen
Arm und Reich, hoher Korruption und gravierenden
Menschenrechtsverletzungen. Die negativen Erfahrungen mit Bergbau an
Land, insbesondere im Hochland, sind ein wichtiger Grund für den
vehementen Widerstand der Küstenbevölkerung gegen den geplanten Abbau
in der Tiefsee. Versprechen von Wohlstand und Fortschritt durch
extraktive Großprojekte glaubt hier kaum jemand mehr. Entwicklung,
insbesondere von außen kommend, wird zunehmend als Bedrohung
betrachtet.

Proteste in Form von Demonstrationen, gerichtlichen Klagen,
Unterschriftenaktionen und politischer Lobbyarbeit führten bereits
dazu, dass das kanadische Unternehmen Nautilus Minerals das geplante
Abbaugebiet mehrfach verschieben musste und nun - zumindest in der
Bismarcksee - vor dem Aus steht. Ein Erfolg, den sich vor allem die
Alliance of Solwara Warriors (Allianz der KämpferInnen für das Meer),
ein Zusammenschluss von lokalen AktivistInnen, KirchenvertreterInnen,
FischerInnen und KüstenbewohnerInnen in Papua-Neuguinea mit dem Ziel,
die für sie so wichtigen natürlichen Ressourcen zu schützen und
Tiefseebergbau zu verhindern, auf die Fahnen schreiben können. Die
Gruppe ist zu Recht stolz auf das Erreichte: Überwiegend dezentraler
Protest mit kleinem Budget konnte erreichen, dass Meeresbodenbergbau
als neue Industrie bereits vor dem Start als das, was es ist - als
bedrohliches Experiment -, diskreditiert ist. Unterstützung und
Solidarität erhalten die Solwara Warriors aus der gesamten Region, aus
Australien, den USA, Kanada und Europa.

"The fight is not over" (Der Kampf ist nicht vorüber) ist ein häufiger
Satz, wenn man AktivistInnen in Ozeanien dieser Tage ins Gespräch
kommt. Solwara 1 in Papua-Neuguinea mag vorerst gescheitert sein, die
Abbaulizenz, die das Unternehmen Nautilus Minerals unter
intransparenten Voraussetzungen vom Staat erhielt, bleibt aber
bestehen und droht gemeinsam mit den Maschinen an das meistbietende
Unternehmen verkauft zu werden. Daher denken die Protestierenden gar
nicht daran, sich auf dem Erreichten auszuruhen. Ein Gegner scheint
vorerst geschlagen, weitere werden kommen.

Der Widerstand hat gerade erst begonnen

Im Gegensatz zu ihrem friedlichen Image erlebt die Pazifische
Inselregion zunehmend soziale, ethnische und politische Spannungen.
Viele der Konflikte werden durch die Klimakrise und global
organisierte, rücksichtslose Ausbeutung natürlicher Ressourcen und
daraus resultierende Streitigkeiten befördert, wenn nicht erst
verursacht.

Kommerzielle Ausbeutung der Ressourcen der Tiefsee mit ihren
verheerenden Folgen für KüstenbewohnerInnen droht weiterhin genau
hier, im Pazifik ihren Anfang zu nehmen: Neben dem weltweit ersten
kommerziellen Tiefseebergbauprojekt vor Papua-Neuguinea stehen
unzählige in der gesamten Region weitere Projekte, Lizenzen und
Unternehmen in den Startlöchern. Auch Deutschland hat sich bereits
Lizenzen für Explorationen in pazifischen, internationalen Gewässern
gesichert.

Reist man in Ozeanien umher und kommt man mit Menschen über
(Tiefsee-)Bergbau, Überfischung oder die Klimakrise ins Gespräch, wird
einem schnell die eigene, europäische Verantwortlichkeit und
Verantwortung klar. Unmittelbare Gefahren für Ernährungssicherheit und
lokale Entwicklung (nicht nur) in diesem Teil der Welt sind die
Rückseite eines nach wie vor kaum gebremsten Ressourcenverbrauchs in
den Industriestaaten.

Mit dieser Ungerechtigkeit finden sich die Alliance of Solwara
Warriors nicht ab, und mit ihnen viele Gemeinden,
Nichtregierungsorganisationen und Kirchen entlang der Bismarck-See in
Papua-Neuguinea und im gesamten Pazifik. Von ihrem lauten Widerstand
und kreativen Kampagnen ist es abhängig, ob es neben dem Solwara
1-Projekt und dem damit beschleunigten Einstieg in den
Meeresbodenbergbau gelingt, Tiefseebergbau im gesamten Pazifik zu
stoppen. Hierfür brauchen unsere PartnerInnen internationale
Unterstützung vor allem aus den Ländern, aus denen das Kapital, die
Technologien und der überhöhte Ressourcenverbrauch kommen und ohne die
Tiefseebergbau nicht kurz davor wäre, bedrohliche Realität zu werden.


Autor Jan Pingel ist Koordinator des Ozeanien-Dialogs, er reiste
im März 2019 nach Ozeanien und traf sich mit lokalen AktivistInnen
gegen Tiefseebergbau.
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FORSCHUNG/578: Agroforst - Nachhaltige Landnutzung in Deutschland (idw)


Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO -
10.10.2019

Agroforst: Nachhaltige Landnutzung in Deutschland



Wie können Bäume auf Flächen von landwirtschaftlichen Nutzpflanzen zu
einer nachhaltigen Agroforstwirtschaft in Deutschland beitragen? Die
Innovationsgruppe AUFWERTEN entwickelt im Rahmen des vom
Bundesministerium geförderten gleichnamigen Verbundprojekts ein
Innovationskonzept für ganzheitliche Landnutzung. Zum Projektabschluss
veröffentlicht das Fraunhofer IAO eine Roadmap mit konkreten
Lösungsvorschlägen und Handlungsempfehlungen.

In der Landwirtschaft sind die Folgen des Klimawandels mit der Tendenz
zu unbeständigem Wetter und langanhaltenden Temperaturextremen bereits
heute spürbar und sorgen für Zukunftsängste bei den Betreibenden. Das
Anbauen von Ackerkulturen und Gehölzen auf einer gemeinsamen
Bewirtungsfläche wird als »agroforstliche Landnutzung« bezeichnet und
kann diesen Entwicklungen entgegenwirken. Denn die Bäume schützen das
Getreide nicht nur vor Wind, sondern bieten auch neuen Lebensraum für
Tiere und eine weitere wirtschaftliche Einnahmequelle. Mit dieser
Thematik befasst sich auch das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) und initiierte im Jahr 2015 das Forschungsprojekt
AUFWERTEN (kurz für »Agroforstliche Umweltleistungen für Wertschöpfung
und Energie«). Ziel der gleichnamigen Innovationsgruppe aus
Wissenschaft, Verwaltung, landwirtschaftlichen Betrieben,
Dienstleistungsunternehmen und Interessenverbänden ist es, ein
ganzheitliches Innovationskonzept für nachhaltige agroforstliche
Landnutzung zu entwickeln. Zur Abschlusskonferenz des Projekts hat das
Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO die
Studie »Roadmap Agroforstwirtschaft - Bäume als Bereicherung für
landwirtschaftliche Flächen in Deutschland« veröffentlicht.

Die Etablierung von Agroforstsystemen ist mit vielen Herausforderungen
verbunden

In Deutschland gehört die Agroforstwirtschaft aktuell noch zu den
wenig angewandten Landnutzungsmethoden. »Anders als in technischen
Umfeldern, in denen die Attraktivität des Produkts maßgeblich die
Innovationsstärke im Markt beeinflusst, hängt im Fall von
Agroforstwirtschaft die Innovationskraft von nicht-technischen
Randbedingungen, teils fachfremden Entscheidern, politischen Hürden
und kulturellen Faktoren ab. Die offensichtlichen Vorteile von
Agroforstsystemen sind vielen Entscheidungsträgern nicht bekannt oder
gehen in der Vielfalt der Konkurrenzthemen unter«, erklärt Georg
Nawroth vom Fraunhofer IAO die Situation. Auch Christian Böhm,
Projektleiter der Innovationsgruppe AUFWERTEN, sagt: »Für eine
verstärkte Umsetzung von Agroforstwirtschaft müssen Lösungen auf
vielen Wirkungsebenen gleichzeitig gefunden werden. Zu den zentralen
Hürden gehört aktuell noch die fehlende Berücksichtigung dieses
Landbausystems im deutschen Agrarförderrecht. Damit es bald mehr
Agroforstflächen gibt, braucht es Mut und Engagement - sowohl seitens
der Landwirte, aber auch seitens der politischen Entscheidungsträger.«

Gerade für Beschäftigte in der Landwirtschaft ist die Umstellung von
dem konventionellen zum agroforstlichen Landwirtschaftsbetrieb mit
einigen Herausforderungen verbunden wie Thomas Domin, Landwirt aus
Peickwitz und Mitglied der Innovationsgruppe, erklärt: »Das ist eine
schwierige und nicht zu unterschätzende Entscheidung, die nicht nur
Chancen, sondern auch Risiken mit sich bringt. Da die
Agroforstwirtschaft kein anerkanntes Landbausystem ist und derzeit
noch nicht über die Agrarpolitik der EU gefördert wird, bekommen
Landwirte die ihren Betrieb nachhaltig und agroforstwirtschaftlich
nutzen wollen, keinen Ausgleich für eventuelle Verluste und
Umstellungskosten, die zum Beispiel bei der Anlage von Baumstreifen,
Baumgruppen oder Hecken entstehen.« Für diese und weitere Hindernisse
liefert die Roadmap konkrete Handlungsoptionen und Maßnahmen sowie
wichtige Trends, um die agroforstwirtschaftliche Landnutzungsmethode
voranzutreiben und die entsprechenden Voraussetzungen für die
Umsetzung in Deutschland zu schaffen.

Roadmap und Innovationskonzept als Grundlage für weitere Entscheidungen

Die Roadmap steckt als elementarer Bestandteil des Innovationskonzepts
den Zeithorizont zur Erreichung wichtiger Maßnahmen und Ziele ab.
Diese Maßnahmen betreffen unterschiedliche Akteure wie
landwirtschaftliche Betriebsverbünde, Kommunen, Ministerien oder auch
Verbände. Maßgeblich für die erfolgreiche nachhaltige Gestaltung der
deutschen Landwirtschaft sind politische sowie wirtschaftliche
Entscheidungstragende, die das vielfältige Potenzial der
Agroforstwirtschaft unterstützen und sich für multifunktionale
Landbausysteme einsetzen. »Durch die Roadmap wollen wir einerseits
sachlich über Agroforstsysteme informieren und öffentliche sowie
politische Aufmerksamkeit erlangen. Andererseits wollen wir auch ein
erstes Konzept erarbeiten, um eine schon bekannte Landnutzungsform zu
einer Innovation zu machen. Damit ist gemeint, dass die Vorteile von
Agroforstsystemen zum besserem Schutz für die Umwelt genutzt werden,
aber auch gleichzeitig aus wirtschaftlicher Sicht interessant sind.
Wir wollen wesentliche Impulse geben, die den Stein für die
Etablierung von Agroforstsystemen bei den Entscheidungsträgern
selbstständig ins Rollen bringen. Dafür ist jetzt die inhaltliche
Struktur gegeben, wissensbasiert die nächsten Schritte anzugehen und
auf die entsprechenden Experten zuzugehen.«, so Georg Nawroth.

Hier finden Sie die Studie zum kostenlosen Download:

http://publica.fraunhofer.de/dokumente/N-552685.html

Originalpublikation:

https://www.iao.fraunhofer.de/lang-de/presse-und-medien/aktuelles/2197-agroforst-nachhaltige-landnutzung-in-deutschland.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://agroforst-info.de/

https://www.iao.fraunhofer.de/lang-de/index.php?option=com_content&view=article&id=1778&Itemid=1&lang=de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news725013 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution300

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO -10.10.2019
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FORSCHUNG/506: Lüneburger Heide - Artenvielfalt nimmt deutlich ab (idw)


Leuphana Universität Lüneburg - 09.10.2019

Lüneburger Heide: Artenvielfalt nimmt deutlich ab

Leuphana-Forscher untersuchten in einer Langzeit-Studie ein Waldgebiet
in der Lüneburger Heide. Die Ergebnisse sind alarmierend.



Laufkäfer sind wesentlich für funktionierende Ökosysteme in unseren
Breiten: Diese Insekten ernähren sich unter anderem von Schädlingen
wie Eichenprozessionsspinner oder Kartoffelkäfer. Fast 25 Jahre lang
überprüften der Tierökologe Prof. Dr. Thorsten Aßmann und sein Team
von der Leuphana Universität Lüneburg alle zwei Wochen den
Artenbestand in einem alten, nachhaltig bewirtschafteten Waldgebiet in
der Lüneburger Heide, dem Hofgehölz Möhr. Dabei stellten die Forscher
einen dramatischen Rückgang der Artenvielfalt bei diesen Käfern fest.

Der Wissenschaftler ist besorgt: "Die Artenvielfalt ist hier im
Untersuchungszeitraum um fast ein Drittel zurückgegangen und in der
Tendenz weiter abnehmend. Gerade in einem Naturschutzgebiet hätten wir
damit nicht gerechnet." Als Gründe diskutieren die Forscher unter
anderem den Klimawandel. Temperaturen steigen, es wird trockener. "Für
Larven, die sich im Sommer entwickeln, ist das sehr problematisch.
Gerade Tiere dieser Arten haben wir immer seltener gefunden",
berichtet Aßmann. Negative Auswirkungen können auch Pestizide haben,
die auf nahen land- und forstwirtschaftlichen Flächen verwendet
werden: "Häufig werden auch Nicht-Zielorganismen geschädigt", erklärt
der Experte. Aßmann warnt vor einer weiteren Abnahme der Diversität:
"Artenvielfalt ist eine Versicherung für die Zukunft. Eine nachhaltige
Land- und Forstwirtschaft etwa wird ohne Insekten wie Laufkäfer nicht
möglich sein."

Im Gegensatz zu vorherigen Langzeitstudien haben die Forscher nicht
nur die Biomasse der Tiere erfasst, sondern auch die Arten bestimmt.
Ein aufwändiges, aber auch wichtiges Verfahren: "Nur wenn wir wissen,
welche Arten verschwinden, können wir sinnvolle Naturschutzmaßnahmen
planen", erklärt Aßmann. Laufkäfer sind in dieser Hinsicht besonders
interessant, da sie als Indikatoren für veränderte Umweltbedingungen
gelten. Viele Tiere können nicht fliegen und sind deshalb oft
ausbreitungsschwach. Verschwinden sie aus Lebensräumen, ist das für
Wissenschaftler oft ein Warnzeichen.

Aßmann plädiert für weitere Langzeitstudien: "Deutschland hinkt hier
zurück. Wir wollten mit unserer Arbeit auch zeigen, wie wichtig solche
Untersuchungen sind."

Die Studie entstand in Zusammenarbeit mit der Alfred-Töpfer-Akademie
für Naturschutz (NNA), Schneverdingen.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news724918

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution136
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leuphana Universität Lüneburg - 09.10.2019
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STANDPUNKT/1134: Bundesregierung gibt Gas (BUND MAGAZIN)


BUND MAGAZIN - 3/2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Energiewende

Bundesregierung gibt Gas

von Ann-Kathrin Schneider



Statt alle Weichen in eine Zukunft mit erneuerbarer Energie zu
stellen, öffnet die Große Koalition dem umweltschädlichen Flüssiggas
die Türen. Auch gefracktes US-Gas wird dann die deutsche Energiebilanz
verhageln.


Wer den Eindruck hat, unsere Regierung habe die Herausforderung
des Klimaschutzes noch nicht verinnerlicht, kann sich bestätigt
fühlen. Jetzt, da der Kohleausstieg beschlossen ist, plant sie
stattdessen mehr klimaschädliches Erdgas einzuführen. So wird ein
schmutziger Energieträger durch einen anderen ersetzt. Dabei hat
Deutschland klare Klimaziele und sich - bis hinauf zur Kanzlerin -
dazu bekannt, ab 2050 keine klimaschädlichen Gase (netto) mehr
auszustoßen. Was bekanntlich nur dann zu schaffen ist, wenn wir uns
ganz von Kohle, Öl und Gas verabschieden.

Im Juni stimmte der Bundesrat trotzdem einer Verordnung des
Wirtschaftsministeriums zu, welche Unternehmen unterstützen soll,
Flüssiggasterminals zu finanzieren. Zur Zeit gibt es Pläne zum Bau von
Terminals in Brunsbüttel, Stade, Wilhelmshafen und Rostock. Sie sollen
importiertes Gas annehmen können - auch Fracking-Gas aus den USA. In
Brunsbüttel war vor Jahren - als Robert Habeck noch
schleswig-holsteinischer Umweltminister war - der Bau eines
Kohlekraftwerks verhindert worden, zum Schutz des Klimas. Doch bei Gas
soll der Klimaschutz plötzlich keine Rolle mehr spielen.

Unnötig und Klimaschädlich

Dabei schadet verflüssigtes Gas, welches per Schiff zu uns gelangt,
durchaus dem Klima: durch die Gewinnung des Gases am Ursprungsort;
durch seine Verflüssigung; durch den Transport hierher; und
schließlich durch die Umwandlung des flüssigen Gases. Flüssiggas ist
damit deutlich klimaschädlicher als Gas aus der Pipeline.

Werden alle Emissionen berücksichtigt, kann Erdgas tatsächlich noch
schädlicher sein als Kohle, warnen Klimaforscher. Statt also von einem
dreckigen Energieträger auf den anderen umzusteigen, müssen wir unsere
Energieversorgung möglichst bald auf erneuerbare Energie umstellen -
bis hin zur Null-Emission. Während Industrie und Landwirtschaft
tatsächlich vor großen Herausforderungen stehen, um klimaneutral zu
werden, müssen Strom und Wärme nun wirklich nicht aus fossiler Energie
gespeist werden.

Das Gebot der Stunde lautet, unseren Bedarf an Erdgas in den kommenden
Jahren stark zu senken. Viel sparen lässt sich durch eine bessere
Sanierung von Altbauten. Und durch hohe Energiestandards für
Neubauten. Was dann noch an Gas benötigt wird, sollte mit erneuerbarem
Gas gedeckt werden können.

Die Position des BUND ist klar: Neue deutsche Häfen für Flüssiggas
sind unnötig und laufen dem Klimaschutz zuwider. Auf ihren Bau sollte
verzichtet werden.


Ann-Kathrin Schneider leitet die internationale Klimapolitik des
BUND.

 * 

Quelle:
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STELLUNGNAHME/574: Fehler der Niederlande nicht wiederholen - Kein Sperrwerk in der Elbmündung! (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 11. Oktober 2019

NABU: Kein Sperrwerk in der Elbmündung!

Deutschland darf Fehler der Niederlande nicht wiederholen

Der NABU lehnt ein Sperrwerk in der Elbe-Mündung strikt ab. Als
Umweltminister die ökologisch problematischste Lösung zu präferieren
zeugt von wenig Sachverstand und Sensibilität für das erheblich
geschädigte Ökosystem.



Berlin, Neumünster, Hannover, Hamburg, 11. Oktober 2019 - Der NABU
lehnt ein von Hamburgs Umweltsenator Kerstan und Niedersachsens
Umweltminister Lies ins Gespräch gebrachtes Sperrwerk an der
Elbe-Mündung zur Nordsee strikt ab. Dass sich Politiker angesichts der
Klimakrise mit dem Anstieg des Meeresspiegels befassen, sei zwar
zunächst richtig. Sich jedoch als Umweltminister gleich auf die
ökologisch problematischste Lösung festzulegen, zeuge von wenig
Sachverstand und Sensibilität für das durch die früheren
Ausbaggerungen und die laufende Umsetzung der Elbvertiefung erheblich
geschädigte Ökosystem.

Absurder Vorschlag

"Dieser Vorschlag ist an Absurdität kaum zu überbieten. Mit der
Elbvertiefung hat man wissentlich die Sturmflutrisiken an der Elbe
selbst erhöht. Ein Sperrwerk als Lösung ist eine Idee von vorgestern
und wird den künftigen Herausforderungen durch die Klimakrise nicht
gerecht", so NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. "Die Niederländer
haben die ökologischen Auswirkungen von Sperrwerken bereits zu spüren
bekommen und zahlen dafür einen hohen Preis. Deutschland darf Dekaden
später nicht die gleichen Fehler wiederholen."

Statt Sperrwerke zu bauen und damit einzigartige, geschützte
Lebensräume endgültig zu vernichten, müssen Deiche umfangreich
zurückverlegt und der Elbe mehr Flutraum gegeben werden. Das wäre nach
Auffassung des NABU bereits heute dringend erforderlich, um die im
Wasserkörper des Hamburger Hafens problematische Sauerstoffsituation
zu entschärfen. Die gesetzlich geforderte Verbesserung des
ökologischen Zustands der Elbe im Sinne der Wasserrahmenrichtlinie und
des Erhaltungszustands von Lebensräumen und Tier- und Pflanzenarten
nach der Fauna-Flora-Habitatrichtlinie sind nur so zu erreichen.

Damit würde sich auch die Hochwassersituation entspannen. Maßnahmen
zur Verbesserung des ökologischen Zustands der Elbe werden seit 2013
zwischen den Bundesländern Niedersachsen, Hamburg und Schleswig-
Holstein sowie allen relevanten gesellschaftlichen Gruppen im Forum
Tideelbe diskutiert. "Bis heute ist keine der vielen Maßnahmen
umgesetzt worden, während parallel die Situation durch die laufende
Elbvertiefung verschärft wird", so Malte Siegert, Leiter Umweltpolitik
beim NABU Hamburg. Zudem sei es nicht hinnehmbar, während der aktuell
laufenden Elbvertiefung bereits den nächsten Großeingriff in das
sensible Ökosystem Elbe ins Visier zu nehmen. Siegert: "Der Elbe ist
schon genug zugemutet worden, sie ist in einem schlechtem Zustand."

Bauarbeiten bedrohen Welterbe Wattenmeer

Bereits die im Rahmen der aktuellen Elbvertiefung durchgeführten
Bauarbeiten an der Grenze des UNESCO-Welterbegebiets 
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer drohen der Flussmündung einen großen
ökologischen Schaden zuzufügen. Der Bau eines Sperrwerks würde das
größte noch existierende Wattenmeer-Ästuar endgültig zerstören. Solche
Pläne im vom Umweltbundesamt ausgelobten "Jahr des Großen
Nordseeästuars" bereits nur zu diskutieren zeugt von großer Ignoranz
für die Belange des Wattenmeer-Welterbegebietes. Statt weitere
Beeinträchtigungen zu planen, sollten zügig Maßnahmen umgesetzt
werden, die das aus dem Ruder laufende ökologische Gleichgewicht des
Flusses und seines Mündungsgebiets wieder herstellen.



Mehr Infos:

www.schleswig-holstein.nabu.de/news/2019/27089.html

www.hamburg.nabu.de/umwelt-und-ressourcen/elbvertiefung/baggermengen.html

www.hamburg.nabu.de/umwelt-und-ressourcen/elbvertiefung/aktuelles.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.10.2019
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AKTIONSTAGE/1039: Stadtpark in Winterhude, 26.10. - Zeit, die Sense zu schwingen


NABU Landesverband Hamburg - 9. Oktober 2019

Zeit, die Sense zu schwingen

Am 26. Oktober 2019 ab 10 Uhr veranstaltet der NABU Hamburg einen
StadtNatur-Aktionstag im Stadtpark in Winterhude. Freiwillige
Helfer/innen sind herzlich willkommen!



Im Stadtpark wurden in den letzten Jahren im Rahmen der
StadtNatur-Aktionstage mehrere Schmetterlingswiesen angelegt. Die
zahllosen Blüten, die in diesem Sommer vielen Insekten als
Nahrungsquelle gedient haben, sind mittlerweile verblüht. Um den
Artenreichtum zu erhalten, müssen diese Blumenwiesen mindestens einmal
im Jahr gemäht und abgeharkt werden. Der NABU Hamburg lädt freiwillige
Helfer/innen in den Stadtpark ein, um am Samstag, den 26. Oktober ab
10 Uhr bei diesen Arbeiten zu helfen.

"Wer diesen Sommer mit offenen Augen durch den Stadtpark gegangen ist,
wird sich über die buntblühenden Blumenwiesen gefreut haben, die wir
in den letzten Jahren zusammen mit den Helferinnen und Helfern vom
Stadtpark Verein angelegt haben", sagt Lars Panzer vom NABU Hamburg.
"Jetzt ist die Zeit, um die notwendigen Pflegemaßnahmen durchzuführen,
damit auch im nächsten alles blüht." Die vertrockneten Pflanzenteile
werden gesenst und abgeharkt - nur auf Teilflächen bleiben die Stengel
stehen. "An und in den vertrockneten Blättern und Halmen überdauern
die Nachkommen vieler Insekten den Herbst, um im nächsten Frühjahr zu
schlüpfen", erklärt der ehrenamtliche Naturschützer.

Der Einsatz findet am 26. Oktober von 10 bis etwa ca. 15 Uhr statt.
Material, Werkzeug sowie einen kleinen Imbiss stellt der NABU Hamburg
für alle Helfer/innen bereit. Freiwillige Helfer/innen jeden Alters,
gerne auch Familien mit Kindern oder Jugendlichen, sind herzlich
eingeladen, bei diesem Vorhaben mitzumachen. Vorkenntnisse sind nicht
notwendig. Lediglich feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen.
Wer mitmachen möchte, kann sich bis zum 24. Oktober 15 Uhr anmelden.
Dabei wird der genaue Treffpunkt bekannt gegeben.

Kontakt:

Ralf Sinnigen, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-37,

E-Mail: BFD-Naturschutz@NABU-Hamburg.de.

Der Aktionstag wird gefördert von der NKG Hanseatische Natur und
Umweltinitiative e.V. (NKGHNUI) und aus Zweckerträgen der Lotterie
BINGO! Die Umweltlotterie.


+++ AKTIV FÜR HAMBURGS STADTNATUR +++ AKTIV FÜR HAMBURGS
STADTNATUR +++

Der Schutz von Pflanzen und Tieren darf nicht an den Grenzen von
Schutzgebieten enden. Unter dem Motto "Aktiv für Hamburgs StadtNatur"
macht sich der NABU Hamburg stark für die vielfältigen Lebensräume der
Stadt.

Der Eisvogel jagt an renaturierten Bächen, Fledermäuse bewohnen alte
Bunker, Spechte finden Nahrung in abgestorbenen Bäumen, Spatzen und
Mauersegler bauen Nester an Wohn- und Industriegebäude. Verkehrsinseln
werden zu Schmetterlingswiesen, Gartenteiche zu Amphibienbiotopen. Ein
grünes Netz entsteht.

Werden Sie aktiv für Hamburgs StadtNatur. Gartenbesitzer,
Kleingärtner, Hausbesitzer, Unternehmen und Bezirke - alle können
mitmachen. Weitere Infos finden Sie unter
www.NABU-Hamburg.de/stadtnatur und www.facebook.com/nabu.hamburg

Speziell für den Schutz der Schmetterlinge hat die Fachgruppe
Entomologie des NABU das Projekt "Aurora - Stadt der Schmetterlinge"
ins Leben gerufen. Schmetterlinge sind eine ökologisch besonders
anspruchsvolle Insektengruppe: Tut man etwas für ihren Schutz,
profitieren viele andere Tiere und Pflanzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.10.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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TAGUNG/1849: Biodiversität und Klimawandel - aktuelle Forschungsergebnisse aus dem Nationalpark Eifel, 16.11.


Nationalparkverwaltung Eifel im Landesbetrieb Wald und Holz NRW - 14.
Oktober 2019

Biodiversität und Klimawandel

Vortragsveranstaltung zu aktuellen Forschungsergebnissen aus dem
Nationalpark Eifel

Kostenfreie Tagung am 16.11. im Forum Vogelsang IP zu aktuellen
Forschungsthemen aus dem Nationalparkgebiet Eifel



Schleiden-Gemünd, den 14.10.2019. Wie entwickeln sich die Wälder und
Bäche im Nationalpark Eifel und ihre Tier- und Pflanzenarten? Wie
zeigt sich der Klimawandel in der Eifel und was kann er für seine
natürlichen Lebensräume bedeuten? Die Nationalparkverwaltung Eifel
lässt die Öffentlichkeit im Rahmen einer großen Forschungstagung an
den Ergebnissen zum Teil langjähriger Forschungsprojekte teilhaben.
Unter dem Titel "Biodiversität & Klimawandel" sind Interessierte und
Fachleute für Samstag, den 16. November 2019 ins Forum Vogelsang IP
eingeladen. Von 10 bis 17 Uhr gibt es im dortigen Panorama-Seminarraum
insgesamt zehn Vorträge zu Artenvielfalt, Monitoring, Neubürgern aus
der Tierwelt und Klimawandel. Die Veranstaltung steht allen
Interessierten offen und ist kostenfrei.

Der Nationalpark Eifel zählt bundesweit zu den bedeutenden
Referenzstandorten für die Entwicklung naturnaher Wälder, die nicht
mehr vom Menschen forstwirtschaftlich genutzt werden. Für Wissenschaft
und Forschung ist er damit von besonderem Interesse. Für die
ganztägige Vortragsveranstaltung im großen Seminarraum mit
Panoramablick über den Nationalpark Eifel konnten namhafte
Wissenschaftler unterschiedlichster Universitäten und
Forschungseinrichtungen aus Deutschland gewonnen werden.

Vorgestellt werden zum Beispiel wichtige Pilzarten der
Prozessschutzwälder, die Entwicklung der Bachtiere nach einer
Gewässerrenaturierung, aber auch Besonderheiten aus der großen Gruppe
der Nachtfalter. Zudem gibt es Informationen aus erster Hand zu
einheimischen und fremdländischen Krebsarten, zum drohenden Aussterben
des Feuersalamanders, über die Entwicklung der Vogelwelt sowie den
Einsatz neuartiger Methoden zur Artenerfassung des Waldbodens.

In einem kompletten Themenblock gehen die Wissenschaftler auf aktuelle
Fragen zum Klimawandel ein: Wie wird sich das Klima in der Eifel
zukünftig entwickeln? Welche Folgen wird dies für den Buchenwald als
natürlicherweise vorherrschende Waldgesellschaft in der Eifel haben
und welche Rolle spielt ein natürlicher Laubmischwald und sein Boden
für den CO2-Haushalt und damit für den Klimaschutz?

Die Moderation der Veranstaltung übernimmt der Abteilungsleiter
Naturschutz des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz
NRW, Dr. Georg Verbücheln. Für das leibliche Wohl der Teilnehmenden
sorgt der Förderverein Nationalpark Eifel.

Die Nationalparkverwaltung Eifel bittet um Anmeldung bis zum 3.
November - per Mail an 

anmeldung@nationalpark-eifel.de.
Weitere Informationen stehen unter 

www.nationalpark-eifel.de/forschungsergebnisse.

Anreise mit Bus: Eine An- und Abreise ist mit dem Nationalpark-Shuttle
SB82 möglich, der stündlich zwischen dem Bahnhof Kall und Vogelsang IP
pendelt oder aus Richtung Simmerath mit der Buslinie 63. Für
Autofahrer stehen auf dem Gelände von Vogelsang IP ausreichend
Parkplätze zur Verfügung. Jeder Teilnehmer erhält ein kostenfreies
Auslassticket.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.10.2019

Landesbetrieb Wald und Holz NRW

Nationalparkforstamt Eifel

Urftseestraße 34, 53937 Schleiden-Gmünd

Tel.: 02444/9510-0, Fax: 02444/9510-85

E-Mail: info@nationalpark-eifel.de

Internet: www.nationalpark-eifel.de
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MASSNAHMEN/205: Zürichs Untergang verhindern - Hochwasserentlastungsstollen Sihl (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1149, vom 03. Sept. 2019 - 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Zürichs Untergang verhindern: Hochwasserentlastungsstollen Sihl



Die Stadt Zürich ist die Wirtschaftsmetropole der Schweiz. Durch
Zürich fließt die Sihl. In der Sihl könnte jederzeit ein
Extremhochwasser auftreten. Dann würde Zürich absaufen - zuerst der
Zürcher Hauptbahnhof, der von der Sihl unterquert wird (vgl. RUNDBR.
1132/4, 1087/3). Die Folge eines großen Hochwassers für Zürich: Ein
Sachschaden von fünf Milliarden Schweizer Franken. In dem Aufsatz
"Kontinuierliche Wirkungsabschätzung von verschiedenen
Hochwasserschutzmaßnahmen über das gesamte Abfluss-Spektrum am
Beispiel der Sihl" analysieren JAN KLEINN ET AL. die verschiedenen in
Erwägung gezogenen Maßnahmen, um das Desaster zu verhindern. Ergebnis:
Das Risiko lässt sich am besten dadurch reduzieren, in dem oberhalb
von Zürich bis zu 400 Kubikmeter pro Sekunde aus der Sihl über einen
Hochwasserentlastungsstollen direkt in den Züricher See abgeleitet
werden. Der Hochwasserabfluss durch Zürich kann dadurch auf 300 m3/s
begrenzt werden. Damit können Extremhochwässer mit mehr als 700 m3/s
bis zu einer Wiederkehrperiode von 700 bis 1000 Jahren bewältigt
werden, heißt es in dem Aufsatz in der HYDROLOGIE &
WASSERBEWIRTSCHAFTUNG 3/2019, S. 158 - 167. Der Stollen soll 2023 in
Betrieb gehen.

Die Fachzeitschrift HYDROLOGIE UND WASSERBEWIRTSCHAFTUNG ...

 ... erscheint alle 2 Monate und kostet im Abonnement preisgünstige
34,- Euro pro Jahr. Ein Probeexemplar der Zeitschrift HYDROLOGIE UND
WASSERBEWIRTSCHAFTUNG (HyWa) kann angefordert werden bei der
Bundesanstalt für Gewässerkunde Am Mainzer Tor 1 56068 Koblenz 

www.hywa-online.de

Mehr Infos zu dieser Fachzeitschrift im RUNDBR. Nr. 1046/Seite 3-4.

 * 

Quelle:

BBU-WASSER-RUNDBRIEF Nr. 1149

Herausgeber:

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser

im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU),

Grete-Borgmann-Strasse 10, 79106 Freiburg i./Br.

E-Mail: post@regiowasser.de

Internet: www.akwasser.de, www.regioWASSER.de

 

Der BBU-WASSER-RUNDBRIEF kann abonniert werden durch Voreinzahlung

von 30 Euro für 30 Ausgaben auf das Postbankkonto Arbeitsgruppe

Wasser, Kto-Nr. 41952 757, Postbank Klrh., BLZ 660 100 75.

 

Meinungsbeiträge geben nicht in jedem Fall die Position des BBU wieder!

Die Weiterverwendung der Informationen in diesem RUNDBRIEF ist bei

Quellenangabe (!) erwünscht!

© Freiburger Ak Wasser im BBU
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AKTION/1492: Lippstadt - Kirmes-Führungen am 21./22. und 24. Oktober 2019


Stadt Lippstadt

Ein Blick hinter die Kirmes-Kulisse

Kirmesführungen für Kinder und Erwachsene



Lippstadt. Bunte Lichter, wunderbare Düfte, die Musik der
Fahrgeschäfte und die einladende Stimme desjenigen, der an der
Karussellkasse sitzt - so ist die Lippstädter Herbstwoche für
Jedermann ersichtlich.

Aber was macht ein Schausteller vormittags? Wann werden Reparaturen
ausgeführt und Leuchtmittel erneuert? Dürfen die Schausteller-Kinder
die herrlichen Süßigkeiten naschen? Fragen über Fragen, auf die es
jetzt eine Antwort gibt. Lippstadt Marketing bietet in diesem Jahr
drei Kirmesführungen ein, bei der die Teilnehmer hinter die
schillernde Fassade blicken dürfen und einen kleinen Eindruck vom
Alltags- und Arbeitsleben eines Schaustellers bekommen.

Während des rund zweistündigen Bummels haben die kleinen und großen
Kirmesfans die Möglichkeit ihre Fragen zu stellen und sie von
kompetenter Seite beantworten zu lassen.

Am Montag, 21. Oktober, und Dienstag, 22. Oktober, haben Kinder ab 16
Uhr die Möglichkeit, an der auf ihre Altersgruppe konzipierte
Kirmesführung teilzunehmen. Die Kirmesführung für Erwachsene findet am
Donnerstag, 24. Oktober, ebenfalls um 16 Uhr statt.

Interessierte werden gebeten, sich persönlich oder telefonisch in der
Stadtinformation im Rathaus, Tel. (0 29 41) 5 85 15 für die
Kirmesführung anzumelden - denn die Teilnehmerzahl je
"backstage"-Termin ist mit 20 Personen limitiert.

Der Kostenbeitrag liegt für Kinder bei 8,- Euro je Teilnehmer.
Erwachsene zahlen 12,50 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Oktober 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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